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(A) 


(C) 


184. Sitzung 


Bonn, den 9. November 1979 


Beginn: 9.00 Uhr 


Präsident Stücklen: Die Sitzung ist eröffnet. 


Amtliche Mitteilungen ohne Verlesung 

Gemäß $ 96 Abs. 2 Satz 3 der Geschäftsordnung hat der Präsident des 
Deutschen Bundestages die Unterrichtungen durch die Bundesregie- 
rung 

a) Bericht der Bundesregierung an den Deutschen Bundestag „Umwelt- 
radioaktivität und Strahlenbelastung im Jahre 1976“ — Drucksache 
8/1682 — 


b) Bericht der Bundesregierung an den Deutschen Bundestag „Umwelt- 
radioaktivität und Strahlenbelastung im Jahre 1977“ — Drucksachen 
8/3119, 8/3324 — 

in der vom Innenausschuß beschlossenen Fassung dem Haushaltsaus- 
schuß überwiesen. 

Der Präsident des Deutschen Bundestages hat entsprechend dem Be- 
schluß des Deutschen Bundestages vom 15. Dezember 1977 die in der 
Zeit vom 17. Oktober bis 6. November 1979 eingegangenen EG-Vorla- 
gen an die aus Drucksache 8/3339 ersichtlichen Ausschüsse überwie- 
sen. 


Der Bundesminister für Bildung und AA^ssenschaft hat mit Schreiben 
vom 6. November 1979 die Kleine Anfrage der Abgeordneten Schmitz 
(Baesweiler), Wimmer (Mönchengladbach), Frau Dr. Wex, Dr. Waffen- 
schmidt, Dr. Kraske, Dr. Möller, Schmidt (Wuppertal), Frau Karwatzki, 
Hasinger, Hauser (^nn-Bad Godesberg^ Vo^ (Düren), Krey, Haase 
(Kassd), Dr. Freiherr Spies von BüUesheim, Müller (Remscheid), Frau 
Pieser, Prinz zu Sayn-Wittgenstein-Hohenstein, Dr. Stavenhacen, Car- 
stens (Emstek) Besch, Dr. Rose, Dr. Friedmann, Schröder (Lüneburs), Pi- 
card, Krampe, Dr. Riedl (München), Dr. Becker (Frankfurt), Glos, Mikat, 
von der Heydt Freiherr von Massenbach betr. Beteiligung des Bundes 
an der Finanzierung des Neubaus des Klinikums Aachen — Drucksache 
8/3290 — beantwortet Sein Schreiben wird als Drucksache 8/3341 ver- 
teilt 

Der Parlamentarische Staatssekretär beim Bundesminister für Bil- 
dung und A^ssenschaft hat mit Schreiben vom 7. November 1979 die 
Kleine Anfrage der Abgeordneten Pfeifer, Daweke, Rühe, Frau Benedix- 
Engler, Prangenberg, Dr. Homhues, Frau Krone-Appuhn, Dr. Müller, 
Voigt (Sonthofen), Berger (Lahnstein), Frau Dr. Wilms, Frau Dr. Wis- 
niewski, Dr. Langguth, Dr. Jenninger, Röhner und der Fraktion der 
CDU/CSU betr. Wohnraumsituation der Studenten — Drucksache 
8/3289 — beantwortet Sein Schreiben wird als Drucksache 8/3342 ver- 
teilt 


Vor Eintritt in die Tagesordnung möchte ich mit- 
teilen, daB der Haushaltsausschuß die Genehmi- 
gung bekommen hat, auch bei dieser Plenarsitzung 
die Haushaltsberatungen fortzusetzen. 

Wir treten in die Tagesordnung ein. Ich rufe 
Punkt 18 der Tagesordnung auf: 

Beratung des Antrags der Abgeordneten Dr. 
Riesenhuber, Dr. Becker (Frankfurt), Dr. Frei- 
herr Spies von BüUesheim, Dr. Jenninger, 
Pfeifer, Franke, Lenzer, Burger, Prinz zu Sayn- 
Wittgenstein-Hohenstein, Frau Dr. Wilms, 
Dr. Stavenhagen, Gerstein, Hasinger, Engels- 
berger, Dr. Hubrig, Benz, Dr. Laufs und der 
Fraktion der CDU/CSU 


zur Krebsforschung und Krebsbekämpfung 
in Deutschland 

— Drucksache 8/2733 — 

Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: 

Ausschuß für Jugend, Familie und Gesundheit 

Wird das Wort gewünscht? — Das Wort zur Be- 
gründung und in der Aussprache hat Herr Abgeord- 
neter Riesenhuber. 

Dr. Riesenhuber (CDU/CSU): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! In der Bundesrepublik 
Deutschland stirbt heute jeder fünfte Bürger an 
Krebs. Bei gleichbleibenden Verhältnissen wird vor- 
aussichtlich jeder dritte oder vierte Einwohner an 
Krebs erkranken und nur jeder zehnte die Chance 
zur Heilung haben. Dies schreibt die Bundesregie- 
rung in ihrer Antwort vom 9. Februar 1976 auf eine 
Große Anfrage zur Krebsbekämpfung. 

Krebs steht heute neben Herz- und Kreislaufer- 
krankungen an der Spitze der Todesursachen. Bei 
Herz- und Kreislauferkrankungen besteht die Chan- 
ce, durch vernünftige Lebensweise das Risiko zu 
mindern und die Heilungschancen zu erhöhen. 
Krebs wird häufig zum unausweichlichen Schick- 
sal, 

Der Deutsche Bundestag hat am 1 1. Juni 1976 eine 
Große Anfrage zur Krebsforschung diskutiert und 
Beschlüsse gefaßt Die Debatte hat Mängel und Lük- 
ken aufgezeigt. Sie hat Fortschritte und Chancen 
und eindrucksvolle Initiativen belegt: zur Stiftung 
Deutsche Krebshilfe, zur Gründung von Tumorzen- 
tren, zu Initiativen in der Grundlagenforschung. Die 
Debatte hat Beschlüsse gebracht, von denen ich an 
zwei erinnern will. 

Der erste Punkt des Entschließungsantrags betraf 
die Vorlage eines nationalen Krebsberichts durch 
die Bundesregierung bis zum 31. Dezember 1978. 
Der letzte Punkt dieses Entschließungsantrags be- 
traf — hier möchte ich den Wortlaut zitieren; er ist 
sprachlich nicht schön, aber sachlich zutreffend — 
„die Errichtung einer institutionalisierten Koopera- 
tionsebene für Krebsforschung und Krebsbekämp- 
fung, insbesondere mit dem Ziel der verbesserten 
Zusammenarbeit von Bund, Ländern und den die 
Forschung fördernden Institutionen sowie der wis- 
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(A) senschaftlichen Fachgesellschaften, und die Erar- 
beitung von Prioritäten in der Forschung und insbe- 
sondere auch in der Krebsbekämpfung". 

Inzwischen sind drei Jahre vergangen. Die Bun- 
desregierung war nicht imstande, termingerecht bis 
Ende 1978 den Krebsbericht vorzulegen. Die Bun- 
desregienmg war nicht imstande, die institutionali- 
sierte Kooperationsebene von Bund, Ländern und 
Forschung zu errichten, wie es vorgesehen war. Die 
Bundesregierung war in nunmehr drei Jahren nicht 
imstande, dem Auftrag des Deutschen Bundestages 
über alle Parteien hinweg zu folgen. 

(Lenzer [CDU/CSU]: Sie ist zu überhaupt 
nichts mehr imstande 1) 

Das ist ein schlechter Umgang mit dem Deutschen 
Bundestag; aber schlimmer ist: Es ist ein schlechter 
Umgang mit einem sehr bitteren Problem. Es sind 
drei ungenügend genutzte Jahre. 

Wir alle wissen, daß Krebsforschung und Krebs- 
bekämpfung zu den schwierigsten Bereichen medi- 
zinischer Forschung überhaupt gehören. Trotz gro- 
ßer Anstrengungen sind weltweit und in Deutsch- 
land die Häufigkeits- und Todesraten nicht gesun- 
ken. Auch heute noch besteht Unklarheit über die 
Ursachen von Krebs, auch wenn einige Zusammen- 
hänge — etwa zwischen Rauchen und Lungenkrebs 
— statistisch weitgehend belegt sind. 

Regionale Krebsregister gibt es nach wie vor nur 
in Hamburg und im Saarland. Das vom Bundestag 
geforderte weitere Krebsregister wurde nicht ge- 
jgj schaffen. Ein Krebsatlas wurde vorgelegt. Seine Er- 
fassungsdichte und seine Aussagefähigkeit sind Ge- 
genstand einer kritischen Diskussion. Die epidemio- 
logischen Untersuchungen geben einen verläßli- 
chen Zusammenhang zwischen möglichen Krebsur- 
sachen und tatsächlichen Krebsfällen nur ungenü- 
gend wieder. Der Verdacht auf krebserregende Sub- 
stanzen basiert auf dem Tierversuch, abgesehen von 
spezifischen und wichtigen Einzelfällen, etwa bei 
spezieller und hoher Belastung am Arbeitsplatz, die 
mit Intensität untersucht werden. 

Die Anstrengungen zur Früherkennimg sind er- 
heblich gesteigert worden; der Erfolg ist begrenzt 
geblieben. Die Kliniken arbeiten therapeutisch nach 
ihrem jeweils besten Wissen. Aber die Zusammen- 
hänge des Wissens aller Kliniken, die Durchschau- 
barkeit und Einsehbarkeit der Klinikregister, die 
Vergleichbarkeit der Therapien, ja schon die Ver- 
gleichbarkeit der therapierten Krankheitsfälle nach 
Schwere der Krankheit und nach befallenem Organ 
sind nicht sichergestellt so daß aus der Summe der 
Erfahrungen die bestmögliche Therapie schrittwei- 
se, systematisch und differenziert bisher nicht ent- 
wickelt werden konnte. Daß das heute möglich ist — 
auch unter den Bedingungen des Datenschutzes, un- 
ter den gegebenen Voraussetzungen der ärztlichen 
Schweigepflicht, die wir kennen — , ist in der Tech- 
nik unbestritten, ist beim Datenschutz unbestritten 
und kürzlich in einem Hearing des Forschungsaus- 
schusses bestätigt worden. 

Gleichzeitig sind die Anstrengungen außeror- 
dentlich. Das ist nicht nur an den finanziellen Mit- 
teln abzulesen, die zur Krebsbekämpfung aufge- 


bracht werden, an der Zahl der Beschäftigten oder (C) 
an den Investitionen in Tumorzentren und Kliniken, 

Das Maß der Teilnahme und des Engagements von 
Ärzten und Schwestern am Krankenbett geht oft 
weit über das hinaus, was durch einen Arbeitsver- 
trag abgegolten werden kann. Viele von uns, die in 
ihrer Familie mit der Krankheit Krebs konfrontiert 
gewesen sind, haben das sicher erfahren. 

Als Resümee müssen wir heute feststellen, daß 
das alles nicht den erwarteten Erfolg gebracht hat. 

Das hat auch die Bundesregierung bestätigt Das gilt 
nicht nur für Deutschland, das gilt weltweit. Wir ha- 
ben heute die Vorgaben unserer Arbeit im Bereich 
der Krebsbekämpfung zu prüfen, jene Vorgaben, die 
die Politik geben kann. Zu den Inhalten selbst haben 
die Institute und die Fachgesellschaften, besonders 
aber auch die Deutsche Forschungsgemeinschaft 
Wichtiges und Gültiges gesagt. Einiges davon haben 
wir in unseren Antrag axxfgenommen. 

Krebsforschung — und das ist zu einem wesentli- 
chen Teil Grundlagenforschung — braucht ein ho- 
hes Maß an Freiheit. Darüber haben wir vor weni- 
gen Wochen im Grundsatz diskutiert Wir brauchen 
nicht unbedingt mehr Forschung, aber wir brauchen 
die beste Forschung, die verfügbar gemacht werden 
kann. Hier will ich mich nur auf das beziehen, was 
die Deutsche Forschungsgemeinschaft dazu gesagt 
hat 

Krebsbekämpfung — das ist die bestmögliche 
Versorgung des Patienten — braucht eine vernünf- 
tige und durchgreifende Organisation. Krebsfor- 
schung und Krebsbekämpfung brauchen einander in P) 
dem ständigen Austausch von Erfahrungen für die 
konkrete Arbeit Es hat sich gezeigt, daß die vielfäl- 
tigen Leistungen einzelner trotz sehr großer An- 
strengungen nicht ausreichen, wenn sie nicht hin- 
reichend einbezogen sind in ein umfassendes Kon- 
zept. 

Der Kampf gegen Krebs erfordert die Zusammen- 
arbeit sehr vieler Disziplinen. Das kann durch einen 
Sachverständigenrat geleistet werden. Die Komple- 
xität des Problems Krebs ist sehr viel größer als die 
Komplexität der technokratischen Programme, wie 
sie etwa unter dem Stichwort Apollo-Projekt abge- 
handelt worden sind. Hier liegen die Aufgaben, und 
über die Aufgabenstellung sind wir uns auch weitge- 
hend einig. Über diese Aufgabenstellung bestand 
auch kein Streit bei den Diskussionen vor drei Jah- 
ren. 

Die Frage ist, was die Bundesregierung aus diesen 
Aufgabenstellungen gemacht hat, was hier jetzt tat- 
sächlich an Möglichkeiten konkret angesprochen 
ist Die Bundesregienmg schlägt vor, eine Ge- 
schäftsstelle einzurichten, die den für den Schwer- 
punktbereich einzusetzenden Fachkommissionen 
zuarbeiten soll. Sie schlägt weiterhin vor, eine große 
Krebskonferenz über Inhalte und Fortführung des 
Programms in mehrjährigem Abstand beraten zu 
lassen. Das sind die beiden Instrumente, die auf der 
Krebskonferenz am 27. September 1979 vorgeschla- 
gen worden sind. 

Es bestehen ganz erhebliche Zweifel, ob dieses 
Konzept auch nur annähernd sachgerecht ist. Der 
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(A) Bundestag hatte eine institutionalisierte Koopera- 
tionsebene zwischen Bund, Ländern und der For- 
schung beschlossen. Ob die große Krebskonferenz 
das überhaupt sein kann, ist nach den Erfahrungen 
vom 27. September außerordentlich zweifelhaft 

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU) 

Wir hatten knapp vier Stunden verfügbare 
Arbeitszeit. Wir hatten an die 200 Konferenzteilneh- 
mer. Von diesen vier Stunden entfielen über zwei 
Stunden auf die Selbstdarstellung einiger Institutio- 
nen und Organisationen, die, wie einer de.r Redner 
sagte, vom Bundesgesundheitsministerium zu die- 
ser Selbstdarstellung aufgefordert worden waren. 
Wie eine derart organisierte große Krebskonferenz 
überhaupt imstande sein soll — noch dazu bei dem 
vorgesehenen mehrjährigen Abstand von Tagun- 
gen — , irgendeinen sinnvollen Beitrag zum Inhalt 
und zur Kritik des Programms zu leisten, ist schlech- 
terdings nicht zu erkennen. Wie auf diese Weise die 
sinnvolle Kooperation zwischen Bund, Ländern und 
Forschungsinstitutionen gewährleistet werden 
kann, ist überhaupt nicht ersichtlich. 

Der zweite Vorschlag, den die Bundesregierung 
zum Organisatorischen vorlegt — ich möchte wie- 
derholen, daß wir unsere Aufgabe nicht darin sehen, 
die Inhalte im einzelnen zu definieren, sondern daß 
wir unsere Aufgabe darin sehen, als Politiker den or- 
ganisatorischen und finanziellen Rahmen vorzuge- 
ben — , beinhaltet die Einrichtung einer Geschäfts- 
stelle. Diese Geschäftsstelle wird vor allem — dies 

jßj ist ihre erste Aufgabe — damit konfrontiert sein, das 
heillose Durcheinander der Zuständigkeiten zwi- 
schen den Ressorts der Bundesregierung in Ord- 
nung zu bringen. Das Papier des Bundesgesund- 
heitsministeriums nennt unverändert nach drei Jah- 
ren — wir haben damals darüber gesprochen — als 
vornehmlich zuständige Bundesressorts — „vor- 
nehmlich" zuständig heißt, daß auch noch andere zu- 
ständig sind — die folgenden: Arbeit- und Sozialord- 
nung, Forschung und Technologie, Inneres, Bildung 
und Wissenschaft sowie Jugend, Familie und Ge- 
sundheit. Daß bei dieser Fülle von Zuständigkeiten, 
Teilzuständigkeiten und sich überschneidenden Zu- 
ständigkeiten eine vernünftige und gestraffte Koor- 
dination nicht in dem Maß möglich ist, wie es zu ei- 
ner vernünftigen Bearbeitung und einer möglichen 
Lösung des Problems notwendig ist, liegt auf der 
Hand. Diese Geschäftsstelle ist ohne Zweifel not- 
wendig. Sie löst jedoch nicht die Probleme der 
Krebsbekämpfung, sondern allenfalls die Probleme 
der Arbeitsorganisation der Bundesregierung. 

Ich möchte gar nicht im einzelnen darüber disku- 
tieren, ob bei dieser Konstruktion die Möglichkeit 
besteht, die Zusammenarbeit mit den Bundeslän- 
dern sicherzustellen. Diese haben offensichtliche 
und weitreichende Kompetenzen und Verantwort- 
lichkeiten sowie ganz handfeste und konkrete Er- 
fahrungen. Der Bundestag hat dies 1976 auch mit 
Zustimmung aller Fraktionen ausdrücklich aner- 
kannt. In unserem Antrag wird darauf mit der For- 
derung nach Verhandlungen zwischen Bund und 
Ländern zur Vorbereitung eben dieser Zusammen- 
arbeit und dieser Programme hingewiesen. 


Viel beunruhigender als dieser Faktor, obwohl (Q 
auch dieser einen guten Erfolg des Programms 
schon ernsthaft in Frage stellen kann, ist das grund- 
sätzliche Unverständnis für die Arbeit von Wissen- 
schaft und — mehr noch — für die Chance und die 
Notwendigkeit, die Männer und Frauen für eine um- 
fassende Mitarbeit zu gewinnen, die am Kranken- 
bett, in der Forschung und in der diagnostischen 
Praxis oder auch in der helfenden Rehabilitation die 
eigentliche Arbeit zu tragen haben. Wir schlagen 
vor, die Mitarbeit dieser Männer und Frauen — wir 
halten das für eine entscheidende Voraussetzung — 
dadurch zu gewinnen, daß wir in einem Sachverstän- 
digenrat der Verantwortlichen und Kundigen ihre 
Repräsentanten zusammenfassen und in die Arbeit 
einbeziehen. 

In unserem Antrag haben wir dargestellt, wie die- 
ser Deutsche Rat zur Krebsbekämpfung aufgebaut 
sein soll. Wir haben auch begründet, worin wir seine 
Funktion sehen. Er soll mit einem Minimum an Bü- 
rokratie ein Maximum an gemeinsamer Arbeit er- 
reichen. Dies soll aus der Legitimation von Männern 
und Frauen geschehen, die nicht nur kundig und 
sachverständig sind, sondern auch ihr Leben in den 
Dienst einer Sache gestellt haben und sich dadurch 
besser als andere, denen die Erfüllung administrati- 
ver Aufgaben obliegt, legitimiert und verantwortlich 
gezeigt haben. 

Es ist selbstverständlich, daß der qualifizierte 
Sachverstand der Ministerien einbezogen werden 
muß. Es kann aber — ich wiederhole es — nicht Sa- _ . 
che der Politik und auch nicht Sache der Ministe- ^ 
rien sein, Inhalte von Forschung vorzugeben. Die 
Richtlinien der angewandten Forschung und die 
Schwerpunkte der Grundlagenforschung gewinnen 
ihre Autorität nicht aus der andersgearteten Autori- 
tät einer Bundesregierung. Sie gewinnen Autorität 
vielmehr daraus, daß umfassender Sachverstand 
einbezogen wird. Gerade dort, wo die funktionalen 
Eliten aus den einzelnen Sachbereichen einen, wenn 
Sie so wollen, demokratischen Prozeß der Mei- 
nungsbildung sachgerecht entstehen lassen könn- 
ten, behält sich die Bundesregierung die Sachent- 
scheidung für ihre Administration vor. Das ist nicht 
unser Verständnis von Wissenschaft. Das ist nicht 
unser Verständnis von einem guten Gesundheits- 
wesen. Das ist auch nicht unser Verständnis von der 
Teilhabe von Betroffenen an Entscheidungen, und 
dies ist vor allem nicht sachgerecht. 

(Stahl [Kempen] [SPD]: Vor allem ist das Ne- 
belschießen!) 

— Das war ein Stahlscher Zwischenruf, der für sich 
selbst spricht. 

Der Bundesregierung fällt zur Demokratisierung 
offensichtlich vor allem dann etwas ein, wenn funk- 
tionierende Institutionen, die ihr nicht dienstbar 
sind, in ihrem System verändert werden sollen; die 
Unternehmen und Universitäten sind hierfür Bei- 
spiele. Wenn die Bundesregierung ihre Macht admi- 
nistrieren kann, dann scheint der Beitrag der betrof- 
fenen und Kundigen weniger gefragt zu sein. 
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Dr. Riesenhuber 

(A) Das Unheil Krebs ist eine der schlimmsten Bedro- 
hungen. 

(Zuruf des Abgeordneten Wolfram [Reck- 
linghausen] [SPD]) 

— Ich rede über Krebs; denn es geht hier wirklich 
darum, organisatorische Voraussetzungen zu schaf- 
fen, die einigermaßen vernünftig funktionieren. 

(Stahl [Kempen] [SPD]: Sie haben über die 
Hochschulen und über die Zuständigkeiten 
gesprochen und genau das genannt, was in 
diesem Lande nicht da ist!) 

Die Debatte im Jahre 1976 hat erwiesen, in wel- 
chem Maße der Bundestag einheitlich arbeiten 
könnte. Wir bitten heute um Unterstützung für un- 
ser Konzept, das den Sachverstand und das Engage- 
ment freisetzen kann, anstatt Bürokratien überzu- 
stülpen. Wir bitten um 'Unterstützung für unser 
Konzept, in dem gültiges Wissen nach einheitlichen 
Kriterien geordnet wird, so daß Ziele gesetzt wer- 
den können. Wir bitten um Unterstützung für unser 
Konzept, in dem Bund und Länder, Forschung, Ärzte 
und Kliniken, Männer und Frauen auch aus den so- 
zialen Diensten ihre Erfahrung einbringen kön- 
nen. 

Niemand kann kurzfristigen Erfolg versprechen; 
aber wir können einen Beitrag leisten, Leid zu lin- 
dern, und dies geschieht. Dies unterscheidet unsere 
Debatte von vielen Debatten, die wir in dem Hause 
zu führen haben: Die Erfahrung des Leids ist für je- 
den von uns grundsätzlicher als irgendeine der 
spektakulären Wohltaten, die Regierungen vor den 
(®) Wahlen verteilen können. Das gilt auch für die Er- 
fahrung des Mitleidens. 

(Stahl [Kempen] [SPD]: Sagen Sie einmal, 
was die Krebsbekämpfung mit den Wahlen 
zu tun hat!) 

Ich beantrage für meine Fraktion die Überwei- 
sung des Antrags federführend an den Ausschuß für 
Jugend, Familie und Gesundheit, mitberatend an 
den Ausschuß für Technologie. Die Einzelheiten 
und Inhalte des Konzepts haben wir in dem Antrag 
dargelegt, und ich hatte sie hier nicht im einzelnen 
nachzuzeichnen. Wir hoffen zuversichtlich, daß die 
Arbeit in den Ausschüssen die Bundesregierung zu 
einem grundsätzlichen Überdenken ihres Konzepts 
bewegen kann. Die dreijährige Arbeit an diesem 
Konzept sieht man dem Ergebnis nicht an. Die Auf- 
gabe verdient eine größere Sorgfalt und eine grö- 
ßere Verantwortlichkeit im Umgang mit einem sehr 
großen Problem. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Stahl [Kem- 
pen] [SPD]: Das war aber sehr seichtO 

Präsident Stückten: Das Wort hat der Herr Abge- 
ordnete Jaunich. 

Jaunich (SPD): Herr Präsident! Meine Damen! 
Meine Herren! Etwa 150 000 Menschen sterben in 
der Bundesrepublik Deutschland jährlich an Krebs. 
Die Erkrankungshäufigkeit und damit die Wahr- 
scheinlichkeit für jeden einzelnen Bürger, an Krebs 
zu erkranken, hat zugenommen. Es ist zu befürchten, 
daß künftig jeder dritte Bundesbürger von Krebs be- 


fallen wird und daß bei unveränderten Verhältnis- (C) 
sen in den nächsten zehn Jahren bis zu 2 Millionen 
Menschen in der Bundesrepublik Deutschland an 
Krebs sterben werden. Diese Ausgangssituation 
wurde so, wie ich meine zutreffend, in dem Diskus- 
sionspapier für ein Gesamtprogramm zur Krebsbe- 
kämpfung in der Bundesrepublik beschrieben, das 
von der Bundesregierung der ersten großen Krebs- 
konferenz am 27. September 1979 vorgelegt wurde. 
Angesichts dieser Ausgangslage ist es ein lobens- 
wertes Unterfangen, über Möglichkeiten zur Ver- 
besserung der Krebsbekämpfung nachzudenken 
und darüber zu debattieren. Wir müssen dabei aller- 
dings nicht bei der Stunde Null anfangen, wie es die 
CDU/CSU in ihrem Antrag zu suggerieren versucht 
Die Bundesregierung hat das Ergebnis ihrer Arbeit 
zwar spät vorgelegt; aber das ist bei den vorgegebe- 
nen Schwierigkeiten auf diesem Feld nicht verwun- 
derlich. Auch Sie verkennen nicht die Schwierigkei- 
ten auf diesem Feld; dies kann man Ihrem Antrag 
und seiner Begründung unschwer entnehmen. 

Fußend auf dem Beschluß des Deutschen Bundes- 
tages vom 23. Juni 1976, der im Zusammenhang mit 
der Beantwortung der Großen Anfrage der SPD- und 
FDP-Fraktion gefaßt wurde, wurde die erste Krebs- 
konferenz einberufen und dieser ein Diskussionspa- 
pier vorgelegt Diese erste große Krebskonferenz 
kann in Anbetracht der Tatsache, daß fast edle, die 
um ihre Mitarbeit gebeten wurden, an ihr teilge- 
nommen haben und ihre Mitarbeit für die Zukunft 
zugesichert haben, als ein erster Erfolg angesehen 
werden. Es wäre nicht gut jetzt ein Stoppsignal zu 
setzen und die vorhandenen positiven Ansätze zu (D) 
verschütten. 

(Stahl [Kempen] [SPD]: Sehr richtig!) 

„Stop and go" verträgt dieses Thema nun wahrlich 
nicht, 

(Stahl [Kempen] [SPD]: So ist es!) 

Nun bitte ich Sie, einmal realistisch zu überden- 
ken, was es bedeuten würde, wenn wir auf Ihren An- 
trag hier eingehen und sagen würden: Bundesregie- 
rung, nun blas das einmal alles ab, was da zwischen- 
zeitlich in Gang gekommen ist Welchen Zeitpunkt, 
zu dem der Deutsche Bundestag über Ihren Antrag 
definitiv befinden könnte, haben Sie denn im Auge? 

Dann müßten die von Ihnen anvisierten Verhand- 
lungen mit den Bundesländern beginnen. Und dann 
müßte all das, was jahrelange Vorbereitungszeit in 
Anspruch genommen hat — im übrigen beklagen 
Sie ja diese lange Vorbereitungszeit — , noch einmal 
von vom beginnen. Wahrlich kein Beitrag zur Über- 
windung des Status quo in der Krebsbekämpfung. 

(Dr. Riesenhuber [CDU/CSU]: Diese Ver- 
handlungen mit den Bundesländern haben 
wir erst 1976 beschlossen, also vor drei Jah- 
ren!) 

— Eben. All dies wollen Sie noch einmal in den Ver- 
fahrensgang bringen. 

(Gerstein [CDU/CSU]: Die Verhandlungen 
haben doch noch gar nicht stattgefunden!) 

So ist doch Ihr Konzept realistischerweise auszu- 
deuten. 
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Jaunich 

(A) Die von Ihnen in Ihrem Antrag geforderten Sach- 
punkte sind alle — aber auch alle! — in dem von mir 
bereits erwähnten Diskussionspapier, welches die 
Bundesregierung der Großen Krebskonferenz vor- 
gelegt hat enthalten. Realistischerweise bündelt sie 
die Probleme in drei Schwerpunkten: Prävention, 
Versorgung, einschließlich der so wichtigen Nach- 
sorge, und Forschung und Ausbildung. Zu dem 
Thema Forschung und Ausbildung will ich hier 
keine Ausführungen machen, weil wir uns das ein 
wenig aufgeteilt haben. Aber zu den übrigen Berei- 
chen und zu Ihrem Antrag insgesamt gestatten Sie 
mir doch noch einige Worte. 

Ich muß ihn immer wieder ins Verhältnis setzen 
zu dem, was bereits Gegenstand der Erörterung in 
den Fachkreisen ist was in die Große Krebskonfe- 
renz eingeführt wurde. Dem Entwurf der Bundesre- 
gierung zufolge werden für diese drei von mir ge- 
nannten Schwerpunkte Fachbereichskommissio- 
nen gebildet die sich aus allen, die ihre Mitarbeit 
anbieten wollen, zusammensetzen. Organisatorisch 
werden sie durch eine einzurichtende Geschäfts- 
stelle unterstützt 

In Ihrem Antrag, verehrte Kolleginnen und Kolle- 
gen der Opposition, fordern Sie; 

Der „Deutsche Rat zur Krebsbekämpfung“ hat 
die Aufgabe, über das Konzept zur Krebsbe- 
kämpfung auf Grund definierter Ziele zusam- 
menfassend zu beraten, . . . 

Soeben haben Sie hier gesagt Forschung vertrage 
keine Vorgaben. Hier aber fordern Sie quasi diese 

(B) Vorgabe. Denn wie sonst soll denn die Formulierung 
„auf Grund definierter Ziele" verstanden werden? 
Das kann doch wohl nur als Vorgeben von Zielen 
verstanden werden. Für uns gibt es nur ein Ziel, und 
das heißt: optimale Krebsbekämpfung. Teilziele auf 
dem Weg dorthin sollen die Fachkommissionen 
selbst erarbeiten. Hier ist also der Ansatz der Bun- 
desregierung wesentlich freiheitlicher als Ihr An- 
satz, den Sie hier soeben hochzustilisieren versucht 
haben, als ob Ihr Antrag hinsichtlich der For- 
schungs- und Bekämpfungsfreiheit das Nonplusul- 
tra sei. 

In dem Papier der Bundesregierung heißt es: 

Die Erarbeitung des Programms und seine 
Durchführung sollen nach dem Willen der Bun- 
desregierung ein Angebot an alle sein, die über 
Möglichkeiten verfügen, einen Beitrag zur 
Krebsbekämpfung zu leisten. Es soll ihnen ko- 
operative Arbeit ermöglichen, es soll Partner 
zusammenführen, aber keine sachfremden 
Hierarchien schaffen. 

Ich verstehe nicht wie Sie auf Grund eines solchen 
Vorhabens — auch und gerade bei einem so diffizi- 
len Thema — in Diffamierungsstrategien auswei- 
chen können. Ich darf an dieser Stelle ein weiteres 
Zitat aus dem von der Bundesregierung vorgelegten 
Diskussionspapier anführen: 

Es ist deshalb kein nationales Krebsprogramm 
der Bundesregierung, sondern ein Mosaik auf- 
einander abgestimmter, sich gegenseitig ergän- 
zender, verstärkender und korrigierender — so- 
weit als nötig pluralistischer — Aktivitäten des 


Bundes, der Länder und Gemeinden, der Wis- (C) 
senschaft, der Ärzte und Betreuungspersonen, 
der Träger von Kranken- und Rentenversiche- 
rung, der Deutschen Krebshilfe sowie aller an- 
deren, die sich an diesem Programm beteiligen 
wollen. 

Gestatten Sie mir in diesem Zusammenhang, daß 
ich all den Organisationen, die sich um das schwie- 
rige Thema Krebsbekämpfung mühen, im Namen 
meiner Fraktion ein herzliches Dankeschön sage, 
auch ein herzliches Dankeschön für ihre Bereit- 
schaft, diesen kooperativen Weg — zusammen mit 
den staatlichen Instanzen — zu gehen. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Krebsbekämpfung ist elementarer Bestandteil ei- 
ner aktiven Gesundheitspolitik. Der Staat kann sich 
dieser Aufgabe daher überhaupt nicht entziehen, 
auch nicht zum Teil. In diesem Zusammenhang zei- 
gen Sie in der Einleitung Ihres Antrags auf, welch 
riesiges Feld zur Krebsbekämpfung zu zählen ist, 
z. B. die gesamten Umweltaktivitäten, die Beeinflus- 
sungen vom Arbeitsplatz her. Und gegen Schluß 
Ihres Antrags sagen Sie dann: 

Die Bundesregierung überträgt dem „Deutschen 
Rat zur Krebsbekämpfung " die Verantwortung 
für die laufenden krebsbezogenen Programme 
und Vorhaben der Bundesregierung. 

Meine Damen, meine Herren, die Verantwortung, 
die der Staat für die Menschen in unserem Lande 
originär hat, kann er auch nicht aus noch so vielen 
idealistischen Motiven auf ein anderes Gremium 
übertragen. Es wäre angesichts der Einleitung die- (U) 
ser Debatte durch Sie, Herr Kollege Riesenhuber, 
reizvoll, diesen Weg zu gehen, weil man da für die 
Zukunft dann sagen könnte: Nun, bitte, solche De- 
batten können hier nicht mehr stattfinden. Aber es 
wäre kein Beitrag, kein Weg, den wir ernsthaft ge- 
hen können. Wir müssen uns hier unserer Ver- 
pflichtung bewußt bleiben. 

Hüten wir uns davor, zu große Hoffnungen zu 
wecken. Die Enttäuschungen könnten um so größer 
sein. Hüten wir uns aber auch davor, Angst und Re- 
signation zu verbreiten. Die Angstschwelle bei 
Krebserkrankungen ist ohnehin zu hoch. Sie ver- 
hindert in vielen Fällen eine frühzeitige Behandlung 
und macht dadurch eine Vielzahl von Heilungs- 
chancen zunichte. Auch Gutmeinende sollten dies 
überlegen. Auch wenn ein Herr Professor Hackethal 
dies seinerzeit aus guten Motiven heraus getan ha- 
ben sollte, so mußte er sich allerdings darüber im 
klaren sein, daß die Problematik, die im Zugang zu 
den Früherkennungsuntersuchungen liegt, durch 
seine Bemerkungen nur verstärkt worden ist Ich 
persönlich bin Herrn Staatssekretär Wolters dafür 
dankbar, daß er da von Anfang an dagegengehalten 
hat. Denn — noch einmal — die Angst vor Krebs ist 
nicht nur in unserem Lande, sie ist überall so hoch 
und steht allen Konzepten zu einer Überwindung 
dieser Krankheit hinderlich im Wege. Lenken wir 
unser Augenmerk aber auch darauf, dciß unkonven- 
tionelle Methoden in die Bemühungen, den Krebs 
zu bezwingen, gleichberechtigt einbezogen werden. 

Wir hatten das seinerzeit im 7. Deutschen Bundes- 
tag bei der Debatte über unsere Anfrage schon in 
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Jaunlch 

(A) die Beschlußfassung mit einbezogen. Widerstehen 
wir miteinander der Versuchung, hier ein neues 
Feld parteipolitischer Auseinandersetzungen zu er- 
öffnen. Dies sind wir den Bürgern in unserem Lande 
schuldig; denn niemand von uns kann sagen, daß es 
nur eine Frage so oder so gearteter Organisation 
wäre und morgen würde der große Wurf gelingen, 
diese furchtbare Bedrohung der Menschheit zu 
überwinden. Widerstehen wir daher gemeinsam 
dieser, wenn auch für manche von Ihnen vielleicht 
naheliegenden Versuchung, dieses Feld parteipoli- 
tisch besetzen zu wollen! Seien wir uns der Aufgabe 
bewußt, um die es geht, unseren Beitrag zu leisten, 
Voraussetzungen für eine umfassende Krebsbe- 
kämpfung schaffen zu helfen! 

(Beifall bei der SPD und der FDP sowie bei 
Abgeordneten der CDU/CSU) 

Präsident Stücklen: Das Wort hat der Abgeord- 
nete Dr. Laermann. 

Dr.-Ing. Laermann (FDP): Herr Präsident! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Es wäre fast eine 
Überraschung gewesen, wenn man in einem Antrag, 
der an der Spitze der Unterschriften den Namen des 
Herrn Kollegen Riesenhuber trägt, nicht den Vor- 
schlag für eine neue Bürokratie oder Minibürokra- 
tie gefunden hätte. 

(Zuruf des Abg. Dr. Riesenhuber [CDU/ 
CSU) und weitere Zurufe von der CDU/ 
CSU) 

(B) Ich habe den Eindruck, Herr Kollege Riesenhuber, 
daß Sie immer wieder versuchen, 

(Zuruf von der CDU/CSU: Ein ganz toller 
Anfang ist das!) 

sich der Verantwortung zur Lösung politischer Pro- 
bleme dadurch zu entziehen, daß die Einsetzung ir- 
gendeiner Art von Minibürokratie gefordert wird. 

(Dr. Riesenhuber (CDU/CSU): Daß Sie die 
Technologiefolgenabschätzung ablehnen, 
legitimiert Sie zu dieser Aussage noch 
nicht!) 

— Wir unterhalten uns über Ihren heute vorliegen- 
den Antrag. 

Mein Vorredner, der Kollege Jaunich, hat festge- 
stellt, daß wir uns der politischen Verantwortung 
zur Überwindung der Gefährdung der Menschheit 
durch den Krebs nicht entziehen können, sondern 
uns dieser Verantwortung stellen müssen. Ich 
stimme ihm zu. Ich bitte auch sehr herzlich darum, 
daß wir dieses Thema nicht zum Gegenstand partei- 
politischer Auseinandersetzungen oder gar zu ei- 
nem Wahlkampfthema machen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das ist wirklich 
der letzte Hammer! — Dr. Riesenhuber 
[CDU/CSU): Wir wollen nur, daß nach drei 
Jahren etwas passiert! In meiner ganzen 
Rede habe ich betont, daß wir das Problem 
gemeinsam lösen können und sollen! — 
Weitere Zurufe von der CDU/CSU) 

Wir haben im Jahre 1976 auf Grund einer Großen 
Anfrage der Koalitionsfraktionen hier eine Ent- 


schließung verabschiedet. Im Jahr 1978 hat die Bun- (C) 
desregierung ihr Programm zur Förderung von For- 
schung auf dem Gebiet der Gesundheit vorgelegt, 
das zu einem großen Teil sich gerade mit der Krebs- 
forschung und Krebsbekämpfung befaßt 

(Dr. Riesenhuber [CDU/CSU]: Ohne Erledi- 
gung unserer Beschlüsse!) 

— Herr Kollege Riesenhuber, wir sind uns doch si- 
cherlich darüber im klaren, daß wir es mit einem po- 
litisch schwer zu handhabenden Thema zu tun ha- 
ben und daß es intensivster Anstrengungen bedarf, 
um zu wirkungsvollen Ansätzen für Lösungen zu 
kommen. Wir können nicht erwarten, daß wir dieses 
Problem hier nun in aller Kürze, in einem Jahr oder 
in zwei Jahren, zur Zufriedenheit aller lösen kön- 
nen. 

Sehen wir uns doch die Entwicklung in der Welt 
an! Im Vergleich dazu meine ich, daß die Bemühun- 
gen unserer Mediziner, unserer Forscher und aller 
derjenigen, die gemeinsam in einer Front bei der Be- 
kämpfung des Krebses stehen, durchaus weltweit 
vergleichbar sind. Vieles ist auf diesem Gebiet gelei- 
stet worden. Wir können nur gemeinsam beklagen, 
daß nicht noch mehr Fortschritte erzielt worden 
sind. Aber intensive Bemühungen sind im Gange. 

Es ist falsch, an den Vorstellungen der Bundesre- 
gierung bezüglich der Einrichtungen von Fach- 
kommissionen Kritik zu üben. In diesen Fachkom- 
missionen haben wir doch eine viel breitere Basis. 
Sehen Sie einmal, wer in diesen Fachkommissionen 
alles mitarbeiten soll, alles mitarbeiten kann. Das ist 
eine viel breitere Basis unter Berücksichtigung der ^ ^ 
Notwendigkeit einer interdisziplinären Zusammen- 
arbeit auf dem Gebiet der Krebsbekämpfung, als Sie 
es etwa mit einem Deutschen Rat zur Krebsbekämp- 
fung, mit einem Generalsekretär an der Spitze, errei- 
chen können. 

Aus dem Bereich der Forschung, gerade auch aus 
dem der medizinischen Forschung und der Krebs- 
forschung, gibt es eine Reihe von Vorschlägen, die 
diese Bemühungen der Bundesregierung unterstüt- 
zen. Ich erinnere an das Memorandum der Arbeits- 
gemeinschaft deutscher Tumorzentren, das im Sep- 
tember verabschiedet worden ist. Ich halte es für 
eine tragbare Grundlage für weitere Arbeiten. Es 
kommt nur darauf an, daß alle diese Aktivitäten ko- 
ordiniert werden. Genau das ist das Anliegen der 
Bundesregierung. Ich glaube, darin sind sich alle Be- 
teiligten einig, angefangen von der Senatskommis- 
sion für Krebsbekämpfung der Deutschen For- 
schungsgemeinschaft bis hin zu der neu gegründe- 
ten Arbeitsgemeinschaft deutscher Tumor Zentren. 

Die Vorschläge sind beachtenswert. Ich glaube auch 
sagen zu dürfen, daß die Bundesregierung diese 
Vorschläge aufgreift. Aber es ist nicht nur eine 
Frage der Bundesregierung. Hier sind genausogut 
die Länderregierungen aufgefordert, sich an diesen 
Bemühungen gemeinsam zu beteiligen. 

(Dr. Riesenhuber [CDU/CSU]: Das ist unser 
Antrag!) 

Sicherlich ist es auch richtig und notwendig, das 
ganze Spektrum der Forschungsaufga*ben hier ein- 
mal zu skizzieren. Insoweit sind wir mit Ihrem An- 
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(A) trag und Ihren Formulierungen durchaus d'accord. 
Wir liegen auf der gleichen Linie. Es geht nur um die 
Frage, in welcher Organisationsform die Zusam- 
menführung und Koordinierung der Forschung er- 
folgen soll. Hier sind die Unterschiede. Ich meine, 
daß mit einer organisatorischen Lösung allein das 
Problem der Krebsbekämpfung nicht bewältigt ist. 

Sicherlich ist es notwendig, die klinische For- 
schung durch die Ausbildung von Nachwuchskräf- 
ten nachhaltig zu verbessern. Auch ist es notwendig, 
zu vergleichenden Bewertungsmaßstäben und 
-kriterien hinsichtlich der diagnostischen und the- 
rapeutischen Verfahren zu kommen. Das kann nicht 
an einer Stelle allein geschehen. Koordinienmg kann 
und darf nicht bedeuten, daß wir die Forschung len- 
ken. Wir wollen die Mehrfachforschung und die 
übergreifende Forschung nicht behindern. Solche 
Entwicklungen müssen an vielen Forschungszen- 
tren gleichzeitig durchgeführt werden. Allerdings 
müssen wir für die vergleichende Bewertung zu 
standardisierten Bedingungen kommen, die dann 
zusammengeführt werden. Auch diese Aufgabe muß 
in Angriff genommen werden. 

(Gerstein [CDU/CSU]: Das steht aber in un- 
serem Antrag auch darin!) 

— Herr Kollege Gerstein, ich habe mich nur mit 
dem Teil Ihres Antrags kritisch auseinandergesetzt 
— und lehne ihn eindeutig ab — , der sich mit der 
Forderung befaßt einen Deutschen Rat zur Krebsbe- 
kämpfung einzurichten. Ich habe darzustellen ver- 
sucht, daß das, was allgemein zu der Notwendigkeit 
der Krebsforschung gesagt worden ist, bezüglich al- 
ler Maßnahmen, die auf dem Gebiet der Krebsfor- 
schung getan werden müssen, unsere Zustimmung 
findet. Da sind wir sicherlich einer Meinung. 

(Lenzer [CDU/CSUJ: Eben haben Sie gesagt 

man solle alle Aktivitäten zusammenfas- 
sen, was ein vernünftiger Vorschlag ist!) 

— Ich sehe darin keinen Widerspruch; denn ein 
Deutscher Krebsrat wird nicht in der Lage sein, alle 
diese Aktivitäten zusammenzufassen, wie groß er 
auch sein mag. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das sagen Sie!) 

Lassen Sie uns doch das Bemühen der vorhandenen 
Organisationen, zusammenzuarbeiten, unterstützen 
und diese Bemühungen und diese Ansätze nicht 
durch eine übergestülpte Organisation wieder zu- 
nichte machen. 

Ich meine, daß der Vorschlag der Bundesregie- 
rung, Krebskonferenzen abzuhalten, Beachtung ver- 
dient Überall, wo man Neuland betritt muß man zu- 
nächst Erfahrungen sammeln. Hier kamen eine 
Reihe von Leuten zusammen, die sich zum ersten- 
mal gesehen haben und die von der Existenz des je- 
weils anderen wohl nur aus den Medien oder sonsti- 
gen Publikationen wußten. Dieses Instrumentarium 
muß man zunächst einmal in den Griff bekommen. 
Ich glaube, daß dies ein Forum werden kann, in dem 
man wirklich zu internationalem Erfahrungsaus- 
tausch kommen kann und von dem weitere Koope- 
rationsanreize ausgehen können. 


Die Fachkommissionen, die eingerichtet werden (Q 
sollen, stehen allen offen, die mitarbeiten wollen 
und die über die notwendige Kompetenz verfügen, 
um an diesen Fragen mitarbeiten zu können. Herr 
Kollege Riesenhuber, das eröffnet doch die Möglich- 
keit zur Mitarbeit aller, die sich selbstlos zur Be- 
kämpfung des Krebses einsetzen, all der Männer 
und Frauen, die fachkompetent sind, so wie Sie es 
gefordert haben. Warum also diese Kritik? Was soll 
der Versuch, hier Gegensätze aufzubauen? 

Ich stimme Ihnen zu, daß in derartige vergleichen- 
de Therapiestudien im Bereich der Forschung eine 
Reihe von Problemen, die nicht unmittelbar zur 
Krebsforschung gehören, mit einbezogen werden 
müssen. Das heißt also interdisziplinäres Arbeiten 
der medizinischen Disziplinen, aber auch andere 
entsprechender naturwissenschaftlicher Fachberei- 
che. Ich möchte hier nur ein Beispiel nennen: Daten- 
verarbeitung — Krebsregister — , Berücksichtigung 
der Belange des Datenschutzes. All dies muß in in- 
terdisziplinärer Zusammenarbeit auf breitester Ba- 
sis erforscht und entwickelt werden. Diese Arbeit 
kann ein Deutscher Krebsrat mit Sicherheit nicht 
leisten. 

(Dr. Riesenhuber [CDU/CSU]: Aber die 
Bundesregierung!? — Lenzer [CDU/CSU]: 
Sicherlich besser als viele einzelne Fach- 
kommissionen!) 

— Ich meine, daß diese Aufteilung in Fachkommis- 
sionen durchaus eine Berechtigung hat, wenn ge- 
währleistet ist, daß diese Fachkommissionen unter- 
einander in Verbindung stehen und ihre Erfahrun- ' 
gen und Erkenntnisse austauschen. 

(Dr. Becker [Frankfurt] [CDU/CSUj: Das 
ginge besser über den Deutschen Rat! — 

Dr. Riesenhuber [CDU/CSUj: Bespielsweise 
einen Sachverständigenrat!) 

— Ihr Glaube an die Leistungsfähigkeit einer Mini- 
bürokratie überrascht mich doch immer wieder. 

(Dr. Riesenhuber [CDU/CSUj: Sie wollen 
selbst die Geschäftsstelle einrichten! Hier 
liegt doch gar nicht der Unterschied!) 

— Herr Kollege Riesenhuber, Sie müßten einmal in 
Ihrem Antrag nachlesen, welche Aufgaben für die- 
sen Deutschen Rat vorgesehen sind. Wenn es um 
eine Geschäftsstelle geht, kann man hier doch nur 
so Vorgehen, eine Kompetenz innerhalb der Bundes- 
regierung zu suchen. Man könnte beispielsweise, 
wie das auch in anderen Bereichen geschehen ist, 
ein Mitglied der Bundesregierung zum Koordinator 
auf diesem Gebiet bestellen. Warum sollte diese ge- 
schäftsmäßige Koordinierung nicht möglich sein? 

(Dr. Riesenhuber [CDU/CSUj: Das hätten 
Sie schon seit vielen Jahren haben kön- 
nen!) 

Uns geht es in erster Linie um Sachkompetenzen 
und um Fragen, die unmittelbar im Zusammenhang 
mit dem Krebs und mit der Bekämpfung des Krebses 
stehen. Hier geht es um die Fragen der Grundlagen- 
forschung, der klinischen onkologischen Forschung, 
der angewandten Forschung, hier geht es um die 
Fragen der Nachbehandlung, der Dokumentation 
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(A) und der Information und vor allen Dingen — um es 
zu wiederholen und zu betonen — um Fragen der 
Erforschung der Ursachen, die zur Entstehung von 
Krebs führen. 

Dieses, meine ich, kann eine einzige Organisation 
nicht leisten. Diese Entwicklungs- und Koordinie- 
rungsarbeit muß unter Berücksichtigung der Größe 
des Aufgabenfeldes und der Schwierigkeit der Pro- 
bleme, deren Lösung ansteht, auf eine viel breitere 
Basis gestellt werden. Ich meine, die Fachkommis- 
sionen sind hier ein guter Weg. 

Darüber hinaus darf ich nochmals auf die Vor- 
schläge verweisen, die im Memorandum der 
Arbeitsgemeinschaft deutscher Tumorzentren 
enthalten sind. Ich denke, daß diese Vorschläge 
nicht sehr weit von den Vorstellungen der Bundes- 
regierung entfernt sind und daß dies ein durchaus 
gangbarer Weg wäre, der wohl eine erfolgverspre- 
chende Bekämpfung des Krebses ermöglichen 
wird. 

Ich meine, daß es richtig wäre, in solchen überre- 
gionalen Tumorzentren alle Aktivitäten zusammen- 
zufassen. Die regionalen Zentren auf der nächsten 
Ebene sollten die unmittelbaren Kontakte zu den 
normalen Krankenhäusern und auch zu den nieder- 
gelassenen Ärzten unterhalten. Denn schließlich ist 
dies alles eine Funktionskette, die bei dem nieder- 
gelassenen Arzt anfängt, zu dem als erstem der Pa- 
tient doch geht Der niedergelassene Arzt muß wei- 
kergebildet werden; er muß über die Möglichkeiten 
zur Krebsbekämpfung informiert sein. Hier wäre si- 
eher eine konsequente Funktionskette: niedergelas- 
sener Arzt — regionale Tumorzentren — überregio- 
nale Tumorzentren, in denen die Grundlagenfor- 
schiing einbezogen ist 

Wir sollten diesen Vorschlägen eine Chance ge- 
ben und ihnen alle Unterstützung seitens der Bun- 
desregierung angedeihen lassen. Damit entsprechen 
wir der Forderung und der Notwendigkeit, gemein- 
sam zum Kampf gegen die Geißel der Menschheit 
den Krebs, anzutreten. 

Lassen Sie mich noch einmal feststellen, daß die 
deutschen Forscher und Mediziner im weltweiten 
Kampf hier eine wichtige Position einnehmen und 
eine wichtige Rolle spielen und viel Beachtliches ge- 
leistet haben. 

Lassen Sie uns diese Arbeit weiterhin gemeinsam 
unterstützen. Lassen Sie tms das unser gemeinsa- 
mes Anliegen sein. Es ist eine politische Aufgabe. 
Wir müssen uns langfristig und in Kontinuität um 
die Rahmenbedingungen bemühen, damit Krebsfor- 
schung wirkungsvoll betrieben und in praktische 
Anwendung umgesetzt werden kann und damit die 
Bundesrepublik ihren angemessenen Beitrag in der 
Welt leistet Not und Leid von den Menschen fem- 
zuhalten. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Präsident Stücklen: Das Wort hat die Frau Bun- 
desminister für Jugend, Familie und Gesundheit 

Frau Huber, Bundesminister für Jugend, Familie 
und Gesundheit: Herr Präsident! Meine Damen und 


Herren! Krebs ist eine alte, aber unvermindert gro- (C) 
ße, ja eher wachsende Herausforderung der 
Menschheit. Wenn 150 000 Bürger, wie Herr Jau- 
nich schon gesagt hat im Jahr bei uns an Krebs ster- 
ben, 200 000 jährlich an Krebs neu erkranken und 
derzeit 700 000 an Krebs erkrankt sind — wobei wir 
hier nur die Fälle gezählt haben, die wir kennen — , 
dann ist der Eindruck imvermeidlich, daß sich hier 
sehr wenig bewegt Von der jetzt lebenden Bevölke- 
rung werden, bleibt die Situation unverändert, 12 
Millionen Menschen an Krebs sterben. Deshalb 
richtet sich die Hoffnung aller Bürger, nicht nur bei 
uns, sondern auch jenseits unserer Grenzen, darauf, 
daß alle Anstrengungen unternommen werden, die- 
ser schrecklichen Krankheit endlich Herr zu wer- 
den, so wie es bei Pest Cholera, Kindbettfieber, Pok- 
ken, Tuberkulose gelungen ist 

Seit Claudius von Galen vor 1800 Jahren als erster 
die Krankheit Krebs beschrieb, hat die medizinische 
Wissenschaft alles versucht, den Ursachen dieser 
Krankheit auf die Spur zu kommen. Dabei hat sich 
sehr viel Wissen über gewebespezifische Verände- 
rungen, Veränderungen der Zellbiologie, Verände- 
rungen der körperlichen Abwehrkräfte, über krebs- 
auslösende und krebsbegünstigende Einflüsse, Sub- 
stanzen und Faktoren ergeben. Eine an die Wurzeln 
gehende Therapie, eine zielgenaue Vorsorge zur 
Verhinderung dieser Krankheit ist aber nicht mög- 
lich, solange wir nichts über die eigentliche Ursache 
von Krebs wissen. Wir können bösartige Neubil- 
dungen entfernen, befallene Zellen vernichten. 

Aber wir können Krebs nicht im eigentlichen Sinn 
heilen. P) 

Wichtig ist — und da stimme ich Herrn Jaunich 
durchaus zu — , daß wir nicht in Resignation verfal- 
len, sondern trotzdem immer wieder Initiativen und 
Aktivitäten entwickeln. 

Der Antrag zur Krebsforschung und Krebsbe- 
kämpfung in Deutschland, den Sie gestellt haben, 
stimmt, das betone ich, im Grundsatz durchaus mit 
unseren Bemühungen überein, die nach sorgfältiger 
Vorarbeit zur ersten Großen Krebskonferenz am 
27. September 1979 geführt haben. Sie war die kon- 
stituierende Sitzung im Rahmen eines Gesamtpro- 
gramms Krebsbekämpfung, an dem alle beteiligt 
sind, die einen unmittelbaren Beitrag zur Verbesse- 
rung der Situation leisten können. 

Meine Damen und Herren, die große Zustimmung 
und die erstklassige Beteiligung an dieser 
Krebskonferenz ermutigen uns und bestätigen un- 
sere Auffassung, daß wir hier einen neuen Anfang 
gemacht haben, der wohl aussichtsreich ist, denn 
vertreten waren die Ärzteorganisationen, die wis- 
senschaflichen Fachgesellschaften, die die For- 
schung fördernden Institutionen, die Soziallei- 
stungsträger, die Deutsche Krebshilfe — um nur ei- 
nige der wichtigsten Teilnehmer zu nennen. 

Vertreten waren übrigens auch die drei Fr^tio- 
nen des Deutschen Bundestages. Alle drei haben in 
Reden ihre Unterstützung signalisiert Für die CDU/ 

CSU hat das der Herr Abgeordnete Riesenhuber ge- 
tan, der den heute zur Debatte stehenden Antrag an 
erster Stelle unterschrieben hat. Erstaunlicherweise 
steht dennoch in dem Antrag, den Sie unterschrie- 
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ben haben, kein Wort über die Krebskonferenz, über 
deren Sinn und Zweck und über das, was Sie auf die- 
ser Konferenz gesagt haben. 

(Dr. Riesenhuber [CDU/CSU]: Unser Antrag 
ist vom April dieses Jahres, und da gab es 
Ihre Krebskonferenz überhaupt noch nichtl 
— Dr. Becker [Frankfurt] [CDU/CSU]: Keine 
Idee davon war zu sehen I) 

— Das ist mir bekannt, aber Sie hätten das sehr wohl 
nachschieben und mindestens heute in Ihrer Rede 
anders darstellen können. 

(Zustimmung bei der SPD — Dr. Riesenhu- 
ber [CDU/CSU]: Gnädige Frau, wenn Sie 
nach dreieinhalb Jahren anfangen zu arbei- 
ten und wir im April einen Antrag schrei- 
ben, ist das doch Ihre Nachlässigkeit, nicht 
unsere!) 

— Also, nun muß ich doch erst einmal hervorheben, 
daß die Entschließung des Bundestages von den Ko- 
alitionsfraktionen kam. Hier dürfen Sie nun nicht so 
tun, als wären Sie der Initiator gewesen. 

(Zustimmung bei der SPD — Dr. Riesenhu- 
ber [CDU/CSU]: Und warum haben Sie es 
nicht ausgeführt?) 

— Ich werde noch darlegen, daß wir das ausgeführt 
haben. 

Ihrer heutigen Vorlage entnehme ich jedenfalls, 
daß die CDU/CSU entgegen ihrer Ankündigung im 
Deutschland-Union-Dienst vom Januar dieses Jah- 
res, mit der dem Parlament eine Initiative für ein 
langfristiges Krebsforschungsprogramm empfohlen 
worden war, jetzt wie die Bundesregierung das 
Schwergewicht auf die Krebsbekämpfung legen 
will, ohne daß — das betone ich — die Krebsfor- 
schung deshalb geschmälert werden soll. Aber es 
gibt eben keine übergreifende Rahmenplanung für 
alle Forschungsbereiche, und dies haben uns insbe- 
sondere die Erfahrungen in den USA gelehrt, wo, 
wie Sie ja wissen, sehr viele Mittel in die Forschung, 
gerade in die Krebsforschung, investiert werden. 

Der Ansatz, den wir mit dem Gesamtprogranim 
zur Krebsbekämpfung verfolgen, d. h. die Zusam- 
menführung des gegebenen Wissens und der vor- 
handenen Möglichkeiten sowie deren bedarfsge- 
rechte Ergänzung, zielt darauf ab, mit den derzeiti- 
gen Mitteln das Bestmögliche zu erreichen. Dies ist, 
so glaube ich, ein realistisches Ziel. Wir können er- 
warten, daß durch gemeinsame Bemühungen auf 
breiter Basis bei konsequenter Nutzung der gegebe- 
nen Chancen die derzeitige durchschnittliche Hei- 
lungsquote von 30 bis 40% aller Krebserkrankungen 
sich wesentlich steigern läßt oder, anders ausge- 
drückt, daß die zur Zeit jährlich gleichbleibende 
Zahl von Krebstoten Schritt für Schritt verringert 
werden kann. 

Wenn nun in Ihrem Antrag gesagt wird, daß ein 
Deutscher Rat zur Krebsbekämpfung in einem lang- 
fristig angelegten Konzept die Voraussetzungen da- 
für schaffen soll, die Häufigkeit der Krebserkran- 
kungen zu vermindern und die Heilungschancen zu 
vergrößern, so ist mir dies eigentlich zu wenig. Wir 
haben im Grunde genügend Voraussetzungen, um 


die Situation deutlich zu verbessern, nur nutzen wir (C) 
sie höchst ungenügend. Wir können diese Voraus- 
setzungen auch noch verbessern, aber wir dürfen 
deshalb nicht Aktivitäten auf die lange Bank schie- 
ben, die jetzt ergriffen werden können. 

Deshalb steht in unserem Gesamtprogramm zur 
Krebsbekämpfung nicht die Grundlagenforschung 
an erster Stelle, deren langfristige finanzielle Förde- 
rung — auch in verbesserter Form — natürlich not- 
wendig ist. Im Vordergrund stehen aber bei uns die- 
jenigen Maßnahmen, die unmittelbar und kurzfristig 
bei der Erkennung gefährdeter Personen und der 
Behandlung der Betroffenen einen Nutzen ver- 
sprechen. Vielleicht erscheint Ihnen dies zu wenig 
wissenschaftlich orientiert, zu pragmatisch. Aber, 
meine Damen und Herren, wir wollen erreichen, das 
gehandelt wird. 

Wir wollen natürlich auch für Kritik offen sein 
und alternative Ansätze prüfen. Wir haben gehört, 
es sei bei der Reform des Medizinstudiums unter- 
blieben, die zukünftigen Ärzte in onkologischen 
Fragestellungen besser auszubilden. Nach Auffas- 
sung des Instituts für medizinische und pharmazeu- 
tische Prüfungsfragen ist diese Kritik unbegründet 
Bei der Straffung der Gegenstandskataloge haben 
gerade diese Teilbereiche einen besonderen Akzent 
bekommen. 

In unserem Programm wird man aber klären müs- 
sen, ob denn in der ärztlichen Praxis heute schon al- 
les zur Früherkennung von Krebserkrankungen ge- 
tan wird, was ohne großen Mehraufwand möglich 
ist, ob routinemäßig auf Warnzeichen der häufigsten pj 
Krebserkrankungen geachtet wird, ob danach ge- 
fragt wird. Schon ein solcher Hinweis kann die tat- 
sächliche Situation verbessern. Es ist ja nicht Unwis- 
senheit, sondern häufig eingefahrene Tagesroutine, 
die dazu führt, daß Patienten im krebsgefährdeten 
Alter eben nicht auf Warnzeichen abgefragt oder 
entsprechende einfache Untersuchungen eben nicht 
durchgeführt werden, so daß letztlich Krebsfrüher- 
kennung auf ein Sonderprogramm beschränkt 
bleibt. 

Wir hatten auch den Gedanken geprüft, aber wie- 
der fallengelassen, so etwas wie einen nationalen 
Krebsrat zu bilden, der nach antikem Vorbild als 
„Rat der Weisen“ fungieren soll. Wir sind deshalb 
nicht überrascht, wenn jetzt vorgeschlagen wird, ei- 
nen Deutschen Rat zur Krebsbekämpfung einzu- 
richten, ohne daß allerdings in Ihrer Vorlage klar 
wird, welche wirkliche Kompetenz er haben soll. Die 
vorgeschlagene Konstruktion unter einer Persön- 
lichkeit des öffentlichen Lebens mit besonders ho- 
hem Ansehen ist der Deutschen Krebshilfe sehr 
ähnlich. Ich empfände es als schlecht, wenn hier der 
Anschein erweckt würde, der Bund wollte nunmehr 
zu dieser in Konkurrenz treten. Abgesehen davon 
soll hier aber offenbar Verantwortung delegiert wer- 
den, die die Exekutive einfach nicht delegieren 
kann. 

Statt einen zusätzlichen Apparat zu bilden, wollen 
wir uns darum bemühen, Experten und wissen- 
schaftliche Kapazitäten in einen direkten Dialog mit 
denen einzubinden, die ohnehin über die Möglich- 
keiten der Umsetzung und Realisierung verfügen. 
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(A) Dazu haben wir die Große Krebskonferenz geschaf- 
fen. Dabei geht es nicht um eine neue Hierarchie — 
das habe ich schon bei der ersten Sitzung betont — 
etwa unter Leitung des Bundes, sondern es geht um 
die beste Form, das gesteckte Ziel zu erreichen. Ich 
glaube nicht, daß die Bürger Verständnis dafür hät- 
ten, wenn Verantwortung verlagert und nicht von 
denen wahrgenommen würde, denen sie übertragen 
worden ist 

Es ist doch eine Unterstellung, wenn Sie in der Be- 
gründung des Antrages und auch heute morgen hier 
wieder sagen, daß wir wegen Kompetenzwirrwarrs 
und Streites in der Bundesregierung in Sachen 
Krebs nicht weiterkämen. Die Zusammenarbeit ist 
hervorragend. Selbst wenn man nun einem Krebsrat 
zuneigte, wären solche Anwürfe aber auch für die 
von Ihnen angestrebte Bund-Länder-Zusammenar- 
beit nicht sehr hilfreich. 

Wichtig ist vielleicht noch, daß es schon ein feder- 
führendes Ressort gibt, nämlich den Bundesminister 
für Jugend, Familie und Gesundheit und daß der An- 
trag zumindest in diesem Punkt hinter der Wirklich- 
keit zurückgeblieben ist. 

In vielen Vorstellungen, von denen Sie in Ihrem 
Antrag sprechen, stimmen wir völlig überein. Insge- 
samt wird hier aber nach meiner Einschätzung noch 
zuviel im Vorfeld angesetzt, zuviel gesichtet, ge- 
prüft, entwickelt, in Konzeptionen gefaßt, wo es 
doch schon ganze Kataloge orientierter Zielvorstel- 
lungen gibt, die jetzt oder doch in kurzer Zeit wirk- 
sam werden, umgesetzt werden könnten. Wenn ich 

ßj sehe, wie lange es dauert, bis eine neue Instanz wirk- 
lich arbeitsfähig wird, eine Bestandsaufnahme echte 
Resultate zeitigt, dann erscheint es mir schon von 
daher angebracht, mit den Mitteln, die wir jetzt be- 
sitzen, auch mit dem Mut zur Lücke und mit heilsa- 
mer Geduld zu beginnen. 

Möglicherweise wird es uns wie Schuppen von 
den Augen fallen, wenn wir sehen, mit welch einfa- 
chen Mitteln bislang brachliegende oder wenig ab- 
gedeckte Bereiche der Krebsbekämpfung nach- 
drücklich verbessert werden könnten. Wir müssen 
dazu vielleicht vertraute Pfade verlassen — und das 
gemeinsam, so hoffe ich — und auch Alternativen 
bedenken. 

Das gilt insbesondere für die Früherkennung und 
für bestimmte Risikogruppen der Bevölkerung, auch 
für die Vorsorge. Wenn es uns heute selbstverständ- 
lich erscheint, daß sich spezielle Dienste um Ge- 
sundheit etwa am Arbeitsplatz kümmern oder an- 
dere um die Gesundheit der Mitarbeiter z. B. im Le- 
bensmittel- und Gaststättengewerbe, wird man sich 
fragen, ob diese Dienste nicht auch für die Krebsbe- 
kämpfung nutzbar gemacht werden könnten. Hier 
müssen wir auch Monopolansprüche überdenken. 
Als wir daran gingen, den Bereich der ärztlichen 
und neuerdings auch der nichtärztlichen Nachsorge 
über Modellvorhaben zu verbessern, ist uns über- 
haupt erst bekanntgeworden, welcher Bedarf hier 
bisher unbefriedigt geblieben war, wieviel Not be- 
steht und wieviel nicht gelindert werden konnte, ob- 
wohl dies ohne unvertretbar hohen Aufwand und 
auch ohne Systemveränderung hätte möglich sein 
können. 


In der Fachwelt ist man sich darüber einig, daß es (C) 
derzeit eine wirksame Verbesserung der Gesamtsi- 
tuation nur in dem Maße gibt, in dem es gelingt, 
möglichst viele Menschen im krebsgefährdeten Al- 
ter regelmäßig zur Früherkennungsuntersuchung 
zu bringen, die Untersuchung natürlich zu verfei- 
nern, zu vereinfachen und in der Treffsicherheit zu 
erhöhen. Dafür kann man nach heutigem Erkennt- 
nisstand viel tun, insbesondere auch durch anwen- 
dungsorientierte Forschung. Es zeigen sich verhei- 
ßungsvolle Ansätze, über diagnostisch faßbare Risi- 
kobefunde doch in das Feld echter Vorsorge einzu- 
dringen. 

Ein gewisser Optimismus, bei konsequenter Nut- 
zung dieser Möglichkeiten die Situation insgesamt 
schon bald verbessern zu können, ist durchaus be- 
rechtigt. Ich sage dies mit einer gewissen Betonung 
auch deshalb, weil auf diese Weise Krebsangst ver- 
ringert wird. Herr Jaunich hat ja schon davon ge- 
sprochen: Diese Krankheit ist so sehr mit Angst be- 
setzt, daß rationale Ansprachen nicht viel helfen. 

Die Krebsangst hat in den letzten Jahren nicht ab-, 
sondern zugenommen, wobei nicht auszuschließen 
ist, daß die Art, wie wissenschaftliche Streitfragen in 
die Öffentlichkeit getragen werden, dazu beiträgt. 

Jetzt gilt es aber, positive Erfahrungen zu vermitteln 
und alle Bürger, die es angeht, wieder ansprechbar 
zu machen. 


Was ist das für ein tragischer Widerspruch, wenn 
die Mehrzahl der Bürger angibt, zu wissen, daß 
Krebs nur bei frühzeitiger Erkennung heilbar ist, 
wenn sie aus diesem Wissen nicht die Konsequen- 
zen ziehen und sich dadurch ein erheblicher Teil der 
Bürger selber gefährdeti Hier gilt es, Lösungen zu 
finden und positive Erfahrungen aus Gesprächen 
mit denen, die über solche Erfahrungen verfügen, 
weiterzutragen. Meine Damen und Herren, über 
Krebs muß man sprechen können. 

Auf der Konferenz im September haben, wie ich 
schon sagte, Vertreter aller drei Bundestagsfraktio- 
nen die Bereitschaft erklärt, im Gesamtprogramm 
zur Krebsbekämpfung mitzuwirken. Ich denke, dies 
schließt auch die Absicht ein, das Thema Krebs von 
denkbaren parteipolitischen Verzerrungen freizu- 
halten und nach Abschluß der Vorarbeiten im Jahre 
1980 — trotz Wahljahr — die eigentliche Arbeit zu 
beginnen. 

Entsprechend dem Beschluß des Bundestages 
vom l.Juli 1976 wird die Bundesregierung zum 
Ende dieses Jahres in Fortschreibung der Antwort 
auf die Große Anfrage zur Krebsforschung einen Be- 
richt vorlegen, der die Gesamtsituation darlegt und 
die Maßnahmenansätze und Initiativen beschreibt, 
die von der Bundesregierung allein oder gemeinsam 
mit anderen zur Krebsbekämpfung aufgenommen 
wurden. Auch er wrd in diesem Hause sicherlich 
diskutiert werden, zumal in ihm über die bloße Fort- 
schreibung hinaus auf Sachpunkte eingegangen 
wird, die in dem Antrag des Bundestages gestanden 
haben. Diese Fragen sind geprüft worden, und die 
Ergebnisse sollen selbstverständlich auch umge- 
setzt werden. Es geht dabei um die Forschung, den 
internationalen Verbund, die Einrichtung von Tu- 
morzentren, um weitere Krebsregister bis hin zur 


(D) 
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Bundesmlnlster Frau Huber 

(A) Errichtung einer institutionalen Kooperationsebene 
für Krebsforschung und Krebsbekämpfung. 

Der Bericht hat sich verzögert. Sie haben das hier 
heute gesagt, Herr Riesenhuber. Jedoch hat die Bun- 
desregierung, als es sich abzeichnete, daß das Zu- 
sammentragen der Fakten, insbesondere bei der Ge- 
schäftsstelle der Deutschen Forschungsgemein- 
schaft, die ja damit beauftragt war, länger dauern 
würde, als wir gedacht hatten, im Ausschuß für Ju- 
gend, Familie und Gesundheit am 6. Dezember 1978 
einen ausführlichen Zwischenbericht gegeben. 

Der gemeinsame Beschluß aller Bundestagsfrak- 
tionen vom Juli 1978 ist in großen Teilen mit den 
Forderungen und Vorstellungen identisch, die 
heute in dem Antrag hier zur Diskussion stehen. Der 
Beschluß stellt ebenso wie dieser Antrag auf eine 
verstärkte Forschungsförderung ab. Der Beschluß 
verlangt die Prüfung auch unkonventioneller Vor- 
stellungen, die nicht den schulmedizinischen Vor- 
stellungen entsprechen. Auch dies steht in Ihrem 
Antrag. Die Einrichtung von Krebsregistem findet 
sich dort ebenso wie die Forderung, geeignete Maß- 
nahmen zu entwickeln, um die Inanspruchnahme 
der Krebsfrüherkennungsuntersuchung zu stei- 
gern. 

Die internationale Zusammenarbeit wird von bei- 
den Seiten angesprochen, ebenfalls die Verbesse- 
rung der Versorgung von Krebskranken in Tumor- 
zentren, wenngleich im letztgenannten Punkt eine 
Nuancierung eingetreten ist. Beide Vorlagen nen- 
nen auch die verbesserte Aus-, Weiter- und Fortbil- 
pj düng. Neu ist in Ihrem Antrag eigentlich nur die 
Forderung, einen Deutschen Rat zur Krebsbekämp- 
fung einzusetzen. Darauf bin ich schon eingegan- 
gen. 

Ich frage mich, meine Damen und Herren, ob wir 
jetzt nicht Gefahr laufen, durch Dberaktivität die 
heute schon gegebene Basis, auf der ein Programm 
zur Krebsbekämpfung aufbauen kann, zu zerreden 
oder Zeit zu verlieren. Deshalb bin ich in Sorge, daß 
Ihr Antrag, wenn er in der üblichen Form parlamen- 
tarisch behandelt wird, die Entwicklung und Durch- 
führung des auch von Ihnen begrüßten Gesamtpro- 
gramms zur Krebsbekämpfung verzögern könnte. 
Bis das Für und Wider dieser Vorstellung ausdisku- 
tiert ist, bis Anhörungen durchgeführt und Be- 
schlüsse gefaßt sind, bis eine abschließende Bera- 
tung erfolgt ist — falls das in dieser Legislaturpe- 
riode überhaupt noch möglich ist — , könnte ein 
Stillstand ein treten, der uns den Vorwurf einbringt, 
nichts getan zu haben. 

(Dr. Riesenhuber [CDU/CSU]: Drei Jahre!) 

Aus Ihrer Verantwortung heraus versteht die 
Bundesregierung den gemeinsamen Beschluß die- 
ses Hauses vom Juli 1976 deshalb als Generalauftrag 
dafür, ein Gesamtprogramm zur Krebsbekämp- 
fung in der vorgesehenen und hier erläuterten Form 
zu entwickeln, und zwar ohne schuldhaftes Verzö- 
gern. 

Ihre Absichten stimmen mit unserem Programm 
weitgehend überein. Der Deutsche Bundestag hat 
im Plenum wie in den Fachausschüssen inhaltliche 
Einwirkungsmöglichkeiten auf der Basis des Be- 


richts über die Erfüllung der von Ihnen erteilten (C) 
Aufträge. Alle Fraktionen haben durch ihre Spre- 
cher ihre Mitwirkungsbereitschaft erklärt. Wir soll- 
ten deshalb unverzüglich mit dem verstärkten 
Kampf gegen den Krebs beginnen. 

(Beifall bei der SPD und der FDP — Dr. Rie- 
senhuber [CDU/CSU]: „Unverzüglich" nach 
drei Jahren!) 

Präsident Stücklen: Das Wort hat der Herr Abge- 
ordnete Dr. Becker (Frankfurt). 

Dr. Becker (Frankfurt) (CDU/CSU): Herr Präsi- 
dent! Meine verehrten Kolleginnen! Meine Kolle- 
gen! Wir debattieren heute über einen Antrag zu ei- 
nem der schwierigsten Probleme unserer menschli- 
chen Natur. Der Antrag der CDU/CSU-Bundestags- 
fraktion vom 3. April dieses Jahres zur Erforschung 
und Bekämpfung der Krebskrankheiten betrifft eine 
Erkrankung, die der bekannte Chirurg und Begrün- 
der des Deutschen Krebsforschungszentrums Hei- 
delberg, Professor Bauer, einmal den „Menschheits- 
feind Nr. 1“ nannte. 

Sie haben gehört, daß diese Erkrankung heute als 
zweithäufigste Todesursache in der Bundesrepublik 
täglich etwa 400 Opfer fordert. Ändert sich die 
Krebssterblichkeit in den nächsten Jahrzehnten 
nicht, dann ist anzunehmen — Frau Minister Huber 
erwähnte es bereits — , daß von den heute lebenden 
Bundesbürgern etwa 12 Millionen an Krebs sterben 
werden; die meisten von ihnen — das ist das Ent- 
scheidende — vorzeitig. 

Diese nackten Zahlen sagen nichts aus über die 
schweren Schicksale, spiegeln nichts wider von Lei- 
den und Schmerz, von Furcht und Verzweiflung, von 
Hoffnung und Chancen, die den Krebskranken und 
seine Familie betreffen. 

Seit Jahrzehnten bemühen sich Forscher und Kli- 
niker um die Ursachen und die Entstehung dieser 
Erkrankung. Sie ist noch eines der letzten ungelö- 
sten Rätsel der Biologie. Die Erfolge sind aber bisher 
nur sehr begrenzt. Wer sich kritisch Gedanken über 
die Krebserkrankung, ihren Ablauf und die Thera- 
pieerfolge macht, muß feststellen, daß wir, bezogen 
auf gleiche Stadien der Erkrankung und ausgenom- 
men einige wenige Blutkrebsformen, einige Ge- 
schwülste bei Kindern und gewisse Fortschritte 
beim Unterleibskrebs der Frau, in den letzten 
25 Jahren keine wesentlichen Erfolgssteigerungen 
mehr erzielt haben. 

(Hasinger [CDU/CSU]: Hört! Hört!) 

Über das Zustandekommen von Krebs lassen sich 
durch Tierversuche nur begrenzt auf den Menschen 
übertragbare Aussagen machen. Da sich das Experi- 
ment am Menschen von selbst verbietet, bleibt den 
Krebsforschern nur die klinische Beobachtung an 
Krebskranken selbst. 

Aussagen über die ursächliche Bedeutung von 
Faktoren und Faktorenkomplexen können aber 
nicht am Einzelpatienten, sondern nur an größeren 
Kollektiven von Erkrankten gewonnen werden. 
Daher benötigt die Wissenschaft solche Daten- 
sammlungen, sogenannte Krebsregister. Die daraus 
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(A) gewonnenen Erkenntnisse sind durch keine ande- 
ren Mittel zu ersetzen. 

In der Bundesrepublik sind wir aber, gemessen am 
Niveau anderer Länder, in bezug auf die Aussage- 
möglichkeiten zur Epidemiologie der Krebserkran- 
kungen atif diesem Gebiet noch ein „Entwicklungs- 
land". Schon bei der Krebsdebatte 1976 kam dies 
zum Ausdruck. Geändert hat sich jedoch seitdem 
nichts. Im Gegenteil: Die heute in der Bundesrepu- 
blik bestehenden drei Krebsregister — in Hamburg, 
im Saarland und teilweise in Baden- Württemberg — 
haben zunehmend Schwierigkeiten, die auf daten- 
rechtliche Bestimmungen zurückgeführt werden. 
Bei der Zusammenstellung des kürzlich veröffent- 
lichten „Krebsatlas" über die auffallend unterschied- 
liche Verteilung der Krebssterbefälle in der Bundes- 
republik haben nur drei von elf statistischen Landes- 
ämtem geantwortet, Behörden auf Regierungsbe- 
zirks-, Kreis- und Gemeindeebene praktisch gar 
nicht. Das Verschanzen hinter das Datenschutzge- 
setz reicht bis in die Regierungebene hinauf, obwohl 
im medizinischen Bereich die Datensicherung durch 
die gesetzlich verankerte Schweigepflicht schon seit 
urdenklichen Zeiten funktioniert Hier wird Daten- 
schutz geradezu in das Gegenteil verdreht, wenn da- 
mit lebensnotwendige Ursachenforschung in der 
Onkologie abgeblockt wird. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

In der Forschung wurde in den letzten Jahren ein 
Hauptaugenmerk darauf gerichtet, möglichst viele 
Substanzen aufzuspüren, die als mögliche Krebsaus- 

(B) löser, sogenannte Krebsnoxen, in Frage kommen. 
Hier sind zweifellos große Fortschritte gemacht 
worden. Über 400 Substanzen wurden als Krebsno- 
xen identifiziert Trotzdem konnte das Rätsel der 
Krebsentstehung dadurch nicht gelöst werden. Vor 
übertriebenen Erwartungen muß auch weiterhin ge- 
warnt werden. 

Eine ganze Reihe von Argumenten spricht auch 
gegen die reine Verursachertheorie bei diesen 
Krebsnoxen. So ist trotz ständig steigender Zahl von 
Krebsnoxen infolge der zunehmenden Industriali- 
sierung die Krebsgefährdung, bezogen atif gleiche 
Altersklassen und Jahrgangsstärken, seit mehreren 
Jahrzehnten konstant geblieben. Ergebnisse aus Ja- 
pan, den USA und der UdSSR bestätigen das. 

Nach derselben Theorie müßte bei den mit der 
Nahrung zugeführten Krebsnoxen aus Konservie- 
rungs- und Färbemitteln ein Anstieg der Krebser- 
krankungen an Speiseröhre, Magen und Gallenblase 
in Erscheinung treten. Jedoch nehmen diese Krebs- 
arten bei uns an Häufigkeit stark ab. Es ist daher 
auch zu erwarten, daß eine gesetzlich vorgesehene 
Eliminierung möglicher krebserzeugender Substan- 
zen aus dem industriellen Bereich nur relativ weni- 
gen Krebsfällen Vorbeugen wird. 

Auch die Ergebnisse der Krebsvorsorgeuntersu- 
chungen lassen erkennen, daß ihre Grenzen nur eng 
gesteckt sind. Von ca. 70 Krebsarten verursachen 
sieben etwa 70% aller Krebserkrankungen. Von die- 
sen sieben können derzeit nur drei für eine schema- 
tische Krebsvorsorgeuntersuchung empfohlen wer- 
den: die Brustdrüsen-, Unterleibs- und Darmkrebs- 


vorsorge bei der Frau sowie die Darmkrebsvorsor- (C) 
geuntersuchungen bei dem Mann. Diese Krebsarten 
decken bei Frauen aber nur 35% imd bei Männern 
sogar nur 7% aller möglichen Krebserkrankungen 
ab. 

Sicher könnte bei einer Erhöhung der Beteiligung 
an diesen Krebsfrüherkennungsmaßnahmen eine 
Besserung erreicht werden, vor allem dahin gehend, 
daß dann mehr Patienten in frühen Stadien der Er- 
krankung zur Behandlung kommen. 

(Hasinger [CDU/CSU]: Richtigl) 

Die Angst, Herr Jaunich, spielt sicher eine Rolle, daß 
zu wenige dorthin gehen, aber wahrscheinlich noch 
viel mehr das Nicht-daran-Denken. 

Diese geringe Gesamtzahl der Besserung über 
diese Maßnahmen, über solche pragmatischen Lösun- 
gen schlägt jedoch, Frau Minister, nicht auf die all- 
gemeine Krebsheilungsquote durch. So wurde die 
Fünfjahresüberlebensrate sämtlicher Krebsarten 
von 39% im Zeitraum 1950 bis 1959 nur um 2% im 
Zeitraum von 1967 bis 1973 gesteigert. Ein leider nur 
geringer Erfolg bei enorm großem finanziellem, or- 
ganisatorischem und medizinischem Auwand. 

Bei einer nüchternen Analyse müssen wir fest- 
stellen, daß die richtunggebende und dann oft auch 
schicksalbestimmende Entscheidung über die Er- 
krankung nach wie vor bei dem zuerst konsultierten 
Arzt fällt Das haben Sie erwähnt, Frau Minister. Das 
ist wahrscheinlich auch der Einstiegsort wo wir 
überhaupt am meisten erreichen können. Dieser Ort 
ist bei 90% aller potentiellen und wirklichen Krebs- (D) 
kranken der Hausarzt. Hier liegt in der Erkennung 
und Behandlung das Hauptproblem, weniger in der 
Anzahl der Tumorzentren, trotz alle Wichtigkeit die 
ihnen zukommt Wenn hier an der Peripherie ein 
gut funktionierendes System der Information und 
der Kommunikation zwischen niedergelassenen 
Ärzten und Spezialeinrichtungen, besonders zwi- 
schen onkologisch ausgebildeten Ärzten in der Par- 
xis und in der Klinik, errichtet werden kann, dann 
werden wir zweifellos einen großen Schritt weiter- 
kommen. 

Hier bestehen aber schon in der Ausbildung zum 
Arzt noch große Lücken. Mit Multiple-choice-Fra- 
gen im Examen ist das nicht zu regeln, Frau Mini- 
ster. Das ist einfach unmöglich. Auch in der Fortbil- 
dung der Ärzte muß diesen der neueste Stand der 
Diagnose und Therapie, vor allem aber auch der 
Möglichkeiten in der Nachsorge nähergebracht 
werden. 

Gerade auch mit der konsequent und beharrlich 
von sachkundiger Hand und interdisziplinär durch- 
geführten Krebsnachsorge kann es gelingen, wei- 
tere Verbesserungen der Behandlungsergebnisse 
bei dieser schlimmen Krankheit zu erzielen. Dies ist 
aber eine alte Forderung. Schon 1901 hat der Heidel- 
berger Kliniker Vincent von Czerny eine zentrali- 
sierte interdisziplinäre Kooperation zur verbesser- 
ten Krebsbekämpfung gefordert. 

Meine Kolleginnen und Kollegen, ich habe Ihnen 
aus einer Vielzahl von Schwierigkeiten und Pro- 
blemen um die Krebserkrankung einige dargestellt. 
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Dr. Becker (Frankfurt) 

(A) um die Notwendigkeit einer breit angelegten Ver- 
besserung in der Krebsforschung und in der Krebs- 
bekämpfung zu begründen. Zu lange Zeit schon ist 
verstrichen. Zu lange mußten wir auf Initiativen und 
Anstrengungen warten, die hier an diesem Ort zu- 
letzt vor drei Jahren gefordert wurden. Hier muß ich 
noch einiges erwähnen, Herr Jaunich. Unser Antrag 
stammt vom 3. April dieses Jahres. Frau Minister, er 
ist bis heute, also acht Monate, liegengeblieben und 
nicht behandelt worden. 

(Abg. Jaunich [SPD] meldet sich zu einer 
Zwischenfrage) 

— Ich weiß, was Sie sagen wollen. 

Präsident Stücklen: Herr Abgeordneter Becker, 
gestatten Sie eine Zwischenfrage? 

Dr. Becker (Frankfurt) (CDU/CSU): Ja, bitte. 

Jaunich (SPD): Herr Kollege Becker, wollen Sie 
der Öffentlichkeit dann bitte zumindest erklären, 
wem Sie es anlasten wollen, daß Ihr Antrag, der zu 
dem eben von Ihnen genannten Datum gestellt wur- 
de, erst heute vom Plenum behandelt wird. 

Dr. Becker (Frankfurt) (CDU/CSU): Niemandem. 
Er ist bis dato nicht behandelt worden. Er blieb lie- 
gen, weil in der Zwischenzeit andere Dinge auf den 
Marsch gebracht wurden. Es wurde von der Regie- 
rung eine Krebskonferenz installiert, die eigentlich 
erst das Ergebnis des Krebsberichtes hätte sein sol- 
len, der schon im vergangenen Jahr hätte vorgelegt 
^ ^ werden müssen, aber nicht vorgelegt wurde. Man 
hat hier das Pferd anscheinend von hinten aufge- 
zäujnt Der Krebsbericht hätte die Grundlagen für 
das legen müssen, was wir hier nachher zu erarbei- 
ten haben. Weil eben dieser Bericht nicht vorlag, 
sind wir mit unserem Konzept angetreten. 

(Hasinger [CDU/CSU]: So ist es!) 

Wir schlagen die Bildung eines Deutschen Rates 
zur Krebsbekämpfung vor. Dieser Deutsche Rat zur 
Krebsbekämpfung soll eine Ebene der Zusammenar- 
beit und des Zusammenwirkens sein, die die vielfäl- 
tigen Anstrengungen in Praxis, Klinik und For- 
schung zusammenfaßt und ergänzt. Dieses Gremium 
soll als überregionale Koordinierungsstelle und 
auch als unabhängiger Sachverständigenrat in Ver- 
bindung mit den Einrichtungen und Organen der 
Versicherten und der Therapeuten die Vorausset- 
zungen für größere Erfolge in der Erforschung und 
der Bekämpfung der Erkrankung ermöglichen. Wir 
sehen in einer solchen Organisation, die von der po- 
litischen Ebene nicht inhaltliche Vorgaben, Pro- 
gramm- und Projektfestlegungen erhalten kann und 
darf, auch die Chance, daß in einem sinnvollen Ver- 
bund Einzelinitiativen mit zur Entfaltung kommen 
können. 

Die Forschung hatte immer ihre größten Erfolge 
aus ihrer Spontaneität entwickelt. Planbar waren sie 
jedenfalls nicht. Darum sollen auch eine büro- 
kratische Gängelung, eine formalistische Erstarrung 
oder die stärkere Institutionalisierung vorhandener 
Einrichtungen vermieden werden. Dies erscheint 
uns eher möglich, wenn Parlament, Regierung und 


Länder nur einen organisatorischen Rahmen und (C) 
auch einen finanziellen Rahmen für eine solche Ein- 
richtung schaffen. 

(Dr. Riesenhuber [CDU/CSU]; So ist es!) 

Zuviel Bürokratie, zuviel Richtlinienkompetenz und 
eventuell noch Kompetenzstreitigkeiten zwischen 
einzelnen Ressorts behindern eher, als daß sie bei 
dieser großen Aufgabe weiterhelfen. 

Mein Kollege Riesenhuber hat auf die Nachteile 
der Regierungskonzeption bereits hingewiesen, die 
sich für die Große Krebskonferenz aus den von 
Bundesressorts vorzubereitenden Arbeitspro- 
grammen und Arbeitsabläufen ergeben. Dort wird 
bereits festgelegt, was nachher noch geschehen 
kann, und es wurde auf die Arbeitsprogrammfestle- 
gung für die Fachkommissionen hingewiesen. Ich 
teile seine Bedenken und fürchte, daß man sich da 
Schuhe anzieht, die nicht passen und auch nicht pas- 
sen können. Es besteht die Gefahr, daß den Sachver- 
ständigen gewissermaßen ein Hut mit den Vorga- 
ben übergestülpt wird, die aus den Ministerien kom- 
men. Diesen Hut können und dürfen sie nicht tra- 
gen. 

Wir erwarten und hoffen, so den Menschen in un- 
serem Land, aber auch über die Grenzen hinweg, ei- 
nen wichtigen und hilfreichen Beitrag bei der Krebs- 
bekämpfung leisten zu können. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Präsident Stücklen: Das Wort hat Frau Abgeord- 
nete Erler. 

(D) 

Frau Erler (SPD): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! In den Industrieländern sind die Man- 
gelkrankheiten völlig, die Infektionskrankheiten 
weitgehend besiegt. Statt dessen haben wir es mit 
den sogenannten Zivilisationskrankbeiten zu tun: 
Herz-Kreislauf-Erkrankungen, Krebs und Rheuma. 
Diese sogenannten Zivilisationskrankheiten haben 
alle gemeinsam, daß sie nicht auf einer Einzelursa- 
che beruhen, sondern daß sie offensichtlich ganz 
komplexe Ursachen haben. Deshalb ist die Ursa- 
chenforschung um so schwieriger. 

Somit müssen wir beim Krebs feststellen, daß die 
internationale Ursacbenforscbimg im Grunde im- 
mer noch völlig am Anfang steht. Wir wissen nicht, 
ob die epidemiologische Ausbreitung des Krebses 
nur darauf beruht, daß die Leute in den hochentwik- 
kelten Industrieländern jetzt älter werden, wir wis- 
sen nicht, wieweit Umweltfaktoren oder auch 
Arbeitsplatzgefährdungen ein Rolle spielen, und wir 
wissen nicht, wieweit die sozialen, psychischen und 
familiären Verhältnisse Einfluß auf Krebserkran- 
kungen haben. Wir haben in all diesen Fragen ledig- 
lich völlig vage Forschungsergebnisse. Wir können 
sagen, daß das durchschnittliche Alter der Krebsto- 
desfälle bei 68 Jahren liegt; wir haben allerdings 
auch einen negativen Höhepunkt im jugendlichen 
Alter. Wir haben einige Stoffe identifiziert, die für 
den Menschen toxisch sind, während wir für andere 
Stoffe festgestellt haben, daß sie bei Tierversuchen 
krebserregend sind, wobei wir immer noch nicht 
feststellen konnten, wieweit sie wirklich auch Men- 
schen gefährden. Wir haben Ergebnisse in der sozi- 
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(A) almedizinischen Forschung, daß etwa Frauen aus 
schwächeren sozialen Schichten häufiger Gebär- 
mutterhalskrebs haben und bei ihnen außerdem 
mehr Todesfälle zu verzeichnen sind. Das ist wahr- 
scheinlich deshalb so, weil die Frauen aus schwä- 
cheren sozialen Schichten weniger als Frauen aus 
besser gestellten Schichten zu Vorsorgeuntersu- 
chungen gehen. 

Alle diese wirklich mageren Ergebnisse der bishe- 
rigen Ursachenforschung müssen uns dazu bringen, 
vor allem auch in der Grundlagenforschung wei- 
tere große Anstrengungen zu unternehmen, wobei 
wir uns, glaube ich, völlig einig darin sind, daß wir 
aus dem Scheitern des großen Plans zur Krebsfor- 
schung in den USA lernen müssen und wollen, der 
wohl hauptsächlich daran gescheitert ist, daß dort 
versucht wurde, gerade die Grundlagenforschung 
ganz detailliert vorauszuplanen, was sicherlich zu 
absolut keinem Ergebnis führen konnte und, wie 
sich gezeigt hat, auch zu keinem Ergebnis geführt 
hat. Die Anstrengungen in der Bundesrepublik zur 
Grundlagenforschung sind, meine ich, beachtlich. 
Das gilt vor allem für die Leistungen der DFG mit ih- 
ren Sonderforschungsbereichen der Leukämie- und 
Tumorforschung, der Forschung über Methoden zur 
Krebsfrüherkennung und zur Krebsforschung, wo- 
bei schon die Namen dieser Forschungsbereiche 
darauf hindeuten, daß Grundlagenforschung in die- 
sem Bereich nicht ganz genau gegenüber klinischer 
und angewandter Forschung abgrenzbar ist. Neben 
der DFG sind auch die Anstrengungen des Deut- 
schen Krebsforschungszentrums, der Max-Planck- 

(B) Gesellschaft und der Forschung an den Universitä- 
ten zu erwähnen. 

Wir erhoffen uns von dem Überblick der DFG-Se- 
natskommission, der spätesten in drei Monaten vor- 
liegen wird, gerade bei dem nationalen und interna- 
tionalen Vergleich der Krebsforschung, bei der Zu- 
sammenstellung der biologischen und theoretisch- 
medizinischen Forschung, der klinischen Forschung 
und der begleitenden Sozialforschung bessere Er- 
kenntnisse darüber, wo eventuell auch bei uns noch 
Schwerpunkte gesetzt werden müßten, die nicht in 
anderen Nationen oder bei uns abgedeckt sind. 

Wir meinen allerdings, daß neben dem sicher 
wichtigen Bereich der Grundlagenforschung, in dem 
kurzfristig kaum Erfolge zu erwarten sind — ich 
glaube, das muß man realistisch sehen — , im Mo- 
ment eine besondere Betonung auf die angewandte 
Forschung, ganz besonders aber auf die Forschung 
gelegt werden muß, die dabei hilft, diese Erkennt- 
nisse umzusetzen. Ein beredtes Beispiel sind hier 
die sicherlich „einsichtigen" Mitglieder unseres Aus- 
schusses. Wenn man sich bei unseren Ausschußsit- 
zungen die rauchgeschwängerte Luft ansieht, und 
zwar vor dem Hintergrund der Erkenntnis, daß 80% 
des Lungenkrebses vermeidbar wären, wenn nicht 
geraucht würde, 

(Dr. Hammans [CDU/CSU]: Sehr richtigO 

dann muß man sagen — ich weiß nicht, ob es etwas 
helfen würde — , daß in unserem Ausschuß einmal 
Verhaltensforschung betrieben und die Frage ge- 
stellt werden sollte: Warum rauchen wir denn 
eigentlich? So ist es im übrigen in der ganzen Bevöl- 


kerung. Das heißt, wahrscheinlich könnten sehr viel (C) 
größere Erfolge erzielt werden, wenn wir im Bereich 
der angewandten Forschung, im Bereich des Umset- 
zens der Erkenntnisse, die wir schon längst haben, 
größere Fortschritte machten. 

(Beifall bei allen Fraktionen — Dr. Becker 

[Frankfurt] [CDU/CSU]; Und Beispiele ge- 
ben würden, auch im Fernsehenl) 

— Ja, ich weiß. 

(Dr. Becker [Frankfurt] [CDU/CSU]: Ja, ja, 
bis zum Bundeskanzler hinauf!) 

— Sie haben völlig recht. 

(Dr. Becker [Frankfurt] [CDU/CSU]: Schö- 
nen Dank!) 

Das Forschungsprogramm unter Federführung 
des Bundesministeriums für Forschung und Tech- 
nologie setzt, meine ich, völlig richtige Akzente. Ne- 
ben der Krebsforschung sind dort Herz-Kreislauf- 
System-Erkrankungen, psychische Krankheiten, 
rheumatische Krankheiten und der Sonderbereich 
der Mütter- und Säuglingssterblichkeit ganz beson- 
ders hervorgehoben. Es wird versucht, die genann- 
ten Krankheiten in die verschiedenen Programme, 
die dort aufgeführt sind, einzubetten. Krebs etwa 
spielt im Bereich der Verbesserung der Prävention, 
bei der Entwicklung und Erprobung von Früherken- 
nungsverfahren, bei der Entwicklung und Validie- 
rung von Konzepten für Diagnostik, Therapie — und 
hier ganz besonders für die vergleichende Therapie- 
forschung — , Rehabilitation und bei der Forschung 
und Entwicklung zur Verbesserung der Datenlage, (D) 
der Information und Dokumentation im Gesund- 
heitswesen eine Rolle. 

Das, was in Zukunft vielleicht noch mehr betont 
werden müßte, ist die Forschungsorganisation. 

Dazu bedarf es keiner neuen Forschungsaufträge. 

Hier liegen die Erkenntnisse schon auf dem Tisch. 

Bei der Einrichtung von onkologischen Zentren 
muß jetzt schnell gehandelt werden, damit die Be- 
völkerung gleichmäßig versorgt werden kann und 
hier eine echte Chancengleichheit für die Gesamt- 
bevölkerung — auch regional — auf Heilung be- 
steht Darüber hinaus muß sicherlich auch die For- 
schung an den Kliniken verbessert werden. Hier 
sollte mehr Personal zur Verfügung gestellt werden. 
Vielleicht können an den Kliniken eigene kleine 
Forschungsstationen eingerichtet werden. Und — 
das dürfen wir nicht unterschätzen — : Der interna- 
tionale Austausch unserer Forscher muß endlich 
auch psychologisch gefördert werden. Hier geht es 
wahrscheinlich weniger um das Geld als um das Si- 
cherheitsbedürfnis unserer jungen Forscher, das Be- 
dürfnis nach Arbeitsplatzsicherung für den Fall, daß 
sie aus dem Ausland zurückkommen und hier wie- 
der eingegliedert werden möchten. 

(Dr. Becker [Frankfurt] [CDU/CSU]: Das wi- 
derspricht aber alles der pragmatischen Lö- 
sung der Frau Minister!) 

— Das widerspricht in keiner Weise der Lösung der 
Frau Minister. Unsere Fraktion und auch die Frau 
Minister befinden sich da in voller Übereinstim- 
mung, auch mit Ihren Vorschlägen, glaube ich. 
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Frau Erler 

(A) Wir sind uns, meine ich, völlig einig, daß es außer- 
ordentlich wichtig ist, nun endlich — die Große 
Krebskonferenz war das Einstiegssignal dazu — zu 
einer Koordination der Forschung und der Be- 
kämpfung des Krebses auch bei uns in der Bundes- 
republik zu kommen. In diesem Zusammenhang 
muß ich allerdings eine kleine Bemerkung machen: 
Hinsichtlich Ihrer in Textziffer 1.4 auf gestellten For- 
derung, in der wir uns völlig einig sind und die wahr- 
scheinlich auch jeder unterschreiben wird, daß z. B. 
Erkenntnisse frühzeitig, etwa in Umweltschutzge- 
setze, umgesetzt werden müssen, sollten Sie sich 
einmal an die eigene Nase fassen und etwa Bayern 
und Baden-Württemberg zur Ordnung rufen. Denn 
der Eiertanz, den die jetzt um das Abwasserabgaben- 
gesetz machen, widerspricht solchen Forderungen, 
die Sie hier in Anträge hineinschreiben. 

(Beifall bei der SPD) 

Ich hoffe auch, daß Sie mit der Bemerkung — das 
ist hoffentlich nur eine Mißinterpretation Ihrer Aus- 
führungen, Herr Kollege Becker — , daß Verbote von 
bestimmten Stoffen am Arbeitsplatz nicht viel brin- 
gen würden, nicht Ihre Textziffer 1.4 in Frage stellen 
wollten. 

(Dr. Becker [Frankfurt] [CDU/CSUj: Nein!) 

— Dann bin ich beruhigt, wenn das nicht schon eine 
vorbeugende Relativierung war. 

Wir begrüßen die Große Krebskonferenz, die 
von der Bundesregierung im September einberufen 
worden ist, und hoffen, daß sie in ihrem vorgesehe- 
nen Dreijahresrhythmus arbeitsfähig sein wird. Wir 

(B) setzen allerdings mehr Hoffnung als auf diese 
Krebskonferenz auf die Arbeit der Kommissionen 
und der sie unterstützenden Geschäftsstelle. Wir 
glauben, daß damit versucht werden kann, die Struk- 
turfragen zu lösen, die bei den Gesundheitseinrich- 
tungen jetzt vorrangig anstehen. Wir glauben, daß es 
damit geschafft werden kann, da die Probleme weit- 
gehend identifiziert sind und jetzt die Erkenntnisse 
in die Praxis umgesetzt werden müssen. Wir sind al- 
lerdings der Meinung, daß dabei eine direkte Betei- 
ligung der Bundesregierung nötig ist. Ein von den 
Entscheidungsgremien der Bundesregierung abge- 
hobener Rat wäre nach unserer Meinung nicht so 
nützlich wie einer, der in die Entscheidungsgremien 
der Regierung wirklich eingebunden ist 

Wir begrüßen deshalb das vorgesehene Gesamt- 
programm zur Krebsbekämpfung und sind uns mit 
Ihnen — das ist auch in dieser Debatte deutlich ge- 
worden — über den Inhalt völlig einig. Wir meinen 
allerdings, daß die Organisation anders aussehen 
müßte. Ich bin aber davon überzeugt, daß wir uns in 
den Beratungen sowohl im Ausschuß für Jugend, Fa- 
milie und Gesundheit als auch im Ausschuß für For- 
schung und Technologie darüber sachlich auseinan- 
dersetzen können. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Präsident Stücklen: Das Wort hat der Herr Abge- 
ordnete Spitzmüller. 

Spitzmüller (FDP): Herr Präsident! Meine sehr ver- 
ehrten Damen! Meine Herren! Sicherlich ist es ver- 
dienstvoll und anzuerkennen, daß die Opposition 


mit ihrem Antrag heute darauf hingewirkt hat, daß (C) 
sich der Deutsche Bundestag erneut mit dem Pro- 
blembereich der Krebsforschung und der Krebsbe- 
kämpfung — was ja umfassender ist — in einer De- 
batte beschäftigt. Ich möchte aber vermeiden, daß 
der Eindruck entsteht, als habe hier allein die Oppo- 
sition die Initiative ergriffen, um die Bedeutung die- 
ses Themas in der Öffentlichkeit mit Nachdruck un- 
ter Beweis zu stellen. Dies ist ein Anliegen aller 
Fraktionen. 

(Dr. Becker [Frankfurt] [CDU/CSU]: Das 
wurde nie bestritten!) 

Ich darf in aller Bescheidenheit darauf hinweisen, 
daß SPD und FDP im Jahre 1975 eine Große Anfrage 
betreffend Krebsforschung an die Bundesregierung 
gerichtet haben und daß wir damit erreichen konn- 
ten, daß im Jahre 1976 hier im Hause über drei Stun- 
den in sehr sachlicher und verdienstvoller Weise 
debattiert werden konnte. 

Meine Damen und Herren, nicht zuletzt auch der 
Initiative meiner Fraktion ist es zu verdanken, daß 
im Ausschuß für Jugend, Familie und Gesundheit, 
nachdem der nationale Krebsbericht nicht fristge- 
recht vorgelegt werden konnte, ein Zwischenbe- 
richt gegeben wurde. Dies war im Dezember 1978. 

Lassen Sie mich einen kurzen Abschnitt aus die- 
sem Bericht zitieren. Dort hat Herr Staatssekretär 
Wolters für die Bundesregierung ausgeführt: 

Zur Koordinierung der Krebsforschung, und das 
ist einer der wesentlichen Aufträge des Bundes- 
tages gewesen, um überflüssige Doppelarbeit zu pj 
vermeiden, haben wir uns darum bemüht, bei 
der Deutschen Forschungsgemeinschaft eine 
Koordinierungsstelle einzurichten, deren vor- 
dringliches Ziel es sein soll, ein fortdauerndes 
Abstimmungsgespräch mit den Institutionen, 
die Krebsforschung fördern, zu führen. 

— Also keine staatliche Stelle, sondern eine Stelle, 
die frei arbeitet, was wir — und sicherlich auch Sie 
als Opposition — begrüßen — weiter heißt es 
dort: 

Die Bundesregierung hat außerdem in ihrem 
Programm „Forschung und Entwicklung im 
Dienste der Gesundheit" die Krebsforschung als 
einen der vier Schwerpunkte aufgenommen. 

Die Einzelpunkte reichen von der Prävention 
über Früherkennungstechniken, diagnostische 
Standards, therapeutische Leitlinien bis hin 
zum Bereich der Rehabilitation bzw. Nachsor- 
ge. 

Sie ersehen aus diesen wenigen Zitaten, daß die 
Bundesregierung den Auftrag des Deutschen Bun- 
destages aus dem Jahre 1976 sehr ernst nimmt und 
sich darum bemüht, die damals gesteckten Ziele, 
wenn auch nicht im vollen Maße zu verwirklichen, 
so aber doch anzugehen und mit Nachdruck weiter 
zu verfolgen. 

Wie schwierig es ist, diese Ziele zu erreichen und 
zu verfolgen, haben wir ja auf der Großen Krebskon- 
ferenz erlebt, wo über hundert Organisationen zu- 
sammenkamen, die sich mit Krebsbekämpfung be- 
fassen. 
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SpltzmüUer 

(A) Meine Damen und Herren, ich muß, nachdem das 
Herr Dr. Becker angesprochen hat, noch einmal auf 
den von Ihnen vorgeschlagenen Weg der Errichtung 
eines „Deutschen Rats zur Krebsbekämpfung'* zu- 
rückkommen. Er erscheint mir bei allem Wohlwol- 
len doch nicht der richtige zu sein, der von Erfolg ge- 
krönt sein könnte. Dieser Vorschlag scheint mir die 
Gefahr in sich zu bergen, auf die Verwaltung des 
Problems hinauszulaufen, aber nicht auf seine Lö- 
sung. Ich gebe zu, alle Vorschläge, die im Moment 
diskutiert werden, enthalten die Schwierigkeit, daß 
zuviel Verwaltung entsteht und daß zu spät Lösun- 
gen herauskommen. Aber machen wir uns doch 
nichts vor! Mit einem gewaltigen Aufwand sind in 
Amerika Krebsforschung und Krebsbekämpfung 
eingeleitet worden, aber auch dieses nationale Pro- 
gramm mit erheblichen finanziellen Mitteln hat 
nicht den Erfolg gebracht, den sich alle Politiker er- 
hofften und erwünschten. 


(Zuruf von der CDU/CSU: Das ist nicht un- 
ser Vorschlag!) 


(B) 


Die Funktion und Zusammensetzung eines „Deut- 
schen Rates zur Krebsbekämpfung" spricht eine zu 
beredte Sprache. Wir erleben es doch täglich, daß 
eine sich aufblähende Verwaltung nur zu oft sich 
selber bindet und sich von ihren eigentlichen Aufga- 
ben langsam, aber sicher entfernt. Mit der leider für 
uns typischen Perfektion soll hier ein Gebilde aufge- 
baut werden, das letztlich nur einige Arbeitsplätze 
schaffen würde. Dies sind harte Worte. Aber ich 
habe nun einmal ein großes persönliches Mißtrauen 
gegen einen Vorsitzenden nebst Generalsekretär 
und gut ausgerüstetem Sekretariat, wenn dies aus 
Steuermitteln zu bezahlen ist. Selbst diejenigen, die 
auf dem Gebiet der Krebsforschung und Krebsbe- 
kämpfung keine Experten sind, haben, ohne daß sie 
sich intensiv bemühen mußten, in den letzten Mona- 
ten, ja in den letzten zwei Jahren feststellen können, 
daß die Bundesregierung seit langem in der Rich- 
tung tätig ist, die Sie mit Ihrem Antrag aufzeigen. 
Deshalb sind wir uns im Ziele absolut einig. Über 
den Weg werden wir uns im Ausschuß noch einmal 
unterhalten müssen. 


In der Großen Krebskonferenz am 27, September 
hat Frau Bundesminister Huber deutlich darauf hin- 
gewiesen, daß sie das Krebsforschungszentrum in 
Heidelberg ausbauen, also auf bewährten Grundla- 
gen weiterbauen und fortfahren will. Unter der Fe- 
derführung des Gesundheitsministeriums wird von 
allen auf diesem Gebiet tätigen Organisationen, kli- 
nischen Gesellschaften, Ministerien des Bundes und 
der Länder ein Gesamtprogramm erarbeitet werden. 
Deshalb ist es richtig und vernünftig, dort eine zen- 
trale Stelle einzurichten, die alle Aktivitäten in die- 
ser Richtung koordiniert Sicherlich werden auch 
dem Senat der Deutschen Forschungsgemeinschaft 
zusätzliche Dienstleistungen übertragen werden 
müssen, damit wir bald zu Ergebnissen kommen. 


Ihre Eigenverantwortlichkeit muß erhalten bleiben. (C) 
Hier kann und darf es keinen staatlichen Dirigismus 
geben. 

Mir erscheint vielmehr — das möchte ich gerade 
aus der Sicht der FDP sagen — ein anderer Bereich 
besonders wichtig, auf dem sich sowohl Bundestag 
als auch Bundesregierung mit wesentlich größerer 
Aktivität betätigen und auch relativ schnell zu Neu- 
erungen kommen können. Uber Krebsforschung 
und den Bemühungen, diese Krankheit einzudäm- 
men und womöglich ganz zu beseitigen — so wie es 
gelungen ist, die Tbc weitgehend zurückzudämmen; 
von einer Beseitigung kann man nicht sprechen — , 
darf das besondere Gebiet der Nachsorge nicht ver- 
gessen werden. Denn auch und gerade diejenigen, 
die von dieser schlimmen Krankheit befallen sind 
oder waren, bedürfen unserer besonderen Sorge. 

Hier herrscht noch ein großer Nachholbedarf, insbe- 
sondere — Frau Minister Huber hat es angespro- 
chen — im psychosozialen Bereich. Es besteht auch 
noch einiges an Nachholbedarf in den Kliniken und 
in der ambulanten und stationären Rehabilitation, 

Wir müssen uns auch überlegen, in welcher Form 
wir Modelle psychosozialer Betreuung mehr als bis- 
her unterstützen, wie Selbsthilfeorganisationen ge- 
stärkt werden können, die von den Krebskranken 
geschaffen worden sind. 

Auch ist folgendes deutlich geworden. Nach einer 
Befragung derjenigen Bürger, die Spenden für die 
Deutsche Krebshilfe gegeben haben, kam heraus, 
daß über zwei Drittel der Spender wünschen, daß 
die Mittel überwiegend der Forschung zufließen. 

Aus dieser Befragung wird deutlich, daß große Teile (ü) 
der Bevölkerung wissen, 

(Dr. Becker [Frankfurt) [CDU/CSU): Erin- 
nern Sie sich mal an die Krebskonferenz 
und an das, was die Frau Minister heute ge- 
sagt hatO 

daß wirklich durchgreifende Hilfe nur möglich sein 
wird, wenn wir über die Ursachenforschung, Grund- 
lagenforschung und die Therapieforschung zu Erfol- 
gen kommen. Aber es macht auch deutlich, daß ein 
nicht unerheblicher Teil der Bevölkerung mit seiner 
Spendenbereitschaft zum Ausdruck bringt, daß Vor- 
sorgemaßnahmen wie der menschlichen Zuwen- 
dung für Personen, die an Krebs erkrankt sind, eben- 
falls eine große Bedeutung zukommt — ich möchte 
sagen 2:1. 

Ein Wort zur Vorsorge: Ich glaube, im Anschluß 
an den von Herrn Hackethal ausgelösten Metho- 
denstreit in den Krebsvorsorgeuntersuchungen muß 
der Deutsche Bundestag — oder zumindest die FDP 
— Wert darauf legen, daß ärztlich- wissenschaftliche 
Fragen innerhalb der Ärzteschaft gelöst werden, der 
Gesetzgeber sich dagegen der Zurückhaltung beflei- 
ßigt. Wir als Gesetzgeber haben vielmehr den Me- 
thodenpluralismus und den Wettbewerb der ärztli- 
chen Verfahren zu schützen und zu fördern. 


In diesem Zusammenhang möchte ich besonders 
darauf hinweisen, daß gerade auf dem Gebiet der 
Krebsforschung die Bundesregierung Zurückhal- 
tung üben muß und sich nur auf eine übergeordnete 
Koordination beschränken kann. Gerade die For- 
schung ist ein ureigenes Gebiet der Wissenschaft. 


Herr Kollege Hasinger, eine Zwischenfrage. 

Präsident Stücklen: Bitte schön. 

Hasinger (CDU/CSU): Herr Kollege Spitzmüller, 
würden Sie das, was Sie eben im Hinblick auf den 
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Hasinger 

(A) Gesetzgeber gesagt haben, auch auf die Bundesre- 
gierung angewendet wissen wollen? 

Spitzmüller (FDP): Ich bin der Meinung, daß auch 
die Bundesregierung auf dem Gebiet der Forschung 
wie auf dem Gebiet eines ärztlich-wissenschaftli- 
chen Methodenstreits zur Zurückhaltung verpflich- 
tet ist. Wir als Gesetzgeber wir die Bundesregierung 
sollten, wo irgend möglich, in einen ärztlichen Me- 
thodenstreit nicht eingreifen. Allerdings muß ich Ih- 
nen sagen, daß es auch abwegige Methoden gibt, die 
propagiert werden können, denen entgegenzutreten 
notwendig ist — Ich will das nicht vertiefen, sonst 
geht darüber meine Redezeit zu Ende, Herr Kollege 
Hasinger. 

Ein Wort zur Nachsorge: Viele Patienten, aber 
auch Ärzte wissen gar nicht, welche Möglichkeiten 
der Nachsorge heute schon gegeben sind — in 
Form von ambulanten, aber insbesondere von statio- 
nären Rehabilitationsmaßnahmen der Rentenver- 
sicherungsträger nach der Operation, nach Be- 
strahlungen oder anderen stationären Kranken- 
hausmaßnahmen. Mit jeweils fast 20 000 stationären 
Rehabilitationsmaßnahmen sind die Bundesversi- 
cherungsanstalt für Angestellte in Berlin und die 
Arbeitsgemeinschaft für Krebsbekämpfung der Trä- 
ger der gesetzlichen Kranken- und Rentenversiche- 
rung in Nordrhein-Westfalen in Bochum führend. 
Rund 100 Millionen DM geben allein diese beiden 
Kostenträger pro Jahr für die Krebsnachsorge zu- 
sammen aus. Trotzdem wissen viele Versicherte und 
jßj auch etliche Ärzte von diesen Möglichkeiten gar 
nichts. Diese Debatte und das, was der Bundestag in 
dieser Frage macht, können dazu beitragen, daß die- 
ses Wissen erweitert wird. 

(Dr. Becker [Frankfurt) [CDU/CSU]: Rich- 
tig!) 

Meine Damen und Herren, der Ausschuß sollte 
sich vielleicht einmal in der Bundesrepublik, aber 
auch in der Schweiz und dort insbesondere in St. 
Gallen umsehen, um festzustellen, wie gut dort Tu- 
morklinik und die ambulant weiter behandelnden 
Ärzte bereits Zusammenarbeiten und etwas Hervor- 
ragendes zugunsten des Patienten erbringen. 

Im Zusammenhang mit der Nachsorge — ich bin . 
oft mit diesen Fragen konfrontiert — sind mir in den 
letzten Monaten zwei Problemfälle immer deutli- 
cher aufgefallen. 

Der eine sind die kleinen Angestellten oder Be- 
amten insbesondere der Deutschen Bundespost, 
denen durch das Zwanzigste Rentenanpassungsge- 
setz die Möglichkeit genommen wurde, Rehabilita- 
tionskuren über die Versicherungsanstalt für Ange- 
stellte durchzuführen. Sie wurden auf die Beihilfe 
verwiesen. Leider war der Postminister bisher im- 
mer noch nicht in der Lage, die Beihilfevorschriften 
für Krebsnachsorge so zu verändern, daß auch mit 
einem schmalen Budget ausgestattete Witwen eine 
Kur durchführen können, die nicht in der Lage sind, 

1 200 DM oder 1 500 DM als eigenen Beitrag zu zah- 
len. Hier geht meine Aufforderung an die Bundesre- 
gierung, endlich dem Entschließungsantrag des 
Deutschen Bundestages nachzukommen und dafür 


zu sorgen, daß diese Benachteiligung, die damals (C) 
eingetreten ist, entfällt. 

Der zweite Problemfall: Viele Mütter von kleinen 
oder schulpflichtigen Kindern nehmen stationäre 
Rehabilitationsmaßnahmen nicht an, weil sie nach 
langem Krankenhausaufenthalt ihr Kind nicht in ein 
Heim geben oder einer fremden Bezugsperson über- 
lassen wollen. Hier ist meine Bitte an die Rentenver- 
sicherungsträger, zu überlegen, ob nicht im Rahmen 
der „sonstigen Hilfen", die in der Reichsversiche- 
rungsordnung vorgesehen sind, etwas Neues ge- 
schaffen werden kann. 

(Dr. Becker (Frankfurt) [CDU/CSU): Sehr 
gut!) 

Meine Damen und Herren, lassen Sie mich am 
Schluß all den forschenden Medizinern in unserem 
Lande danken, die sich schon seit Jahren um neue 
Erkenntnisse und Forschungsergebnisse im Kampf 
gegen den Krebs bemühen. Lassen Sie mich aber 
auch all denen danken, die in selbstloser Weise in 
Selbsthilfeorganisationen oder in den freien Ver- 
bänden oder wo immer Hilfe für krebskranke Men- 
schen leisten. 

Lassen Sie mich einen ganz besonderen Dank an 
die „Deutsche Krebshilfe" aussprechen, vorab an 
Frau Dr. Mildred Scheel, die in unerschrockener 
Weise und in mich am Anfang sehr schockierender 
Form das Tabu durchbrochen und unmißverständ- 
lich nicht von „malignen Tumoren", wie es immer der 
Fall war, sondern von Krebs sprach, die Krankheit 
also mutig beim Namen nannte und zum Kampf ge- 
gen diese Krankheit antrat und aufrief. (D) 

(Beifall bei der FDP) 

Heute kann man über Krebs anders als noch vor fünf 
Jahren offen sprechen. 

Für uns Parlamentarier muß wohl bei der Weiter- 
beratung des Antrags wie bei der Beratung des noch 
ausstehenden nationalen Krebsberichts gelten, daß 
wir nicht im Widerstreit gegeneinander, sondern im 
Wettstreit miteinander um die besseren Erkennt- 
nisse sinnvoller Kooperation und Koordination so- 
wie im Vorantreiben von neuen oder zu verändern- 
den Maßnahmen, wenn sie als erforderlich und 
zweckmäßig erkannt werden, zusammenfinden, um 
so als Parlament noch mehr als bisher unseren Teil 
zum Kampf gegen den Krebs beizutragen. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Präsident Stückien: Das Wort hat der Herr Abge- 
ordnete Fiebig. 

Flebig (SPD): Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Zu keinem Zeitpunkt ist mehr Geld in die 
Krebsforschung investiert worden als gegenwärtig. 

Und zu keiner Zeit ist die weltweite Resignation 
über die Stagnation der Krebsforschung so laut ge- 
worden. Es kann sich in der Bundesrepublik also 
nicht ausschließlich darum handeln, ob man noch 
mehr Geld für die Krebsforschung zur Verfügung 
stellt, noch mehr zentralisiert, koordiniert oder 
plant, sondern darum, wie man mit dem vorhande- 
nen Geld mehr erreicht. 
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(A) Es stehen heute in der Krebsforschung zwei 
Grundpositionen mit asymmetrischer Machtvertei- 
lung gegenüber. Die klassiche Lehre seit Virchow 
lautet: Krebs ist eine lokale zelluläre Erkrankung. 
Mit Beseitigung oder Zerstörung der wild geworde- 
nen Zellen durch Stahl, Strahl oder Zellgifte ist das 
Problem erledigt Diese Theorie ist eine sogenannte 
privilegierte Theorie. Jeder Forschungsantrag, der 
sich auf sie beruft ist von vornherein ohne weitere 
Begründung gerechtfertigt 

Die Gegenposition dazu ist die Theorie, daß der 
Krebs eine Gesamterkrankung des menschlichen 
Organismus ist Mit der ausschließlich lokalen Be- 
seitigung einer Krebslokalisation oder einer Krebs- 
art würde es nur zu einer Verschiebung kommen — 
bei gleichbleibender Gesamt-Krebshäufigkeit The- 
rapie, so sagen die Vertreter dieser Richtung, müßte 
vom Gesamtorganismus, ausgehen und die Krebs- 
krankheit als Gcinzes bekämpfen. In dieser Front 
steht die Immuntherapie, die Behandlung mit Phy- 
tophcurmaka, z, B. Mistelpräparaten. Diese Richtung 
jedoch ist grundsätzlich unterprivilegiert und hat 
bei der Eigentümlichkeit der Besetzung der Gutach- 
terausschüsse in der Bundesrepublik keine nen- 
nenswerte Chance, öffentlich gefördert zu werden. 
Es wäre wünschenswert wenn auch für die zweite 
von mir genannte Therapierichtung Forschxingsmit- 
tel zur Verfügung gestellt würden. Auch der Deut- 
sche Bundestag hat im Juni 1976 in einer Entschlie- 
ßung gefordert die ernsthafte Prüfung auch jener 
Förderungsanträge vorzunehmen, die auf unkon- 
ventionelle Weise versuchen, die wissenschaftli- 

(B) chen Grundlagen zur Bekämpfung des Krebses zu 
verbessern, und dies alles zu fördern. 

Die Effizienz der bisherigen Krebstherapie liegt 
im dunkeln. Die vielen Publikationen über „tumor 
response" haben keine Aussagekraft weil aus der 
Rückbildung einzelner Metastasen kein Schluß auf 
die Oberlebenszeit und Überlebensqualität gezogen 
werden kann. 

Wir dürfen vor folgender Situation die Augen 
nicht verschließen: Die Arbeitsgruppe um Professor 
Oeser hat nachweisen können, daß sich seit der 
Jahrhundertwende die relative Alterssterblichkeit 
an Krebs weltweit nicht geändert hat Zwar werden 
durch die Früherkennungsmaßnahmen mehr Krebs- 
erkrankungen entdeckt jedoch läßt sich die Auswir- 
kung der Therapie im Sinne einer Senkung der 
Krebssterblichkeit nach Oeser, Krokowski und an- 
deren nicht belegen. 

Andererseits muß ich hier feststellen, daß ich auf 
meine Anfragen bei dem durch Bundesmittel geför- 
derten Deutschen Krebsforschungsinstitut keinerlei 
Unterlagen bekommen habe, aus denen die Effizienz 
der konventionellen Krebstherapie auch nur mit ei- 
nem Minimum an Überzeugungskraft hervorginge. 
Das bedeutet ganz schlicht nicht mehr und nicht we- 
niger, als daß ein Weitergehen allein auf konventio- 
nellen Wegen keine Chance auf Erfolg hat Wir 
müssen uns die Situation selbst klarmachen und 
dürfen nicht darauf warten, daß uns Hackethals auf 
die weißen Flecken auf unserer Landkarte stoßen. 

Um die Stagnation in der Krebsforschung zu 
überwinden, sollten die neuesten Erkenntnisse der 


Wissenschaftstheorie, wie sie als pluralistisches (C) 
Konzept von Paul Feyerabend und Helmut Spinner 
vertreten werden, zum Tragen kommen. Ich zitie- 
re: 

Theoretischer Pluralismus erhöht die Intensität 
und die Reichweite kritisch-rationaler Argu- 
mentation sowie die Chancen für außerordentli- 
chen, revolutionären Erkenntnisfortschritt Das 
pluralistisch angelegte Erkenntnisprogramm 
empfiehlt, ja verlangt die Einführung neuer 
Theorien, die den herrschenden Standpunkten 
widersprechen, und zwar selbst dann, wenn die 
alten Theorien noch nicht versagt haben oder 
sonstwie in Schwierigkeiten gekommen sind. In 
diesem Falle ist es die Aufgabe von Alternati- 
ven, die alten Theorien herauszufordem und ih- 
nen möglichst viele Schwierigkeiten erst zu be- 
reiten, d. h. Krisen der alten Theorien zu erzeu- 
gen. 

Das bedeutet für die öffentliche Krebsforschungs- 
förderung, daß man sich dem Monopolanspruch 
privilegierter Theorien grundsätzlich zu widerset- 
zen und für jedes Konzept mindestens auch eine Ge- 
genposition zu fördern hat Mir ist nicht bekannt 
daß — dem ausdrücklichen Wunsch des Deutschen 
Bundestages vom Juni 1976 entsprechend — ein ein- 
ziges Krebsforschungsprojekt der besonderen Heil- 
verfahren genehmigt worden wäre. 

(Hasinger [CDU/CSU]: Hörtl HörtO 
Hier besteht ein großer Nachholbedarf. 

Der schwierigste Punkt liegt in der Besetzung der 
sogenannten Gutachtergremien, die für die Stabili- 
sierung des Monopols etablierter Theorien sorgen 
und naturgemäß alles Neue verhindern. Nach der 
bisherigen Erfahrung kann ein Fortschritt in der 
Krebsforschung nur mit Hilfe des pluralistischen 
Wissenschaftskonzepts erwartet werden. Ich zi- 
tiere noch einmal Helmut Spinner: 

Je mehr Ideen, desto besser. Je mehr Ideen ins 
Spiel kommen xind je besser sie sind, desto leb- 
hafter und fruchtbarer kann die pluralistische 
Theorienkonkurrenz sein. Eine progressive Er- 
kenntnislehre darf also neuen Ideen gegenüber 
keinerlei Schranken aufrichten, sondern soll 
vielmehr durch eine pluralistische Methodolo- 
gie das Aufkommen neuer Ideen erleichtern 
und ihre Entwicklung zur Reife systematisch 
fördern. 

Herr Becker, wenn man sich daraufhin Ihren Antrag 
anschaut, erhebt sich die Frage: Kommt das alles bei 
Ihnen vor? Leider nein. Darauf haben Sie in Ihrem 
Antrag unser Augenmerk nicht gerichtet Sie sagen 
im Gegenteil, der von Ihnen geforderte Rat zur 
Krebsbekämpfung habe die Aufgabe, auf Grund defi- 
nierter Ziele zusammenfassend zu beraten. Es wi- 
derspricht von vornherein jeder Wissenschaftstheo- 
rie, Ziele zu definieren und festzulegen. Und im übri- 
gen: Wer soll das denn machen? 

(Dr. Riesenhuber [CDU/CSU]: Der Rat 
selbstl — Dr. Becker [Frankfurt] (CDU/ 

CSU]: Der Rat wählt seine Ziele selbst!) 
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(A) Das widerspricht jedem Wissenschaftspluralismus. 
Da kann ich Ihnen, Herr Kollege Becker, also in kei- 
ner Weise folgen. 

Darf ich zum Schluß kommen und vielleicht noch 
kurz zum Ausdruck bringen, wie ich mir den Fort- 
gang unserer parlamentarischen Debatte vorstelle. 

(Dr. Riesenhuber [CDU/CSU]: Wir fordern 
auch unkonventionelle Methoden!) 

Demnächst haben wir im Zusammenhang mit der 
Vorlage des 3. Krebsberichts durch die Bundesregie- 
rung eine ausführliche Debatte über die Krebsbe- 
kämpfung. Ich glaube, dann müssen wir dieses ge- 
Scunte Thema noch ein wenig erweitern und darauf 
hinweisen, daß wir uns in dieser folgenden zweiten 
Debatte in dieser Legislaturperiode ganz ausdrück- 
lich auch mit der Lage der Krebspatienten in der 
Bundesrepublik beschäftigen müssen. Da sind dann 
einige kritische Fragen zu stellen. Wie steht es mit 
der Pflege Krebskranker in der Bundesrepublik? 
Wir sollten die Augen nicht davor verschließen, daß 
die schwer Krebskranken das Stiefkind unseres So- 
zialstaats sind. Kein Krankenhaus will die schwer 
Krebskranken — insbesondere in ihren Endstadien 
— aufnehmen, und die Angehörigen verzweifeln oft, 
daß sie für ihre zuweilen entsetzlich leidenden 
Kranken keine Krankenhauspflege finden. Ich mei- 
ne, in dieser Richtung müssen wir auch noch weiter 
debattieren. Wir müssen auch hier für eine Humani- 
sierung sorgen. Ein schwer Krebskranker macht 
mindestens so viel Pflegearbeit wie ein Intensivpfle- 
gepatient. Es bedeutet für das Pflegepersonal eine 
jßj enorme seelische Belastung, aussichtslos Kranke 
humanitär zu pflegen. 

Kein Krankenhaus kann mit dem von den Kassen 
und auch von verschiedenen Länderbehörden ver- 
tretenen Personalschlüssel für Ärzte und Pflege- 
kräfte eine größere Anzahl Krebskranker pflegen. 
Jedes Krankenhaus kommt in Schwierigkeiten. Ent- 
weder läuft ihm das Pflegepersonal wegen Überla- 
stung weg, oder es macht wegen überhöhtem Stel- 
lenschlüssel finanzielles Defizit Es ist eine unhalt- 
bare Situation, daß wir in einem Sozialversiche- 
rungssystem, in dem wir Milliarden für Kurlauber 
ausgeben, die am meisten Hilfsbedürftigen auf der 
Str^e liegen lassen. Bei allen Anstrengungen in der 
Krebsforschung dürfen wir die rein humanitäre, für 
die Wissenschaft gar nichts abwerfende und medizi- 
nisch-wissenschaftlich vielleicht ganz uninteres- 
sante Pflege der Krebskranken nicht vergessen. Es 
müssen endlich Sonderpflegesätze für Krebs- 
kranke durchgesetzt werden, damit hier eine bes- 
sere Versorgung der schwer leidenden Krebskran- 
ken gewährleistet ist. So stelle ich mir die Zielrich- 
tung unserer nächsten Debatte vor. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Präsident Stücklen: Wortmeldungen liegen nicht 
mehr vor. 

Der Ältestenrat schlägt vor, den Antrag auf 
Drucksache 8/2733 zur federführenden Beratung an 
den Ausschuß für Jugend, Familie und Gesundheit 
sowie zur Mitberatung an den Ausschuß für For- 
schung und Technologie zu überweisen. — Das 


Haus ist damit einverstanden-, es ist so beschlos- (Q 
sen. 

Ich rufe Tagesordnungspunkt 19 auf: 

Beratung des Antrags der Abgeordneten Dr. 
Schulte (Schwäbisch Gmünd), Feinendegen, 
Straßmeir, Dreyer, Hanz, Frau Hoffmann 
(Hoya), Dr. Jobst, Lemmrich, Milz, Pfeffer- 
mann, Sick, Tillmann, Dr. Waffenschmidt, We- 
ber (Heidelberg), Ziegler, Haberl, Stutzer, Dr. 
Stark (Nürtingen), Gerster (Mainz), Erhard 
(Bad Schwalbach), Sauter (Epfendorf), Bühler 
(Bruchsal), Rawe, Susset und der Fraktion der 
CDU/CSU 

Änderung des Straßenverkehrsrechts und des 
Strafgesetzbuches 
— Drucksache 8/3072 — 

überweisungsvorschlag des Ältestenrates: 

Ausschuß für Verkehr und 

für das Post- und Femmeldewesen (federführend) 

Rechtsausschuß 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, es ist 
interfraktionell Kurzdebatte vereinbart Wird das 
Wort gewünscht? — Separat zur Begründung, oder 
wird die Begründung in die Kurzdebatte einbezo- 
gen? — Also Aussprache und Begründung in ei- 
nem. 

Dann eröffne ich die Aussprache. Das Wort hat 
der Herr Abgeordnete Feinendegen. 


Feinendegen (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Verkehrssicherheitspolitik ist 
für die CDU/CSU eine Daueraufgabe. Angesichts 
der noch immer erschreckend großen Zahl von Ver- 
kehrsunfällen und Verkehrsdelikten muß immer 
wieder neu überdacht werden, welche Wirkungen 
die jeweiligen Maßnahmen der Verkehrserziehung, 
aber auch das System der Sanktionen auf die Kraft- 
fahrer haben und was zur Verbesserung der Ver- 
kehrssicherheit auf unseren Straßen getan werden 
kann. 

Nach geltendem Recht besteht die Möglichkeit, 
auffällig gewordenen Kraftfahrern unter bestimm- 
ten Voraussetzungen die Teilnahme am Straßenver- 
kehr zu untersagen, indem Fahrverbote verhängt 
werden oder die Fahrerlaubnis entzogen wird. Wäh- 
rend das Fahrverbot als Nebenstrafe ausgestaltet 
ist, sieht das Gesetz in der Entziehung der Fahrer- 
laubnis eine Maßregel der Besserung und Siche- 
rung. Diese setzt demgemäß kein Verschulden, son- 
dern mangelnde Eignung voraus. Ungeachtet dieser 
systematischen Eingliederung wirkt jedoch in der 
Praxis auch die Entziehung der Fahrerlaubnis fak- 
tisch wie eine Strafe, obwohl sie eigentlich nur eine 
Maßregel der Besserung und Sicherung sein soll- 
te. 

Der vorliegende Antrag der CDU/CSU geht da- 
von aus, daß die derzeitige Praxis des Führerschein- 
entzuges einerseits und der Verhängung von Fahr- 
verboten andererseits unausgewogen und unbefrie- 
digend ist. Der Führerscheinentzug ist, wie sich in 
der täglichen Gerichtspraxis herausgestellt hat, eine 
viel zu wenig flexible Maßnahme, um so effektiv wie 



14516 


Deutscher Bundestag — 8. Wahlperiode — 184. Sitzung. Bonn, Freitag, den 9. November 1979 


Feinendegen 

(A) möglich den Belangen der Verkehrssicherheit ge- 
recht zu werden. 

Deshalb will die CDU/CSU mit diesem Antrag er- 
reichen, daß das Instrument des Führerscheinent- 
zugs zugunsten einer erweiterten Anwendung des 
Instruments des Fahrverbots für Kraftfahrer einge- 
schränkt wird. Das liegt nach unserer Auffassung im 
Interesse der Verkehrssicherheit und zugleich auch 
im Interesse einer gerechteren Behandlung der be- 
troffenen Bürger. 

Der Führerscheinentzug soll nach geltendem 
Recht keine Strafe, sondern eine Maßregel zur Bes- 
serung des Verkehrssünders und zur Sicherung der 
anderen Verkehrsteilnehner sein. Die Besserung 
des Verkehrssünders soll durch Entzug des Führer- 
scheins für eine bestimmte Zeit bewirkt werden. 
Nach Ablauf dieser Zeit wird unterstellt er habe 
sich gebessert und sei dann wieder geeignet ein 
Kraftfahrzeug zu steuern. Diese Besserung durch 
bloßen Zeitablauf erweist sich aber allzuoft als Trug- 
schluß. Die hohen Rückfallquoten beweisen dies lei- 
der nachdrücklich. 

Die beim Führerscheinentzug rechtssystematisch 
nicht mögliche Anwendung flankierender Maßnah- 
men der Verkehrserziehung oder der Bewährung 
entspricht unseres Erachtens nicht mehr den in der 
täglichen Rechtspraxis gewonnenen Erfahrungen. 
Ungeachtet der Rechtssystematik wirkt nicht nur 
der Führerscheinentzug auf den Befroffenen wie 
eine Strafe, sondern der Führerschein wird auch in 
der Praxis oft entzogen, um Verkehrsverstöße zu 

(B) ahnden. Der Verlust des Führerscheins trifft den 
Kraftfahrer sogar häufig härter als die eigentliche 
Strafe. 

(Zuruf von der CDU/CSU: So ist es!) 

Er kann dadurch in seiner Erwerbstätigkeit spürbar 
gehemmt werden oder sogar seinen Beruf verlie- 
ren. 

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU) 

Die gleiche Wirkung tritt natürlich ein, wenn der 
Führerschein durch die Verwaltungsbehörden ge- 
mäß § 4 des Straßenverkehrsgesetzes entzogen 
wird. 

Die weisentliche Ursache der hier geschilderten 
Mißstände liegt darin, daß die Instrumente Führer- 
scheinentzug einerseits und Fahrverbot anderer- 
seits in ihrer zeitlichen Ausgestaltung nicht aufein- 
ander abgestimmt sind. Das Fahrverbot ist heute le- 
diglich auf einen bis drei Monate befristet, der Ent- 
zug des Führerscheins ist grundsätzlich von sechs 
Monaten bis zu fünf Jahren auszusprechen. Schon 
wegen dieser verschiedenen Fristen, insbesondere 
wegen der engen Begrenzung des Fahrverbots auf 
drei Monate, werden zwei verschiedene Instru- 
mente in der Praxis oft mit ungerechten Folgen an- 
gewendet. 

Wie bereits festgestellt, kann der Führerschein- 
entzug verkehrserzieherisch nicht weiter ausgebaut 
werden. Dagegen könnte ein Fahrverbot so ausge- 
staltet werden, daß es unter gezielten verkehrserzie- 
herischen Auflagen zur Bewährung ausgesetzt wird. 
Es könnte z. B. auch nach Fahrzeugarten, Wochenta- 


gen oder Tageszeiten differenziert werden. Eine sol- (C) 
che Flexibilität würde den heutigen Bedingungen 
des Straßenverkehrs sowie den heutigen Erkennt- 
nissen der Verkehrserziehung viel eher gerecht 
werden. Denn die staatliche Gegenmaßnahme auf 
einen Verkehrsverstoß könnte nach erfolgter sinn- 
voller Gesetzesänderung auf die Fahreigenschaften 
und auf die persönliche und die berufliche Situa- 
tion des Betroffenen ganz gezielt eingehen. Fakti- 
sche Ungleichbehcmdlungen von auffällig geworde- 
nen Kraftfahrern könnten dadurch vermieden wer- 
den. Es ist ein Unterschied, ob ein Berufskraftfahrer, 
der seinen Lastkraftwagen jahrelang beanstan- 
dungsfrei gefahren hat, einmal nach einer privaten 
Feier mit 1,3 Promille Alkohol mit seinem privaten 
Pkw, ohne dabei einen Verkehrsunfall zu verursa- 
chen, auffällig geworden ist, oder ob ein Kraftfahrer, 
der sein Fahrzeug nur für private Zwecke mit gerin- 
ger jährlicher Kilometerleistung nutzt, auffällig 
wird- 

(Vorsitz: Vizepräsident Dr. von Weizsäcker) 

Daneben würden aber auch neue Möglichkeiten 
zur zusätzlichen Verkehrserziehung und damit zur 
Verbesserung der Verkehrssicherheit eröffnet. Die 
Einschränkung des Führerscheinentzugs zugunsten 
einer flexiblen und differenzierten Ausgestaltung 
des Fahrverbots würde nach Auffassung der CDU/ 

CSU auch dazu führen, daß der Führerschein konse- 
quenterweise dort entzogen wird, wo der Kraftfah- 
rer zum Führen von Kraftfahrzeugen tatsächlich un- 
geeignet ist. Die CDU/CSU will mit dem vorliegen- 
den Antrag ihre Politik zur sinnvollen Ausgestal- 
tung des Verkehrsrechts und zur Verbesserung der P) 
Verkehrssicherheit im Interesse des Bürgers fort- 
setzen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Dr. von Weizsäcker: Das Wort hat 
der Herr Abgeordnete Topmann. 

Topmann (SPD): Herr Präsident! Meine Damen! 
Meine Herren! Mit dem Antrag einzelner Abgeord- 
neter der CDU/CSU-Fraktion, dem sich die Fraktion 
der Antragsteller angeschlossen hat, wird in der ver- 
kehrsrechtlichen Szene der Bundesrepublik 
Deutschland kein Neuland betreten. Der Inhalt Ih- 
res Antrags, meine Damen und Herren von der 
CDU/CSU, hat bereits, soweit erkennbar, den 
15. Verkehrsgerichtstag in Goslar im Jahre 1977 
beschäftigt. Ohne daraus eine den Gesetzgeber bin- 
dende Schlußfolgerung ziehen zu wollen, sei an die- 
ser Stelle vermerkt, daß sich der Verkehrsgerichts- 
tag nach gründlicher Diskussion einmütig für die 
Beibehaltung des bestehenden Rechts ausgespro- 
chen und demzufolge gegen die Antragsinhalte der 
CDU/CSU votiert hat. 

Wenngleich die bisherige Diskussion um die 
Frage der Notwendigkeit der Änderung geltenden 
Rechts in erster Linie von rechtsdogmatischen Ar- 
gumenten überlagert wurde, sollten wir im Rahmen 
unserer Aufgabenstellung die Schwerpunkte heute 
vielleicht etwas anders setzen. Dabei sollte es uns in 
erster Linie darum gehen, festzustellen, ob die von 
der CDU/CSU geforderte bessere Ausgestaltung 
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(A) des Rechtsinstituts „Fahrverbot" und der damit ver- 
bundene und auch gewollte quantitative Abbau des 
Rechtsinstituts „Entziehung der Fahrerlaubnis" den 
Erfordernissen der Sicherheit im Straßenverkehr 
gerecht werden. Nach den Darlegungen des Kolle- 
gen Feinendegen befinden wir uns hier ja wohl in 
einem Boot, wenn ich das richtig verstanden habe. 

Zum anderen muß der Frage nachgegangen wer- 
den, ob die gewünschte Veränderung im Sinne einer 
flexibleren Anwendung des Fahrverbots in der Pra- 
xis nicht zu unüberbrückbaren Schwierigkeiten bei 
der Anwendung des neuen Rechts durch die Straf- 
verfolgungsbehörden führt Vorrangig ist in der Pra- 
xis doch wohl — ich glaube, das ist unumstritten — 
die Entziehung der Fahrerlaubnis durch den Richter 
im Zuge der Durchführung eines Straf- oder Ord- 
nungswidrigkeitenverfahrens wegen Trunkenheit 
im Straßenverkehr. Das macht 95 % aller Fälle der 
Entziehung der Fahrerlaubnis nach bisherigem 
Recht aus. 

Wenngleich die Betroffenen — das haben Sie 
schon anklingen lassen, Herr Feinendegen — eine 
im Urteil ausgesprochene Entziehung der Fahrer- 
laubnis mehr als Nebenstrafe denn als Maßregel der 
Sicherung und Besserung ansehen 

(Dr. Lenz [Bergstraße] [CDU/CSUj: Als 
Hauptstrafe 0 

— ich weiß nicht ob Sie da schon soviel Erfahrung 
haben; 

(Dr. Schulte [Schwäbisch Gmünd] [CDU/ 

(B) CSU]: Als Anwalt schon!) 

ich habe es auch nicht anders gemeint — , darf nicht 
verkannt werden, daß der Schutz vor alkoholisierten 
Kraftfahrern im Straßenverkehr und damit mehr Si- 
cherheit für alle Verkehrsteilnehmer mit dieser 
Maßnahme erreicht werden soll. 

Ich verkenne dabei nicht, daß auch durch eine Ne- 
benstrafe, nämlich durch das Fahrverbot ein solches 
Ziel verfolgt und sicherlich auch erreicht werden 
kann. Voraussetzung hierfür wäre allerdings, daß 
von einer solchen Nebenstrafe der gleiche Ab- 
schreckungseffekt ausgeht wie vom Rechtsinstitut 
„Entziehung der Fahrerlaubnis". Dabei hat uns in 
erster Linie die Frage zu interessieren, ob durch eine 
bessere Ausgestaltung des Fahrverbots die Ent- 
ziehung der Fahrerlaubnis auf jene Fälle zurückge- 
führt werden kann, die außerhalb des für das Straf- 
recht oder für das Ordnungswidrigkeitenrecht be- 
achtlichen Verhaltens allein durch geistige, körper- 
liche oder fahrtechnische Mängel von Personen aus- 
gelöst werden. Der Vorteil einer solchen Verände- 
rung geltenden Rechts läge sicherlich in der klaren 
Abgrenzung zwischen dem durch vorangegangenes 
schuldhaftes Handeln verwirkten Recht auf Führen 
eines Fahrzeuges und der nachgewiesenen Unge- 
eignetheit auf Grund der von mir genannten und bei 
Kraftfahrern festgestellten Mängel. 

Abgesehen von rechtsdogmatischen Bedenken, 
die gegen eine solche Veränderung sicherlich von 
vielen Juristen vorgebracht würden, spricht auf der 
anderen Seite vordergründig einiges für eine solche 
Umgestaltung. Allerdings müssen wir an dieser 


Stelle der Frage nachgehen, ob eine derartige Ver- (C) 
änderung nicht eine gewollte oder aber ungewollte 
Aufweichung des generalpräventiven Effekts zum 
Inhalt hat, nämlich daß das Fahren eines Kraftfahr- 
zeugs unter einem bestimmten Alkoholeinfluß in je- 
dem Fall zum Fahrverbot führt Hier denken wir in 
erster Linie an die Aussetzung einer Strafe und da- 
mit auch der Nebenstrafe bei Ersttätern. Wenn die 
Kollegen der CDU/CSU dieses bei der von ihnen be- 
antragten Änderung geltenden Rechts einkalkulie- 
ren oder gar durch ihren Antrag eingeführt sehen 
wollen, dann müssen wir wissen, daß das eindeutig 
zu Lasten der Sicherheit auf unseren Straßen geht 

^ Es besteht doch wohl kein Zweifel daran, daß 
dann diejenigen Kraftfahrer, die bisher wegen Fah- 
rens unter Alkoholeinfluß noch nicht auffällig ge- 
worden sind, davon ausgehen können, daß ihnen im 
Falle des ersten — sagen wir — Erwischtwerdens in 
aller Regel kein Fahrverbot droht Wir befürchten, 
daß allein dieser Umstand manche Kraftfahrer eher 
dazu verführen könnte, sich trotz vorherigen Alko- 
holgenusses an das Steuer ihres Wagens zu setzen 
und damit sich und andere erheblich zu gefähr- 
den. 

Bei dem ohnehin hohen Anteil der Alkoholtäter 
an Verkehrsstraftaten und Ordnungswidrigkeiten 
im Straßenverkehr und der von ihnen ausgehenden 
Gefahr für alle Verkehrsteilnehmer gibt es meiner 
Meinung nach keine Veranlassung, das geltende 
Recht zu Lasten der Sicherheit zu ändern. 

(Beifall bei der SPD) 

(D) 

Dies um so weniger, als wir wissen, daß gerade im 
Bereich der tödlichen Verkehrsimfälle ein er- 
schreckend hoher Prozentsatz, nämlich 17%, auf die 
Ursache Trunkenheit am Steuer zurückzuführen 
ist Das bedeutet, daß etwa 2 000 tödliche Verkehrs- 
unfälle jährlich auf unseren Straßen zu beklagen 
sind, die von einem unter Trunkenheit stehenden 
Fahrzeuglenker verursacht worden sind. Ich glaube, 
daran müssen wir denken, wenn wir an eine wie 
auch immer geartete Aufweichung dieses Grundsat- 
zes herangehen wollen. 

Ein weiterer Punkt, der mit Ihrem Antrag, meine 
Damen und Herren von der CDU/CSU, einer Verän- 
derung zugeführt werden soll, ist die Differenzie- 
rung des Fahrverbotes nach Fahrzeugarten, 
Wochentagen, Tageszeiten und im Hinblick auf die 
private und berufliche Nutzung der Fahrerlaubnis. 

Lassen Sie mich bei der privaten und beruflichen 
Nutzung der Fahrerlaubnis beginnen: Es ist sicher- 
lich richtig, daß ein Berufskraftfahrer während der 
Ausübung seines Benifes in aller Regel weniger in 
die Versuchung gerät, sein Fahrzeug unter Alkohol- 
einfluß zu steuern als beispielsweise bei privater Be- 
nutzung. Das ist unumstritten. Von daher gesehen 
könnte man dafür plädieren, ihm unter dem Ge- 
sichtspunkt der Verkehrssicherheit die berufliche 
Nutzung der Fahrerlaubnis durch eine differen- 
zierte Fahrverbotsnebenstrafe zu belassen. 

(Dr. Lenz [Bergstraße] [CDU/CSU]: Das wäre 
doch eine soziale Tat!) 
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Topmann 

(A) Doch, meine Damen und Herren von der Opposi- 
tion, bei den völlig unterschiedlichen Berufsbildern 
derjenigen, die unter Inanspruchnahme eines Fahr- 
zeuges ihrer Arbeit nachgehen — das bezieht sich 
sowohl auf die Tageszeiten wie auf die Fahrzeugar- 
ten wie auf Wochentage — , dürfte es für die Straf- 
verfolgungsbehörden nahezu unmöglich sein, die er- 
forderlichen Abgrenzungskriterien beweismäßig 
zu sichern. Auf einen einfachen Nenner gebracht: In 
der Praxis wird es kaum möglich sein, bei einem dif- 
ferenziert ausgesprochenen Fahrverbot zu verhin- 
dern, daß dieses Fahrverbot nicht im privaten Be- 
reich unterlaufen wird. Damit würde sich auch inso- 
weit das von mir eingangs erwähnte Sicherheitsri- 
siko stellen. 

Wir meinen, daß Ihr Antrag zwar interessante, be- 
reits auf dem Verkehrsgerichtstag 1977 in Goslar 
aufgeworfene Denkanstöße enthält, jedoch in seiner 
jetztigen Zielsetzung aus den von mir genannten 
Gründen so nicht in Gesetzesform gegossen werden 
sollte. Die Tatsache, daß Sie, meine Damen und Her- 
ren von der CDU/CSU-Fraktion, Ihre Vorstellungen 
nicht über einen Gesetzesänderungsantrag, sondern 
vielmehr über einen Antrag mit der Bitte an die 
Bundesregierung um Gesetzesänderung einge- 
bracht haben, läßt ja wohl auch darauf schließen, daß 
Sie Ihre Überlegungen noch nicht abgeschlossen ha- 
ben. 

(Dr. Lenz [Bergstraße] [CDU/CSU]: Wir ha- 
ben doch eine gute Regierung! Die kann das 
doch machen!) 

^ Wir sollten im Verkehrsausschuß und sicherlich 
^ ^ auch im Rechtsausschuß des Deutschen Bundesta- 
ges über das Für und Wider der von Ihnen gemach- 
ten Vorschläge diskutieren. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Vizepräsident Dr. von Weizsäcker: Das Wort hat 
der Herr Abgeordnete Engelhard. 

Engelhard (FDP): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Der vorliegende Antrag bedarf der ge- 
nauen Ehirchleuchtung und der detaillierten Bera- 
tung in den Ausschüssen, wobei ich allerdings der 
Meinung bin, daß die Federführung von der Sache 
her dem Rechtsausschuß zustünde, ohne daß ich 
durch diese Vorbemerkung einem unsachgemäßen 
Kompetenzgerangel Vorschub. leisten will. 

Die genaue Durchleuchtung und die detaillierte 
Beratung sind deswegen notwendig, weil dieser An- 
trag auf den ersten Blick etwas Bestechendes hat 
Seine erste Lektüre löst beim Leser heftiges Kopf- 
nicken, cdso Bejahung aus; denn der Antrag ist bür- 
gerfreundlich sowie justiz- und behördenkritisch 
und stellt gewissermaßen den Versuch einer nmd- 
um gelungenen Quadratur des Verkehrskarussells 
in unserem Lande dar. Doch nur, wenn man zuver- 
lässige statistische Angaben und eine genügende 
Menge von Rechtstatsachen zur Verfügung hat be- 
kommt man brauchbare Antworten auf eine ganze 
Reihe von Fragen, von denen ich hier nur einige an- 
sprechen möchte: 

Ist es wirklich richtig, daß die Gerichte das Instru- 
ment der Entziehung der Fahrerlaubnis so unsach- 


gemäß anwenden? Wird also z.B. die Fahrerlaubnis (C) 
von den Gerichten häufig auch dann entzogen, wenn 
nach ihrer Überzeugung gar nicht feststeht daß sich 
die Betroffenen zum Führen von Kraftfahrzeugen 
als ungeeignet erwiesen haben? Vir werden weiter 
eine Antwort auf die Frage finden müssen, ob es 
wirklich systemfremd ist wenn in der Praxis die 
Entziehung der Fahrerlaubnis den Betroffenen nicht 
selten härter trifft als die vom Gericht verhängte 
Strafe. Ist es nicht auch — ohne unzulässige Verglei- 
che ziehen zu wollen — bei anderen Maßregeln mit 
dem Ziel der Besserung und Sicherung ebenso, daß 
in erster Linie sie und nicht so sehr die vom Gericht 
verhängte Strafe das vom Täter gefürchtete Instru- 
ment sind? 

In dem Antrag wird der Begriff „Denkzettel'* ge- 
braucht Steckt in diesem Begriff der Gedanke der 
„Rache“ der Gerichte, cdso die Absicht, durch eine 
Maßregel der Sicherung und Besserung schließlich 
das zu erreichen, was mit strafrechtlichen Mitteln 
möglicherweise nicht in gleichem Maße bewirkt 
werden kann? Oder ist es nicht so, daß der Begriff 
„Denkzettel“ streng nach dem Wortlaut einen Zettel 
bezeichnet — wenn man in diesem Zusammenhang 
einmal das Urteil eines Gerichtes in unserem Lande 
als „Zettel“ bezeichnen will — der den Betroffenen 
zum Nachdenken anhalten soll, so daß er vielleicht 
überhaupt erstmeds zum Denken kommt? 

Wenn man der Meinung ist, daß das Fahrverbot 
ausgeweitet werden sollte, dann muß man auch die 
folgende Frage beantworten: Ist es unter Berück- 
sichtigung des voraussichtlichen Verwaltungsauf- (L>) 
wandes empfehlenswert und gemessen an der Über- 
prüfungspraxis überhaupt möglich, so stark zu diffe- 
renzieren, wie dies der Antrag vorschlägt, 

(Dr. Lenz [Bergstraße] [CDU/CSU]: Das ha- 
ben wir doch auch woanders!) 

nämlich nach Wochentagen und Tageszeiten? über 
all das werden wir uns auch im Zusammenhang mit 
der Frage unterhalten müssen, was ist, wenn jemand 
zu der für ihn festgesetzten Zeit seine Fahrt mit dem 
Kraftfahrzeug noch nicht beendet hat und sich — 
das wird nicht selten gegeben sein — zur Begrün- 
dung dieser Tatsache auf höhere Gewalt berufen 
wird, nämlich daß er gehindert war, seine Fahrt zum 
festgesetzten Zeitpunkt abzuschließen. 

(Zurufe von der CDU/CSU: Hier ist Beruf 
oder private Nutzung gemeint!) 

Ich möchte zum Schluß zustimmend etwas 
Freundliches sagen: Wir werden uns in der Tat fra- 
gen müssen, was eigentlich dagegen spricht, das 
Fahrverbot zeitlich etwas stärker auszudehnen und 
damit in seinem Anwendungsbereich zu erweitern. 

Ich kann mir vorstellen, daß wir durchaus zu einem 
Ergebnis kommen können, das — anders als das im 
Antrag angestrebte Ziel — dann nicht nur schein- 
bar, sondern wirklich bürgerfreimdlich ist in einer 
Gemeinschaft, die nicht nur aus Kraftfahrern, son- 
dern auch aus Straßenverkehrsopfem besteht 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 
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(A) Vizepräsident Dr. von Weizsäcker: Das Wort hat 
der Herr Parlamentarische Staatssekretär Dr. de 
With. 

Dr. de With, Pari. Staatssekretär beim Bundesmini- 
ster der Justiz: Herr Präsident! Meine sehr verehr- 
ten Damen und Herren! Lassen Sie mich zu dem An- 
trag der Opposition einige wenige Ausführungen zu 
den Punkten machen, die, wie mir scheint, die drei 
Hauptpunkte sind. Die Verkehrssicherheit soll da- 
durch gehoben werden, daß die bestehenden Ge- 
setze flexibler ausgestaltet werden. Hier geht es 
erstens um das Fahrverbot im Sinne einer Ausdeh- 
nung auf Kosten der Begrenzung der Entziehung 
der Fahrerlaubnis, zweitens um eine flexiblere Aus- 
gestaltung der Entziehung der Fahrerlaubnis und 
drittens um die irgendwie geartete Einführung einer 
Bewährung. 

Hinsichtlich des ersten Punktes, der Ausdeh- 
nung des Fahrverbotes gibt es zwei Bedenken. Das 
Fahrverbot ist, wie Sie richtig bemerkt haben, eine 
Nebenstrafe und damit an die Schuldfähigkeit ge- 
knüpft. Hier taucht die Frage auf, was wir mit den 
Schuldunfähigen machen. Weiter stellt sich die Fra- 
ge, was wir mit der vorläufigen Entziehung machen, 
wenn wir das Fahrverbot ausdehnen. Hier können 
wir wegen der Unschuldsvermutung mit Art. 6 
Abs. 2 der Menschenrechtskonvention in Schwie- 
rigkeiten geraten. Diese Punkte sind bedenkens- 
wert; ich sage noch nichts Endgültiges. 

Zweitens. Hinsichtlich der Einschränkung der 
Entziehung der Fahrerlaubnis ist zu berücksichti- 

(B) gen, daß es immer Schwierigkeiten mit der Behand- 
lung der Berufskraftfahrer gegeben hat, die ihren 
Lkw 20 Jahre lang über Millionen von Kilometern 
auf unseren Straßen unfallfrei gefahren haben und 
dann bei einer Privatfahrt mit ihrem Pkw aus Anlaß 
einer Feier auf gef allen sind. Für diese Fälle gibt es 
schon nach geltendem Recht gemäß §69a Abs. 2 
StGB die Möglichkeit, bestimmte Fahrzeuge von der 
Sperre auszunehmen. Nur meine ich — das sage ich 
hier ganz deutlich — , daß davon zu wenig Gebrauch 
gemacht wird. 

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU) 

Gleichwohl ist der Ansatz überlegenswert, ob wir 
dies nicht ausdehnen und differenzierter ausgestal- 
ten können, damit deutlich wird, wie hier der ur- 
sprüngliche Wille des Gesetzgebers aussah. 

Drittens komme ich zur Einführung einer irgend- 
wie gearteten Bewährung. Hier habe ich — ich 
spreche für das federführende Ressort und möchte 
das mit aller Deutlichkeit sagen — größte Beden- 
ken. Es ist nicht nur so, was hier schon angespro- 
chen worden ist, daß der Eindruck entstehen könn- 
te, daß man sich den Suff einmal schon leisten könne 
und erst beim zweiten Mal stoppen müsse. Auch die 
bestehende Statistik widerspricht ganz entschieden 
der Einführung einer Bewährung. Wenn es eine ab- 
schreckende Waffe gibt, dann ist das wohl — ich 
sage das jetzt ganz allgemein — die Wegnahme des 
Führerscheins. 

Gestatten Sie mir, daß ich hier die mir sehr wesent- 
lich erscheinenden Zahlen nenne: Nach der polizei- 
lichen Unfallstatistik sind 1966 51699 unter Alko- 


holeinfluß stehenden Personen Ursache von Ver- (C) 
kehrsunfällen gewesen; 1972 waren es 58476. Das ist 
eine Zunahme um rund 7000. 1973 aber ist diese 
Zahl von rund 58000 auf 50163 gesunken; sie hat 
sich also um rund 8000 verringert Warum? Ich mei- 
ne, in erster Linie deswegen, weil — ich darf es so 
vereinfachend nennen — das 0,8-Promille-Gesetz 
vom 20. Juli von uns am 26. Juli 1973 in Kraft gesetzt 
worden ist Damit es ganz deutlich wird, verlese ich 
auch noch die Monatszahlen des Jahres 1973. Im Juli 
waren noch 4 292, im August dagegen nur mehr 3 27 1 
Personen in diesem Zusammenhang zu verzeichnen; 
das hat sich bis Dezember auch nicht geändert. 

Diese in den verschärften, die Wegnahme des 
Führerscheins regelnden Vorschriften liegende Ab- 
schreckung blieb von 1973 bis 1978 erhalten. Ich sag- 
te, daß die Zahlen von rund 51000 im Jahre 1966 auf 
rund 58000 im Jahre 1972 gestiegen und von 1972 
auf 1973 um rund 8000, nämlich auf etwa 50000, ge- 
fallen sind. Und 1978 — inzwischen gibt es ja sehr 
viel mehr zugelassene Kraftfahrzeuge und eine sehr 
viel größere Kilometerleistung — sind es auch nur 
50031 Personen, die einen Verkehrsunfall unter Al- 
koholeinfluß verursacht haben. Ich wiederhole: 
Wenn also im Strafgesetzbuch in diesem Zusam- 
menhang etwas abschreckend ist, dann ist es — ver- 
einfachend gesprochen — mit Sicherheit die Weg- 
nahme des Führerscheins. Aus diesem Grunde, so 
meine ich, sprechen erhebliche Bedenken gegen die 
Einführung einer irgendwie gearteten Bewährung 
in bezug auf den Führerschein. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 


Vizepräsident Dr. von Weizsäcker: Meine Damen 
und Herren, weitere Wortmeldungen liegen nicht 
vor. Ich schließe die Aussprache. 

Der Ältestenrat schlägt vor, den Antrag auf 
Drucksache 8/3072 zur federführenden Beratung an 
den Ausschuß für Verkehr und für das Post- und 
Femmeldewesen sowie zur Mitberatung an den 
Rechtsausschuß zu überweisen. — Das Haus ist da- 
mit einverstanden. Dann ist so beschlossen. 


Ich rufe jetzt den Tagesordnungspunkt 20 auf: 

Beratung des Antrags der Abgeordneten Dr. 
Schulte (Schwäbisch Gmünd), Feinendegen, 
Straßmeir, Dr. Jobst, Dreyer, Hanz, Frau Hoff- 
mann (Hoya), Lemmrich, Milz, Pfeffermann, 
Sick, Tillmann, Dr. Weiffenschmidt Weber 
(Heidelberg), Ziegler, Dr. Stark (Nürtingen), 
Sauter (Epfendorf), Kiechle, Susset, Erhard 
(Bad Schwalbach), Bühler (Bruchsal), Rawe, 
Röhner, Stutzer und der Fraktion der CDU/ 
CSU 

Medizinisch-psychologische Untersuchung 
zur Überprüfung der Fahreignung von 
Kraftfahrern 

— Drucksache 8/3084 — 

Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: 

Ausschuß für Verkehr und für das Post- und Femmeldewesen (feder- 
führend) 

Ausschuß für Jugend, Familie und Gesundheit 
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Vizepräsident Dr. von Weizsäcker 
(A) Interfraktionell ist Aussprache mit je einem Kurz- 
beitrag der Fraktionen vereinbart Um das Wort hat 
der Herr Abgeordnete Straßmeir gebeten. Herr Ab- 
geordneter, ich darf davon ausgehen, daß Sie den 
Antrag im Rahmen der Aussprache begründen? — 
Dann eröffne ich die Aussprache. 

Sie haben das Wort 

StraBmeir (CDU/CStO*. Herr Präsident! Meine Da- 
men und Herren! Der hier zur Debatte stehende An- 
trag der CDU/CSU-Fraktion hat in den vergangenen 
Monaten eine öffentliche Diskussion ausgelöst, die 
selbst uns als Initiatoren überrascht hat Worum 
geht es? 120000 Fahrschüler und Kraftfahrer müs- 
sen sich derzeit jährlich auf Anordnung der Straßen- 
verkehrsbehörden bei den 1 0 Vs einer sogenannten 
medizinisch-psychologischen Untersuchung, auch 
MPU-Tests genannt, unterziehen. Bürger mit kör- 
perlichen Gebrechen und Mängeln, die die Fahr- 
tauglichkeit beeinträchtigen könnten, Fahrprü- 
fungsversager, angehende Fahrlehrer, Taxi- und 
Omnibusfahrer, 18-Punkte-Sünder, Alkoholsünder 
— so unterschiedlich ist der betroffene Personen- 
kreis. 

Sinn und Zweck der MPU-Tests ist die Beurtei- 
lung der Fahrtauglichkeit. Es geht also um Sein 
oder Nichtsein als Kraftfahrer. Das ist in unserer 
mobilen Gesellschcift allerhemd, und für manchen ist 
es auch eine Frage der beruflichen Existenz. 

(Dreyer [CDU/CSU]: Sehr wahr!) 

Um so wichtiger ist es nach Auffassung der CDU/ 
CSU, daß dieses für die Verkehrssicherheit im 
Grundsatz notwendige Instrument viel mehr kri- 
tisch auf seine Mängel durchleuchtet wird; das ist in 
der Vergangenheit viel zuwenig geschehen, so daß 
dieses Problem um so vordringlicher geworden ist 

Zunächst ist festzustellen, daß die Straßenver- 
kehrsbehörden immer mehr dazu übergehen, den 
MPU-Test als Ersatzinstrument für ihre eigene Ent- 
scheidung einzusetzen. Gerade die Gutachterstellen 
bei den TO Vs sind über diese Entwicklung besorgt; 
sie möchten nämlich gerade nicht im Lichte von 
Richtern erscheinen, weil das die Vertrauensbasis 
zwischen ihnen und den Verkehrsteilnehmern zer- 
stört 

In der heutigen Praxis ist der MPU-Test vielfach 
auch ein Vehikel, um Verkehrsverstöße zu ahnden. 
Die Kosten für dieses Verfahren muß allemal der be- 
troffene Kraftfahrer selbst aufbringen. Sie betragen 
annähernd 300 DM. Bereits seit Februar 1979 liegt 
ein Antrag vor, diese Gebühren um 65% anzuheben. 
Hier ist eine Entscheidung der Verkehrspolitik not- 
wendig, die diesem Trend entgegenwirkt und vor al- 
len Dingen das Kostenrisiko etwas sinnvoller re- 
gelt 

Ein weiterer Punkt des CDU/CSU-Antrags betrifft 
das Untersuchungsverfahren selbst, das den Kraft- 
fahrer beim MPU-Test erwartet Dieses Verfahren 
ist heute von TÜV zu TD V unterschiedlich und hat 
damit eher den Charakter eines Lotteriespiels. Bun- 
deseinheitliche Richtlinien und Testmethoden gibt 
es nicht Dies muß nach unserer Auffassung schleu- 
nigst geändert werden. Unverständlich ist uns auch. 


daß häufig sowohl der medizinische als auch der (C) 
psychologische Test zu durchlaufen sind, auch wenn 
zur Beurteilung der Fahrtauglichkeit eine medizini- 
sche Untersuchung oder gar nur das Gutachten ei- 
nes Arztes ganz offenkundig ausreichen würden. 

Ein ganz besonderes Ärgernis für die CDU/CSU 

— und ich nehme an, für uns alle — sind die von den 
meisten TÜ Vs verwendeten Fragebögen, die weit 
und teilweise in geradezu skandalöser Weise in die 
Intimsphäre eindringen. Ich darf Ihnen hier mal als 
Beispiel ein paar Dinge aufzählen, die mir die Zeit- 
schrift ,Auto, Motor und Sport“ an die Hand gegeben 
hat Da heißt es: Mit „richtig", „falsch", „unentscheid- 
bar", „stimmt", „stimmt nicht" muß der Proband — das 
ist der zu Untersuchende — solche Sätze beantwor- 
ten: „Ich gehe lieber in den Zirkus als zu einem Box- 
kampf." 

(Zuruf von der SPD: Was ist denn daran so 
intim, Herr Kollege?) 

— Das kann ich Ihnen sagen. Beides kann Abscheu 
hervorrufen oder beides Liebhaber finden. Aber das 
Intime kommt noch: „Prügel haben noch keinem 
Kind geschadet" 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

Passen Sie auf — jetzt kommen Sie — : „Ich träume 
oft von Dingen, die man am besten für sich behält", 

A-b und zu lache ich über einen unemständigen 
Witz", „Ich sage nicht immer die Wahrheit", „Ich habe 
häufiger Blähungen", 

(Lachen und Zurufe) 

„Ich kann nicht jeden leiden, den ich kenne". 

(Lachen und Zurufe) 

Meine Damen und Herren, das sind nur Beispiele 
dafür, was hier ernsthaft als medizinisch-psychologi- 
scher Test angeboten wird. 

(Dr. Jenninger [CDU/CSU]: Skandalös ist 
das! — Weitere Zurufe von der CDU/ 

CSU) 

Selbst wenn solche Fragen Hinweise auf die Persön- 
lichkeitsstruktur geben könnten, müssen wir dies — 
ich glaube übereinstimmend — als Politiker ableh- 
nen. Es gibt übrigens eine Reihe von Technischen 
Überwachungsvereinen — immerhin drei von elf — , 
die bereits heute diese Fragebögen entschieden ab- 
lehnen. Andere Überwachungsvereine verteidigen 
solche Fragen und Fragebögen mit dem Hinweis 
darauf, der Laie verkenne den Zweck solcher Unter- 
suchungen, mit denen gerade die Persönlichkeit so- 
genannter Probanden ergründet werden solle. 

Diese unterschiedliche Beurteilung ist auch zu- 
gleich ein Indiz dafür, daß es im Kreise der Experten 
selbst Unsicherheiten gibt. Für uns in der CDU/CSU 
ist allerdings klar, daß diese Fragebögen verschwin- 
den müssen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Es gibt ja heute nicht einmal eine spezielle Vor- 
schrift oder Regelung, die sicherstellt, daß ange- 
sichts solcher Fragestellungen die Persönlichkeits- 
rechte des Bürgers beim TÜV selbst oder bei der 
Weitergabe der Ergebnisse an die Straßenverkehrs- 
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Straßmeir 

(A) Behörde gewahrt werden. Bedenklich ist für uns 
auch, daß aus den Gutachten bei den MPU-Tests die 
Erkenntnismethoden der Gutachter oft nicht her- 
vorgehen, so daß eine spätere Nachprüfung prak- 
tisch nicht möglich ist Auch gibt es keine vorherige 
generelle Unterrichtung des betroffenen Bürgers 
über die Art, Aufgaben und Auswertungskriterien 
des Tests. Kein Wunder, wenn dieser Test im Volks- 
mund den Namen „Idiotentest" erhalten hat. 

(Sehr gut! bei der CDU/CSU) 

Es liegt im Interesse aller Beteiligten imd Betroffe- 
nen wie auch im Interesse der Sache, dies durch ver- 
nünftige Fahrtauglichkeitsuntersuchungen zu än- 
dern. Das ist das Ziel des CDU/CSU-Antrages. Wir 
alle sind gefordert Jeder von uns könnte einmal 
dazu ausersehen sein, Bauklötzchen aufeinanderzu- 
stellen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsident Dr. von Weizsäcker; Das Wort hat 
der Herr Abgeordnete Paterna. 

Petema (SPD): Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Die SPD-Fraktion stimmt der Überweisung 
des Antrags 8/3084 zur Beratung im Verkehrsaus- 
schuß zu. Am Anfang dieser Beratungen einige Hin- 
weise, soweit dies in dem vorgesehenen zeitlichen 
Rahmen von zehn Minuten möglich ist Dabei will 
ich auf die Ausführungen des Kollegen Straßmeir 
eingehen, soweit es notwendig ist 

Die Bewertung in der Antragsbegründung — ich 
zitiere — „Die bisherige Praxis hat eine ganze Reihe 
schwerwiegender Mängel erkennbar werden lassen" 
sollte nach unserer Auffassung nicht am Anfang der 
Beratung als Behauptung, sondern gegebenenfalls 
am Ende als Erkenntnis stehen. Wir sind zu vorur- 
teilsfreier Prüfung bereit, aber schon heute über- 
zeugt daß die Materie zu kompliziert ist, um ihr mit 
pauschalen Vorurteilen beizukommen. 

Vorweg noch eines. Nach geltendem Recht sind 
sowohl Weisungen an die Behörden über die Zuwei- 
sung zur MPU als auch die Überwachung der Unter- 
suchungsstellen Sache der Länder. Nur damit die 
Adresse gleich klar ist. 

Nun zu den Punkten im einzelnen. 

Erstens: Der Forderung nach einem bundesein- 
heitlichen Verfahren wird zugestimmt soweit da- 
mit die Festlegung gemeint ist unter welchen Vor- 
aussetzungen welche Untersuchungskonzepte an- 
zuwenden sind. 

Zweitens: Das gleiche gilt für die zweite Forde- 
rung, wenn bundeseinheitlich aufgelistet werden 
soll — Sie sehen, ich mache da gleich ein paar Bedin- 
gungen, weil nämlich der Sinn Ihrer Antragspunkte 
nicht immer ganz klar ist — , in welchen Fällen wel- 
che Erkenntnisquellen benutzt werden sollen. Die 
MPU sollte in der Tat nicht — da stimme ich mit 
dem Kollegen Straßmeir ausdrücklich überein — als 
Alibi für Verwaltungsbehörden herhalten, die auch 
auf Grund anderer Tatsachen entscheiden könn- 
ten. 


Drittens: Die Beachtung des Grundsatzes der Ver- (C) 
hältnismäßigkeit versteht sich von selbst und ist im 
Grunde durch die einschlägigen Richtlinien des 
Bundes und der Länder hinreichend klar festge- 
legt. 

(Dr. Lenz [Bergstraße] [CDU/CSUj: Aber die 
Praxis!) 

— Ja, die Praxis, Herr Kollege, da müssen Sie sich 
mal wieder an die Länder wenden und das nicht hier 
diskutieren. 

(Dr. Lenz [Bergstraße] [CDU/CSU]: Wann 
wir hier was diskutieren, lassen wir uns von 
Ihnen unter gar keinen Umständen vor- 
schreiben!) 

Punkt 4 will ich mal überspringen, auf den komme 
ich noch. 

(Weiterer Zuruf des Abg. Dr. Lenz [Berg- 
straße] [CDU/CSU]) 

— Da will ich Ihnen mal folgendes sagen, Herr Kol- 
lege, wenn Sie sich schon so erregen. Es gibt — das 
hat Herr Kollege Straßmeir gesagt — etwa 120000 
Fälle von MPUs in der Bundesrepublik. Nun gucken 
Sie sich mal die Praxis in Bayern an. Das sind unge- 
fähr 36 000 Fälle, also eine überproportional hohe 
Zahl, 

(Zurufe von der CDU/CSU: Nennen Sie mal 
andere Länder als Bayern! — Diese Koali- 
tion hat nur zwei Worte, das eine heißt 
„Bayern", und das andere heißt „Strauß"!) 

Putzigerweise aber ist der Anteil derjenigen, (D) 

(Fortgesetzte Zurufe von der CDU/CSU) 

die wegen Alkoholauffälligkeit der MPU zugeführt 
werden, in Bayern extrem niedrig. In der Bundesre- 
publik sind es etwa 50%, in Bayern sind es etwa 10%. 

Das wirft ein sehr bezeichnendes Licht auf die Ver- 
folgungsintensität der bayerischen Polizei. Viel- 
leicht könnten wir das auch einmal gelegentlich un- 
ter Verkehrssicherheitsaspekten diskutieren. Nur: 
wenn Sie hier meinen. Sie könnten sich so erregen, 
will ich Ihnen das mal ins Stammbuch schreiben. 

(Dr. Lenz [Bergstraße] [CDU/CSU]: Sie ha- 
ben nur noch ein Thema: Bayern, Bayern, 

Bayern! — Dr. Jenninger [CDU/CSU]: Den 
Bayemkomplex haben dieO 

Punkt 5 versteht sich von selbst und ist durch die 
bundeseinheitlichen Richtlinien und Ländererlasse 

(Weitere Zurufe von der CDU/CSU) 

unter dem Stichwort „Nachvollziehbarkeit und 
Nachprüfbarkeit" längst abgedeckt, — Wenn Sie 
sich wieder abgeregt haben, kann auch ich wieder 
etwas ruhiger reden, 

Punkt 6 versteht sich im Grundsatz für uns auch 
von selbst. Hier ist aber in der Tat — das ist zuzuge- 
ben — die Praxis einzelner Bundesländer zu über- 
prüfen. 

Punkt 7 ist vom Sinngehalt her nicht ganz klar, 

(Dr. Lenz [Bergstraße] [CDU/CSU]: Der ist 
schon klar! Sie verstehen das bloß nicht!) 



14522 


Deutscher Bundestag — 8. Wahlperiode — 184. Sitzung. Bonn, Freitag, den 9. November 1979 


Patema 

(A) falls die übrigen Forderungen erfüllt werden. Gene- 
rell sollte u. a. auch geprüft werden, ob die Gebüh- 
rensätze nicht nach Untersuchungsgruppen gestaf- 
felt werden können. Schließlich ist es ein Unter- 
schied, ob sich jemand wegen erheblicher Hör- oder 
Sehmängel einer besonderen Untersuchung unter- 
ziehen muß oder wegen mehrfachen Ausfallens 
durch Trunkenheit am Steuer. 

Punkt 8 — Sie sehen, ein Angebot meiner Ver- 
träglichkeit — ist uneingeschränkt zuzustimmen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Wie großmü- 
tigO 

Bis hierhin stelle ich in der Tendenz also weitestge- 
hende Übereinstimmung fest 

Allerdings bleibt die Frage, was der CDU/CSU- 
Antrag dann soll. Die einschlägigen Verordnungen 
und Richtlinien will er offenbar nicht ändern, jeden- 
falls wird das nicht beantragt Er zielt also nicht auf 
bundesrechtlichen Rahmen, sondern allenfalls auf 
ausufemde Praxis in einzelnen Ländern und nach- 
geordneten Verwaltungsbehörden. Da wäre es mei- 
nes Erachtens nützlich gewesen. Roß und Reiter zu 
nennen, um nicht den Sack — sprich: die Bundesre- 
gierung — zu prügeln, wenn man den Esel — sprich: 
einzelne Bundesländer, 

(Zuruf von der CDU/CSU: Bayern?) 

möglicherweise — ich formuliere das einmal ganz 
vorsichtig — auch CDU/CSU-geführte — meint 

(Dr. Lenz [Bergstraße] [CDU/CSUj: Schon 
(ßj besser!) 

Wenn Sie als Opposition die Länder nicht für rege- 
lungskompetent halten, dann sagen Sie das auch 
deutlich, wo Sie doch sonst mit Fleiß die Bundes- 
kompetenz bestreiten, wenn es Ihnen in den Kram 
paßt 

(Zurufe von der CDU/CSU: Die Adressaten 

sind exakt auf geführt! — Sie haben den An- 
trag nicht richtig gelesen!) 

Nun zu der bisher ausgesparten Forderung unter 
Ziffer 4: Dazu ist von uns aus zunächst zu fragen, was 
die Opposition eigentlich will. 

(Abg. Dr. Lenz [Bergstraße] [CDU/CSU] mel- 
det sich zu einer Zwischenfrage) 

— Im Rahmen einer Kurzdebatte, Herr Kollege 
Lenz, keine Zwischenfragen, bitte. 

(Dr. Lenz [Bergstraße] [CDU/CSU]: Eine sol- 
che Bestimmung in der Geschäftsordnung 
. ist unbekannt!) 

Nimmt man den Antrag wörtlich, soll das schriftli- 
che durch ein mündliches Verfahren ersetzt wer- 
den. Darüber läßt sich reden. Ich mache aber darauf 
aufmerksam, daß dadurch die Kritik an zu intimen 
Fragen nicht gegenstandslos wird, die Probleme des 
Datenschutzes eher größer und die Verfahren lang- 
wieriger und teurer werden. Wieso schließlich die 
Nachvollziehbarkeit und Nachprüfbarkeit — das ist 
in der Tat ein wichtiger Punkt — für die Betroffenen 
und die Verwaltungsgerichte durch ein ausschließ- 
lich mündliches Verfahren gesteigert wird, bleibt 
einstweilen das Geheimnis der Opposition. 


Herr Straßmeir, zu dem „Idiotentest" will ich Ih- (C) 
nen mal eines sagen: Diese schriftlichen Verfahren 
werden u. a. von bundesweit bekannten Untemeh- 
mensberatungsfirmen zur Auswahl von Topmana- 
gern in der Industrie verwendet — genau die glei- 
chen. Da wäre ich mit dem Begriff „Idiotentest“ dann 
doch ein bißchen vorsichtiger — dies nur mal so ne- 
benbei. Das ist so, glauben Sie mir das. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Den haben wir 
nicht geprägt! Lesen Sie keine Zeitungen? 

— Dr. Jenninger [CDU/CSU]: Sind das Un- 
ternehmen mit Bundesbeteiligung? Wird 
der bei der Bundesregierung auch ange- 
wendet?) 

— Nein. 

Liest man die Presse zu diesem publikumswirksa- 
men Lieblingskind des Kollegen Schulte — weil Sie 
mich- gerade ansprechen — scheint es darum zu ge- 
hen — das ist jedenfalls mein Eindruck; das geht 
nicht aus dem Antrag hervor, aber aus der Presse — , 
daß die Untersuchung von verkehrsrelevanten Per- 
sönlichkeitsmerkmalen generell abgeschafft wer- 
den solle. Nun Stelle ich mit Befriedigung fest — der 
Kollege Straßmeir hat das hier ganz klargemacht — , 
daß er das für ein im Grundsatz notwendiges Instru- 
ment hält Wenn es darum geht, die sehr unter- 
schiedlichen Fallgruppen, die Sie hier schon aufge- 
zählt haben und die ich deshalb nicht zu wiederho- 
len brauche, einmal daraufhin zu überprüfen, ob 
nicht in der einen oder anderen Fallgruppe bei- 
spielsweise ein fachärztliches Gutachten genüge, 
haben wir da durchaus die gleiche Wellenlänge. Al- 
lerdings muß die Frage erlaubt sein, ob dies ein 
Punkt ist, mit dem sich der Bundestag beschäftigen 
mxiß, oder ob man das nicht anderen Gremien über- 
lassen könnte. 

Eines jedenfalls — darauf lege ich Wert — ist hier 
festzuhalten: Wer mehrfach betrunken Auto gefah- 
ren ist, wird zwar nicht ausgeforscht, warum er 
trinkt — das ist seine Privatsache — , aber warum er 
sich dann noch ans Steuer setzt; denn dies ist nicht 
seine Privatsache. Ein Kraftfahrzeug kann schließ- 
lich zu einer lebensgefährlichen Waffe werden. 

14 662 Tote und 508 600 Verletzte in der Bundesre- 
publik im Jahre 1978 sind zu viel. Ich hoffe, daß wir 
uns darüber einig sind. Schließlich geht es in dieser 
Debatte um ein Instrument der Gefahrenabwehr, 

Unsere Aufgabe ist — darin sollten wir uns einig 
sein — , solche Opfer soweit wie möglich zu vermei- 
den. 

(Zuruf des Abg. Dr. Lenz [Bergstraße] [CDU/ 

CSUD 

Wenn Sie wollen, daß Täter, die mehrfach mit Alko- 
hol am Steuer aufgefallen sind, ohne weitere Prü- 
fung auf Lebenszeit den Führerschein entzogen be- 
kommen sollen, dann sagen Sie es. Man muß sich 
einmal überlegen, was passiert, wenn dieses Instru- 
ment der medizinisch-psychologischen Untersu- 
chung abgeschafft wird oder mit einem ganz strikten 
Katalog versehen wird. 

(Zurufe von der CDU/CSU: Wer spricht 
denn von Abschaffen? — Sie müssen den 
Antrag lesen!) 
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(A) — Den Antrag habe ich sehr gründlich gelesen; 
seien Sie ganz sicher. 

(Weiterer Zuruf von der CDU/CSU: Zwi- 
schen Lesen und Verstehen ist ein Unter- 
schied!) 

— Wenn das nicht verständlich ist, gibt es natürlich 
zwei Möglichkeiten. Entweder Sie wollen mir unter- 
stellen, daß auch ich den Test mal machen muß, weil 
ich nicht intelligent genug bin, das zu begreifen, was 
Sie zu Papier gebracht haben. Es wäre natürlich auch 
denbar, daß der Antrag nicht in der wünschenswer- 
ten Klarheit abgefaßt ist 

(Pfeffermann [CDU/CSU]: Das ist sehr un- 
wahrscheinlich 1) 

— Darüber können wir dann ja noch reden. — Ach, 
wissen Sie, das ist bei Ihnen nicht unwahrscheinlich, 
sondern die Regel. 

Ich fasse zusammen. Was die Opposition mit dem 
vorgelegten Antrag bezweckt, bleibt trotz ddr aufge- 
listeten acht Punkte unklar. Will sie unterschwellig 
der Bundesregierung Versäumnisse anlasten, so ist 
dies eindeutig als unberechtigt zurückzuweisen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Wo steht das 
denn?) 

Will sie den Bürgern weismachen, es habe ihrer Ini- 
tiative bedurft, um auf ein diskussionsbedürftiges 
Thema aufmerksam zu machen, dann handeln Sie 
gegen besseres Wissen. Denn es kann der Opposi- 
tion nicht verborgen geblieben sein, daß seit etwa ei- 
nem Jahr vom Verkehrsministerium intensive Ge- 

(B) spräche mit den technischen Überwachungs- 
Vereinen, den Ländern und der verkehrspsychologi- 
schen Wissenschaft geführt werden. Diesen Gesprä- 
chen trauen Sie offenbar nicht Hier halten Sie ein 
Eingreifen des Bundestages für notwendig. Okay. 

Wenn Sie also wollen, daß diese außerordentlich 
schwierige Materie von uns Parlamentariern mit 
dem notwendigen Emst beraten wird, haben Sie un- 
sere Bereitschaft Für billige Show-Effekte sind wir 
dabei selbstverständlich nicht zu haben. 

(Beifall bei der SPD und der FDP — Pfeffer- 
mann [CDU/CSU]: Das klang aus Ihrer Rede 
nicht so deutlich heraus!) 

Vizepräsident Dr. von Weizsäcker: Das Wort hat 
der Herr Abgeordnete Hoffie. 

Hoffie (FDP): Herr Präsident! Meine sehr verehr- 
ten Damen und Herren! 

Mehr als 100 000 Bürger, ältere und junge, müs- 
sen in Deutschland in jedem Jahr zum Idioten- 
test 11 technische Überwachungsvereine lei- 
sten auf Veranlassung staatlicher Stellen seit 
1952 diese medizinisch-psychologischen Eig- 
nungsuntersuchungen, von denen der TÜV sel- 
ber sagt ihm sei die damit verbundene Proble- 
matik nicht fremd. 100 000 Deutsche werden auf 
Veranlassung staatlicher Stellen von den See- 
lenschlossem des TÜV jährlich völlig demon- 
tiert wie ein altes Auto. Den Einwand, die ge- 
stellten Fragen würden teilweise den Persön- 
lichkeitsbereich verletzen, kontert der TÜV mit 


dem Hinweis, daß die indiskreten Fragen ge- (Q 
rade die Persönlichkeit des Probanden ergrün- 
den sollen. 

Greifen wir bei unserer Kritik nicht den TÜV 
an; der tat nach alter deutscher Sitte nur seine 
Pflicht Erfinder des Idiotentests sind unsere Be- 
hörden, deren menschenverachtender Unsinn 
von unseren Politikern abgesegnet worden ist 
Aber was schert es meinen Bundestagsabgeord- 
neten, wenn ich Probleme habe. Ich sagte es 
schon einmal an dieser Stelle: unsere Politiker 
und Abgeordneten wissen alles über die Vor- 
schulprobleme in Neukaledonien-Süd, 

— nicht alles auch in der Bundesrepublik, wie man 
gestern gesehen hat; das sage ich hinzu — 

aber nicht, daß ihren Wählern daheim das Le- 
ben als freie Staatsbürger schwergemacht wird. 

Da werden Bürger, nur weil sie 5, — DM für ver- 
botenes Parken nicht gezahlt haben, morgens 
von der Polizei geweckt und eingelocht Meinen 
Sie, das interessiere einen Abgeordneten? Da 
soll das Flensburger Punkteregister neu geord- 
net werden, aber eine Verschlechterung für den 
Autofahrer kommt heraus. Wo bleibt da die In- 
tervention eines Abgeordneten? Da bekommen 
nach einem Idiotentest Autofahrer ihren Füh- 
rerschein zurück, aber er trägt den Säuferbal- 
ken. Protestiert ein Abgeordneter gegen diese 
Diskrimierung? Machen wir uns nichts vor, die 
Politiker schützen uns nicht vor der wuchern- 
den Bürokratie und der plagenden Behörden- 
willkür. Aber dann sollen sie sich auch nicht be- (dj 
klagen, daß der Bürger Staatsverdrossenheit 
zeigt Endlich will ein Politiker mit den Metho- 
den des Eignungstests aufräumen, der verkehrs- 
politische Sprecher der CDU/CSU-Fraktion in 
Bonn, Dr. Dieter Schulte. Wir werden ihm dabei 
helfen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

„Wir", das sind die Redakteure von ,^Auto-Motor- 
Sport“, und das, was ich soeben — ich hoffe, mit 
nachträglicher Genehmigung des Herrn Präsiden- 
ten — insgesamt vorgetragen habe, war ein Leitarti- 
kel, war ein Kommentar von Ferdinand Simoneit, 
Chefredakteur von ,Auto-Motor-Sport“, so darge- 
stellt im Editorial der Ausgabe Nr. 22 von 1979. 

Es fehlt eigentlich nur noch der Ratschlag, die 
Bundestagsabgeordneten selbst sollten sich einer 
medizinisch-psychologischen Untersuchung unter- 
ziehen, mit der Folge des naheliegenden Ergebnis- 
ses: Zum Führen des Titels „MdB“ ungeeignet; Ent- 
zug des Mandats. 

Meine Damen und Herren, ich weiß nicht, was 
,Auto-Motor-Sport" veranlaßt hat, eine derartige 
Vollgasfahrt in Richtung auf Bonner Politiker zu 
starten. Eines aber ist nach meiner Überzeugung si- 
cher: Es handelt sich um eine geradezu abenteuerli- 
che politische Geisterfahrt. 

(Zustimmung bei der SPD) 

Ich will hier gar nicht verschweigen, daß ich es 
durchaus begrüße, wenn nun auch eine von mir im 
übrigen und bisher sehr geschätzte Fachzeitschrift 
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(A) zunehmend die Politik endeckt. Was aber mich und 
was politisch Verantwortliche nicht nur im Ver- 
kehrsbereich beunruhigen muß, ist, wie schnell man 
offensichtlich auch als ein so hervorragender Jour- 
nalist, wie Simoneit das ist in politisches Aquapla- 
ning geraten kann, wenn man es sich am Ende ge- 
nauso einfach macht wie auch hier die Opposition, 
indem man überaus populäre Themen — für alle ja 
seit Jahren ein bekanntes Ärgernis — aufgreift 
ohne die tatsächlichen Bedingungen, Gegebenhei- 
ten und Fakten ausreichend einzubeziehen und an- 
zuerkennen, bevor eine in Detailfragen der Ver- 
kehrspolitik nun eher ahnungslose Öffentlichkeit 
nur weiter verunsichert und emotional bereichtert 
wird. 

Denn demjenigen, der die verkehrspolitische Dis- 
kussion auch nur halbwegs und am Rande verfolgt 
hat kann überhaupt nicht entgangen sein, daß Ver- 
kehrspolitiker aller Fraktionen es waren, die, um 
nur zwei Bespiele herauszugreifen, als Bundestags- 
abgeordnete heftig für die Beseitigung des soge- 
nannten Säuferbalkens ebenso erfolgreich wie für 
eine Verbesserung des Flensburger Punkteregi- 
stersystems gestritten haben. Daran sind ja wir alle 
zur Zeit gemeinsam beteiligt. 

Ich will hier gar nicht für andere sprechen; das 
steht mir nicht zu. Was aber in diesen beiden Punk- 
ten eigene Initiativen betrifft, so ist das, glaube ich, 
hinreichend bekannt, und es ist schade, daß es den 
Fachzeitschriften nicht bekanntgeworden ist, ob- 

(B) wohl es in allen anderen Zeitungen jeweils steht. 
Schon insofern begrüßen wir es natürlich, daß wir 
hier diese Diskussion zu diesem Thema führen kön- 
nen. 

Die erste Feststellung zu diesem Thema lautet aus 
der Sicht der Freien Demokraten: Nicht der ver- 
kehrspolitische Sprecher der CDU/CSU-Fraktion in 
Bonn — es tut mir leid, Herr Dr. Schulte — räumt 
mit den Methoden des Eignungstests auf, sondern 
das Bundesverkehrsministerium selbst, soweit es 
das kann, denn das Ministerium war es ja, das be- 
reits im vergange nen Jahr die Initiative ergriffen 
hat, Länder und TÜV-Vertreter, Wissenschaftler, 
Bundesanstalt für das Straßenwesen und Beirat für 
Verkehrsmedizin zusammenzuholen und die nun 
zehn Jahre alten Richtlinien endlich zu durchfor- 
sten und zu überprüfen, und das, obwohl, wie wir 
schon gehört haben, die originäre Zuständigkeit für 
dieses Problem im Bereich der Länder und eben 
nicht im Bereich der Bundesregierung liegt, so daß 
die Bundesregierung im Gegensatz zu den Ländern 
lediglich koordinieren, aber nicht direkt handeln 
kann. 

Dasselbe gilt — um noch einmal etwas an die 
Adresse auch von Herrn Simoneit zu sagen — natür- 
lich auch im Hinblick auf die Zuständigkeiten und 
Möglichkeiten der Abgeordneten im Verhältnis von 
Bund und Ländern. So war es auch nicht der Bund, 
sondern es waren die Länder, die von einer ur- 
sprünglich vernünftigen gemeinsamen Praxis in die- 
ser Frage abgewichen sind, und es ist auch kein Ge- 


heimnis, meine Damen und Herren, daß Bayern da- (C) 
mit angefangen hat, 

(Zurufe von der CDU/CSU: Aha! Natürlich! 

— Das mußte ja kommen!) 

den Bogen so zu gestalten, daß diese Fragen, die wir 
alle gemeinsam bedauern, dort hineingekommen 
sind. Daß sie jetzt die ersten sind, die das wieder ab- 
schaffen, liegt daran, daß der Zeitraum, in dem sie 
Erfahrungen gewonnen haben, hoffentlich ausge- 
reicht hat, um das halbwegs rechtzeitig zu erken- 
nen. 

(CDU/CSU: Er brauchte fünf Minuten, aber 
dann war er beim Thema!) 

Nun noch eine Tatsache bei der Entstehung des 
Ganzen, die die Opposition in dieser Debatte bisher 
tunlich zu verschweigen wünscht: Da wurden Frage- 
bogen eingeführt und Fragen eingearbeitet, die in 
einem nun wirklich unerträglichen Maße die Intim- 
sphäre und den Persönlichkeitsbereich berühren. 

Um es noch einmal zu sagen: Die TUVs hüten hier 
ihre Unabhängigkeit sehr sorgfältig, aber die Auf- 
sicht über diese Methoden hat nicht die Bundesre- 
gierung und haben nicht die Bundestagsabgeordne- 
ten, die Aufsicht haben die Länder, und bei ihnen ist 
also mit der entsprechenden Kritik anzusetzen. 

Aber Erfolge sind zu verzeichnen. Der TUV in der 
Pfalz, in Bayern und im Rheinland verzichtet inzwi- 
schen überhaupt auf Fragebogen, und auch der hes- 
sische Minister für Wirtschaft und Technik, mein 
Parteifreund Heinz-Herbert Karry, hat gerade kürz- 
lieh in einer Fragestunde des Hessischen Landtages ^ ^ 
erklärt, er werde anordnen, daß ab sofort keine 
schriftlichen Fragebogen mehr verwendet werden. 

Er geht noch einen Schritt weiter. Er sagt: „Wir wer- 
den die diskriminierenden Fragen auch aus dem 
mündlichen Verfahren herausnehmen." Darauf 
kommt es doch an, meine Damen und Herren. 

(Dr. Schulte [Schwäbisch Gmünd] [CDU/ 

CSU]: Das ist doch der Grund unseres An- 
trages!) 

Es hat doch gar keinen Sinn, Herr Kollege Straß- 
meir, daß wir sagen, wir wollen die Fragebögen ab- 
schaffen, denn sie sind eine schlimme Sache, aber 
dann ersetzen wir die durch ein mündliches Verfah- 
ren. Das Ergebnis ist am Ende das gleiche, wie es 
z. B. beim Anerkennungsverfahren für Kriegsdienst- 
verweigerer sein kann: Derjenige, der sich besser ar- 
tikulieren und maskieren kann, wird die Chance ha- 
ben, dort locker durchzukommen. Der Rest, der auf 
Grund seiner Fähigkeiten und Vorbildung dies nicht 
kann, wird dabei Schwierigkeiten haben. 

(Pfeffermann [CDU/CSU]: Eine sehr interes- 
sante Feststellung!) 

— Ich weiß, Herr Kollege Pfeffermann. Wir kennen 
uns aus dem Wahlkampf, aus dem Wahlkreis so gut, 
daß ich unterstelle: Auch Sie hätten bei einer sol- 
chen mündlichen Überprüfung die allergrößten 
Schwierigkeiten, nicht nur bei der schriftlichen. 

(Heiterkeit — Beifall bei der FDP und der 
SPD) 
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Hoffte 

(A) Herr Kollege Straßmeir, ich möchte von daher da- 
vor warnen, ganz undifferenziert zu sagen — das ist 
der Hauptpunkt Ihres Antrages — : „Wir schaffen 
das schriftliche Verfahren ab und ersetzen es durch 
ein mündliches", wenn nicht gleichzeitig gewährlei- 
stet ist, daß erstens diskrimierende Fragen, an die 
menschliche Würde heranreichende Fragen, wie sie 
hier vorhin beispielhaft aufgezählt wurden, auch aus 
einem mündlichen Verfahren herauskommen, und 
daß wir also alle auch die Vereinheitlichung wol- 
len. 

(Dr. Schulte [Schwäbisch Gemünd] [CDU/ 
CSU]: Das steht doch als Punkt 6 drin!) 

— Das ist mir klar. Sie sagen nur nicht dazu, was Sie 
an die Stelle des schriftlichen Verfahrens setzen 
wollen. 

(Dr. Schulte [Schwäbisch Gmünd] [CDU/ 

CSU]: Die Persönlichkeitsrechte sollen ge- 
wahrt seinO 

Meine Damen und Herren, es gibt also genügend 
Fragen, damit wir uns im Ausschuß sehr detailliert 
über Ihre Forderungen unterhalten können. Einem 
Großteil stimmen nicht nur wir, sondern stimmt 
auch die Bundesregierung seit langem zu, wie sie 
mehrfach publiziert hat. 

(Dr. Jenninger [CDU/CSU]: Nur tut sie 
nichts!) 

In der entscheidenden Frage aber, wie wir zu einer 
Vereinheitlichung der Methoden und der Systeme 
bei den Fragen kommen, wäre ich dankbar, wenn 


sich die Opposition mit uns dahin verständigen (Q 
könnte, daß wir den Adressaten, nämlich die Bun- 
desländer, während unserer Ausschußberatungen 
nachdrücklich in die Verantwortung nehmen. Ich 
wiederhole noch einmal: Die Verantwortung für das, 
was da geschieht, hat nicht die Bundesregierung, 
sondern haben die Länder. Wir koordinieren nur. 

Meine Damen und Herren, ich hoffe für Sie alle, 
weil es der letzte Debattenbeitrag heute ist, wir kön- 
nen uns auf ein schönes und erholsames, vielleicht 
auch einmal politikfreies Wochenende koordinie- 
ren. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Vizepräsident Dr. von Weizsäcker: Meine Damen 
und Herren, weitere Wortmeldungen liegen nicht 
vor. Ich schließe die Aussprache. 

Der Ältestenrat schlägt Ihnen vor, den Antrag auf 
Drucksache 8/3084 zur federführenden Beratung an 
den Ausschuß für Verkehr und für das Post- und 
Fernmeldewesen und zur Mitberatung an den Aus- 
schuß für Jugend, Familie und Gesundheit zu über- 
weisen. — Das Haus ist damit einverstanden; dann 
ist so beschlossen. 

Meine Damen und Herren, wir sind damit am 
Schluß unserer Tagesordnung. Ich berufe die näch- 
ste Sitzung des Deutschen Bundestages auf Mitt- 
woch, den 14. November 1979, 13 Uhr ein. 

Die Sitzung ist geschlossen. 

(Schluß der Sitzung: 11.53 Uhr) 


(B) 


(D) 
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(A) 


Anlagen zum Stenographischen Bericht (C) 


Anlage 1 

Liste der entschuldigten Abgeordneten 
Abgeordnete(r) entschuldigt bis einschließlich 


Dr. Abelein 

9. 11. 

Dr. von Aerssen * 

9. 11. 

Dr. Agner * 

9. 11. 

Dr. Becher (Pullach) 

9. 11. 

Blügel 

9. 11. 

Blumenfeld * 

9. 11. 

Böhm (Melsungen) 

9. 11. 

Breidbach 

9. 11. 

Büchner (Speyer) *** 

9. 11. 

Dr. Evers 

9. 11. 

Fellermaier * 

9. 11. 

Friedrich (Würzburg) 

9. 11. 

Dr. Früh * 

9. 11. 

Frau Geier 

9. 11. 

Hansen 

9. 11. 

Dr. Haussmann 

9. 11. 

Höpfinger 

9. 11. 

Dr. Hüsch 

9. 11. 

Ibrügger 

9. 11. 

Immer (Atenkirchen) 

9. 11. 

Dr. Jaeger 

9. 11. 

Katzer 

9. 11. 

Dr. h. c. Kiesinger 

9. 11. 

Dr. Klepsch * 

9. 11. 

Klinker 

9. 11. 

Frau Krone-Appuhn 

9. 11. 

Lagershausen 

9. 11. 

Lücker * 

9. 11. 

Luster * 

9. 11. 

Dr. Meyer zu Bentrup 

9. 11. 

Dr. Müller *** 

9. 11. 

Frau Pack 

9. 11. 

Pfeifer 

9. 11. 

Pieroth 

9. 11. 

Porzner 

9. 11. 

Rappe (Hildesheim) 

9. 11. 

Frau Renger 

9. 11. 

Dr. Schäfer (Tübingen) 

9. 11. 

Dr. Schwarz-Schilling 

9. 11. 

Dr. Schwencke (Nienburg) * 

9. 11. 

Sieglerschmidt * 

9. 11. 

Spilker 

9. 11. 

Dr. Starke (Franken) 

9. 11. 

Dr. Stavenhagen 

9. 11. 

Stöckl 

9. 11. 

Frau Traupe 

9. 11. 

Ueberhorst 

9. 11. 

Voigt (Sonthofen) 

9. 11. 

Frau Dr. Walz * 

9. 11. 

WawTzik * 

9. 11. 

Weber (Heidelberg) 

9. 11. 

Wissmann 

9. 11. 

Zywietz 

9. 11. 


* für die Teilnahme an Sitzungen des Europäischen Par- 
laments 

** für die Teilnahme an Sitzungen der Parlamentarischen 
Versammlung des Europarates 
** für die Teilnahme an Sitzungen der Westeuropäischen 
Union 


Anlage 2 

Antwort 

des Pari Staatssekretärs Dr. Sperling auf die Münd- 
lichen Fragen des Abgeordneten Dr. Schneider 

(CDU/CSU) (Drucksache 8/3310 Fragen A 1 und 2): 

Hält es die Bundesregierung mit den Grundsätzen der Rechtsstaat- 
lichkeit, einer geordneten städtebaulichen Entwicklung in den Gemein- 
den und den ausschließlich bodenrechtlichen Zielsetzungen des Bun- 
desbaugesetzes für vereinbar, die Instrumente der Bauleitplanung und 
die Bereitstellimg der erforderlichen Infrastruktiireinrichtimgen zur In- 
vestitionslenkung imd Investitionskontrolle einzusetzen? 

Auf welche konkrete Verhältniszahlen und welchen Zeitraum stützt 
die Bundesregierung im einzelnen ihre Angaben, daß die Mittel des so- 
zialen Wohnungsbaus deutlich überproportional kinderreichen Haus- 
halten zugute kämen und dabei im alleemeinen Haushalte mit niedrige- 
rem Einkommen bevorzugt berücksichtigt würden, und inwieweit tref- 
fen diese Aussagen auch noch für die neuesten Sozialmietwohnungen 
zu? 


Zu Frage Al: 

Es entspricht den mit der Bauleitplanung unmit- 
telbar verfolgten Zwecken, bauliche Maßnahmen 
und damit auch bauliche Investitionen in räumlicher 
und sachlicher Hinsicht städtebaulich sinnvoll auf- 
einander zuzuordnen. Daß die Bauleitplanung mit- 
telbar oder auch unmittelbar öffentliche und private 
Investitionen aus vielfachen städtebaulichen Grün- 
den beeinflussen soll, ist deshalb unbestritten. Im 
Bundesbaugesetz ist als Aufgabe der Bauleitplanung 
daher ausdrücklich die Vorbereitung der baulichen 
und sonstigen Nutzung bestimmt worden und deren 
Leitung, d. h. vor allem deren Anregung, Zielbestim- 
mung und Steuerung. Es ist daher nicht unverständ- (^) 
lieh, daß die Bauleitplanung mit den in städtebauli- 
chem Zusammenhang allerdings etwas unscharfen 
und vieldeutigen Begriffen der „Investitionslen- 
kung" und „Investitionskontrolle" in Verbindung ge- 
bracht wird, ohne daß die Bauleitplanung hierdurch 
gekennzeichnet sein kann, weil ihre Aufgabe die 
Gewährleistung einer geordneten städtebaulichen 
Entwicklung und einer sozialgerechten Bodennut- 
zung ist. 

Zu Frage A 2: 

Bereits am 20. Juli 1979 habe ich in meiner Ant- 
wort auf die Anfrage des Abgeordneten Müntefe- 
ring ausführlich auf die Entwicklung der für kinder- 
reiche Familien zweckgebundenen Fördermittel des 
ersten und zweiten Förderungsweges hingewiesen. 

Ich darf insoweit auf die dort gemachten Zahlenan- 
gaben und Aussagen verweisen (Drucksache 8/3076, 
Frage 33). 

Aus dem neuesten Förderungsjahrgang sind fol- 
gende Relationen von Bedeutung: Im Jahre 1978 be- 
trug der Anteil der Familien mit drei und mehr Kin- 
dern an allen Haushalten 5,9%. Für diese Haushalts- 
gruppe wurden im ersten Förderungsweg 19,7% der 
geförderten Wohnungen zweckgebunden. Im ersten 
und zweiten Förderungsweg zusammen betrug der 
Anteil 10,6%. 

Da der erste Förderungsweg überwiegend den öf- 
fentlich geförderten Mietwohnungsbau betrifft, tref- 
fen die Aussagen auch für die neuesten Sozialmiet- 
wohnungen zu. 
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(A) Anlage 3 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Dr. Sperling auf die Münd- 
liche Frage des Abgeordneten Dr. Steger (SPD) 
(Drucksache 8/3310 Frage A3): 

Inwieweit ist die Koordinierung zwischen der vom Bundesbaumini- 
Stenum vorgestellten „Zweiten Fortschreibung* für das Forschungs- 
mogramm Raumordnung und Städtebau und dem kürzlich vom Bundes^ 
Kabinett verabschiedeten Bauforschungsprogramm sichergestellt? 

Die genannten Programme haben unterschiedli- 
che Zielsetzungen. Während sich das Mittelfristige 
Forschungsprogramm Raumordnung und Städtebau 
siedlungs- und stadtstrukturellen Fragen zuwendet, 
stehen beim Bauforschungsprogramm technische 
und wirtschaftliche Fragen des Bauwesens im Mit- 
telpunkt des Interesses. Der Koordinierungsbedarf 
ist infolgedessen gering. 

Wo jedoch in Randbereichen beider Programme 
Koordinierung geboten ist — z. B. bei der „Stadt- 
hausinitiative" des BMBau — , findet eine enge Zu- 
sammenarbeit der Beteiligten statt. Sie vollzieht 
sich insbesondere in projektbegleitenden Arbeits- 
gruppen und durch den Austausch von Zwischener- 
gebnissen. 

Im übrigen werden die Programme und die daraus 
abgeleiteten Projekte entsprechend dem an den 
Haushaltsausschuß des Deutschen Bundestages ge- 
richteten Bericht der Bundesregierung zur Koordi- 
nierung ihrer Forschungs- und Entwicklungsaktivi- 
täten vom 24. März 1975 koordiniert. 

(B) Anlage 4 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Dr. Sperling auf die Münd- 
liche Frage des Abgeordneten Dr. Jahn (Münster) 
(CDU/CSU) (Drucksache 8/3310 Frage A 4): 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß die in Berlin dringend notwen- 
dige Förderung des Dachgeschoßausbaues zu Wohnzwecken im Hin- 
blick auf die s^ engen Vorschriften der Baunutzungsverordnung und 
der Ausnahmemöglichkeiten nach § 31 des Bundesbaugesetzes auf er- 
hebliche Schwierigkeiten stößt, und ist die Bundesregierung bereit die 
Initiative zu einer Änderung dieser Vorschriften zu ergreifen, die der 
besonderen Situation des L^des Berlin gerecht wird? 

Soweit der Bundesregierung bekannt, werden in 
Berlin die Probleme des Dachausbaues zu Wohn- 
zwecken in Altbauten — vor 1948 errichteten 
Wohngebäuden — eingehend untersucht. Zu die- 
sem Zweck ist eine Expertengruppe gebildet wor- 
den, die die praktische Durchführung von Modell- 
vorhaben erarbeitet. Anhand der Ergebnisse der Ex- 
pertengruppe wird der Bausenator prüfen, ob die 
Voraussetzungen für Befreiungen von baurechtli- 
chen Vorschriften vorliegen. Die Bundesregierung 
wartet die Untersuchungsergebnisse ab und wird 
dann prüfen, ob Änderungen der entsprechenden 
bauplanungsrechtlichen Vorschriften wegen der be- 
sonderen Situation des Landes Berlin in Betracht 
kommen. 


Anlage 5 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Dr. Kreutzmann auf die 
Mündliche Frage des Abgeordneten Dr. Hüsch 
(CDU/CSU) (Drucksache 8/3310 Frage A 5): 


In welcher Weise wird die Bundesregierung bei den für die Schulbü- 
eher zuständi^n Bundesländern darauf hinwirken, daß die Kurzbe- ' ' 

Zeichnung ^lÜ)" künftig in Schulbüchern unterbleibt, nachdem diese 
Kurzbezeichnung in einer Reihe von Schulbüchern — so z. B. im Geo- 
graphie-Buch für das 9. und 10. Schuljahr „Die Umwelt gestalten“ — 

Klett- Verlag — auf den Seiten 48, 51, 54, 158 und 161 und in Kartenüber- 
schriften Seiten 22 und 15^ sowie im Arbeitsbuch für die Sozial- und 
Gemeinschaftskunde der Klassen 7 bis 9/10 „Gesellschaft und Politik“ — 
Metzlersche Verlagsbuchhandlung — auf den Seiten 121, 129, 138, 144 
und 145 — festgestellt wurde? 

Die alten Karten- und Bezeichnungsrichtlinien 
von 1961/1965 sind auf Beschluß des Bundeskabi- 
netts 1971 aufgehoben worden. Maßgeblicher Grund 
für die Aufhebung war neben der Veränderung des 
Sprachgebrachs und der Einsicht in die Unmöglich- 
keit, die Einhaltung von Richtlinien zu gewährlei- 
sten, die Überzeugung der Bundesregierung, daß die 
Reglementierung des Sprachgebrauchs kein geeig- 
netes Mittel der Politik darstellt. Die Bundesregie- 
rung hat immer wieder erklärt, daß sie an dieser 
Auffassung aus wohlerwogenen Gründen festhält 
und damit die Absicht verbindet, in Zukunft neue 
Richtlinien nicht herauszugeben. 

Andererseits gilt unverändert die Empfehlung der 
Regierungschefs des Bundes und der Länder vom 
31. Mai 1974, die es für „wünschenswert" gehalten 
haben, „daß im amtlichen Sprachgebrauch die volle 
Bezeichnung »Bundesrepublik Deutschland' verwen- 
det werden sollte". 

Diesem Besprechungsergebnis im Bereich der 
Länder Geltung zu verschaffen, fällt — auch darauf 
hat die Bundesregierung mehrfach hingewiesen — 
in die Zuständigkeit und Verantwortung der einzel- 
nen Bundesländer. Die Ständige Konferenz der Kul- 
tusminister hat am 16. Juni 1978 einen Beschluß ge- 
faßt, nach dem Schulbücher, die die Abkürzung .j.. 
„BRD" enthalten, nicht zugelassen werden sollen. 

Warum trotzdem, wie es nach den von Ihnen ge- 
nannten Beispielen den Anschein hat, diese Richtli- 
nie von einzelnen Kultusministerien als den Schul- 
buchzulassungsbehörden nicht ausreichend beach- 
tet worden ist, entzieht sich meiner Kenntnis. 

Ich möchte betonen, daß die Kompetenz für das 
Schulbuchzulassungsverfahren auf Grund der Kul- 
turhoheit ausschließlich bei den Ländern liegt. 

Die Bundesregierung sieht deshalb, zumal in An- 
betracht der vorliegenden gemeinsamen Grundsatz- 
empfehlung des Bundeskanzlers und der Minister- 
präsidenten der Länder und des eindeutigen Be- 
schlusses der Kultusministerkonferenz, keine Mög- 
lichkeit und auch keine Veranlassung, auf die Bun- 
desländer einzuwirken. 


Anlage 6 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Dr. Kreutzmann auf die 
Mündliche Frage des Abgeordneten Dr. Riedl 
(München) (CDU/CSU) (Drucksache 8/3310 Fra- 
ge A 8): 

Welche Summen errechnen sich aus der bisher individuellen Zah- 
lunssweise der Straßenbenutzungsgebühren an SED- Behörden und wie 
hoch ist demzufolge die Überzahlung, die durch die nunmehr jährlich zu 
zahlende Pauschale von 50 Millionen DM vom Steuerzahler aufzubrin- 
gen ist? 

Die Bundesregierung hat in der Drucksache 
8/2598 vom 23. Februar 1979 die Einnahmen der 
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(A) DDR aus Straßenbenutzungsgebühren im Jahre 
1979 auf 40 Millionen DM beziffert mit der Ein- 
schränkung, daß die Einnahmen sich nur mit großen 
Schwierigkeiten und in ungefähren Größenordnun- 
gen schätzen lassen. Diese Schwierigkeiten hängen 
vor allem damit zus€uximen, daß die Straßenbenut- 
zungsgebühren nach Entfernungen gestaffelt sind 
und wir nicht wissen, wie weit unsere Fahrzeuge in 
der DDR fahren. 

Es ist also nicht auszuschließen, daß die Summe 
für 1979 auch höher liegt. 

Für die jetzt vereinbarte Pauschalierung der Stra- 
ßenbenutzungsgebühren für Personenkraftfahr- 
zeuge hat die Bundesregierung für den Zeitraum 
von zehn Jahren einen Betrag von 50 Millionen DM 
jährlich wegen der damit verbundenen politischen 
und humanitären Vorteile als angemessen und be- 
rechtigt angesehen. Dabei haben mehrere Faktoren, 
die sich nicht in der angesprochenen Weise errech- 
nen lassen, eine Rolle gespielt. Die Pauschale gilt 
wie gesagt für zehn Jahre, stabilisiert die Reisebe- 
dingungen und schließt Gebührensteigerungen für 
einen langen Zeitraum aus. Die Verkehrsströme 
werden sich durch die finanzielle Entlastung der 
Einzelreisenden und durch die Erweiterung des 
grenznahen Verkehrs steigern. Schließlich konnte 
Berlin (West) auch in diese Vereinbarungen eindeu- 
tig einbezogen werden. 


Anlage 7 

(B) Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Stahl auf die Mündlichen 
Fragen des Abgeordneten Lenzer (CDU/CSU) 
(Drucksache 8/3310 Fragen A 16 und 17): 

Wie beurteilt die Bundesregierung angesichts der medienpolitischen 
Bemühungen des Bundesfors^ungsministers die Ergebnisse einer An- 
hörung von Sachverständigen im Ausschuß für Forstung und Techno- 
logie des Deutschen Bundestages zum Thema «Informationstechnik" am 
10. Oktober 1979, in der die großen Sorgen der deutschen Industrie über 
die bürokratischen, ordnungspolitischen und rechtspolitischen Hinder- 
nisse bei der Anwendung und Nutzung der neuen Kommunikations- 
techniken besonders deutlich geworden sind? 

^^rd auf Grund der Politik der Bundesregierung die Sicherung von 
ca. 40 000 Arbeitsplätzen bei der Deutschen Bundespost und nmd 80 000 
Arbeitsplätzen bei den Zulieferern mittelfristig gefährdet, und wenn ja, 
wie beurteilt die Bundesregierung diesen Umstand? 

Zu Frage A 16: 

Die Anhörung im Ausschuß für Forschung und 
Technologie des Deutschen Bundestages am 10. Ok- 
tober 1979 zeigte, daß die einzelnen Sachverständi- 
gen die Geschwindigkeit der Einführung neuer 
Kommunikationstechniken unterschiedlich beurtei- 
len. Während von einigen Sachverständigen die 
Auffassung vertreten wurde, daß insbesondere im 
Endgerätebereich technische Auflagen und Zulas- 
sungserfordernisse der Deutschen Bundespost das 
Innovationstempo behindern, vertraten andere 
Sachverständige aus der Industrie die gegenteilige 
Auffassung und gaben zu bedenken, daß eine regel- 
lose Entwicklung des Endgerätesektors wirtschaft- 
lich nicht vertretbarer Imkompatibilität Vorschub 
leiste. 

Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß nicht 
allein die technischen Möglichkeiten zur Richt- 
schnur der Medienpolitik gemacht werden dürfen. 


Die breite Anwendung neuer Medien ist begleitet (C) 
von der Sorge vieler Menschen vor negativen Fol- 
gen etwa in den Familien. 

Neue Medien sollen: 

— einen Beitrag zum Abbau sozialer Isolierung lei- 
sten, 

— die Verantwortung des einzelnen für seine 

Nächsten in der Gesellschaft nicht behindern, 

— das Zusammenleben und das Gespräch in der Fa- 
milie nicht behindern und 

— eine Verbesserung der Kommunikation zwi- 
schen Bürger und Verwaltung leisten. 

Die Bundesregierung beabsichtigt daher eine 
Verstärkung der Medienwirkungsforschung und be- 
fürwortet die Durchführung der von der Kommis- 
sion für den Ausbau des technischen Kommunika- 
tionssystems (KTK) vorgeschlagenen Pilotprojekte 
zum Kabelfernsehen. 

Die Bundesregierung wirkt darauf hin, daß durch 
Infrastrukturmaßnahmen die Wettbewerbsfähigkeit 
der Industrie und die Arbeitsplätze gesichert wer- 
den. Im Bereich Technische Kommunikation wer- 
den z. Zt folgende Infrastrukturmaßnahmen einge- 
leitet, bzw. können in den nächsten Jahren eingelei- 
tet werden: 

— die Nutzung des vorhandenen analogen Fern- 
meldenetzes mit neuen Dienstleistungen wie 
Bildschirmtext und Faksimile 

— die Digitalisierung des Fernsprechnetzes 

— die Errichtung eines am Bedarf orientierten Mo- 
bilfunknetzes 

— der Beginn des Aufbaues eines Breitbandnet- (D) 
zes. 

In dem von der Bundesregierung beschlossenen 
Programm Technische Kommunikation sind For- 
schungsmaßnahmen definiert worden, die die Vor- 
aussetzungen für diese Infrastrukturmaßnahmen 
schaffen sollen. 


Zu Frage A 17: 

Bereits anläßlich der Fragestunde in der 175. Sit- 
zung des Deutschen Bundestages am 27. September 
1979 ist eine gleichartige Frage von Herrn Abgeord- 
neten Dr. Friedmann an den Bundesminister für das 
Post- und Fernmeldewesen gestellt worden. Der 
Bundesminister hat damals darauf hingewiesen, daß 
die bisherigen Beratungen des Kabinetts keinen An- 
laß geben, eine Gefährdung von Arbeitsplätzen im 
genannten Umfang befürchten zu müssen, da durch 
den Verzicht auf Vollverkabelung ganzer Städte 
technische Innovationen nicht behindert werden 
sollen. 

Ergänzend möchte die Bundesregierung noch- 
mals den hier vorliegenden Zusammenhang klar- 
stellen. Mitte der 80er Jahre werden die Investitio- 
nen für die traditionellen Fernsprechdienstleistun- 
gen wegen der erreichten Vollversorgung mit Fern- 
sprechanschlüssen erheblich zurückgehen. Hier- 
durch wird der Arbeitskräftebedarf bei Industrie 
und Handwerk um ca. 60 000 — 80 000 Kräfte zurück- 
gehen. Investitionen im Breitbandkabelausbau wer- 
den hierfür einen Ersatz darstellen. 
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Die Bundesregierung ist bestrebt, daß das Breit- 
bandfemmeldenetz durch die DBF weiter entwik- 
kelt und aufgebaut wird: 

Die bisher übliche Versorgung von Kleinberei- 
chen (Inselnetze) mit Hilfe von Kabelanlagen bei un- 
zureichenden Empfangsmöglichkeiten oder von Ge- 
bieten, wo durch örtliche Auflagen keine einzelnen 
Überdachantennen zugelassen sind bzw. Anträge 
von Bauträgern oder Gemeinden für Neubau- und 
Sanierungsgebiete vorliegen, wird jedoch fortge- 
setzt Im kurzfristigen Bereich (1980/81) werden 
auch diese Aktivitäten reichlich Innovationsanstöße 
für die Industrie bieten. Mittelfristig (1982/84) wird 
der Ablauf der 4 Kabelfernseh-Pilotprojekte zur Lö- 
sung der heutigen medienpolitischen Fragen beitra- 
gen und insoweit auch den weiteren Breitband- 
Netzausbau klären. 


Anlage 8 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs von Schoeler auf die Münd- 
lichen Fragen des Abgeordneten Schäfer (Mainz) 
(FDP) (Drucksache 8/3319 Fragen A 30 und 31): 

GenieBt der israelische Geheimdienst in der Bundesrepublik 
Deutschland bescmdere Freizügigkeit seitens der Bundesregierung bzw. 
der ihr untergeordneten Dienste auf Grund der häufig zitierten soge- 
nannten .besonderen Beziehungen“ zum Staate Israel? 

Sieht sich die Bundesre^erung auf Grund der Vorgänge in baye- 
rischen Gefänsnissen veramaBt, die Tätigkeit des israelischen Geheim- 
dienstes in Ziuninft schärfer zu überwaäen und gegebenenfalls auch 
energisch einzuschränken? 

Ihre Fragen berühren den sehr empfindlichen Be- 
reich der Kontakte unserer Sicherheitsbehörden zu 
ausländischen Nachrichtendienste. 

Die Materie eignet sich — wofür ich um Ihr Ver- 
ständnis bitte — nicht für eine Erörterung in der Öf- 
fentlichkeit. 

Ich nehme an, daß sich das für die Behandlung sol- 
cher Fragen zuständige Gremium dieses Hauses mit 
der Angelegenheit befassen wird. 


Anlage 9 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Haehser auf die Mündli- 
chen Fragen des Abgeordneten Rapp (Göppingen) 
(SPD) (Drucksache 8/3310 Fragen A41 und 42): 

Entspricht $ 45 des Börsengesetzes über die Prospekthaftung der 
Emissionsbank nach Ansicht der Bundesregierung noch modernen Auf- 
fassungen über den Schutz des Aktionärs? 

Wie ist der Schutz der Erwerber junger Aktien sichergestellt, wenn 
diese — wie das häufig der Fall ist — bereits vor Veröffentlichung des 
Prospekts beim Publikum untergebracht werden? 

§ 45 Börsengesetz schützt nur die Wertpapierer- 
werber, die nach Veröffentlichung eines Börsenzu- 
lassungsprospekts ihre Kaufentscheidung treffen. 
Diese Rechtsnorm greift aber nicht bei der Emission 
von jungen Aktien börsennotierter Unternehmen, 
die bereits vor Veröffentlichung des Börsenzulas- 
sungsprospekts von den Altaktionären des Unter- 
nehmens gezeichnet wurden. 


Die Bundesregierung vertritt die Auffassung, daß (C) 
der Anleger schon zum Zeitpunkt der Emission 
durch eine Prospektveröffentlichung unterrichtet 
werden sollte. Eine solche Empfehlung hat bereits 
1972 die Börsensachverständigenkommission aus- 
gesprochen; dieser Standpunkt wurde erneut auch 
von der Bankenstrukturkommission eingenommen. 

Es würde damit die Prospekthaftung einen breiteren 
Anwendungsrahmen erhalten. 

Entsprechend dieser Überlegung wird im EG- 
Richtlinienvorschlag über Börsenzulassungspro- 
spekte, der von der Verabschiedung steht, als Regel 
vorgeschrieben, daß der Prospekt nicht nur vor der 
amtlichen Notierung der jungen Aktien, sondern 
auch schon vor Beginn des Bezugsrechtshandels zu 
veröffentlichen ist. 

Darüber hinaus hat für Fälle des öffentlichen An- 
gebots von Wertpapieren — unabhängig von einer 
Börseneinführung — die EG-Kommission ein erstes 
Konzept einer Pflicht zur Veröffentlichung eines 
Prospekts vorgelegt. Sie kann hierbei im Grundsatz 
auf die Unterstützung durch die Bundesregierung 
rechnen. 

Wie in der Antwort auf die Frage Nr. 41 bereits 
ausgeführt, besteht für die Erwerber junger Aktien 
kein Schutz nach § 45 Börsengesetz, wenn diese 
Wertpapiere vor Veröffentlichung des Börsenzulas- 
sungsprospekts erworben wurden. Aktionäre, die in 
Wahrnehmung ihres Bezugsrechts junge Aktien aus 
einer Kapitalerhöhung ihrer Gesellschaft erwerben, 
werden aber nach dem Gesellschaftsrecht geschützt. 

Zu nennen sind hier u. a. der Straftatbestand für un- 
richtige Darstellungen durch die Organe der Gesell- 
Schaft in § 400 Aktiengesetz imd die sich daraus er- 
gebende Haftung der Organe. Es darf auch nicht 
übersehen werden, daß für Maßnahmen der Kapital- 
beschaffung ein Hauptversammlungsbeschluß mit 
qualifizierter Mehrheit erforderlich ist, daß ein von 
der Hauptversammlung gewählter Aufsichtsrat die 
Geschäftsführung überwacht und daß ein von der 
Hauptversammlung gewählter Abschlußprüfer den 
Jahresabschluß prüft. 


Anlage 10 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Dr. von Bülow auf die 
Mündliche Frage des Abgeordneten Biehle (CDU/ 
CSU) (Drucksache 8/3310 Frage A 43): 

Ist der Bundesregienms bekannt daß die unvermuteten Prüfungen 
nach § 78 der Bundeshaushaltsordnung bei den Verbänden der Bundes- 
wehr in aller Regel außerordentlich personalaufwendig durchgeführt 
werden, und sind hier nicht Rationalisierungsmaßnahmen möglich, um 
dadurch Kosteneinsparungen zu erreichen? 

Unvermutet geprüft werden nach § 78 der Bun- 
deshaushaltsordnung 

— die Geschäftsführung der Zahlstellen der Bun- 
deswehr sowie 

— die Vorratshaltung in der Truppe. 

Zahlstellen werden von einem Prüfer kontrolliert 
Das BMVg überlegt z. Zt ob die Zahl der Prüfungen 
im Einvernehmen mit dem BMF ohne unvertretbare 
Nachteile für die Geldwirtschaft der Bundeswehr 
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(A) herabgesetzt werden kann. Gegenwärtig wird mo- 
natlich einmal geprüft. 

Die Vorratshaltung in der Truppe wird im allge- 
meinen alle zwei Jahre von Prüftrupps kontrolliert, 
die von den Kommandobehörden/Amtern entsandt 
werden. Die Zahl der Prüfer richtet sich nach der 
Zahl der bevorrateten Materialarten (z. B. Munition, 
Ersatzteile, Betriebsstoffe). Dabei kann es zum Ein- 
satz von bis zu vier bis fünf Prüfern im Einzelfall 
kommen. 

Zur Rationalisierung des Verfahrens wird seit 
1978 die Vorratshaltung mit geringen Materialbe- 
wegungen nur noch alle vier Jahre überprüft 

Darüber hinaus wird versucht, die Zahl der Prüfer 
durch die Zusammenfassung von Prüfaufträgen zu 
reduzieren. 

In Einzelfällen, in denen eine Vielzahl unter- 
schiedlicher Materialarten überprüft werden muß, 
sehen sich die Kommandobehörden vor der Ent- 
scheidung, 

— alle zwei bzw. vier Jahre eine relativ große Prüf- 
gruppe zu entsenden, um die Prüfung aller Mate- 
rialarten binnen kurzer Zeit abzuschließen, oder 
aber 

— die Materialarten einzeln über den gesamten 
Prüfungszeitraum mit kleinen Prüfgruppen zu 
kontrollieren. 

Ob dabei eine hohe, aber kurzfristige Belastung 
der Truppe einer über die Jahre verteilten Dauerbe- 
lastung vorzuziehen ist, läßt sich generell nicht be- 
antworten. Die Kommandobehörden/Ämter sind 
^ ^ bemüht, dem Einzelfall gerecht zu werden. 

Anlage 11 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Haehser auf die Mündliche 
Frage des Abgeordneten Dr. Möller (CDU/CSU) 
(Drucksache 8/3310 Frage A 44): 

Hält die Bundesregierung ihre wiederholt im Bundestag vertretene 
Auffassung (vgl. 5. Wahlperiode, Stenographischer Bericht vom 17. No- 
vember 1967, Seite 6953 und dem 26. Januar 1968, Seite 7744; 6. Wahlpe- 
riode, Stenographischer Bericht vom 4. Juni 1970, Seite 3096 und 8. 
Wahlperiode, Stenc^raphischer Bericht vom 18. Januar 1979, Seite 
10033) aufrecht, daß Personen, die während der NS-Zeit auf Grund einer 
Gerichtsentscheidung zwangssterilisiert worden sind, keine über die 
bisherigen gesetzlichen Leistungen hinausgehende Entschädigung er- 
halten sollen? 

Die Bundesregierung hat es bisher abgelehnt, Per- 
sonen, die während der NS-Zeit nach den damals 
geltenden Vorschriften zwangssterilisiert worden 
sind, über das geltende Recht hinaus Leistungen zu 
gewähren. 

Personen, die auf Grund des Erbgesundheitsge- 
setzes zwangssterilisiert worden sind, erhalten da- 
her nach geltendem Recht nur dann eine Entschädi- 
gung nach bürgerlichem Recht in Verbindung mit 
dem Allgemeinen Kriegsfolgengesetz, wenn bei der 
Anordnung oder der Durchführung der Sterilisation 
fehlerhaft vorgegangen worden ist. 

Anlage 12 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Haehser auf die Mündli- 
chen Fragen des Abgeordneten Dr. Häfele (CDU/ 
CSU) (Drucksache 8/3310 Fragen A 45 und 46): 


Warum hat die Bundesregierung das am 19. Oktober 1979 vom Bun- 
desrat verabschiedete Steuerentlastungsgesetz 1980, welches die heim- ' ^ 
liehen Steuererhöhungen des Jahres 1980 verhindern will, bisher dem 
Deutschen Bundestag nicht vorgelegt? 

Wann wird die Bundesregierung dieses Gesetz dem Deutschen Bun- 
destag vorlegen? 

Der federführende Bundesminister der Finanzen 
hat den Entwurf der Stellungnahme der Bundesre- 
gierung zu dem Bundesratsentwurf eines Steuerän- 
derungsgesetzes 1980 unmittelbar nach dem Ein- 
bringungsbeschluß des Bundesrates den anderen 
Ressorts zur Abstimmung zugeleitet. Sie können 
deshalb davon ausgehen, daß die Bundesregierung 
die Vorlage des Bundesrates dem Deutschen Bun- 
destag sofort nach Abschluß des Abstimmungsver- 
fahrens zuleiten wird. 


Anlage 13 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Haehser auf die Mündliche 
Frage des Abgeordneten Dr. Meyer zu Bentrup 
(CDU/CSU) (Drucksache 8/3310 Frage A 47): 

Kann die Bundesregierung mitteilen, welche steuerlichen Auswir- 
kungen (z. B. Überleitung von Betriebs- in Privatvennögen, Aufdeckung 
stiller Reserven, Entnamnegewinne) nach Art und Umfang eintreten, 
falls die von ihr vor^escidagene Hofabcabe als Voraussetzung für die 
Inanspruc^ahme eines landwirtschafüichen Witwengeldes Rechts- 
kraft erlangt? 

Die im Entwurf des Zweiten Agrarsozialen Ergän- 
zungsgesetzes vorgesehene Hofabgabe als Voraus- 
setzung für die Gewährung von Hinterbliebenen- 
geld kann durch Veräußerung, durch Verpachtung P) 
oder unentgeltlich durch Übertragung an den Hof- 
nachfolger, insbesondere den Sohn oder die Tochter, 
erfolgen. 

Bei Betriebsveräußerung kann ein Veräußerungs- 
gewinn entstehen. Für die Besteuerung von Ver- 
äußerungsgewinnen gelten steuerliche Vergünsti- 
gungen in Form von Freibeträgen und Tarif ermäßi- 
gung. Dabei kann sich der übliche Veräußerungs- 
freibetrag von grundsätzlich 30 000 DM unter den 
Voraussetzungen des § 14 a Abs. 1 EStG, dessen Ver- 
längerung vorgesehen ist, auf 60 000 DM verdop- 
peln. 

Im Falle der Betriebsverpachtung kann der Ver- 
pächter den Betrieb als sog. „ruhenden Betrieb" fort- 
führen. Die Betriebsverpachtung gilt dann nicht als 
Betriebsaufgabe, so daß das landwirtschaftliche Be- 
triebsvermögen nicht zu Privatvermögen wird und 
Entnahmegewinne nicht entstehen. 

Bei unentgeltlicher Übertragung auf den Hof- 
nachfolger entsteht kein Veräußerungsgewinn, da 
der Hofnachfolger gemäß §7 Abs. 1 der Einkom- 
mensteuer-Durchführungsverordnung die Buch- 
werte des bisherigen Betriebsinhabers fortführt. 


Anlage 14 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Buschfort auf die Mündli- 
che Frage des Abgeordneten Dr. Meyer zu Bentrup 
(CDU/CSU) (Drucksache 8/3310 Frage A 48): 
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Kann die Bundesregierung bestätigen, da£ die von ihr beabsichtige 
Witwengeldregelung nach Hofabgabe durch die Rechtsvorschriften der 
Höfeordnung eingeengt und somit ein Teil selbst der zur Hofabgabe be- 
reiten Witwen vom E^zug des Hinterbliebenengeldes ausges^ossen 
wird? 

Ich gehe davon aus, daß Sie mit Ihrer Frage die 
Auswirkungen der für den norddeutschen Raum 
geltenden Höfeordnung vom 26. Juli 1976 auf die 
Regelung des Entwurfs eines Zweiten Agrarsozialen 
Ergänzungsgesetzes meinen. Diese Frage hätte sich 
aber auch bereits bei der geltenden Hinterbliebe- 
nenversorgung in der Altershilfe für Landwirte stel- 
len müssen. Soweit der Bundesregierung bekannt 
ist, ergeben sich hier aus den Regelungen der Höfe- 
ordnung keine nachteiligen Auswirkungen. Ich 
kann daher die in Ihrer Frage zum Ausdruck ge- 
brachte Sorge um eine Einengung der Hinterbliebe- 
nenversorgung in der Altershilfe für Landwirte 
durch die Höfeordnung nicht bestätigen. 


Anlage 15 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Grüner auf die Mündliche 
Frage des Abgeordneten Dr. Steger (SPD) (Drucksa- 
che 8/3310 Frage A 55): 

Wie wurde vom Bundeswirtschaftsminister das Gutachten der Kom- 
mission für wirtschaftlichen und sozialen Wandel ausgewertet und wel- 
che Konsequenzen wurden daraus gezogen? 

Die zuständigen Bundesressorts haben den 
Schlußbericht der Kommission für wirtschaftlichen 
und sozialen Wandel ausgewertet. Im Bundesmini- 
sterium für Wirtschaft sind besonders die Kapitel 
^ ' Wachstums- und Strukturpolitik, langfristig orien- 
tierte Stabilisierungspolitik, Wettbewerbs- und Ver- 
braucherpolitik analysiert worden. 

Der Bericht der Kommission enthält zwar keine 
geschlossene Konzeption der Wirtschaftspolitik. 
Insbesondere wegen der zahlreichen Minderheits- 
voten und des unterschiedlichen Zeithorizontes der 
einzelnen Vorschläge ist der Bericht jedoch als ein 
reichhaltiges Kompendium wirtschaftspolitischer 
Vorstellungen aufzufassen. Daher sollte auch seine 
Auswertung formell zu keinem Zeitpunkt als abge- 
schlossen angesehen werden. 

Einige Vorschläge sind bereits in der praktischen 
Wirtschaftspolitik berücksichtigt worden. Als kon- 
kretes Beispiel möchte ich die stärkere FuE-Förde- 
rung von kleinen und mittleren Unternehmen er- 
wähnen: seit Anfang dieses Jahres erhalten kleine 
und mittlere Unternehmen des Produzierenden Ge- 
werbes einen Zuschuß zu den Aufwendungen für 
das in Forschung und Entwicklung tätige Personal 
aus Haushaltsmitteln des Wirtschaftsministeriums. 


Anlage 16 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Gallus auf die Mündlichen 
Fragen des Abgeordneten Paintner (FDP) (Drucksa- 
che 8/3310 Fragen A56 und 57): 

Welche Ausbildunasordnungen sind bisher im landwirtschaftlichen 
Bereich erlassen worden, und welche stehen noch aus? 

Inwieweit sind die Bundesrepublik Deutschland und die Europäische 
Gemeinschaft Selbstversorger mit Holz, und ist unsere Holzversorgung 
langfristig gesichert? 


Zu Frage A 56: (C) 

Bisher wurden für folgende Agrarberufe Ausbil- 
dungsordnungen auf der Grundlage des § 25 des Be- 
rufsbildungsgesetzes erlassen: 

Landwirt 

Gärtner 

Molkereifachmann 

Winzer 

Fischwirt 

Forstwirt 

Pferdewirt 

Tierwirt 

Hauswirtschafterin 

In Vorbereitung befindet sich noch eine Verord- 
nung über die Berufsausbildung im Jagdwesen, mit 
deren Erlaß im Laufe des Jahres 1980 zu rechnen 
ist. 

Zu Frage A 57: 

Im Jahr 1978 betrug das Gesamtaufkommen an 
Holz in der Bundesrepublik Deutschland in Roh- 
holzäquivalenten ausgedrückt rund 78 Millionen 
Kubikmeter. Davon stammten 35,7 % aus dem inlän- 
dischen Einschlag, 10,2 % aus im Inland aufkommen- 
dem Altpapier und 54,1 % aus der Einfuhr. Vom Ge- 
samtaufkommen wurden 23,0 % exportiert, so daß 
sich für 1978 ein rechnerischer Verbrauch von 59,5 
Millionen Kubikmetern ergab. Der Gesamtumsatz 
der deutschen Forst- und Holzwirtschaft betrug 
1978 rund 79 Milliarden DM. 

Die Selbstversorgung ist damit 

— gemessen am Holzaufkommen zu 46 %, 

— gemessen am Verbrauch zu 60 %, 
gesichert. 

Nach den auf nationalen Angaben und Schätzun- 
gen beruhenden Mitteilungen der. FAO beträgt der 
Holzvorrat in Europa rund 15 Milliarden Kubikme- 
ter und der Nettozuwachs rund 450 Millionen Ku- 
bikmeter. Vom europäischen Gesamteinschlag, der 
im Durchschnitt der Jahre 1965 — 1974 331,3 Millio- 
nen Kubikmeter jährlich betrug, entfallen rund 87 
Millionen Kubikmeter auf die EG. 

Die EG-Mitgliedstaaten sind ähnlich starke Holz- 
importeure wie die Bundesrepublik Deutschland. 

Für die Holzbilanz Europas ist von entscheidender 
Bedeutung, daß der innereuropäische Handel über- 
wiegt. So ging im Jahre 1974 vom Export der euro- 
päischen Länder an Holz und Holzprodukten rund 
86 % in andere europäische Länder. 

Unabhängig von der jetzigen Energiesituation 
steigt die Holzerzeugung der Bundesrepublik 
Deutschland und auch der EG langfristig schät- 
zungsweise um 1 % jährlich, der Verbrauch um 2 % 
jährlich. Die Nettoeinfuhr der EG wird weiter zu- 
nehmen, selbst wenn es gelingt, die Schwachholz- 
reserven stärker als bisher zu mobilisieren. 

Die Inlandserzeugung ist langfristig sicherge- 
stellt Die Versorgung durch außereuropäische 
Drittländer wird um so sicherer, je mehr die Holz- 
überschußländer zu einer nachhaltigen Forstwirt- 
schaft und zu den Grundsätzen eines liberalen Holz- 
außenhandels übergehen. 
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(A) Anlage 17 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Buschfort auf die Mündli- 
chen Fragen des Abgeordneten Milz (CDU/CSU) 
(Drucksache 8/3310 Fragen A 63 und 64): 

HSlt die Bundesregienmg eine 0ber|n1llang des 116 Abs. 2 der 

Arbeitszeitordnung vom 30. April 1938 in Verbindung mit Nummer 20 
der Ausfühmngsordnung zur Arbeitszeitoidnung vom IZ Dezember 
1938 für erforderlich, zumal es bei der derzeit gültigen Fassimg möglich 
sein kann, daß der Berufswunsch einer jungen Frau, das Stukkateur- 
handwerk zu erlernen, nicht zugelassen wird? 

Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß bei wörtlicher Ausle- 
gung der Arbeitszeitordnung die Tätigkeit der „Putzerin bei Bauten* mit 
dem Berufsbild des Stukkateurs nicht identisch ist und deshalb keine 
Anwendung finden darf, und wenn nein, wird sie eine Initiative zur Än- 
derung dieser Rechtslage ergreifen? 

Die Bundesregierung hält eine Überprüfung nicht 
nur der in Ihrer Frage genannten, sondern auch der 
anderen Bestimmungen der Arbeitszeitordnung und 
der Ausführungsverordnimg zur Arbeitszeitord- 
nung für erforderlich. Sie stammen aus dem Jahr 
1938 und sind inzwischen durch die Entwicklung 
überholt Die Bundesregierung hat bereits eine 
Überprüfung eingeleitet und hofft, dem Deutschen 
Bundestag eine den heutigen Verhältnissen ange- 
paßte Änderung zu Beginn der nächsten Legislatur- 
periode Vorschlägen zu können. 

Die Frage, ob die Bestimmungen des § 16 Abs. 2 
der Arbeitszeitordnung und der Nr. 20 der Ausfüh- 
rungsverordnung zur Arbeitszeitordnung dem Be- 
rufswunsch einer jungen Frau, das Stukkateurhand- 
werk zu erlernen, entgegenstehen, ist zu bejahen. 
Nach diesen Bestimmungen ist die Beschäftigung 
von Frauen mit der Beförderung von Roh- und 

(B) Werkstoffen und mit den eigentlichen Betriebsar- 
beiten auf Bauten und damit mit einem wesentli- 
chen Teil der Tätigkeit verboten, die zum Ausbil- 
dungsberufsbild für den Stukkateur gehören. Dabei 
kommt es nicht darauf an, ob die Tätigkeit des Ver- 
putzens mit dem Ausbildimgsberufsbild für den 
Stukkateur identisch ist Das Verputzen ist eine 
eigentliche Betriebsarbeit auf Bauten. Die Beschäfti- 
gung einer Frau mit dem Verputzen ist daher unab- 
hängig davon untersagt, ob diese Tätigkeit im Rah- 
men des Stukkateur- oder eines anderen Bauberufes 
ausgeübt wird. 


Anlage 18 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Buschfort auf die Mündli- 
chen Fragen des Abgeordneten Sieler (SPD) (Druck- 
sache 8/3310 Fragen A67 und 68): 

Teilt die Bundesregienmg die Meinung des Arbeitsamts Weiden, wo- 
nach Mitffliedem des Verwaltungsausscnusses keine Einzelinformatio- 
nen über Leistungen der Bundesanstalt für Arbeit nach dem Arbeitsför- 
derungsgesetz (^G) an einzelne Unternehmen (wie z. B. EingUede- 
rungsbeUülfen oder Anlemzuschüsse) gegeben werden könnenf 

Haben die Grimdsätze der Vertraulichkeit imd Neutralität Vorrang 
vor dem Anspruch auf Information eines Verwaltungsausschußvorsit- 
zenden, und hält die Bundesremenmg die Einschränkimg des Informa- 
tionsrechts (5 191 AFG) eines MitgU^ der Selbstverw^tung für ver- 
tretbar? 

Die Stärkung der Selbstverwaltung bildet einen 
Schwerpunkt der Fünften Novelle zum Arbeitsför- 
derungsgesetz. Insbesondere die Selbstverwaltungs- 
organe vor Ort sollen sich verstärkt der Beratung 
von Fragen des Arbeitsmarktes und der daraus zu 


ziehenden Folgerungen widmen. Dabei sollen die (C) 
Kenntnisse und Erfahrungen der Mitglieder der 
Selbstverwaltungsorgane für die Lösung von Pro- 
blemen des örtlichen Arbeitgsmarktes nutzbar ge- 
macht werden. Der Erfolg eingeleiteter Maßnahmen 
ist von den Selbstverwaltongsorganen zu überwa- 
chen. Dieses Ziel der Fünften Novelle kann nur er- 
reicht werden, wenn die Mitglieder der Selbstver- 
waltungsorgane auch Einzelinformationen über Lei- 
stungen der Bundesanstalt für Arbeit erhalten, so- 
weit sie diese Informationen zur Erfüllung ihrer 
Aufgaben benötigen. Die Mitteilung ist in diesem 
Fall keine Offenbarung im Sinne von § 35 Abs. 1 des 
Ersten Buchs des Soziägesetzbuchs, sondern ein in- 
terner Vorgang innerhalb der Bundesanstalt für Ar- 
beit. Sie ist auch keine Übermittlung im Sinne des 
Bundesdatenschutzgesetzes, weil die Mitglieder der 
Selbstverwaltungsorgane, wenn sie in dieser Eigen- 
schaft angesprochen werden, gegenüber dem 
Arbeitsamt keine Dritten im Sinne dieses Gesetzes 
sind. 

Nach alledem sieht die Bundesregierung keinen 
Widerstreit zwischen der Pflicht zur vertraulichen 
Behandlung von Daten und dem Anspruch der Mit- 
glieder von Selbstverwaltungsorganen der Bundes- 
anstalt für Arbeit auf Information. 


Anlage 19 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Buschfort auf die Mündli- 
che Frage des Abgeordneten Klrschner (SPD) 
(Drucksache 8/3310 Frage A71): 

Ist der Bundesregierung bekannt, ob Arbeitnehmern aus Krankheits- 
gründen gekündigt wird, und wenn ja, welche Erkenntnisse liegen der 
Bundesregieiung zu diesem Problem vor und welche Folgerungen zieht 
sie daraus? 

Aus der Rechtsprechung der Gerichte für Arbeits- 
sachen ist zu entnehmen, dciß es Fälle gibt, in denen 
der Arbeitgeber das Arbeitsverhältnis wegen 
Krankheit des Arbeitnehmers gekündigt hat Das 
bestätigen auch neuere Erhebungen der Gewerk- 
schaften, Der Bundesregierung liegen jedoch keine 
Erkenntnisse über die Zahl solcher Kündigungen 
vor, da eine Statistik darüber nicht geführt wird. Um 
Erfahrungen über die Praxis des Kündigungswesens 
zu gewinnen, hat der Bundesminister für Arbeit und 
Sozialordnung im Einvernehmen mit dem Deut- 
schen Gewerkschaftsbund, der Deutschen Ange- 
stellten-Gewerkschaft und der Bundesvereinigung 
der Deutschen Arbeitgeberverbände dem Hambur- 
ger Max-Planck-Institut einen Forschungsauftrag 
erteilt. Durch diese Forschung sollen im Wege der 
Befragung von Arbeitgebern und Arbeitnehmern, 
Betriebsräten, Richtern der Arbeitsgerichtsbarkeit 
und Prozeßvertretern repräsentative Rechtstatsa- 
chen über die Kündigungen und über die Kündi- 
gungsschutzprozesse festgestellt werden. Die For- 
schungsergebnisse sollen im Frühjahr 1980 vorlie- 
gen. 
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(A) Anlage 20 

Antwort 

des PcirL Staatssekretärs Buschfort auf die Münd- 
lichen Fragen des Abgeordneten Bindig (SPD) 
(Drucksache 8/3310 Fragen A 72 und 73): 

Kann die Bundesregierung Angaben dazu machen, wie viele perso- 
nenbedingte Kündigimgen seit 1978 vom Bundesarbeitsgericht sowie al- 
len Landesarbeitsgericmten und Arbeitsgerichten in der Bundesrepu- 
blik Deutschland festgestellt worden sinoC und in wie vielen Fällen per- 
sonenbedingte Kündigungen wegen Krankheit ausgesprochen worden 
waren, und wenn ja, welche Folgerungen zieht sie aus diesen Daten? 

Kann die Bundesregierung ferner Angaben dazu machen, in wie vie- 
len Fällen seit 1978 durch du Bundesarbeitsgericht sowie alle Landes- 
arbeitsgerichte und Arbeitsgerichte in der Bundesrepublik Deutschland 
sogenannte MischkOndigungen festgestellt wurden, das heißt Kündi- 
gungen, bei denen neben Krankheitsgründen auch andere Begründun- 
gen zur Kündigung abgegeben worden waren, und wenn ja, wie beurteilt 
sie diese Zahlen? 

Die Bundesregierung kann zu Ihren beiden Fra- 
gen keine Angaben machen. 

Die auf den Angaben der Gerichte beruhende Sta- 
tistik teilt allein die von den Arbeitsgerichten, also 
in der ersten Instanz, erledigten Verfahren nach 
Streitgegenständen auf. Ausgewiesen werden aller- 
dings auch bei den Arbeitsgerichten nur die Kündi- 
gungsverfahren insgesamt. Eine weitere Unterglie- 
derung nach 

— personenbedingten Kündigungen, 

— persoüenbedingten Kündigungen, die aus- 
schließlich wegen Krankheit ausgesprochen 

— oder bei denen neben der Krankheit weitere 
Kündigungsgründe angegeben wurden, 

erfolgt nicht 

Möglicherweise ergibt ein dem Hamburger Max- 

(B) Planck-Institut vom Bundesministerium für Arbeit 
und Sozialordnung erteilter Forschungsauftrag An- 
haltspunkte über die Zahl der wegen Krankheit aus- 
gesprochenen Kündigungen. Mit dem Forschungs- 
auftrag sollen repräsentativ Rechtstatsachen über 
die Kündigungen und über die Kündigungsschutz- 
prozesse festgestellt werden. Mit den Ergebnissen 
ist im Frühjahr 1980 zu rechnen. 


Anlage 21 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Dr. von Bülow auf die 
Mündliche Frage des Abgeordneten Kroll-Schlüter 
(CDU/CSU) (Drucksache 8/3310 Frage A 75): 

Um wieviel Prozent ist der Wehretat der Bundesregierungen von 
1959 bis 1969 und von 1969 bis 1979 gestiegen? 

Ein Zahlenvergleich zwischen den beiden Zeit- 
räumen hat nur einen begrenzten Aussagewert, weil 
der mit hohen Kosten verbundene Aufbau der Bun- 
deswehr bis weit in die sechziger Jahre reichte. 

a) Im Zeitraum 1959 bis 1969 ist der Verteidi- 
gungshaushalt angestiegen um -f 124,4 % 

b) Im Zeitraum 1969 bis 1979 waren es rein rechne- 
risch -h 92,3 % 

Bei der Bewertung ist allerdings die imterschied- 
liche Basis der Steigerungen in den beiden Dekaden 
zu berücksichtigen: 

In der Dekade 1959 — 69 sind die Verteidigungs- 
ausgaben von 8,5 Mrd. DM auf 19,1 Mrd. DM erhöht 
worden. Der Zuwachs betrug also + 10,6 Mrd. DM 


In der Dekade 1969 — 79 sind die Verteidigungs- (C) 
ausgaben von 19,1 Mrd. DM auf 36,7 Mrd. DM gestie- 
gen. 

Dies entspricht einem Zuwachs um 

+ 17,6 Mrd. DM 

Die Verteidigungsausgaben sind also seit 1969 
stärker erhöht worden. 

Wichtig erscheint in diesem Zusammenhang, daß 
der für unsere Verteidigung bedeutsamste Ausga- 
bensektor der Militärischen Beschaffungen von 
1959 — 69 um -1-32,2%, im Zeitraum von 1969 — 79 
aber um + 60,5 % aufgewachsen ist. 


Anlage 22 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Dr. von Bülow auf die 
Mündliche Frage des Abgeordneten Biehle (CDU/ 
CSU) (Drucksache 8/3310 Frage A76): 

Trifft es zu, daß die Bundesregierung Unmut über Ministerpräsident 
Dr. Alhrecht geübt hat weil er me von den USA geäußerte Kritik über 
die Nichteinhaltung der Sprozentigen realen Steigerung des Verteidi- 
gungshaushalts 1980 öffentlich wi^erholt hat nachdem sie längst auf 
offiziellem Weg und auch persönlich Bundesverteidigungsminister Dr. 

Apel durch die USA übermittelt worden waren, und teilt die Bundesre- 
gierung die Auffassung, daß solche entscheidenden Fragen im Bündnis 
auch mit Oppositionspolitikem und unter nachträglicher Inanspruch- 
nahme der Öffentlichkeit erörtert werden können? 

Die Bundesregierung hat keinen Unmut darüber 
geäußert, daß Ministerpräsident Abrecht nach ei- 
nem Besuch in den USA etwas öffentlich wiederholt 
hat, was in amerikanischen und deutschen Medien 
ohnedies schon diskutiert wurde. Sie hat jedoch auf (D) 
Befragen von Journalisten Unmut darüber geäußert, 
daß nach dem in der Presse gezeichneten Bild Mini- 
sterpräsident Abrecht anscheinend den Eindruck 
nicht vermieden hatte, er sei von seinen amerikani- 
schen Gesprächspartnern gebeten worden, bei der 
Bundesregierung wegen der Gestaltung des deut- 
schen Verteidigungshaushaltes 1980 vorstellig zu 
werden. Dieser Eindruck war in der Presse entstan- 
den. 

Zum zweiten Teil der Frage teilt die Bundesregie- 
rung die Auffassung, daß Bündnisfragen von Rang 
von befreundeten Regierungen auch mit Opposi- 
tionspolitikern erörtert werden können. Sie hält das 
für selbstverständlich. 


Anlage 23 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Dr. von Bülow auf die 
Mündlichen Fragen des Abgeordneten Voigt Sont- 
hofen (CDU/CSU) (Drucksache 8/3310 Fragen A 77 
und 78): 

Warum wurde die im Rahmen der Ausbildung für Offizieranwärter 
bisher bewährte Einzelkämpferausbildung sestrichen und als ein Teil 
der Vollausbildung in die Onizieranwärterienrgänee zu Lasten der Aus- 
bildung für die zukünftigen Offiziere gelegt, dadurch nicht nur 

die Qualität der Auslnidung erheblich gemindert wurde und diese Aus- 
bildungsversäumnisse nicht nachgeholt werden können? 

Trifft es zu, daß in absehbarer Zeit die Einsatzbereitschaft der Panzer- 
truppe auf dem neu ein^ührten Leopard II beeinträchtigt ist, wie aus 
einer Darstellung der Zeitschrift ,Wehrtechnik" (Novemberausgabe) 
hervorgeht und wenn ja, welche Konsequenzen zieht die Bundesi^e- 
rung (Imaus in der Ausbildung und Stellenbewertung für die Panzer- 
truppe? 
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(A) Zu Frage A 77: 

Für die Ausbildung der Offizieranwärter vor dem 
Studium stehen wie bisher 15 Monate zur Verfü- 
gung. 

Künftig sind jedoch in diesem Abschnitt zwei 
neue Ausbildungsinhalte unterzubringen, und 
zwar 

1. ein Grundpraktikum von vier bis acht Wochen 
Dauer für die Studienanwärter aller technischen 
Fachrichtungen 

2. eine Truppenverwendung als militärischer Füh- 
rer, die sich aus der Erfahrung der bisherigen Of- 
fizierausbildung als notwendig erwiesen hat. 

Zur Realisierung der beiden genannten Forderun- 
gen, Grundpraktikum und Truppenverwendung, ste- 
hen für die bisherigen Ausbildungsinhalte statt fünf 
nur noch drei Quartale zur Verfügung. Dies bedingt 
den Verzicht auf alle Ausbildungsinhalte, die nicht 
unmittelbar im Zusammenhang mit der Offizierprü- 
fung stehen, damit auch auf den Einzelkämpferlehr- 
gang. 

Abschließend darf ich bemerken, deifl die Offiziere 
— zumindest der Kampftruppen — den Einzelkämp- 
ferlehrgang künftig während ihrer ersten Truppen- 
verwendung als Zugführer besuchen werden. 

Zu Frage A 78: 

Es trifft nicht zu, daß die Einsatzbereitschaft der 
Panzertruppe mit Einführung des Kampfpanzers 
Leopard 2 beeinträchtigt wird. 

In dem von Ihnen erwähnten Artikel der Zeit- 

(B) Schrift „Wehrtechnik“ werden taktische Forderun- 
gen an den Kampfpanzer Leopard 2 und mögliche 
Probleme bei der Nutzung beschriebeh. Besonderes 
Augenmerk wird dabei den Anforderungen an die 
Qualität der Besatzungen und deren Ausbildung ge- 
schenkt 

Das Problem der Qualität der Besatzungen und ih- 
rer Ausbildung ist für den Kampfpanzer Leopard 2 
nicht spezifisch; es besteht in gleicher Weise bei den 
anderen Panzertypen. Um Abhilfe zu schaffen, wur- 
den Anfang 1978 die Auswahlkriterien für Richt- 
und Ladeschützen erneut angehoben. 

Eine Hebung von Kommandanten- und Gruppen- 
führerstellen läßt sich gegenwärtig auf Grund der 
Haushaltslage nicht realisieren. 

Anlage 24 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Dr. von Bülow auf die 
Mündlichen Fragen des Abgeordneten Horstmeier 
(CDU/CSU) (Drucksache 8/3310 Fragen A79 und 
80): 

Welche Informationen über M&ngel und Unzulänglichkeiten von 
Bundesbedienstetenwohnungen \md Bundesdarlehnswohnungen für 
Bundeswehrangehörige liegen der Bundesregierung vor? 

Auf welche Weise werden bei der Vergabepraxis von bundeseigenen 
und Bundesdarlehnswohnungen an Bundeswehrangehörise die indivi- 
duellen Bedürfnisse und faniUiären Verhältnisse der Solckten berück- 
sichtigt? 

Zu Frage A 79: 

Der Bundeswehr stehen rund 131 000 zweckge- 
bundene Wohnungen (Bundesdarlehens- und Bun- 


desmietwohnungen) zur Besetzung zur Verfügung, (C) 
die über einen Zeitraum von 30 Jahren errichtet 
worden sind. Den Baujahren entsprechend sind auch 
Zuschnitt, Ausstattung und baulicher Zustand der 
Wohnungen unterschiedlich. 

Das Bundesministerium für Raumordnung, Bau- 
wesen und Städtbau und das Bundesministerium der 

Finanzen sind im Rahmen ihrer Zuständigkeiten für 
Bundesdarlehenswohnungen bzw. Bundesmietwoh- 
nungen bemüht, Unzulänglichkeiten an älteren 
Wohnungen im Wege der Modernisierung zu behe- 
ben, wobei diese Maßnahmen bereits in 36 000 Woh- 
nungen abgeschlossen wurden. 

Der Bundesregierung sind keine begründeten 
Mängel und Unzulänglichkeiten an zweckgebunde- 
nen Wohnungen bekannt, deren Behebung nicht mit 
den Bauträgern erörtert bzw. durch die zuständigen 
Stellen des Bundes eingeleitet worden sind. 

Zu Frage A 80: 

Zweckgebundene Wohnungen des Bundes wer- 
den nach den Wohnungsvergaberichtlinien des 
Bundesministeriums der Verteidigung vergeben, 
um eine den persönlichen, sozialen und dienstlichen 
Belangen entsprechende und damit gerechte Woh- 
nungszuteilung zu erreichen. In einem der Beratung 
im Wohnungsvergabeausschuß vorgeschalteten 
Verfahren werden bei den Dienststellen der Woh- 
nungsbewerber — insbesondere zur Festlegung der 
Dringlichkeit — der Personalrat sowie die Vertrau- 
ensmänner der Soldaten und Schwerbehinderten 
beteiligt bzw. gehört. Sodann wird im Wohnungsver- 
gabeausschuß, dem neben dem Leiter der Standort- 
verwaltung und dem Standortältesten die Komman- 
deure/Leiter aller im Standort befindlichen Dienst- 
stellen angehören, über die Vergabe von Wohnun- 
gen an Bundeswehrangehörige unter Berücksichti- 
gung deren individueller Wünsche und familiärer 
Verhältnisse beraten und abgestimmt. In Fällen be- 
sonderer sozialer, persönlicher oder dienstlicher Er- 
fordernisse kann der Ausschuß einem Wohnungs- 
bewerber Sonderpunkte zuerkennen, die es der 
Standortverwaltung ermöglichen, ihm eine be- 
stimmte Wohnung zuzuteilen. Dieses Beratungs- 
und Abstimmungsverfahren in den Bundeswehr- 
standorten hat sich seit vielen Jcihren bewährt. 


Anlage 25 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Dr. von Bülow auf die 
Mündliche Frage des Abgeordneten Berger (Lahn- 
stein) (CDU/CSU) (Drucksache 8/3310 Frage A 81): 

Ist es zutreffend, daB in den letzten Tagen in der Bundeswehr oder zu- 
mindestens in Teilen derselben eine dienstliche Umfrage durchgeführt 
worden ist über «die Stimmung in der Truppe”, besonders bei den Betrof- 
fenen des sogenannten Verwendungsstaus, und wenn ja, hat diese Um- 
frage die schon vor Jahresfrist im Verteidiguügsausschuß vorgetragene 
Erkenntnis bestätigt daß dieses Problem im Interesse des Einsatzwertes 
der Streitkräfte unverzüglich gelöst werden muß? 

Am 18. Oktober 1979 hat im Bundesministerium 
der Verteidigung eine Besprechung der Komman- 
dierenden Generale und Admirale stattgefunden, 
bei der sich der Bundesminister der Verteidigung 
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(A) von je einem Kommandierenden Offizier des Hee- 
res, der Luftwaffe imd der Marine auch über die 
Auswirkungen des Verwendungsstaus in deren Be- 
fehlsbereich berichten ließ. Die Berichte stützten 
sich unter anderem auf Gespräche, die zuvor mit 
Soldaten geführt worden waren, die durch den Ver- 
wendungsstau betroffen sind. Insofern ist Ihre Frage 
zu bejahen. 

Durch die Berichte der Kommandierenden Gene- 
rale sind die bisherigen Erkenntnisse über diese 
Problematik bestätigt worden. Der Bundesminister 
der Verteidigung hält die Lösung dieses Problems 
für dringend erforderlich. Er ist jedoch der Auffas- 
sung, daß der Verwendungs- und Beförderungsstau 
nur Schritt für Schritt, nicht aber mit Hilfe einer 
Globallösung bewältigt werden kann. Zur Zeit wer- 
den innerhalb des BMVg Lösungsmöglichkeiten auf 
ihre Realisierbarkeit hin untersucht 


Anlage 26 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Dr. von Bülow auf die 
Mündliche Frage des Abgeordneten Dr, Czaja 
(CDU/CSU) (Drucksache 8/3310 Frage A82): 

Trifft es zu. daB der Bundesverteidigungsminister bei einem öffentli- 
chen Vortrag an der Harvaid-University vom Ziel der Wiederherstel- 
lung der deutschen Einheit abgerückt ist und sind seine diesbezü^- 
chen Erklftrungen in nahtloser Übereinstimmung mit wiederholten Er- 
kl&Tungen des Bundesaußenministers vor den Vereinten Nationen über 
die Ziele der Politik der Bundesregienmg, auf einen Zustand des Frie- 
dens hinzuwirken, in dem das deutsche Volk in freier Selbstbestimmung 
seine Einheit wiedereningt? 

Nein zui Annahme im Teil 1 der Frage; ja zu 
Teil 2. 


Anlage 27 

Antwort 

des Pari Staatssekretärs Zander auf die Mündliche 
Frage des Abgeordneten Conradi (SPD) (Drucksa- 
che 8/3310 Frage A 83): 

liegen der Bundesiegierung Erkenntnisse darüber vor, daß die Auf- 
stellung von Lautsprecheranlagen mit einer Lautstärke von 120 Phon zu 
Gesundheitsschädlgimgen der davon Betroffenen führt und beabsich- 
tigt die Bundesregierung, im Interesse der Volksgesundheit die Ver- 
wendung solcher überdimensionierter Lautsprecheranlagen durch ge- 
setzgebmische Maßnahmen zu unterbinden? 

Im Einvernehmen mit dem Bundesminister für 
Arbeit und Sozialordnung und dem Bundesminister 
des Innern beantworte ich Ihre Frage wie folgt: 

Der Bundesregierung liegen keine Erkenntnisse 
darüber vor, daß durch Aufstellung von Lautspre- 
cheranlagen in einer Lautstärke von 120 Phon Ge- 
sundheitsschädigungen der davon Betroffenen ein- 
getreten sind. Es wäre jedoch gesundheitsgefähr- 
dend, jemanden über einen längeren Zeitraum ei- 
nem solchen Lärm auszusetzen. 120 Phon liegen al- 
lerdings an der Schmerzempfindlichkeitsschwelle. 
Es kann daher davon ausgegangen werden, daß Be- 
troffene bereits von sich aus eine derartige Beschal- 
lung entweder meiden oder einen derart weiten Ab- 
stand von der Lärmquelle suchen bzw. den Einwir- 
kungszeitraum so kurz halten, daß sie nicht beein- 
trächtigt werden. 


Für den Schutz der Arbeitnehmer gegen Lärm am (C) 
Arbeitsplatz bestehen besondere Regelimgen. In der 
Arbeitsstätten- Verordnung und in der Unfallverhü- 
tungsschrift „Lärm" wird der auf einen achtstündigen 
Arbeitstag bezogene Schall — Beurteilungspegel — 
auf 85 bzw. 90 dB festgelegt. 


Anlage 28 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Zander auf die Mündliche 
Frage des Abgeordneten Dr. Jens (SPD) (Drucksa- 
che 8/3310 Frage A 84): 

Liegen der Bundesregierung neue Erkenntnisse über den Mißbrauch 
von Arzneimittelmustem vor, und ist sie bereit, darauf hinzuwirken, daß 
die Vergabe von Arzneimittelmustem durch die pharmazeutische Indu- 
strie st&rker als bisher vermindert wird? 

Der Bundesregierung liegt von seiten der Bundes- 
länder noch kein Erfahrungsbericht vor, wie sich die 
neuen Vorschriften des Arzneimittelgesetzes und 
das Selbstbeschränkungskartell der pharmazeuti- 
schen Industrie auf die Musterabgabe nach § 47 
Abs. 3 des Arzneimittelgesetzes ausgewirkt haben. 

Sollte sich bei Erstellung des Berichtes, der auf 
Grund der Entschließung des Deutschen Bundesta- 
ges von der Bundesregierung dem Bundestag inner- 
halb von 4 Jahren nach Inkrafttreten des Gesetzes 
vorzulegen ist, zeigen, daß die Musterabgabe über 
den zum Zwecke der Erprobung angemessenen Um- 
fang hinaus erfolgt, wird sich die Bundesregierung 
erneut mit dieser Sache befassen und prüfen, ob wei- 
tergehende Regelungen auf diesem Gebiet erforder- (D) 
lieh sind. 


Anlage 29 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Zander auf die Mündlichen 
Fragen des Abgeordneten Spitzmüller (FDP) 
(Drucksache 8/3310 Fragen A 85 und 86): 

Liegen der Bundesregierung Erkenntnisse darüber vor. daß die Ein- 
nahme von ^.enotan” während der Schwangerschaft zu erheblichen 
Mißbildungen bei Neugeborenen geführt hal^ kann? 

Welche Konsequenzen wird die Bundesregierung für den Fall ziehen, 
daß sich die Berichte über einen Zusammenhang zwischen der Ein- 
nahme von J^enotan“ durch Schwangere und körperlichen Mißbildim- 
gen von Neugeborenen bestätigen, und wird sie gegebenenfalls schwan- 
gere Frauen vor der Einnahme des Medikaments aufklärend warnen? 

Zu Frage A 85: 

Arzneimittel, die mit der Indikation „Schwanger- 
schaftserbrechen" in den Verkehr gebracht werden, 
werden vom Bundesgesundheitsamt wegen mögli- 
cher Risiken besonders aufmerksam beobachtet So 
fand bereits 1969 beim Bundesgesundheitsamt eine 
Anhörung von Sachverständigen zu der Frage statt, 
ob eine mögliche Gefährdung ungeborener Kinder 
durch Arzneimittel besteht, die wie Lenotan zur Be- 
handlung von Schwangerschaftserbrechen ange- 
wendet werden. Die Sachverständigen vertraten die 
Auffassung, Lenotan sei im Tierversuch nicht miß- 
bildend und eine mögliche Gefährdung der Leibes- 
frucht sei bei bestimmungsgemäßem Gebrauch nach 
dem derzeitigen Wissensstand nicht anzunehmen. 
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(A) In der Zwischenzeit sind mehrere epidemiologi- 
sche Studien an Frauen veröffentlicht, die Bendec- 
tin, wie Lenotan in den USA heißt, in der Schwan- 
gerschaft eingenommen hatten. Die Gesamtzahl der 
beobachteten Mißbildungen Neugeborener war 
nicht größer als in der Gruppe derjenigen Frauen, 
die keine Arzneimittel einnahmenu Die Arzneimit- 
telbehorde der USA kommt bei der Beurteilung der 
Arbeiten in einer Presseverlautbarung vom 1. Okto- 
ber 1979 zu dem Schluß, daß es keinen stichhaltigen 
Anhaltspunkt für einen Zusammenhang zwischen 
Bendectin und einem erhöhten Risiko angeborener 
Anomedien gibt 

Zu Frage A 86: 

Das Bundesgesundheitsamt hat alle neueren Un- 
terlagen über Untersuchungen angefordert, die auf 
Veranlassung der Herstellerfirma in den USA 
durchgeführt wurden, um sie selbst beurteilen zu 
können. Falls das Bundesgesundheitsamt bei der Be- 
wertung der Unterlagen zu einem anderen Ergebnis 
als die amerikanische Arzneimittelbehörde kom- 
men sollte, wird es umgehend die notwendigen 
Maßnahmen treffen. 


Anlage 30 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Zander auf die Mündliche 
(B) Frage des Abgeordneten Kiechle (CDU/CSU) 
(Drucksache 8/3310 Frage A 87): 

Ist der Bundesregierung der wesentliche Inhalt der neuen Schweizer 
Rechtsnorm bekannt wonach zukünftig in der Schweiz beim Vertrieb 
von Fetten und Margarine nicht mehr gesundheitsbezogen unter Hin- 
weis auf den angeblich positiven EinfliS der genannten Fette auf den 
Cholesterinspi^el geworben werden darf, und ist die Bundesre^erung 
bereit eine gleidie oder ähnliche Rechtsnorm wie in der Schweiz zu er- 
lassen oder den gesetzgebenden Körperschaften der Bundesrepublik 
I>eut8chland einen entsprechenden Gesetzentwurf vorzulegen, durch 
die gesimdheitsbezogene Werbung für Margarine imd ähnliche Fette 
untersagt wird? 

Es ist der Bundesregierung bekannt, daß das Eid- 
genössische Gesundheitsamt Richtlinien über den 
Gehalt und die Anpreisung von essentiellen Fett- 
säuren in Fetten, Margarine und anderen wasserhal- 
tigen Streichfetten sowie in ölen ausgearbeitet hat 
Danach sind allgemeine Angaben über die Wirkung 
essentieller Fettsäuren auf den Cholesterinspiegel 
im Blut unzulässig. Andererseits wird bei Erzeugnis- 
sen, die mehr als 25% Linolsäure enthalten, die An- 
gabe „Essentielle Fettsäuren können den Blutfett- 
spiegel regulieren helfen” zugelassen. 

Die Bundesregierung beabsichtigt nicht, eine ver- 
gleichbare Regelung zu erlassen, hält aber Ein- 
schränkungen der nur noch bei diätetischen Lebens- 
mitteln zugelassenen krankheitsbezogenen Wer- 
bung für erforderlich. Diese werden im Rahmen der 
6. Verordnung zur Änderung der Diätverordnung 
erfolgen. Dazu verweise ich auf die Antwort von 
Frau Minister Huber auf Ihre Frage A 29 (Frage- 
stunde am 17. Oktober 1979 — Stenographischer Be- 
richt über die 179. Sitzung, Seite 14129 — ). Im Ent- 
wurf der Änderungsverordnung ist vorgesehen, nur 
in einzelnen, genau umschriebenen Fällen be- 
stimmte Aussagen zuzulassen. 


Anlage 31 (C) 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Mahne auf die Mündliche 
Frage des Abgeordneten Dreyer (CDU/CSU) 
(Drucksache 8/3310 Frage A 88): 

Wird «Be Bundetregtening bei PHIfimg dw Frage, ob die Ob«ieitung 
des Postr eised i enstes anf die Dent^die Bimdesbabn möglidi ist, auch — 
ebenso wie 1973 — in die Betrachtung einbeziehen, daß die bei der 
Deutschen Bimdesbahn zusammengefaSten Linien unter Berücksichti- 
gung der lokalen imd regionalen Verkehrsstruktur auf die Verkehrsträ- 
ger (Deutsche BundeslMthn, nichtbundeseigene Eisenbahnen, private 
und kommunale Verkehrsuntemehmen) so zugeordnet werden, daß sie 
am kostengünstigsten betrieben werden können? 

Bereits nach geltendem Recht haben der Bundes- 
minister für Verkehr und die Landesregierungen 
mit dem Ziel bester Förderung des Verkehrs auf ei- 
nen Ausgleich der Interessen der verschiedenen 
Verkehrsträger hinzuwirken. Die Zuordnung von Li- . 
nien auf den im Einzelfall kostengünstigsten Ver- 
kehrsträger dient dieser Zielsetzung, weil dadurch 
die Beförderungspreise stabilisiert werden. Die Bun- 
desregierung hat daher keinen Zweifel, daß dieser 
Gesichtspunkt bei der laufenden Prüfung über die 
Grundlagen der Zusammenführung der Busdienste 
des Bundes einbezogen wird. 


Anlage 32 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Mahne auf die Mündliche 
Frage des Abgeordneten Braun (CDU/CSU) (Druck- 
sache 8/3310 Frage A 89): 

Liegen der Bimdesremening inzwischen Erfahrungsberichte über 
eine mögliche Verwendung (fes eisenbahngerechten Rollstuhls vor, 
bzw. was wurde imtemommen, um eine eventuell notwendige Weiter- 
entwicklung des Rollstuhls einzuleiten? 

Die Erprobung des eisenbahngerechten Rollstuh- 
les (e. R.) Modell „Wien" wurde im Frühjahr d. J. ab- 
geschlossen. Die Versuchsergebnisse liegen vor. 
Nach Durchführung von Verbesserungen, die zwi- 
schen der Deutschen Bimdesbahn und dem For- 
schungszentrum für Rehabilitation und Prävention 
in Heidelberg festgelegt wurden, soll ein weiterent- 
wickeltes Modell „Offenburg” im nächsten Jahr zum 
Testeinsatz kommen. 


Anlage 33 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Mahne auf die Mündlichen 
Fragen des Abgeordneten Dr. Schwenk (Stade) 
(SPD) (Drucksache 8/3310 Fragen A 90 und 91): 

Welche Folgerungen zur Verbesserung der Verkehrssicherheit auf 
der stark befahrenen Bundeswasserstraße Unterelbe zieht die Bundes- 
regierung. aus der Kollision eines FrachtschiBc» mit einem Tankschiff 
am 8. Oktober 1979 bei Stade, nach der große Mengen öl ausliefen und 
sich auf den südlichen Ufersänden absetzten? 

Welche Maßnahmen wird die Bimdesregierung treffen, damit nach 
dem Auslaufen großer ölmengen auf küsten- oder ufemahen Großschif- 
fahrtswegen eine schnelle imd wirksame Ölbekämpfung möglich ist? 

Zu Frage A 90: 

Das am Unfall beteiligte Schiff hatte mittelschwe- 
res Heizöl geladen, das als Ladungsgut nicht unter 
den gegenwärtig nach der Seeschiffahrtsstraßenord- 
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(A) nung geltenden Begriff „gefährliche Güter" fällt Es 
ist jedoch beabsichtigt, den Bereich „gefährliche Gü- 
ter" durch eine entsprechende Änderung der schiff- 
fahrtspolizeilichen Vorschriften so zu erweitern, daß 
darunter künftig auch andere, die Umwelt gefähr- 
dende Stoffe fallen. Die hierfür erforderlichen Vor- 
bereitungen sind bereits vor dem genannten Unfall 
eingeleitet worden. Künftig werden demnach auch 
mit Heizöl beladene Schiffe nur unter besonderen 
schiffahrtspolizeilichen Voraussetzungen die deut- 
schen Seeschiffahrtsstraßen befahren dürfen. 

Zu Frage A 91: 

Der Bund, dem die Kompetenz für die Sicherheit 
und Leichtigkeit des Schiffverkehrs auf den Bundes- 
wasserstraßen und die Verhütung von Gefahren für 
die Umwelt, soweit sie von der Schiffahrt ausgehen, 
obliegt finanziert Forschungs- und Entwicklungs- 
vorhaben, z. B. von Geräten und Spezialschiffen, 
führt Präventivmaßnahmen durch, beteiligt sich fi- 
nanziell an Maßnahmen zur Bekämpfung von ölver- 
schmutzüngen und ist im Ölunfallausschuß See/Kü- 
ste- sowie in der Einsatzleitungsgruppe vertreten. 

Anlage 34 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Mahne auf die Mündliche 
Frage des Abgeordneten Feinendegen (CDU/CSU) 
(Drucksache 8/3310 Frage A92): 

die Bundesregierung im Rahmen der geplanten Maßnahmen 
p. zur Verbesserung der sanitären Einrichtungen an den Bundesautobah- 

(■D) nen auch Im verstärkten Maße an behinderte Verkehrsteilnehmer den- 

ken und zusätzlich entsprechende geeignete Einrichtungen an den Bun- 
desautobahnen schaffen? 

Bereits seit 1977 werden in Autobahnnebenbe- 
trieben behindertengerechte Toilettenanlagen ein- 
gebaut. So konnte am 4. Oktober 1979 bereits das 
100. rollstuhlgerechte Behinderten-WC seiner Be- 
stimmung übergeben werden. 

Es ist sichergestellt, daß nach und nach auch in 
den übrigen Autobahnnebenbetrieben behinderten- 
gerechte WC-Anlagen eingebaut werden. 

Beim Neubau von Autobahnnebenbetrieben ist 
dies ohnehin vorgesehen. 

Anlage 35 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Mahne auf die Mündliche 
Frage des Abgeordneten Dr. Möller (CDU/CSU) 
(Drucksache 8/3310 Frage A93): 

Ist die Bundesregierung bereit Verkehrszeichen an den Bundesauto- 
bahnen dort mit entspre^enden Symbolen oder Hinweisen zu verse- 
hea wo Raststätten, Kioske oder Hotels über behindertengerechte Ein- 
richtungen verfügen? 

Die Bundesregierung steht der Abbildung des 
Sinnbildes „Rollstuhlfahrer" in den Ankündigungsta- 
feln und Wegweisern für Nebenbetriebe der Bun- 
desautobahnen nicht ablehnend gegenüber. Die An- 
ordnungskompetenz liegt jedoch bei den Ländern. 
Auf der nächsten Sitzung des „Bund-Länder-Fach- 
ausschusses für den Straßenverkehr und die Ver- 
kehrspolizei" am 15./ 16. Januar 1980 in Bonn soll die 
Frage der Beschilderung erörtert werden. 


Anlage 36 (C) 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Mahne auf die Mündliche 
Frage des Abgeordneten Jäger (Wangen) (CDU/ 
CSU) (Drucksache 8/3310 Frage A94); 

Welches Ergebnis hat das vom Bundesverkehrsminister durchge- 
führte Bewertungsverfahren zur Vorbereitung des neuen Bedarfsplans 
für die Bundesfemstraßen hinsichtlich der Bundesautobahn A 98 zwi- 
schen Lindau und Stockach erbracht und welche vom Bundesverkehrs- 
minister ebenfalls entgegen dem Vorschlag der zuständigen Landesre- 
merung nicht für die erste Drinclichkeit vorseschlagenen Bundesauto- 
bahnstrecken liegen nach dem Ergebnis des ^wertungsverfahrens vor 
der bezeichneten Strecke der A ^? 

Für die A98, Singen-Wangen, ist ein Nutzen- 
Kosten- Verhältnis von 2,7 errechnet worden. 

Die Einstufung in die Stufe II ist unter der Bedin- 
gung erfolgt, daß eine seeferne Trasse gefunden 
wird. Der Schutz der Bodenseelandschaft wird bei 
allen Entscheidungen ein großes Gewicht haben. In 
Baden- Württemberg haben 8 andere Autobahnmaß- 
nahmen ein höheres Nutzen-Kosten- Verhältnis er- 
zielt. 


Anlage 37 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Mahne auf die Mündliche 
Frage des Abgeordneten Susset (CDU/CSU) (Druck- 
sache 8/3310 Fragen A95 und 96): 

Welche Ersatzmaßnahmen können nach Ansicht der Bundesregie- 
rung für die weggefallene Odenwald-Neckar-Alb- Autobahn (A 45) in 
der Region Franken eingesetzt werden? 

Ist die Bundesregierung der Ansicht daß diese Ersatzmaßnahmen mit 
den dem Land Baden- Württembera zur Verfügung gestellten Mitteln 
für Erweiterungsinvestitionen im Bimdesfemstraßeiu>au (Landesquote 
16,2 V. H.) finanziert werden können? 

Zu Frage A 95: 

Die A 45 Odenwald-Neckar- Alb- Autobahn sollte 
die Region Franken im westlichen Randgebiet im 
Raum Heilbronn durchqueren. Als Ersatzmaßnahme 
ist in diesem Bereich eine neue 2streifige Bundes- 
straße westlich Heilbronn zwischen der A 6 bei Bad 
Rappenau und der A 81 bei Mundelsheim im Ent- 
wurf des Bundesministers für Verkehr für den 
neuen Bedarfsplan erhalten. 

Zu Frage A 96: 

Die ersatzweise neue Bundesstraßenverbindung 
für die A 45 im Raum Heilbronn ist Bestandteil der 
Stufe II im Entwurf des Bundesministers für Ver- 
kehr für den neuen Bedarfsplan. Damit ist grund- 
sätzlich eine Finanzierung aus dem Landesanteil an 
Investitionsmitteln nach 1990 vorgesehen. 


Anlage 38 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Mahne auf die Mündliche 
Frage des Abgeordneten Dr. Kunz (Weiden) (CDU/ 
CSU) (Drucksache 8/3310 Frage A 97): 

Was wird die Bundesregierung für die Fortschreibung des Bedarfspla- 
nes für die in der Oberpfmz vorgesehenen Projekte an Bundesfemstra- 
ßen Vorschlägen? 

Die Bundesregierung wird bei der Fortschreibung 
des Bedarfsplanes für die Oberpfalz folgende Meiß- 
nahmen u. a. vorschlagen: 
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(A) A6 

Amberg-Pfreimd 
(2. Fahrbahn) 

Stufe I 

A93 

Pfreimd-Weiden (Nord) 

(2. Fahrbahn) 

Stufe 1 

A93/B 15 

Weiden (Nord)-Hof (Nord) 
(2. Fahrbahn) 

Stufen 

B303n 

Gefrees-Schimding . 

Stufe II 


Anlage 39 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Stahl auf die Mündliche 
Frage des Abgeordneten Dr. Kunz (Weiden) (CDU/ 
CSU) (Drucksache 8/3310 Frage A 98): 

Welche Erwäj^ngen haben die Bundesremerung veranlaßt, den Pro- 
totyp des i^chn^len Brüters“ in Kalkar/Niederrhein mit einer Natrium- 
kümung vom Loop Type zu fördern, obwohl Erfahrungen mit französi- 
schen Brutreaktoren für eine ^märkühlung vom Pool Type spra- 
chen? 

Eine fundierte Entscheidung für den einen und 
gegen den anderen Reaktortyp ist unter Abwägung 
aller Kriterien, insbesondere unter Berücksichti- 
gung des deutschen Genehmigungsverfahrens, auch 
heute noch nicht möglich, vielmehr sind beide Ty- 
pen nach dem gegenwärtigen Kenntnisstand als 
gleichwertig anzusehen. 

Die deutsch-französischen Abkommen zur Zu- 
sammenarbeit im Bereich der Schnellbrüterent- 
(B) Wicklung ermöglichen den vollen Erfahrungsaus- 
tausch an Erkenntnissen für das alternative System 
des Pool-Typs. Diese Verträge schaffen u. a. die Vor- 
aussetzung für einen künftigen detaillierten Ver- 
gleich, 


Anlage 40 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Mahne auf die Mündliche 
Frage der Abgeordneten Frau Simonis (SPD) 
(Drucksache 8/3310 Frage A99): 

Sind der Bundesregierung alle Versenkungsgebiete von hochgiftigen 
chemischen Kampfstoffen sowie von Sprengstoffen und Munition he- 
kannt die während oder nach dem 2 . Weltkrieg in Nord- und Ostsee 
versenkt wurden, und kann ausgeschlossen werden, daß auch in Küsten- 
nähe solche Kampfstoffe versenkt wurden, die heute unter Umständen 
für Menschen gefährlich werden könnten? 

Die der Bundesregierung bekannten Munitions- 
versenkungsgebiete wurden in den Seekarten ge- 
kennzeichnet. Es besteht zur Zeit kein Anlaß zu der 
Annahme, daß es weitere Munitionsversenkungsge- 
biete in der Nord- und Ostsee gibt. 

In Küstennähe ist nach dem heutigen Kenntnis- 
stand der Bundesregierung Giftgasmunition nur in 
dem Gebiet „Südlich des Kleinen Belt“ versenkt und 
dabei über eine größere Fläche verstreut worden. 
Die Fischerei wurde gebeten, in diesem Gebiet nicht 
mit Schleppnetzen zu fischen. Aufgrund der Unter- 
suchungen, die 1970 durchgeführt wurden, geht 
eine Gefahr davon nicht aus. 


Anlage 41 (C) 

Antwort 

des Staatsministers Frau Dr. Hamm-Brücher auf die 
Mündliche Frage des Abgeordneten Dr. Langguth 
(CDU/CSU) (Drucksache 8/3310 Frage A 106): 

Wdche diploiiiatlschen Aktivititen gegenüber der Regierung der 
UdSSR hat me Bundesregieruno im Zusammenhang mit der Venndn- 
gung des litauischen Sporüers vTadislavas Tschessiounias in die Sov^et- 
union zwischen dem 4. Oktober 1979 (anonymer Anruf in deutscher Bot- 
schaft in Moskau mit dem Hinweis, Tschessiovinias sei wieder in Wilna) 
und dem 1 1. Oktober 1979 unternommen? 

Die Bundesregierung hat mit der sowjetischen Re- 
gierung wegen des Falles Tschessiounias Kontakt 
gehabt. Der Generalbundesanwalt hat darüber den 
Innenausschuß des Deutschen Bundestages im Zu- 
sammenhang mit dem Bericht über das Ermittlungs- 
verfahren wegen des Verschwindens des sowje- 
tischen Staatsangehörigen Tschessiounias unter- 
richtet. Ich beschränke mich hier darauf festzustel- 
len, daß die Botschaft Moskaus den Fall Tschessiou- 
nias am 12. Oktober 1979 mit der sowjetischen Seite 
erörtert hat. 

Anlage 42 

Antwort 

des Staatssekretärs Bölling auf die Schriftlichen Fra- 
gen des Abgeordneten Dr. Hüsch (CDU/CSU) 
(Drucksache 8/3310 Fragen B 1 und 2): 

ln welchem Umfang und über welche konkreten Leistungen trägt das 
Bundespresseamt zur finanziellen Rentabilität von DDP bei? 

1. Die beiden Leistungsaustauschverträge, die das (D) 
Presse- und Informationsamt im Rahmen seiner im 
Haushaltsplan festgelegten Aufgaben im Jahre 1979 
mit der Deutschen Depeschen Dienst GmbH (ddp) 
abgeschlossen hat, sehen Entgeltzahlungen bis zu 
791000,— DM vor. 

In dem Vertrag, der der Unterrichtung der Bun- 
desregierung dient, hat sich ddp verpflichtet, dem 
Presse- und Informationsdienst einen unabhängigen 
Nachrichtendienst zu liefern. 

Der zweite Vertrag regelt Leistungen der ddp im 
Rahmen der Öffentlichkeitsarbeit Ausland des Pres- 
se- und Informationsamtes (Auslandsvertrag). 

2. Auf Grund des Auslandsvertrages hat ddp die 
Lieferung des deutschsprachigen Basisdienstes an 
ausländische Empfänger, eines Rundfunkdienstes 
und von Spezial-Features an ausländische Medien 
sowie die Verbreitung eines Kurzdienstes in deut- 
scher und englischer Sprache an ausländische Emp- 
fänger übernommen. Vereinbarungen zwischen ddp 
und TASS sind nicht Gegenstand des zwischen ddp 
und dem Presse- und Informationsamt abgeschlos- 
senen Vertrages. 


Anlage 43 

Antwort 

des Staatsministers Frau Dr, Hamm-Brücher auf die 
Schriftlichen Fragen des Abgeordneten Wolf- 
gramm (Göttingen) (FDP) (Drucksache 8/3310 Fra- 
gen B 3 und 4): 
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Teilt die Bundesregierung die Befürchtungen deutscher und südame- 
rilcanischer Umwelt«diützer, daß durch den rücksichtslosen Raubbau 
des Amazonasgebiets nachteilige Folgewirkungen für die europäische 
Landwirtschaft und das Weltklima zu befürchten sind? 

Sieht die Bundesremerung Möglichkeiten« durch internationale Kon- 
takte auf dieses Problem ammerksam zu machen, und hält sie Gesprä- 
che mit der brasilianischen Regierung und den an der Rodung beteilig- 
ten deutschen Firmen für erforderlicm? 

Zu Frage B 3: 

Die Bundesregierung teilt Befürchtungen, daß 
weltweit als eine von mehreren Ursachen durch die 
Vernichtung tropischer Regenwälder nachteilige 
Folgen für das Weltklima entstehen könnten. 

Wälder wirken im Kohlendioxyd (C02)-Kreislauf 
der Biosphäre als Speicher. Das Abholzen tropischer 
Regenwälder führt daher zu einem weiteren An- 
stieg des C02-Gehalts der Atmosphäre und damit 
könnte der durch das CO 2 verursachte Treibhausef- 
fekt allmählich eine Temperaturerhöhung der unte- 
ren Atmosphäre, insbesondere der hohen Breiten, 
bewirken. Diese Möglichkeit einer Temperaturerhö- 
hung könnte Teile arktischer Eismassen schmelzen 
und damit eine Verschiebung der Klimazonen fol- 
gen lassen. Nachteilige Folgewirkungen für die eu- 
ropäische Landwirtschaft sind in diesem Zusam- 
menhang nicht abschätzbar. 

Zu Frage B 4: 

Das Gesamtproblem ist in keiner Weise ausrei- 
chend erforscht, so daß zwar Befürchtungen geäu- 
ßert, gesicherte Aussagen aber nicht gemacht wer- 
den können. Die Bundesregierung bemüht sich da- 
her aktiv um gesicherte Grundlagen für eigenes und 
international koordiniertes Handeln. 

Sie unterstützt daher das Klimaprogramm der Eu- 
ropäischen Gemeinschaften und insbesondere das 
Weltklimaprogramm der Weltorganisation für Me- 
teorologie (WMO), an dem UNEP (Umweltpro- 
gramm der VN), UNESCO, WHO und FAO maßgeb- 
lich beteiligt sind. In diesem Rahmen wird von der 
Bundesregierung ein nationales Klimaforschungs- 
programm aufgestellt. 

In Kontakt mit brasilianischen Umweltexperten 
ist die Vernichtung von Waldbeständen im Amazo- 
nasgebiet bereits angesprochen worden. Die Bun- 
desregierung wird auch mit deutschen Firmen, die 
an der Ausbeutung der Amazonas-Wälder beteiligt 
sind, das Gespräch aufnehmen, sobald einigermaßen 
gesicherte Erkenntnisse über die C02-Problematik 
dies geraten erscheinen lassen. 

Im übrigen werden im Rahmen der bilateralen 
technischen Zusammenarbeit Projekte in Angriff 
genommen, die der spezifischen ökologischen Situa- 
tion tropischer Regenwälder gerecht werden. 


Anlage 44 

Antwort 

des Staatsministers Frau Dr. Hamm-Brücher auf die 
Schriftlichen Fragen des Abgeordneten Kraus 
(CDU/CSU) (Drucksache 8/3310 Fragen B 5 und 6): 

Welcher Zeitraum ist zwischen der Übernahme der Flüchtlinge durch 
das in meiner Frage vom Juli 1979 und der Antwort der Bunoesregie- 
rung vom ßi. August 1979 (Drucksache 8/3148, Nr. 1) angesprochene 
deutsche Schiff bzw. der Kenntnisnahme dieses Vorgangs durch das 
Auswärtige Amt und der Abgabe der erwähnten Übemalmeerklärung 
bzw. der Absetzimg der Flümtlinge durch die Schiffsführung auf den 
Anambas-lnseln verstrichen? 


Trifft die von Journalisten für diesen Vorgang gewählte Bezeichnung 
•Hinhaltetaktik des Auswärtigen Amts* zu, und welche Gründe haben ' ^ 
die Bundesregierung gegebenenfalls zu einer so schlepp>enden Verfah- 
rensweise — ^e sie von den Medien kritisiert wird — bewogen, obwohl 
aus humanitären Gründen eine umgehende Entscheidung zwingend ge- 
boten war? 

Zu Frage B 5: 

Das Auswärtige Amt wurde am 15. Juni 1979 da- 
von unterrichtet daß ein in deutschem Eigentum 
stehender Schleppversorger, der die Flagge Singa- 
purs führte und von einer amerikanischen Ölgesell- 
schaft gechartert war, 412 Indochinaflüchtlinge auf- 
genommen hatte. Am 23. Juni 1979 wurde es davon 
in Kenntnis gesetzt, daß die Besatzung die Flücht- 
linge auf den Anambas Inseln absetzen konnte. 

Das Auswärtige Amt hatte sich ungeachtet der 
Tatsachen, daß das Schiff eine fremde Flagge führt, 
in der Zwischenzeit an den Bundesminister des In- 
nern mit der dringenden Bitte gewandt im Zusam- 
menwirken mit den Bundesländern die Aufnahme 
dieser Flüchtlinge möglich zu machen. Dazu kam es 
jedoch nicht mehr, nachdem sie auf den Anambas 
Inseln erstes Asyl gefunden hatten. 

In diesem Zusammenhang ist darauf hinzuweisen, 
daß das der Bundesregierung zu jener Zeit verfüg- 
bare Quotenkontingent ausgeschöpft und daher die 
Einschaltung der Bundesländer unumgänglich war. 

Die erste große Quotenerhöhung für Indochina- 
flüchtlinge auf 13000 Menschen wurde dem Herrn 
Bundeskanzler bekanntlich erst am 6. Juli 1979 zu- 
gesagt 

Zu Frage B 6: (D) 

Von „Hinhaltetaktik des Auswärtigen Amts" und 
schleppender Verfahrensweise kann also keine 
Rede sein. 


Anlage 45 

Antwort 

des Staatsministers Frau Dr. Hamm-Brücher auf die 
Schriftlichen Fragen des Abgeordneten Dr. Marx 
(CDU/CSU) (Drucksache 8/3310 Fragen B 7 und 8): 

Wie viele deutsche Staatsangehörige sind nach Kenntnis der Bundes- 
regierung zur Zeit wegen politischer Delikte (Fluchthilfe etc.) in der 
C&R inhaftiert? 

Wie vielen hiervon ist ein Prozeß gemacht worden? 

Zu Frage B 7: 

Nach Kenntnis der Bundesregierung sind zur Zeit 
1 1 deutsche Staatsangehörige mit Wohnsitz in der 
Bundesrepublik Deutschland bzw. Berlin (West) in 
der CSSR wegen Fluchthilfe-Delikten inh^tiert. 

Weiterhin sind noch zwei deutsche Staatsangehö- 
rige inhaftiert, denen Spionage vorgeworfen wird. 

Wie viele deutsche Staatsangehörige aus der 
DDR in der CSSR inhaftiert sind, ist der Bundesre- 
gierung nicht bekannt 

Zu Frage B 8: 

Neun deutsche Staatsangehörige sind rechtskräf- 
tig verurteilt worden. 
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(A) Anlage 46 

Antwort 

des Staatsministers Frau Dr. Hamm-Brücher auf die 
Schriftlichen Fragen des Abgeordneten Dr. Abelein 
(CDU/CSU) (Drucksache 8/3310 Fragen B 9 
und 10): 

Welche Schritte hat die Bundesrenening gegenüber der Regierung 
in Prag jeweils unternommen, um die Freilassunc aller aus den genann- 
ten Gnlnden inhaftierten deutschen Staatsangehörigen zu en^ken? 

Entsprechen die Schritte gegenüber der CSSR den .besonderen Be- 
mühungen“ der Bundesremerung gegenüber der DDR vor dem Hinter- 
grund der Tatsache, daß die CSoR-Justiz gesgenüber Angehörigen des 
deutschen Volkes — im Gegensatz etwa zu Engl&ndem ^er D&nen — 
im allgemeinen unnachsichtig auf die Verbüßung der verhängten Ge- 
samtstrafe dringt? 

Zu Frage B 9: 

Die Bundesregierung hat jede sich bietende Gele- 
genheit mit großem Nachdruck genutzt, um sich für 
die Freilassung aller deutschen Häftlinge einzuset- 
zen. Auf Grund von Interventionen der deutschen 
Botschaft in Prag, der Bundesregierung sowie hoch- 
gestellter Persönlichkeiten aus dem politischen Be- 
reich sind eine Reihe von inhaftierten deutschen 
Staatsangehörigen vorzeitig auf freien Fuß gesetzt 
worden. 

Zu Frage B 10: 

Es trifft nicht zu, daß die CSSR gegenüber deut- 
schen Inhaftierten unnachsichtig auf volle Verbü- 
ßung der von ihr verhängten Strafen besteht. 

Es trifft auch nicht zu, daß deutsche Staatsangehö- 
rige gegenüber Staatsangehörigen anderer Staaten 

(B) g^ii^rell benachteiligt werden. 

Anlage 47 

Antwort 

des Staatsministers Frau Dr. Hamm-Brücher auf die 
Schriftliche Frage des Abgeordneten Dr. Naijes 
(CDU/CSU) (Drucksache 8/3310 Frage B 11): 

Ist die Zuseimmenkunft des Mi^liedes der Kommission der Europäi- 
schen Gemeinschaften, Claude Cheysson, Mitte Oktober mit einem 
Vertreter der Front Polisario mit dem Ministerrat der EG oder mit den 
Regierungen in der EPZ vorher abgestimmt worden? 

Die Zusammenkunft des Mitglieds der Kommis- 
sion der Europäischen Gemeinschaften, Claude 
Cheysson, Mitte Oktober mit einem Vertreter der 
Front Polisario ist weder mit dem Ministerrat der 
EG noch mit den Regierungen der Neun in der EPZ 
vorher abgestimmt worden. 


Anlage 48 

Antwort 

des Staatsministers Frau Dr. Hamm-Brücher auf die 
Schriftliche Frage des Abgeordneten Dr. Czaja 
(CDU/CSU) (Drucksache 8/3310 Frage B 12): 

Welche NATO-Staaten haben außer der Bundesrepublik Deutsch- 
land die Annexion der baltischen Staaten durch die UoSSR nicht aner- 
kannt? 

Belgien, Dänemark, Frankreich, Griechenland, 
Großbritannien, Island, Italien, Kanada, Luxemburg, 
Norwegen, Portugal, Türkei und die USA haben die 
Annexion der baltischen Staaten durch die UdSSR 


nicht anerkannt. Die Niederlande haben die Sowjet- (C) 
Union erst 1942 diplomatisch anerkannt und neh- 
men insofern eine Sonderstellung ein. 


Anlage 49 

Antwort 

des Staatsministers Frau Dr. Hamm-Brücher auf die 
Schriftliche Frage des Abgeordneten Dr. Wittmann 
(München) (CDU/CSU) (Drucksache 8/3310 Frage 
B13): 

In welcher Höhe macht Albanien Reparationsansprüche gegenüber 
der Bundesrepublik Deutschland geltend und sind diese gerechtfer- 
tigt? 

Es trifft zu, daß Albanien wiederholt gegenüber 
der Bundesrepublik Deutschland Reparationsforde- 
rungen erhoben hat. Diese Ansprüche beziffern sich 
nach albanischen Äußerungen auf 2 Mrd. Dollar 
(nach dem Wert von 1938) zuzüglich Zinsen (ca. 2,5 
Mrd. Dollar von 1938). 

Die Bundesregierung hat Albanien darauf hinge- 
wiesen, daß der Geltendmachung seiner Repara- 
tionsforderungen gegen das Deutsche Reich Arti- 
kel 5 Absatz 2 des Londoner Schuldenabkommens 
von 1953 entgegensteht. Danach ist die Prüfung der 
aus dem Zweiten Weltkrieg herrührenden Forde- 
rungen von Staaten, die sich mit Deutschland im 
Kriegszustand befanden oder deren Gebiet von 
Deutschland besetzt war, gegen das Reich bis zur 
endgültigen Regelung der Reparationsfrage in ei- 
nem Friedensvertrag zurückgestellt Die Bundes- 
republik ist an dieses Regelungsverbot auch gegen- ^ ^ 
über Staaten, die nicht wie Albanien Vertragspart- 
ner des Londoner Schuldenabkommens sind, nach 
dessen Art. 8 gebunden. 

Anlage 50 

Antwort 

des Staatsministers Frau Dr. Hamm-Brücher auf die 
Schriftlichen Fragen des Abgeordneten Bahner 
(CDU/CSU) (Drucksache 8/3310 Fragen B 14 und 
15): 

Ist die Bundesregierung willens und in der Lage, positiv darauf einzu- 
wirken, daß das von Hua Guofeng in Aussicht gestellte Geschenk an die 
deutsche Bevölkerung — nämlicm die beiden Panda-Bären — als politi- 
sche Geste gegenüber Berlin imd den Berlinern dem Berliner Zoo über- 
geben wird? 

Aus welchen Gründen hat die Bundesregierung Wert darauf gelegt, 
daß Rotchinas Partei- imd Regierungschef Hua Guofeng nicht die Gele- 
genheit erhielt Berlin zu besuchen? 

Zu Frage B 14: 

Das vom Ministerpräsidenten der VR China Hua 
Guofeng in Aussicht gestellte Geschenk, nämlich 
die beiden Pandabären, ist noch nicht angekom- 
men. 

Die Entscheidung, welchem Zoo die beiden Bären 
zugeführt werden, ist noch offen. 

Zu Frage B 15: 

Die Bundesregierung hat das Programm für den 
Besuch des Ministerpräsidenten der VR China an 
den Interessen ihres Gastes orientiert, das Pro- 
gramm dementsprechend gestaltet und mit ihm ab- 
gestimmt 
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(A) Anlage 51 

Antwort 

des Staatsministers Frau Dr. Hamm-Brücher auf die 
Schriftliche Frage des Abgeordneten Dr, Hennig 
(CDU/CSU) (Drucksache 8/3310 Frage B 16): 

Warum hat die Bundesregierung dem chinesischen Ministerpräsi- 
denten Hua Guofeng bei der Vorbereitung seines Besuchs in der Bun- 
desrepublik Deutscmand von einem Abstecher nach Berlin abgeraten, 
und was sonst bedeutet die diesbezügliche Aussage der chinesischen 
Delegation, unter Chinesen sei es übliä, den Wunsch des Gastes hinter 
den des Gastgebers zu stellen? 

Von chinesischer Seite wurde kein Wunsch nach 
einem Besuch Berlins durch den chinesischen Mini- 
sterpräsidenten Hua Guofeng geäußert. Die Bundes- 
regierung hat das Besuchsprogramm vielmehr an 
den Interessen ihres Gastes orientiert und das Pro- 
gramm dementsprechend gestaltet Der chinesische 
Ministerpräsident hat demzufolge Nordrhein-West- 
falen, Hamburg, Rheinland-Pfalz, Baden-Württem- 
berg und Bayern besucht. 

Die von Ihnen genannte chinesische Aussage — 
deren Wortlaut im übrigen eine andere Fassung 
hatte — entspricht den Regeln chinesischer Höflich- 
keit, als Gast die Rolle des Gastgebers in den Vor- 
dergrund zu stellen. 


Anlage 52 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs von Schoeler auf die 
Schriftliche Frage des Abgeordneten Lintner (CDU/ 
(ß) CSU) (Drucksache 8/3310 Frage B 17): 

Ist der Bundesregierung die Tatsache bekannt daß sich wesen der Re- 
gelung des $ 40 Abs. 2 Nr. 1 des Bundesbesoldungsgesetzes Ungerech- 
tigkeiten dann ergeben, wenn beide Ehegatten im öffentlichen^enst 
tStig waren, und was gedenkt die Bundesregierung zu unternehmen, um 
diese Ungerechtigkeiten zu beseitigen? 

Nach § 40 Abs. 2 Nr. 1 des Bundesbesoldungsge- 
setzes (BBesG) gehören verheiratete Beamte, Rich- 
ter und Soldaten zur Stufe 2 des Ortszuschlages. Ste- 
hen jedoch beide Ehepartner im öffentlichen Dienst, 
so erhalten sie nach § 40 Abs. 5 BBesG den Unter- 
schiedsbetrag zwischen der Stufe 1 und der Stufe 2 
des für sie maßgebenden Ortszuschlags jeweils nur 
zur Hälfte. 

Diese Vorschrift wurde durch das Haushalts- 
strukturgesetz vom 18. Dezember 1975 (BGBl. I 
S. 3091) eingefügt, das zur Entlastung der öffentli- 
chen Haushalte kostenmindernde Strukturänderun- 
gen auch im Besoldungsbereich vomahm. 

Durch die in § 40 Abs. 5 BBesG enthaltene Kon- 
kurrenzregelung wird vermieden, daß derselbe so- 
ziale Tatbestand (Ehestand) mehrfach durch Leistun- 
gen aus öffentlichen Mitteln berücksichtigt wird. Ich 
gehe davon aus, daß diese Gründe auch heute noch 
die Änderung durch das Haushaltsstrukturgesetz 
stützen. 


Anlage 53 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs von Schoeler auf die 
Schriftliche Frage des Abgeordneten Dr. MüUer- 
Emmert (SPD) (Drucksache 8/3310 Frage B 18): 


Teilt die Bundesregienum die Auffassung, daß es im Interesse aller 
Beteiligen und der guten STOilbeziehuncen zur UdSSR liegt daß der 
Verbleib des sowjetischen Sportler Vlamslavas Tschessiounias bald- 
möglichst aufgeklärt wird? 

Ja. 


Anlage 54 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs von Schoeler auf die 
Schriftlichen Fragen des Abgeordneten Simpfen- 
dörfer (SPD) (Drucksache 8/3310 Fragen B 19 und 
20 ): 

TreHen Klagen der Badischen Spor^gend zu, wonach Sonderurlaub 
für Mitarbeiter in der Jugendpflege und Jugendwohlfahrt bei verschie- 
denen öffentlichen Arbeitgebern des Bundes — insbesondere Bundes- 
bahn und Bundespost — im Gegensatz zu früher neuerdings sehr viel 
restriktiver sewä^ wird, so daß in enger Auslegung der Rechtsgrund- 
lage ln der Regel statt früher zwölf heute nur noch (&ei Tage Sondenir- 
laub bewilligt werden, und worauf ist diese veränderte Handhabung ge- 
gebenenfalls zurückzuführen? 

Ist die Bundesregienmg bereit, dafür einzutreten, daß die Genehmi- 
gung von Sonderurlaub rar Mitarbeiter in der Jugendpflege und Ju- 
gendwohlfahrt wieder großzügiger gehandhabt wii^? 

1. Urlaub für Mitarbeiter in der Jugendpflege und 
Jugendwohlfahrt darf nach § 8 der Verordnung 
über Sonderurlaub für Bundesbeamte und Richter 
im Bundesdienst im Einzelfall drei Werktage, in be- 
sonders begründeten Fällen oder bei mehreren Ver- 
anstaltungen sechs Werktage im Urlaubsjahr nicht 
überschreiten. Die oberste Dienstbehörde oder die 
von ihr hierzu ermächtigte unmittelbar nachgeord- 
nete Behörde kann Urlaub bis zu zwölf Werktagen 
im Urlaubsjahr bewilligen. 

Diese Bestimmung, die auch auf die Beurlaubung (^) 
aus anderen Anlässen anzuwenden ist (für fachliche, 
staatspolitische, kirchliche und sportliche Zwecke), 
beschränkt den Sonderurlaub im Regelfall auf drei 
Werktage im Urlaubsjahr. Urlaub bis zu sechs oder 
gar bis zu zwölf Werktagen für diese Zwecke soll die 
Ausnahme sein. 

Die in Ihrer Frage erwähnte Übung der Bundes- 
dienststellen entspricht demnach der Rechtslage 
nach der Sonderurlaubsverordnung. 

Im übrigen haben Rückfragen ergeben, daß bei 
der Deutschen Bundesbahn und der Deutschen Bun- 
despost zur Förderung der Jugendpflegearbeit im 
Urlaubsjahr 1978/79 mit insgesamt 13 070 Tagen in 
etwa gleichem Umfang Sonderurlaub bewilligt 
wurde wie im Urlaubsjahr 1977/78 mit insgesamt 
13 807 Tagen. Soweit im Einzelfall weniger Urlaubs- 
tage als früher gewährt wurden, liegt dies auch an 
der erheblich gestiegenen Zahl von Urlaubsanträ- 
gen, d. h., das Gesamtvolumen des Sonderurlaubs, 
dem aus dienstlichen Gründen Grenzen gesetzt 
sind, ist auf mehr Beamte als in früheren Jahren ver- 
teilt worden. 

2. § 7 der Sonderurlaubsverordnung stellt die Ent- 
scheidung über einen Urlaubsantrag in das Ermes- 
sen der Behörde unter Berücksichtigung der dienst- 
lichen Belange. Es erscheint sachgerecht, wenn die 
Behörde bei ihrer Ermessensausübung angesichts 
der begrenzten Haushaltsmittel und im Interesse ei- 
ner gleichmäßigen Berücksichtigung aller interes- 
sierten Beamten möglichst vielen Gesuchstellem 
drei Tage Sonderurlaub gewährt, statt wenigen den 
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(A) höchstmöglichen und nur in Ausnahmefällen zuläs- 
sigen Urlaub zu bewilligen. 

Eine großzügigere Beurlaubung würde insbeson- 
dere in Betriebsstellen zusätzliches Personal erfor- 
dern. Dies ließe sich nur schwer mit dem Bestreben 
vereinen, eine Ausweitung der Personaläusgaben 
im öffentlichen Dienst zu vermeiden. Es muß auch 
berücksichtigt werden, daß — ohne Einstellung zu- 
sätzlicher Kräfte — jeder Sonderurlaub, der ja nicht 
für alle Beschäftigten in Betracht kommt, zu Lasten 
der Kollegen der beurlaubten Beamten geht, deren 
Aufgaben sie zusätzlich übernehmen müssen. 


Anlage 55 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs von Schoeler auf die 
Schriftliche Frage des Abgeordneten Baron von 
Wrangel (CDU/CSU) (Drucksache 8/3310 Frage 
B21): 

Ist der Bundesregierung bekannt daß in der letzten Zeit immer mehr 
Ausländer — insbesondere aus Indien, Pakistan und Ghana — ausweis- 
lich der Pafistempel über die DDR und Ost-Berlin Illegal nach Nord- 
deutschlemd kommen, um dort ungerechtfertigte Asylanträge zu stellen, 
und welche Maßnahmen beabsichtigt die Bundesregierung zu treffen, 
um im Interesse der wirklichen Asylbewerber diesen die Städte und Ge- 
meinden schwer belastenden Illegalen Ausländerzustrom zu unterbin- 
den, und ist sie bereit dieses Problem auch gegenüber der DDR anzu- 
sprechen? 

Der Bundesregierung sind Umfang und Herkunft 
des Zustroms von Asylbewerbern bekannt. Die Pro- 
blematik ist in der Innenministerkonferenz wieder- 
jß) holt eingehend erörtert worden mit dem Ziel, die il- 
legale Einreise von Ausländern insbesondere in den 
Fällen zu verhindern, in denen unter dem Vorwand 
der Einreise als Tourist versucht wird, einen dauern- 
den Aufenthalt zu erreichen. Die mit der grenzpoli- 
zeilichen Kontrolle betrauten Organe sind deiher an- 
gewiesen, bei der Kontrolle von Staatsangehörigen 
bestimmter Länder mit besonderer Sorgfalt zu prü- 
fen, ob die Voraussetzungen für eine Einreise in die 
Bundesrepublik Deutschland vorliegen. 

Diese Weisung gilt auch für Kontrollen an der 
Grenze zur DDR. Die Grenzpolizei hat jedoch nicht 
zu prüfen, ob die Stellung eines etwaigen Asylbe- 
gehrens erfolgversprechend ist. 

Der Bundesminister des Innern ist bemüht, durch 
personelle Verstärkung des Grenzschutzeinzeldien- 
stes die Voraussetzungen für eine intensive grenz- 
polizeiliche Kontrolle weiter zu verbessern. In den 
vergangenen Jahren konnte der Personalstand des 
Grenzschutzeinzeldienstes durch zusätzliche Plan- 
stellen erheblich aufgestockt werden. Ich gehe da- 
von aus, daß der Gesetzgeber auch in den Haushalts- 
gesetzen für die nächsten Jahre die in der , Ausbau- 
planung Innere Sicherheit" vorgesehenen zusätzli- 
chen Planstellen bewilligt An dieser personellen 
Verstärkung haben besonders die Grenzschutzstel- 
len an der Grenze zur DDR teil. 

Probleme der illegalen Einreise von Ausländem 
über Berlin (Ost) nach Berlin (West) hängen — wie 
Sie wissen — zusammen mit dem besonderen Status 
der Stadt, der von der Freizügigkeit innerhalb der 
einzelnen Stadtteile ausgeht und der sich der Ein- 
flußnahme durch die Bundesregiemng entzieht. 


Sie können davon ausgehen, daß die Bundesregie- (C) 
rung die von Ihnen angesprochene Frage sehr ernst 
nimmt, und daß sie alles dazu tut, um hier zu ver- 
nünftigen Lösungen zu kommen. 


Anlage 56 

Antwort ; 

des Pari. Staatssekretärs von Schoeler auf die 
Schriftliche Frage des Abgeordneten Büchner 
(Speyer) (SPD) (Dmcksache 8/3310 Frage B 22): 

Wie beurteilt die Bimdesre^enmg die Chancen, daß der Besinn und 
das Ende der Sommerzeit in cusn europäischen Ländern vereiimeitlicht 
werden können, und welche diesbezüglichen Anstrengungen hat die 
Bundesregierung bisher unternommen? 

Innerhalb der Europäischen Gemeinschaften wer- 
den schon für das Jahr 1980 die Sommerzeitregelun- 
gen weitgehend vereinheitlicht sein. So wird die 
Sommerzeit in der Bundesrepublik Deutschland, in 
Belgien, Frankreich, Italien, Luxemburg xmd in den 
Niederlanden übereinstimmend am 6. April 1980 be- 
ginnen und am 28. September 1980 enden. Nach den 
der Bundesregiemng vorliegenden Informationen 
ist Dänemark bemüht, die Voraussetzimgen zur Ein- 
fühmng der Sommerzeit für denselben Zeitraum zu 
schaffen. Dieser Regelung werden sich Österreich 
und wahrscheinlich auch Griechenland anschließen. 

In Rumänien wird die Sommerzeit im Jahre 1980 
voraussichtlich nur einen Tag später als in den ge- 
nannten Ländern beginnen und enden. 

Die Bundesregiemng unterstützt seit langem die 
Bestrebungen innerhalb der Europäischen Gemein- P) 
schäften, zu einer zeitlich übereinstimmenden Som- 
merzeitregelung zu gelangen. Auf meine in der ge- 
strigen Fragestunde gegebene schriftliche Antwort 
auf die Frage A 24 und 25 des Kollegen Dr. Diede- 
rich und die früheren Antworten der Bundesregie- 
mng (BT-Protokolle über die 228. Sitzung der 
7. Wahlperiode vom 12. März 1976, Anlage 18, 

S. 15931, und über die 40. Sitzung der 8. Wahlperiode 
vom 9. September 1977, Anlage 7, S. 3113 f.) zu ent- 
sprechenden Schriftlichen Fragen des Kollegen 
Schmitz (Baesweiler) möchte ich insoweit hinwei- 
sen. 


Anlage 57 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs von Schoeler auf die 
Schriftliche Frage des Abgeordneten Würtz (SPD) 
(Dmcksache 8/3310 Frage B 23): 

Gibt es nach Kenntnis des Bundesministers im Verantwortungsbe- 
reich der Bundesregierung sogenannte Jtosa Listen* — Listen oder Da- 
teien, in denen Homosexuelle wegen ihrer Veranlas^g verzeichnet 
sind — , und wenn nein, welche Munahmen hält die Bundesregierung 
für notwendig, um anders lautenden Behauptungen entgegenzutre- 
ten? 

Ich habe bereits anläßlich der Beantwortung der 
Frage des Kollegen Schäfer (Mainz) am 19. Septem- 
ber 1979 (Bundestagsdmcksache 8/3235) darauf hin- 
gewiesen, daß der Bundesinnenminister dem Innen- 
ausschuß des Deutschen Bundestages am 25. April 
1979 den „Ersten Bericht über Dateien und Karteien 
im Bereich des Bundeskriminalamtes" vorgelegt hat, 
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(A) der eine umfassende Bestandsaufnahme aller im Be- 
reich des Bundeskriminalamtes geführten Dateien 
und Karteien enthält Wie sich aus diesem Bericht 
ergibt, wird beim Bundeskriminalamt keine Datei 
geführt, in der Daten über Personen gespeichert 
werden, weil sie homosexuell veranlagt sind. Ent- 
sprechendes gilt für das Bundesamt für Verfas- 
sungsschutz. Der Bericht ist auch der Öffentlichkeit 
zugänglich gemacht worden. 

Der Bimdesminister des Innern wird auch in Zu- 
kunft bei gegebenem Anlaß für die erforderliche 
Richtigstellung Sorge tragen. 


Anlage 58 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs von Schoeler auf die 
Schriftliche Frage des Abgeordneten Würtz (SPD) 
(Drucksache 8/3310 Frage B 24): 

Ist der Bundesregierung das Gutachten von Professor Ulrich (Univer- 
sität Göttingen) J>eTOsition von Luftverunreinigungen und ihre Aus- 
wirkungen in W^d^osystemen im Solling" bekannt und welche Kon- 
sequenzen für die Umweltschutzpolitik der Bundesregierung gedenkt 
der zuständige Bundesnünister daraus zu ziehen? 

Die Arbeit von Prof. Ulrich/Göttingen über die 
„Deposition von Luftverunreinigungen und ihre 
Auswirkung in Wald-Öko-Systemen im Solling" 
wurde von meinem Hause miüinanziert. Die Ergeb- 
nisse bestätigen die Auffassung der Bundesregie- 
rung, Emissionen von Schwefeldioxid so gering wie 
möglich zu halten und nicht durch eine „Hoch- 
schomstein-Politik" lediglich eine großflächige Ver- 
(B) teilung zu erreichen. 

Die Anwendung des Standes der Technik zur Ver- 
minderung von Emissionen der großen Anlagen 
nach dem Bundes-Immissionsschutzgesetz in Ver- 
bindung mit der TA Luft und die Begrenzung des 
Schwefelgehaltes von leichtem Heizöl/Dieselkraft- 
stoff nach der 3. Verordnung zum Bundes-Immis- 
sionsschutzgesetz mit ihren Auswirkungen bei 
Kleinfeuerungen und Kraftfahrzeugen mit Diesel- 
motoren stellen sicher, daß neben den bisherigen 
Erfolgen vor allem in Belastungsgebieten auch in 
den wenig belasteten Gebieten eine Verminderung 
der Schwefeldioxid-Immission erreicht wird. 


Anlage 59 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs von Schoeler auf die 
Schriftliche Frage des Abgeordneten Dr. Hauss- 
mann (FDP) (Drucksache 8/3310 Frage B 25): 

Gibt es eine Vorschrift des Bundesrechts, wonach von einem deut- 
schen Staatsangehörigen, der von seinem Landratsamt bzw. seinem Re- 
gierungspräsidium Auskunft erbittet über die Möglichkeit einer dop- 
pelten Staatsangehörigkeit Gebühren verlangt werden können oder 
müssen, und wenn ja, um welche Vorschrift hwdelt es sich, und denkt 
die Bundesregierung daran sie zu ändern? 

Im Bundesrecht gibt es keine Vorschrift, wonach 
bei einfachen Auskünften in Staatsangehörigkeits- 
angelegenheiten Gebühren verlangt werden kön- 
nen. Durch die Staatsangehörigkeitsgebühren-Ver- 
ordnung vom 28. März 1974 (BGBl. I 809), durch die 
die bis dahin landesrechtlichen Regelungen hin- 
sichtlich der Gebührenerhebung in Einbürgerungs- 


angelegenheiten vereinheitlicht worden sind, sind (C) 
die gebührenpflichtigen Amtshandlungen in Staats- 
angehörigkeitsangelegenheiten abschließend gere- 
gelt Danach werden Gebühren erhoben für die Ein- 
bürgerung, Entlassung, Genehmigung zur Beibehal- 
tung, Erteilung einer Staatsangehörigkeitsurkunde 
sowie die Ausstellung sonstiger Bescheinigungen. 
Nicht gebührenpflichtig sind dagegen bloße Aus- 
künfte in Staatsangehörigkeitsangelegenheiten. 

Ob nach landesrechtlichen Vorschriften auch bei 
bloßen Auskünften Gebühren verlangt werden kön- 
nen, ist hier nicht bekannt. Es darf daher empfohlen 
werden, sich wegen des geschilderten Falles mit der 
zuständigen obersten Landesbehörde in Verbin- 
dung zu setzen. 


Anlage 60 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs von Schoeler auf die 
Schriftliche Frage des Abgeordneten Dr. Todenhö- 
fer (CDU/CSU) (Drucksache 8/3310 Frage B 26): 

Teilt die Bundesregierung die Auffassung, da£ die sowjetische Nach- 
richtenagentur TASS von ihram Charakter her nicht mit den westlichen 
Nachrichtenagenturen vergleichbar ist und dafl insbesondere TASS 
auch als Instrument der so^etischen Propaganda dient, imd wie beur- 
teilt die Bundesregierung — vor dem Hintergrund ihrer Einschätzung 
der Aufgabenstellung von TASS — das Kooperationsabkommen zwi- 
schen DDP und TA&, in dem das DDP-Netz in der Bundesrepublik 
Deutschland für die Verbreitung von TASS-Meldungen zur Verfügung 
gestellt wird? 

Die sowjetische Telegrafenagentur Telegrafnoje 
Agenstwo Sowjetskowo Sojusa (TASS) ist das zen- 
trale Informationsorgan der Sowjetunion. 

Die Agentur hat seit 1972 den Rang eines Staats- 
kommissariats, ist direkt dem Ministerrat der 
UdSSR unterstellt und gibt auch im Namen der Re- 
gierung offizielle Erklärungen ab. 

Die Agentur TASS ist daher von ihrem Charakter 
her nicht mit den westlichen Nachrichtenagenturen 
vergleichbar. 

Bei dem zwischen dem Deutschen Depeschen 
Dienst (ddp) und der Nachrichtenagentur der So- 
wjetunion (TASS) am 3. August 1978 mit Wirkung 
vom 1. Januar 1979 zunächst für drei Jahre geschlos- 
senen Nachrichtenaustauschvertrag handelt es sich 
um eine Vereinbarung, wie sie TASS mit den mei- 
sten westlichen Nachrichtenagenturen, u. a. auch 
mit der Deutschen Presseagentur, abgeschlossen 
hat. Die Agenturen gewähren sich in solchen Ver- 
trägen das Recht, die Nachrichten des anderen im 
eigenen Dienst zu verwenden. Eine Verpflichtung 
zur Verbreitung der Nachrichten des anderen ist je- 
doch nicht begründet Darüber hinaus wird techni- 
sche Kooperation für die Übermittlung der Nach- 
richten vereinbart. 

Nach Mitteilung des Deutschen Depeschen Dien- 
stes ist wesentlicher Zweck des Vertrages mit TASS 
der Betrieb einer Duplex-Standleitung Bonn-Mos- 
kau via Budapest, der die Übermittlung des ddp- 
Dienstes — vornehmlich für die Korrespondenten 
der westlichen Medien in Moskau — ermöglicht In 
Gegenrichtung werden TASS-Nachrichten, insbe- 
sondere solche, die von der Arbeitsgemeinschaft der 
Rundfunkanstalten Deutschlands und vom Zweiten 
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(A) Deutschen Fernsehen verwertet werden, nach Bonn 
übermittelt. Diese Nachrichten, meist kulturellen, 
wirtschaftlichen oder landeskundlichen Inhalts, 
werden jedoch nicht über das allgemeine Netz von 
ddp, sondern über Fernschreiber direkt an die inter- 
essierten Empfänger geleitet 

Angesichts dieses Sachverhaltes sieht die Bun- 
desregierung in dem Vertrag zwischen dem Deut- 
schen Depeschen Dienst und der sowjetischen 
Nachrichtenagentur TASS eine zwischen solchen 
Agenturen übliche Vereinbarung, die dem freien 
grenzüberschreitenden Informationsverkehr dient. 


Anlage 61 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs von Schoeler auf die 
Schriftlichen Fragen des Abgeordneten Schröder 
(Lüneburg) (CDU/CSU) (Drucksache 8/3310 Fragen 
B 27 und 28): 

Treffen Informationen zu, denenzufolge in der gemeinsamen Grenz- 
kommission mit der DDR erst nach der Bundestagswahl im Oktober 
1980 erneut die ungeklärte Frage der Grenzmarkierung an der Elbe ver- 
handelt werden soll, und wenn ja, welche Gründe haben die Bundesre- 
gierung zu dieser Zeitplanung veranlaßt? 

Mit welchen Zielvorstellungen geht die Bundesregierung in dieser 
Frage in die entsprechenden Beratungen der Grenzkommission? 

Zü Frage B 27: 

Ihre Informationen über „Zeitplanungen“ der Bun- 
desregierung treffen nicht zu. Vielmehr gilt unver- 
ändert die Aussage in der gemeinsamen Mitteilung 
der Bundesministerien des Innern und für inner- 
deutsche Beziehungen vom 29. November 1978 zu 
dem gleichzeitig Unterzeichneten Regierungsproto- 
koll über die Tätigkeit der Grenzkommission (Bulle- 
tin Nr. 142 vom 1. Dezember 1978): „Da zur Elbe- 
Frage eine Übereinstimmung nicht erzielt werden 
konnte, wird in einem besonderen Protokollver- 
merk (zu Artikel 1) festgestellt, daß die Arbeiten 
noch nicht abgeschlossen sind und daß sie auf der 
Grundlage des Grundlagenvertrages und des Zu- 
satzprotokolls sowie der Erklärung zu Protokoll 
über die Aufgaben der Grenzkommission fortge- 
setzt werden, wobei ein Termin für die Fortsetzung 
der Arbeiten nicht genannt wird.“ 

Bei der laufenden Tätigkeit in der Grenzkommis- 
sion seit der Unterzeichnung des Regierungsproto- 
kolls hat sich gezeigt, daß die Schwierigkeiten, die 
einvernehmlichen Lösungen der Elbe-Problematik 
in der Vergangenheit entgegenstanden, fortbeste- 
hen, so daß sich ein Zeitpunkt für die Fortsetzung 
der Arbeiten zum Elbe-Abschnitt nach wie vor nicht 
nennen läßt. 

Zu Frage B 28; 

Die Zielvorstellungen der Bundesregierung — 
und der in der Delegation vertretenen Länder Bay- 
ern, Hessen, Niedersachsen und Schleswig-Holstein 
— sind für die Arbeit der Grenzkommission insge- 
samt unverändert die gleichen wie seit der Beauftra- 
gung der Grenzkommission im Grundlagenvertrag 
vom 21. Dezember 1972. Was den Elbe- Abschnitt an- 
geht, sind sie seit der Beantwortung einer von Ihnen, 
Herr Kollege, gestellten mündlichen Frage am 


8. November 1 973 immer wieder wiederholt worden, (Q 
zuletzt eingehend durch Herrn Kollegen Dr. Kreutz- 
mann in der Fragestunde cun 19. September 1979: 

Die Zielvorstellungen unserer Seite richten sich auf 
eine Verbesserung der praktischen Situation im 
Elbe-Abschnitt und auf eine rechtlich korrekte 
GrenzfeststeÜung. Sie ist im Elbe-Abschnitt — wie 
in allen übrigen Abschnitten der Grenze zur DDR — 
allein nach den Vereinbarungen der früheren Besat- 
zungsmächte vorzunehmen und kann sich nicht da- 
nach bestimmen, was für die eine oder andere Seite 
wünschbar ist. Die Bundesregierung hält es nicht für 
angezeigt, gegenwärtig in der Öffentlichkeit auf Ein- 
zelheiten einzugehen, die erst bei einer Fortsetzung 
der Arbeiten der Grenzkommission relevant wer- 
den. Dies gilt auch für die Frage, welche Schlußfol- 
gerungen für den Grenzverlauf im Elbe-Abschnitt 
aus dem Umstand gezogen werden müssen, daß auf 
der Elbe seit Jahrzehnten nicht nur Grenzorgane 
der Bundesrepublik Deutschland, sondern auch 
Streifenboote der Grenztruppen und der Wasser- 
schutzpolizei der DDR tätig sind. 


Anlage 62 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs von Schoeler auf die 
Schriftliche Frage des Abgeordneten Dr. Stavenha- 
gen (CDU/CSU) (Drucksache 8/3310 Frage B 29): 

Beabsichtig die Bundesregierung, die Kosten für CA-Nachkuren bei 
Beamten und Versorgungsempfängem, die durch das 20. Rentenanpas- 
sung 8 geset 2 von der Gewährung von Rehabilitationsleistungen ausge> 
schlossen sind, zu übernehmen, und wann ist mit einer entsprechenden 
Regelimg zu rechnen? (D) 

Die Bundesregierung hat eine Besitzstandsrege- 
lung vorbereitet für diejenigen Beamten und Rich- 
ter, die ihre Ansprüche auf medizinische Rehabilita- 
tionsmaßnahmen — hierzu gehören auch CA-Nach- 
kuren — verloren haben. Die vorgesehene Regelung 
ist inzwischen mit den Gewerkschaften erörtert 
worden. Das Abstimmungsverfahren mit den Län- 
dern nach der Gemeinsamen Erklärung der Regie- 
rungen des Bundes und der Länder wird nach bun- 
desintemer Abstimmung einer noch offenen Frage 
in Kürze eingeleitet*, die Erklärungsfrist der Länder 
beträgt drei Monate. Auch bei erfolgreichem Ab- 
schluß des Abstimmungsverfahrens ist leider mit ei- 
ner weiteren Verzögerung des Inkrafttretens der 
Besitzstandsregelung zu rechnen, da die Bundesver- 
sicherungsanstalt für Angestellte gebeten hat, min- 
destens ein halbes Jahr vor Beginn des Inkrafttre- 
tens hierüber unterrichtet zu werden, um für die Be- 
reithaltung der Kureinrichtungen rechtzeitig geeig- 
nete Maßnahmen treffen zu können. 


Anlage 63 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs von Schoeler auf die 
Schriftlichen Fragen des Abgeordneten Schäfer (Of- 
fenburg) (SPD) (Drucksache 8/3310 Fragen B 30 und 
31): 

Ist die Bundesregierung bereit und mittlerweile auch in der Lage, 
über die vor kurzem gemeldeten Fabrikationsfehler (Rißbildungen) an 
wichtigen Komponenten französischer Atomkraftwerke — die nach 
vorliegenden Informationen bereits innerhalb von drei bis sechs Jahren 
zu einem Versagen führen können — zuverlässig zu informieren? 
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Werden nach Ansicht der Bundesregierung die in der Antwort auf 
meine früheren Fräsen in diesem Zusammenhang (19, 20, 21 — Drucksa- 
che 8/3168 vom 13. September 1979) gegebenen hifonnationen den Tat- 
sachen und den Sicherheitsinteressen der Öffentlichkeit gerecht? 

Zu Frage B 30: 

Zur Frage der kürzlich gemeldeten Fabrikations- 
fehler bei französischen Kernkraftwerken hat die 
Bundesregierung in Beantwortung Ihrer Schriftli- 
chen Frage B 28 in Drucksache 8/3237 mit Schreiben 
vom 11. Oktober 1979 Stellung genommen. Darüber 
hinaus liegen der Bundesregierung bis zum jetzigen 
Zeitpunkt keine weiteren Informationen vor. Die 
Bundesregierung wird jedoch weiterhin bemüht 
sein, die von französischer Seite zugesagte umfas- 
sende Information über die aufgetretenen Material- 
fehler bei französischen Kernkraftwerken zu erhal- 
ten. Nach detaillierter Erörterung dieser Informatio- 
nen in der Deutsch-Französischen Kommission für 
Fragen der Sicherheit kemtechnischer Einrichtun- 
gen (DFK) und des Strahlenschutzes wird die Bun- 
desregierung berichten. 

Zu Frage B 31: 

Aufgrund der bisher guten Zusammenarbeit in 
der DFK geht die Bundesregierung davon aus, daß 
ein enger Informationsaustausch auch über die auf- 
getretenen Materialfehler in französischen Kern- 
kraftwerken erfolgen wird und daß hierdurch alle 
die Bevölkerung interessierenden Fragen zufrieden- 
stellend beantwortet werden können. 


Anlage 64 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs von Schoeler auf die 
Schriftlichen Fragen des Abgeordneten Dr. Riedl 
(München) (CDU/CSU) (Drucksache 8/3310 Fragen 
B 32 und 33): 

Ist die Bundesregierung bereit, dafür Sorge zu tragen, daß bei Verset- 
zung in den einstweiligen Ruhestand ein strengerer Maßstab als bisher 
angelegt wird mit dem Ziel, daß die Versetzungen von Beamten in den 
einstweiligen Ruhestand auf wenige Fälle beschränkt werden? 

Ist die Bundesregierung bereit zu prüfen, ob und cegebenenfalls wel- 
che Beamte im einstweiligen Ruhestand wieder beschäftigt werden 
können, gegebenenfalls auf vergleichbaren Dienstposten in anderen 
Ressorts oder Behörden? * 

Zu Frage B 32: 

Eine Versetzung in den einstweiligen Ruhestand 
muß im Rahmen der Zweckbestimmung des § 36 
Bundesbeamtengesetz liegen. Die Grenzen des hier 
eingeräumten Ermessensspielraums sind durch die 
höchstrichterliche Rechtsprechung hinreichend be- 
stimmt. Es wäre mit dem vom Gesetz verfolgten Ziel 
nicht zu vereinbaren, durch zusätzliche Kriterien 
den Entscheidungsspielraum zu verändern. Die 
Bundesregierung als solche ist im übrigen an den 
Einzelentscheidungen nach § 36 BBG nicht betei- 
ligt. 

Zu Frage B 33: 

Die Wiederbeschäftigung eines in den einstweili- 
gen Ruhestand versetzten Beamten sieht das gel- 
tende Recht schon jetzt vor. Im Rahmen der gesetzli- 
chen Regelung entscheiden die einzelnen Ressorts 
selbst, ob eine erneute Berufung in das aktive Beam- 


tenverhältnis möglich und zweckmäßig ist. Im übri- (C) 
gen weise ich auf die Antwort der Bundesregierung 
vom 16. März 1979 zu Frage 8 c der Kleinen Anfrage 
Ihrer Fraktion in der Drucksache 8/2572 und 8/2679 
hin. 


Anlage 65 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs von Schoeler auf die 
Schriftlichen Fragen des Abgeordneten Jäger (Wan- 
gen) (CDU/CSU) (Drucksache 8/3310 Fragen B 34 
und 35): 

Ist der Bundesregierung bekannt — und wenn seit wann — ob bei 
derartigen Prozessen (Fluchthilfe etc.) in der CSSR g^en deutsche und 
' österreichische Staatsangehöri^ nachrichtendiensüiä gewonnene Er- 
kenntnisse aus westdeutschen^hörden gegen die Bes^uldigten ver- 
wandt wurden? 

Welche Maßnahmen hat gegebenenfalls die Bundesregierung darauf- 
hin unternommen, um mö&ucne Gefährdungen abzuwenden und einge- 
tretenen Schaden zu mindern? 

Der Bundesregierung liegen keine gesicherten 
Erkenntnisse im Sinne der Fragen vor. 


Anlage 66 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs von Schoeler auf die 
Schriftliche Frage des Abgeordneten Böhm (Mel- 
sungen) (CDU/CSU) (Drucksache 8/3310 Frage 
B36): 

Liegen der Bundesregierung Erkenntnisse vor — und wenn ja, seit 
wann, daß Befra^ngsergebnisse oder sonstige Erkenntnisse aus dem 
Bereich des Bundes Mer einzelner Länder über Flüchtlinge, Fluchtwege 
und Fluchthelfer an Staaten des Ostblocks gelangt sindr 

Der Bundesregierung liegen keine gesicherten 
j Erkenntnisse im Sinne der Frage vor. 


Anlage 67 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs von Schoeler auf die 
Schriftliche Frage des Abgeordneten Krey (CDU/ 
CSU) (Drucksache 8/3310 Frage B 37): 

Ist der Bundesregierung bekannt daß in vielen Fällen Ausländer, die 
nach der Heirat mit einem Deutschen entsprechend dem neuen Na- 
mensrecht den Namen des Ehepiulners übernehmen, Schwierigkeiten 
haben, weil ihre Herkunftsländer den Namenswechsel nicht anerken- 
nen, und welche Schritte werden unternommen, um zu einem einheit- 
lichen europäischen Namensrecht zu gelangen? 

Nach dem Beschluß des Bundesgerichtshofs vom 
12, Mai 1971 (BGHZ 56, 193) bestimmt sich der Name 
der Frau in einer Ehe, in der einer der Ehegatten die 
deutsche Staatsangehörigkeit besitzt, nach dem 
Heimatrecht der Frau; gilt in dem Staate, in dem die 
Ehegatten ihren gewöhnlichen Aufenthalt haben, 
ein anderer Name für die Ehefrau, dann ist sie be- 
rechtigt, diesen Namen anzunehmen. 

Unter Berücksichtigung der durch das 1. EheRG 
getroffenen Neuregelung hinsichtlich der Namens- 
führung der Ehegatten hat der BGH in seinem Be- 
schluß vom 25. September 1978 (BGHZ 72, 163) fest- 
gestellt, daß auch der ausländische Ehemann bei der 
Eheschließung mit einer Deutschen die Anwendung 
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(A) des deutschen Rechts über die Bildung des Ehe- 
namens wählen kann, wenn die Eheleute ihren ge- 
meinsamen gewöhnlichen Aufenthalt in der Bun- 
desrepublik Deutschland haben. 

Es sind Fälle bekanntgeworden, in denen auch eu- 
ropäische Staaten die nach den vorgenannten Be- 
schlüssen getroffene Namenswedil nicht anerken- 
nen. 

Zum letzten Teil Ihrer Frage bemerke ich, daß 
nach Auffassung des Bundesministers der Justiz in 
absehbarer Zeit mit einem einheitlichen europäi- 
schen Namensrecht kaum zu rechnen sein dürfte. 


Anlage 68 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs von Schoeler auf die 
Schriftliche Frage des Abgeordneten Biechele 
(CDU/CSU) (Drucksache 8/3310 Frage B 38): 

Wie beurteilt die Bundesregierung die ziinehmende Verlandunc des 
Bodensees durch Ablaserungen von Sand und Schlamm an der Rnein- 
münduns, und welche Maßnahmen sollten nach ihrer Meinung getrof> 
fen werden, um bedrohliche Entwicklungen zu verhindern? 

Die Ablagerung von Sand und Schlamm an der 
Mündung des Alpenrheins ist ein natürlicher Vor- 
gang, der besonders den schweizer-österreichischen 
Bodenseebereich betrifft. Beide Staaten haben des- 
halb eine gemeinsame Rhein-Bauleitung gebildet 
die u. a. die Aufgabe hat, den Alpenrhein so auszu- 
bauen, daß die Geschiebeablagerung durch Leit- 
dämme in bestimmte Bahnen gelenkt wird. Die Leit- 
(B) dämme werden zur Zeit aus baufachlicher Sicht als 
wirksame Maßnahme für die Steuerung der natür- 
lichen Geschiebeablagerung angesehen. 

Wegen des limnologischen Einflusses dieser was- 
serbaulichen Maßnahmen haben im Rahmen der In- 
ternationalen Gewässerschutzkommission für den 
Bodensee wiederholt Erörterungen über die Not- 
wendigkeit und die Linienführung der Leitdämme 
stattgefunden. Soweit erforderlich, soll in diesem 
Gremium auch die weitere Entwicklung dieser Ge- 
schiebeablagerung, die von der Bundesregierung 
nicht als bedrohlich angesehen wird, besprochen 
werden. 


Anlage 69 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs von Schoeler auf die 
Schriftliche Frage des Abgeordneten Biechele 
(CDU/CSU) (Drucksache 8/3310 Frage B 40): 

Sind Presseinfonnationen über die vor kurzem in Köln durchgeführte 
20. Ta^ng der .Gesellschaft für die gesamte Kriminolome* zutreffend, 
daß jedes Jahr 500 — 1 000 Morde in der Bundesrepublik Deutschland 
unerkannt bleiben, und daß ein Teil der Opfer in den Kriminalakten als 
vermißt geführt werden, und wie beurteilt gegebenenfalls die Bundesre- 
gierung diesen Sachverhalt? 

Der Bundesregierung liegen keine Erkenntnisse 
darüber vor, daß die von Ihnen zitierten Zahlen über 
vorsätzliche Tötungsdelikte zutreffen könnten. 

Auch in der von Ihnen erwähnten 20. Tagung der 
„Gesellschaft für die gesamte Kriminologie" am 
4. Oktober 1979 in Köln wurden nach mir vorliegen- 
den Informationen derartige Zahlen nicht genannt; 


in dem den Pressemeldungen zugrundeliegenden (C) 
Referat wurde lediglich von einem „Dunkelfeld" ge- 
sprochen, das auch nicht annähernd durch Zahlen 
abgegrenzt werden kann. 

Diese Auffassung wird auch vom Bimdeskriminal- 
amt vertreten. Allerdings wird das Dunkelfeld weni- 
ger durch die als vermißt gemeldeten bestimmt — 
die von wenigen Ausnahmen abgesehen, wieder auf- 
gefunden werden — , sondern eher durch die ärztli- 
che Leichenschau innerhalb der Wohnung, bei de- 
ren Einzelfällen Todesbescheinigungen bekannt ge- 
worden sind, in denen ein Arzt zu Unrecht einen na- 
türlichen Tod bescheinigt hat Daraus lassen sich je- 
doch keine seriösen Schlußfolgerungen auf den Um- 
fang des Dunkelfeldes bei der Erkennung von vor- 
sätzlichen Tötungsdelikten ziehen. 

Zu dem Problem, ob etwaige ärztliche Fehldiagno- 
sen durch Einführung einer amtlichen Leichenschau 
in jedem Einzelfall ausgeschlossen werden können, 
hat die Bundesregierung bereits in der Fragestunde 
des Deutschen Bundestages vom 10. Mai 1978 (Ple- 
narprotokoll über die 89. Sitzung, S. 7046/47) Stel- 
lung genommen. 


Anlage 70 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs von Schoeler auf die 
Schriftliche Frage des Abgeordneten Biechele 
(CDU/CSU) (Drucksache 8/3310 Frage B 41): 

Wie beurteilt die Bundesregierung die diirch Großdm)onien ausgelö- 
sten Gefahren für die Umwelt durch Gase, die sich im Untergrund ent- 
wickeln, und durch mit Schadstoffen verseuchtes Sickerwasser, auf die 
durch Fachkongresse immer wieder nachdrücklich hingewiesen wird, 
und wie kann man diesen Gefahren im Verantwortungsbereich des Bun- 
des wirkungsvoll begegnen? 

Bei der Beseitigung von Abfällen in Großdepo- 
nien entstehen zwangsläufig Sickerwässer imd je 
nach der Abfallzusammensetzung Deponiegase. Sik- 
kerwässer fallen bei chemisch-physikalischen und 
biologischen Wechselwirkungen der Abfallkompo- 
nenten untereinander und durch Eindringen von 
Niederschlagswasser an. Deponiegase unterschied- 
licher Zusammensetzung bilden sich bei der im 
Müllkörper ablaufenden aeroben Umsetzung orga- 
nischer Stoffe. 

Grundsätzliches Ziel ist es, durch geeignete Be- 
triebsbedingungen bei der Ablagerung und geeig- 
nete Standortwahl die Bildung von Gasen bzw. Sik- 
kerwässern zu minimieren und z. B. durch Beschaf- 
fenheit oder Abdichtung des Untergrundes schädli- 
che Beeinträchtigungen der Umwelt zu vermeiden. 
Entsprechende Kriterien und Anforderungen sind 
in Merkblättern und Richtlinien enthalten, die ge- 
meinsam von Bund und Ländern erarbeitet wurden. 
Diese Anforderungen finden im Rahmen der Geneh- 
migung von neuen Deponien Anwendung. Auf diese 
Weise wdrd eventuellen Gefahren — in konsequen- 
ter Ausführung des Abfallbeseitigungsgesetzes — 
wirkungsvoll begegnet 

Zur Weiterentwicklung und Optimierung der De- 
ponietechnik fördert die Bundesregierung zahlrei- 
che Forschungs- und Entwicklungsprojekte. Im Rah- 
men dieser Vorhaben werden gezielt Fragen der 
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(A) Sickerwasserproblematik sowie der Deponiegasent- 
stehung und -ableitung untersucht und entspre- 
chende Folgerungen für die Praxis gezogen. Fragen 
der Basisabdichtung von Deponien und des Lang- 
zeitverhaltens des Müllkörpers stehen dabei im 
Vordergrund. 


Anlage 71 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs von Schoeler auf die 
Schriftliche Frage des Abgeordneten Bahner (CDU/ 
CSU) (Drucksache 8/3310 Frage B 42); 

In welchem ieweilisen Umfang sind bei einzelnen in Berlin residie- 
renden BundesoehÖraen Mitarbeiter in Bonn bzw. der übrigen Bundes- 
republik Deutschland t&tig, obwohl sie personalmäßig bzw. statistisch in 
Berlin geführt werden? 

Die Angaben des Statistischen Bundesamtes über 
das Personal des Bundes in Berlin, auf denen auch 
meine Antwort vom 1 1. Oktober 1979 auf Ihre dama- 
lige Schriftliche Frage B 21 beruhte (Anlage 26 zum 
Stenographischen Bericht über die 178. Sitzung des 
Deutschen Bundestages), beziehen sich auf die An- 
gehörigen des öffentlichen Dienstes, deren Dienst- 
ort Berlin ist. Dieses statistische Zahlenmaterial er- 
faßt daher nur Personen, die grundsätzlich auch in 
Berlin tätig sind. Kurzzeitige Abordnungen zu 
Dienststellen außerhalb Berlins und umgekehrt 
werden hierbei nicht erfaßt. 


Anlage 72 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs von Schoeler auf die 
Schriftliche Frage des Abgeordneten Dr. Langguth 
(CDU/CSU) (Drucksache 8/3310 Frage B 43): 

Wann ist mit der seit etwa einem Jahr erwarteten Entscheidung der 
Bundesregierung bezüglich des Standorts der Katastrophenschutz- 
schule Baden-Württemterg zu rechnen, und ist die Bundesregierung 
insbesondere bereit dem Verkaufsangebot der Gemeinde Net^usen 
auf den Fildern bezüglich des bisherigen Schulgebäudes zu entspre- 
chen? 

Die Bundesregierung ist zur dauerhaften Unter- 
bringung der KatS-Schule des Landes Baden-Würt- 
temberg an dem Erwerb des ehemaligen und seit 
1977 für Ausbildungszwecke der erweiterten Kata- 
strophenschutzes teilgenutzten Jesuitenkollegs in 
Neuhausen auf den Fildern grundsätzlich interes- 
siert 

Vorab muß jedoch noch eine Reihe von Fragen, 
die vor allem den Kaufpreis und die Erstellung not- 
wendiger Zusatzeinrichtungen auf dem Grundstück 
betreffen, abschließend geklärt werden. 

Zu diesem Zweck fand am 25. Oktober 1979 mit al- 
len Beteiligten in Neuhausen eine Besprechung 
statt, nach deren Ergebnis ein Ankauf der Liegen- 
schaft als möglich erscheint Der Rat der Gemeinde 
Neuhausen wird im November entscheiden, ob er 
die Kaufpreisvorstellungen des Bundes als Ver- 
handlungsbasis zu akzeptieren bereit ist 


Anlage 73 (C) 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Dr. de With auf die Schrift- 
liche Frage des Abgeordneten Dr. Müller-Enunert 
(SPD) (Drucksache 8/3310 Frage B 44): 

Wie beurteilt die Bundesrerierung den Inhalt der dpa-Meldung vom 
1 1. Oktober 1979, nach der der sowjetische Kanu-Olympiasieger von 
1972 Vladislavas Tschessiounias, nach seiner Entscheidung, in der Bun- 
desrepublik Deutschland zu leben, gegen seinen '^llen in die UdSSR 
zurückgebracht worden sein soll? 

Die Ermittlungen in dem Verfahren des General- 
bundesanwalts beim Bundesgerichtshof gegen Un- 
bekannt wegen desVerdachts eines Vergehens der 
geheimdienstlichen Agententätigkeit (§ 99 StGB) in 
Tateinheit mit einem Verbrechen der Verschlep- 
pung (§234a StGB) zum Nachteil des sowjetischen 
Staatsbürgers Vladislavas Tschessiounias sind noch 
nicht abgeschlossen. Die Bundesregierung kann da- 
her zu der Frage, über die das Ermittlungsverfahren 
Aufschluß geben soll, noch keine Stellungnahme ab- 
geben. Der Generalbundesanwalt wird dem Innen- 
ausschuß des Deutschen Bundestages und der Parla- 
mentarischen Kontrollkommission voraussichtlich 
in der kommenden Woche zur abschließenden Un- 
terrichtung über das Ergebnis des Ermittlungsver- 
fahrens zur Verfügung stehen. 

Anlage 74 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Dr. de With auf die Schrift- (D) 
liehe Frage des Abgeordneten Möllemann (FDP) 
(Drucksache 8/3310 Frage B 45): 

Treffen Presseberichte zu, wonach der israelische Geheimdienst in 
deutschen Gefängnissen einsitzende Palästinenser verhört und einen 
von ihnen sogar gezwungen haben soll, einen Mordauftrag zu überneh- 
men, und wer trägt wenn die Berichte zutreffen, für diesen Vorgang die 
Verantwortung? 

Zur Beantwortung der Frage kann aus der Zustän- 
digkeit der Bundesregierung folgendes beigetragen 
werden. 

Ende April 1979 waren mehrere Palästinenser — 
zum Teil in Besitz erheblicher Mengen Sprengstoff 
— von deutschen Behörden festgenommen und in 
bayerischen Gefängnissen inhaftiert worden. Das 
bayerische Landeskriminalamt hat sich Anfang Mai 
1979 an den Bundesnachrichtendienst mit der Bitte 
um Mitteilung gewandt, ob über den Hintergrund 
der zu der Verhaftung führenden Vorfälle Erkennt- 
nisse vorlägen. Im Verlauf der sich daran anschlie- 
ßenden Gespräche hat der Bundesnachrichten- 
dienst dem bayerischen Landeskriminalamt zwei 
Mitarbeiter des israelischen Nachrichtendienstes 
zur Unterstützung bei der Aufklärung von Fragen 
vermittelt, die durch die erwähnten Vorfälle ent- 
standen waren. Daß es sich bei diesen vom Bundes- 
nachrichtendienst vermittelten Auskunftspersonen 
um Mitarbeiter des israelischen Nachrichtendien- 
stes handelt, war dem bayerischen Landeskriminal- 
amt vom Anfang an bekannt. Ob diese Personen nur 
zur Unterstützung der eigenen Vernehmungstätig- 
keit des bayerischen Landeskriminalamts herange- 
zogen worden sind oder ob sie Gelegenheit zu 
eigener Vemehmungstätigkeit erhalten haben, ver- 
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(A) mag die Bundesregierung nicht abschließend zu be- 
urteilen, da Angehörige von Bxmdesdienststellen an 
den Vernehmungen nicht teilgenommen haben. 

Wegen des angeblichen Mordauftrages ist darauf 
hinzuweisen, daß bei der Staatsanwaltschaft Mün- 
chen I ein Ermittlungsverfahren gegen Unbekannt 
wegen des Verdachts der erfolglosen Anstiftung 
zu m Mord gef ührt wird. 


Anlage 75 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Dr. de With auf die Schrift- 
lichen Fragen des Abgeordneten Dr. Schöfberger 
(SPD) (Drucksache 8/3310 Fragen B 46 und 47): 

Trifft es zu, da£ der wegen Verunslimpfunc des Widerstandskämpfers 
Dietrich Bonhoeffer und wegen anderer recntsradikaler Straftaten vom 
Oberlandesgericht Frankfurt (Main) rechtskräftig verurteilte und flüch- 
tige Manfred Roeder auf Grund eines Interpol-Haftbefehls am 11. Okto- 
ber 1979 in Reiden. Kanton Luzern (Schweiz), festgenommen wurde, je- 
doch nicht an die Bundesrepublik DeutscUand ausgeliefert werden 
konnte, weil der erste Au8lieferung8€uitras der Bmdesanwaltschaft un- 
zureichend war und Roeder bei Vorlage des zweiten Auslieferungsan- 
trags am 12 Oktober 1979 von den schweizerischen Behörden bereits 
wieder über die Grenze nach Österreich abgeschoben worden war? 

Aus welchen Gründen war der erste Auslieferungscmtrag unzurei- 
chend. und wie können solche Vorgänge in Zukunft vermieden wer- 
den? 

Gegen den Rechtradikalen Manfred Roeder sind 
verschiedene Strafverfahren anhängig oder rechts- 
kräftig abgeschlossen, von denen zwei für ein Aus- 
lieferungsverfahren in Betracht kommen: In einem 
besteht Haftbefehl des Landgerichts Frankfurt/ 
Main vom 16. Oktober 1978 wegen Volksverhet- 
(B) zung, weil Roeder nach dem Ergebnis der Ermittlun- 
gen zu der Broschüre „Die Auschwitzlüge" ein Vor- 
wort verfaßte, in dem er der jüdischen Bevölkerung 
u. a. Lügen über die Verhältnisse in den Konzentra- 
tionslagern vorwirft. In dem anderen, das von dem 
Generalbundesanwalt beim Bundesgerichtshof be- 
trieben wird, besteht Haftbefehl des Oberlandesge- 
richts Frankfurt/Main vom 24. August 1978 wegen 
Nötigung eines Verfassungsorgans, Verunglimp- 
fung des Staates und seiner Symbole und Volksver- 
hetzung. 

Der Verfolgte ist flüchtig. Unmittelbar nachdem 
die zuständigen deutschen Strafverfolgungsbehör- 
den am 11. Oktober 4979 Kenntnis erhalten hatten, 
daß sich Roeder in der Schweiz aufhielt, haben der 
Generalbundesanwalt beim Bundesgerichtshof und 
der Leitende Oberstaatsanwalt bei dem Landgericht 
Frankfurt/Main unter fernschriftlicher Übermitt- 
lung der oben genannten Haftbefehle die schweize- 
rischen Justizbehörden um Anordnung der vorläufi- 
gen Auslieferungshaft gegen den Verfolgten er- 
sucht. Die Schweiz sah indes zunächst keine Mög- 
lichkeit, den Verfolgten nach Überprüfung seiner 
Personalien in Haft zu nehmen, weil die ihm in den 
oben genannten Haftbefehlen zur Last gelegten Ta- 
ten nach schweizerischem Recht nicht strafbar 
schienen. Eine Auslieferung und damit auch die 
Verhängung der vorläufigen Auslieferungshaft 
kommt aber nur in Betracht, wenn die dem Ersuchen 
zugrunde liegenden Taten auch nach dem Recht des 
ersuchten Staates strafbar sind. 

Nachdem die schweizerischen Behörden ihre 
Auffassung nochmals überprüft hatten und zu dem 


Ergebnis gekommen waren, daß die dem Verfolgten (C) 
in dem Haftbefehl des Landgerichts Frankfurt/Main 
vom 16. Oktober 1978 zur Last gelegte „Volksverhet- 
zung" nach schweizerischem Recht als „Falsche An- 
schuldigung“ strafbar sein könnte, erließen sie am 
12. Oktober 1979 einen entsprechenden vorläufigen 
Ausliefenmgshaftbefehl. Der Verfolgte konnte aber 
nicht mehr festgenommen werden, weil er bereits 
am 1 1. Oktober 1979, dem Tag, an dem die deutschen 
Behörden von seinem Aufenthalt in der Schweiz un- 
terrichtet worden waren, die Schweiz mit unbekann- 
tem Ziel verlassen hatte. 

Es trifft demnach nicht zu, daß der deutsche Aus- 
lieferungsantrag unzureichend war, vielmehr haben 
die deutschen Behörden alle notwendigen Maßnah- 
men ergriffen, um eine Auslieferung Roeders an die 
Bundesrepublik Deutschland sicherzustellen. 


Anlage 76 

Antwort 

des Pari, Staatssekretärs Dr. de With auf die Schrift- 
liche Frage des Abgeordneten Wolfgramm (Göttin- 
gen) (FDP) (Druchsache 8/3310 Frage B 48): 

Treffen Pressemeldvmgen zu, wonach der ehemalige Chefarzt des Ma- 
rienhospitals in Erftstadt-Frauenthal trotz jahrzehntelangem leichtferti- 
gen Umgang mit Radium wegen eines Verstofies gegen das Atomge- 
setz und die ötraldenschutzverordnung strafrechtlich nicht belang wer- 
den k ann, da nach § 31 1 a StGB die fahrlässige und sogar grob fahrlässige 
Mißachtung der Vorschriften nicht unter SVafe steht, und ist die Bun- 
desregierung bereit angesichts der im Fall Erftstadt-Frauenthal deut- 
lich gewordenen Lücke den § 31 1 a StGB dahin gehend zu ändern, daß in 
Zukunft auch der fahrlässige Umgang mit dercurt gefährlichen Stoffen 
unter Strafe gestellt wird? 

In dem von Ihnen erwähnten Fall ist gegenwärtig 
ein strafrechtliches Ermittlungsverfahren anhängig. 
Es erscheint daher nicht tunlich, Stellungneihmen zu 
dem konkreten Sachverhalt abzugeben. Grundsätz- 
lich ist jedoch zum strafrechtlichen Schutz vor Ge- 
fährdungen durch radioaktives Material folgendes 
zu bemerken: 

§ 311a StGB ist für fahrlässigen Umgang mit ra- 
dioaktivem Material nicht einschlägig. Die Vor- 
schrift ist als Absichtsdelikt ausgestaltet und betrifft 
den Mißbrauch ionisierender Strahlen, der in der 
Absicht vorgenommen wird, die menschliche Ge- 
sundheit zu beschädigen oder die Brauchbarkeit 
fremder Sachen von bedeutendem Wert zu beein- 
trächtigen. 

Doch können nach § 46 Abs. 1 Nm. 1 bis 3 des 
Atomgesetzes vorsätzliche und fahrlässige Verstöße 
gegen die dort näher bezeichneten Bestimmungen 
des Atomgesetzes oder der Strahlenschutz-Verord- 
nung als Ordnungswidrigkeit mit Geldbuße bis zu 
hunderttausend Deutsche Mark geahndet werden. 

Eine Strafbarkeit nach § 47 des Atomgesetzes ist 
gegeben, wenn die in § 46 Abs. 1 Nm. 1 bis 3 des 
Atomgesetzes genannten Handlungen vorsätzlich 
begangen werden und der Täter dadurch eine vor- 
sätzliche oder fahrlässige Gefährdung von Men- 
schen oder fremden Sachen von bedeutendem Wert 
herbeiführt. Die Strafe ist Freiheitsstrafe bis zu fünf 
Jahren oder Geldstrafe, bei wissentlicher Herbei- 
führung der Gefahr Freiheitsstrafe von drei Mona- 
ten bis zu fünf Jahren, 
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(A) Im Entwurf eines Gesetzes zur Bekämpfung der 
Umweltkriminalität (BT-Drucksache 8/2382), der sich 
noch im Stadium der parlamentarischen Beratungen 
befindet ist eine Verstärkung des Schutzes der von 
ionisierenden Strahlen ausgehenden Gefahren ge- 
plant Der Entwurf sieht vor, daß das unbefugte Frei- 
setzen ionisierender Strahlen auch im Falle fahrläs- 
sigen Verhaltens als schwere Umweltgefährdung 
(§ 330 Abs. 1 Nr. 2 c des Entwurfs) mit Freiheitsstrafe 
bis zu drei Jahren oder mit Geldstrafe bestraft wird, 
wenn dadurch Leib oder Leben eines Menschen 
oder bedeutende Sachwerte gefährdet werden. Han- 
delt es sich um radioaktive Abfälle, so kann in be- 
stimmten Fällen eine Strafbarkeit wegen umweltge- 
fährender Abfallbeseitigung (§ 326 des Entwurfs) be- 
reits dann gegeben sein, wenn eine konkrete Ge- 
fährdung nicht vorliegt Die Frage, ob darüber hin- 
aus noch eine weitere Ausdehnung der Strafbarkeit 
im Zusammenhang mit dem rechtswidrigen Um- 
gang mit radioaktiven Stoffen erwogen werden soll, 
wird Gegenstand der weiteren Ausschußberatungen 
sein. 


Anlage 77 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Dr. de With auf die Schrift- 
liche Frage des Abgeordneten Dr, Czaja (CDU/CSU) 
(Drucksache 8/3310 Frage B 49): 

Welche Tatsachen müssen nach Auffassung der Bundesregierung 
und der Rechtsprechung vorliegen, um den Tatbestand des Völkennor- 
des nach Artikel II E der Völkermordkonvention der Vereinten Natio- 
nen und im Sinne von $ 220a Nr. 5 StGB zu erfüllen? 

§ 220 a Abs. 1 Nr. 5 StGB lautet wie folgt: 

„Wer in der Absicht, eine nationale, rassische, reli- 
giöse oder durch ihr Volkstum bestimmte Gruppe 
als solche ganz oder teilweise zu zerstören, Kinder 
der Gruppe in eine andere Gruppe gewaltsam über- 
führt, wird mit lebenslanger Freiheitsstrafe be- 
straft." 

Diese Vorschrift entspricht inhaltlich Art. II 
Buchstabe e der Konvention vom 9. Dezember 1948 
über die Verhütung und Bestrafung des Völkermor- 
des, der die Bundesrepublik Deutschland durch Ge- 
setz vom 9. August 1954 beigetreten ist. 

Die erfaßten Fälle ergeben sich aus dem Wortlaut. 
Wegen der Auslegung der einzelnen Tatbestands- 
merkmale darf ich Sie auf die strafrechtliche Litera- 
tur verweisen (vgl. Schönke-Schröder, Kommentar 
zum Strafgesetzbuch, 19. Auflage, § 220, Anm. 4). 

Rechtsprechung zu § 220 a Abs. 1 Nr. 5 StGB gibt 
es nicht. 


Anlage 78 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Haehser auf die Schriftli- 
chen Fragen des Abgeordneten Pieroth (CDU/CSU) 
(Druchsache 8/3310 Fragen B 50 und 51): 

Ist der Bundesregierung bekannt in welcher Höhe die VEBA in den 
letzten vier Jahren Geldi^ttel für Fusionen ausgegeben hat? 

Warum lehnt die Bundesregierung die Auffassung ab, eine Nichtge- 
wähning von 320 Millionen DM im Nachtragshaushalt hätte die VEBA 
zu einer Überprüfung ihrer Aufkaufpolitik und Setzung anderer Priori- 
täten bei der upansion gezwungen? 


Nach ihren Angaben hat die VEBA von 1975 bis (Q 
Mitte 1979 Mittel in Höhe von rd. 400 Millionen DM 
für Erwerbe von Unternehmen oder Beteiligungen 
aufgewendet In diesem Betrag sind 320 Millionen 
DM für den Erwerb von 37,4% Anteilen an der Che- 
mie-Verwaltungs AG (1978) enthalten. 

Auf den hier besonders interessierenden Han- 
delsbereich entfallen 56 Erwerbe zu insgesamt 67 
Millionen DM. Im gleichen Zeitraum hat VEBA für 
insgesamt rd. 950 Millionen DM Beteiligungen ver- 
äußert, davon im Handelsbereich 89 Beteiligungen 
für insgesamt 120 Millionen DM. 

Diese Zahlen machen deutlich, daß zwischen den 
rund 680 Millionen DM, die der VEBA insgesamt 
aus der Kapitalerhöhung zufließen, und den 67 Mil- 
lionen DM für den im Handelsbereich branchenüb- 
lichen gelegentlichen Erwerb kleinerer Unterneh- 
men schon von der Größenordnung her keinerlei 
Zusammenhang besteht. Nimmt man hinzu, daß die 
Veräußerungen die Erwerbe deutlich übersteigen, 
so zeigt sich, daß für Unternehmenserwerbe zusätz- 
liches Kapital überhaupt nicht vonnöten ist. 

Die Kapitalerhöhung (auf den Bund entfallender 
Anteil: 295 Millionen DM) dient vielmehr dazu, den 
seit 1971, dem Jahr der letzten Kapitalerhöhung, 
kontinuierlich von 41,0 auf 27,7% abgesunkenen 
Eigenkapitalanteil an der Konzernbilanzsumme 
wieder auf über 30 % anzuheben und damit eine an- 
gemessenere Relation auch zu dem ständig gestie- 
genen Geschäftsumfang und den Investitionserfor- 
demissen, vor allem im Energiebereich, herbeizu- 


Anlage 79 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Dr. Böhme auf die Schriftli- 
chen Fragen des Abgeordneten Dr. Köhler (Wolfs- 
burg) (CDU/CSU) (Drucksache 8/3310 Fragen B 52 
und 53): 

Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß durch die Aiifhebung 
der Abgabe von steuerbeg^stigtem Dies^treibstoff für Wasser- und 
Luftsportfahrzeuge einseitig Tatsachen geschaffen sind, die die anste- 
hende, EG-einheitliche Regelung auf diesem Sektor stark erschweren 
werden und daß auf Gruna dieser Entscheidung der Dieselpreis in der 
Bvindesrepublik Deutschland im europäischen Vergleich der höchste 
sein wird? 

Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß die Halter von Wasser- 
und Luftsportfahrzeugen über die Mehrab^abe das von ihren Fahrzeu- 
gen nicht benutzte Streißenverkehrsnetz mitfinanzieren müssen, da die 
Mineralölsteuerabgaben weitgehend für Bundesfemstraßen. Bundesau- 
tobahnen und den öffentlichen Personennahverkehr verwendet wer- 
den? 

1. Durch die am 1. Oktober 1979 in Kraft getretene 
Verordnung zur Änderung der Allgemeinen Zoll- 
ordnung und der Verordnung zur Durchführung des 
Mineralölsteuergesetzes vom 14. September 1979 
(BGBL I S. 1589) entfällt der Abgabenvorteil von etwa 
0,47 DM je Liter Treibstoff für Wassersportfahr- 
zeuge mit Dieselantrieb. Benzinboote durften schon 
bisher nur mit versteuertem Treibstoff betrieben 
werden. Die Bundesregierung erwägt außerdem, die 
Steuerbegünstigung für Luftfahrtbetriebsstoffe ein- 
zuschränken. Die Möglichkeiten dazu und ihre je- 
weiligen Auswirkungen werden derzeit geprüft. 

Die Kommission der Europäischen Gemeinschaft 
hat den Mitgliedstaaten Mitte des Jahres den revi- 
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(A) dierten Entwurf eines Richtlinienvorschlags zur 
steuerrechtlichen Behandlung von Erzeugnissen 
übersandt, die zum Verbrauch an Bord internatio- 
naler Züge, Luft- und Wasserfahrzeuge bestimmt 
sind (Dokument Xy/347/78 — DE Rev 1). Dieser 
Entw^ sieht keine Steuerbefreiung der Brenn-, 
Treib- und Schmierstoffe für Wassersport- oder pri- 
vate Luftfahrzeuge vor. Die durch die Verordnung 
des Bundesministers der Finanzen vom 14. Septem- 
ber 1979 geschaffene Regelung für Wassersportfahr- 
zeuge stimmt insoweit mit dem Richtlinienentwurf 
der Europäischen Gemeinschaft überein. 

In der Bundesrepublik und in Frankreich be- 
stimmt sich der Preis für Dieselkraftstoff zum An- 
trieb von Wassersportfahrzeugen nach den Abga- 
bepreisen von versteuertem Dieselkraftstoff im 
Straßenverkehr. In Belgien, Dänemark und in den 
Niederlanden ist Dieselkraftstoff zur Verwendimg 
als Treibstoff von Wassersportfahrzeugen billiger. 
Das Preisverhältnis in den übrigen europäischen 
Ländern ist nicht bekannt 

2. Die Mineralölsteuer ist keine Abgabe für die 
Benutzung bestimmter Verkehrswege, sondern be- 
lastet den Verbrauch von Mineralöl als Treib-, 
Schmier- oder Heizstoff, Daß ein Teil des Mineralöl- 
steueraufkommens für verkehrspolitische Aufgaben 
zweckgebunden ist, steht einer Belastung der 
Schiffs- und Luftfahrtbetriebsstoffe nicht entgegen. 


(B) 

Anlage 80 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Dr. Böhme auf die Schriftli- 
chen Fragen des Abgeordneten Dr. Holtz (SPD) 
(Drucksache 8/3310 Fragen B 54, 55, 56 und 57): 

Ist der Bundesregierung bekannt ob die Firma Fiduciaria TransaÜ&n- 
tica Alemana in Paraguay, die von der paraguayischen Zeitschrift abc 
schwerer Verstöße gegen die dort geltende Gesetzgebung beschuldigt 
wird, im Rahmen des Entwicklungsländersteuergesetzes gefördert 
wird? 

Verstößt diese Firma gegebenenfalls durch ihren Bruch paraguayi- 
scher Vorschriften gegen Richtlinien im Zusammenhang mit der Förde- 
rung ihrer Aktivitäten im Rahmen des Entwicklungsländersteuergeset- 
zes? 

Kann der Bruch von Vorschriften in Entwicklungsländern, in denen 
deutsche Investoren tätig sind, durch Entzug der Förderung im Rahmen 
des Entwicklungsländersteuergesetzes geahndet werden? 

Sieht die Bundesregierung eine M^lichkeit durch die nun vorgese- 
hene Statistik im Ralfen cfes novellierten Entwicklungsländersteuer- 
gesetzes über das Verhalten deutscher Firmen in Entwicklungsländern 
einen besseren Überblick und Möglichkeiten für Sanktionsmunahmen 
zu erhalten? 

Im Hinblick auf die Verpflichtung zur Wahrung 
des Steuergeheimnisses (§ 30 der Abgabenordnung) 
muß sich die Antwort auf folgende allgemeine Be- 
merkungen beschränken: 

Zu Frage B 54: 

Die Vergünstigungen des Entwicklungsländer- 
Steuergesetzes können nur LFnternehmen beeinspru- 
chen, die mit Mitteln eines inländischen Betriebs 
begünstigte Kapitalanlagen in Entwicklungsländern 
vornehmen. Da die von Ihnen erwähnte Firma kein 
deutsches Unternehmen ist, kann sie eine Förde- 
rung nach dem Entwicklungsländer-Steuergesetz 
selbst nicht beanspruchen. 


Zu Frage B 55: (C) 

Da die genannte Firma die Vergünstigungen des 
Entwicklungsländer-Steuergesetzes nicht in An- 
spruch nehmen kann, erübrigt sich die Frage. 

Zu Frage B 56: 

Die steuerlichen Vergünstigungen des Entwick- 
lungsländer-Steuergesetzes sind nicht davon abhän- 
gig, daß das Unternehmen im Entwicklungsland, in 
dem begünstigte Kapitalanlagen vorgenommen 
worden sind, die Rechtsvorschriften des Entwick- 
lungslandes beachtet Verstöße gegen Rechtsvor- 
schriften des Entwicklungslandes können deshalb 
nicht durch Entzug der Förderungsmaßnahmen des 
Entwicklungsländer-Steuergesetzes geahndet wer- 
den. 

Zu Frage B 57: 

Die Statistik nach § 9 des Entwicklungsländer- 
Steuergesetzes erstreckt sich nicht auf etwaige Ver- 
stöße, die von Unternehmen in Entwicklungslän- 
dern gegen die dort bestehenden Rechtsvorschrif- 
ten begangen worden sind, da das Entwicklungslän- 
der-Steuergesetz Sanktionsmaßnahmen wegen sol- 
cher Verstöße nicht vorsieht 


Anlage 81 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Haehser auf die Schriftli- 
che Frage des Abgeordneten Seefeld (SPD) (Druck- (L^) 
Sache 8/3310 Frage B 58): 

Ist der Bundesregierung bekannt daß beim Abschleppen von defek- 
ten Kraftfahrzeugen durch deutsche AbBchleiq)unteme^en in Frank- 
reich die französischen Zollbehörden ein Carnet A T. A verlangen und 
daß dadurch den betroffenen Firmen im grenznahen Raum unverhält- 
nismäßig hohe Kosten entstehen, und wenn ja, welche Veränderungen 
ist sie bereit zur Verbesserung der bestehenden Situation, umgehend 
mit Frankreich zu vereinbaren, und ist beabcdchtigt eine EG-ei^eiÜi- 
che Lösung dieses Problems anzustreben? 

Die Bundesregierung ist vor kurzem auf die von 
Ihnen angesprochene Praxis der französischen Zoll- 
verwaltung hingewiesen worden. Diese Abferti- 
gungspraxis ist zwar weniger freizügig als die deut- 
sche, sie widerspricht jedoch nicht zwischenstaatli- 
chem Recht Da die Steuervorschriften über die vor- 
übergehende Einfuhr von Waren im innergemein- 
schaftlichen Verkehr noch nicht harmonisiert sind, 
unterliegt die vorübergehende Verwendung von 
Gemeinschaftsgut nationalem Recht also zwangs- 
läufig unterschiedlichen Bestimmungen. 

Ich halte es für zweckmäßig, das Problem im Rah- 
men der Rechtsangleichung innerhalb der EWG zu 
lösen. In Kürze wird der EG-Rat eine Richtlinie über 
Steuerbefreiungen innerhalb der Gemeinschaft bei 
vorübergehender Einfuhr von privaten Kraftfahr- 
zeugen verabschieden. Ich rechne damit daß danach 
auch die Harmonisierung der vorübergehenden Ein- 
fuhr von Nutzfahrzeugen in Angriff genommen 
wird. Die Bundesregierung wird bei den Beratungen 
für eine möglichst freizügige Gemeinschaftsrege- 
lung eintreten. Eine besondere Vereinbarung mit 
Frankreich, die bei der derzeitigen Rechtslage kaum 
erreichbar erscheint könnte die ausstehende Ge- 
meinschaftsregelung nicht ersetzen. 



14552’ 


Deutscher Bundestag — 8. Wahlperiode — 184. Sitzung. Bonn, Freitag, den 9. November 1979 


(A) Anlage 82 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Haehser auf die Schriftli- 
che Frage des Abgeordneten Stutzer (CDU/CSU) 
(Drucksache 8/3310 Frage B 59): 

Hat die Bundesregierung bereits Uberlegunsen angesteUt welche 
Verwendung die Liegenschaften in Stohl beilCieT nach einer Verlegung 
des Fraunhcrferinstituts fflr naturwissenschaftlich-technische Tren<&na- 
lysen von Stohl nach Nordrhein- Westfalen finden sollen, wird der Bund 
mese Liegenschaften veräuBem oder behalten? 

Die Oberfinanzdirektion Kiel hat die in Frage 
kommenden Bundesdienststellen gebeten, bis De- 
zember 1979 mitzuteilen, ob die Liegenschaft für die 
von ihnen zu erfüllenden Aufgaben benötigt wird. 
Sofern kein Bundesbedarf besteht, wird sie das 
Grundstück dem Sozialminister des Landes Schles- 
wig-Holstein anbieten, der angefragt hat, ob bundes- 
eigene Grundstücke zur Vermietung an Asylbewer- 
ber zur Verfügung stehen. 

Sollte das Grundstück für Verwaltungsaufgaben 
des Bundes nicht benötigt werden und auch der So- 
zialminister kein Interesse bekunden, wird die 
Oberfinanzdirektion Kiel versuchen, es anderweitig 
zu vermieten oder zu verkaufen. 


Anlage 83 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Haehser auf die Schriftli- 
chen Fragen des Abgeordneten Wimmer (Mön- 
chengladbach) (CDU/CSU) (Drucksache 8/3310 Fra- 
(B) gen B 60 und 61): 

Wem ist das Gelände, auf dem sich das Nato-Hauptquartier Rhein- 
dahlen zusammen mit dem Hauptquartier der Rheinarmee befindet 
über die umfriedeten Teile hinaus zu welcher Nutzimg ausschliefilich 
fiberlassen worden, und sind damit gleichzeitig Rechte übertragen wor- 
den. die mit dem eigentlichen Nutzungszweck nicht im Zusammenhang 
stehen? 

Auf welche Rechte im einzelnen hat die Bundesrepublik Deutschland 
bei der Benutzung des Geländes ,Jiauptquartier Mönchengladbach* 
welchen Vertragspa^em gegenüber verzichtet und fällt unter diesen 
Verzicht auch das sich aus der isoliert anwendbaren Verordnung über 
die Benennung von Strafien. Brücken und Plätzen vom 1. April 1939 
(RGBL I S. 703) ergebene Recht Straßenbenennungen in deutscher Zu- 
ständigkeit voTzimehmen? 

1. Das Gelände des Hauptquartiers Rheindahlen 
einschließlich der nicht umfriedeten Teile ist den 
britischen Streitkräften auf Grund der für die Statio- 
nierung ausländischer Streitkräfte in der Bundesre- 
publik allgemein geltenden zwischenstaatlichen 
Verträge überlassen worden. Die britischen Streit- 
kräfte sind berechtigt, die Liegenschaft ganz oder 
zum Teil einem internationalen militärischen 
Hauptquartier der NATO zu überlassen. Die gesam- 
ten Flächen werden von den britischen Streitkräften 
und der NATO zur Erfüllung ihrer Verteidigungs- 
aufgaben benutzt. Rechte, die mit diesem Benut- 
zungszweck nicht in Einklang stehen, sind ihnen 
nicht eingeräumt worden. 

2. Die Bundesrepublik Deutschland hat bei der 
Überlassung des Hauptquartiers Mönchengladbach- 
Rheindahlen weder den britischen Streitkräften 
noch dem NATO-Hauptquartier gegenüber auf 
Rechte verzichtet, die ihr auf Grund der internatio- 
nalen Vereinbarungen zustehen. Im Rahmen ihrer 
Organisationsgewalt sind die ausländischen Streit- 
kräfte berechtigt, Gebäude, Straßen und Plätze in ih- 
rer Landessprache zu bezeichnen. Das Recht der Ge- 


meinde, dem öffentlichen Verkehr dienende Stra- (C) 
ßen und Plätze zu benennen, bleibt davon unbe- 
rührt 


Anlage 84 

Antwort 

des Pcirl. Staatssekretärs Dr. Böhme auf die Schriftli- 
chen Fragen des Abgeordneten Dr. Hoffacker 
(CDU/CSU) (Drucksache 8/3310 Fragen B 62 und 
63): 

Beabsichtigt die Bundesregierung, im Rahmen des Einkommensteu- 
ergesetzes (S 10 b EStG) die Aufwendungen für Zwecke der Entwick- 
lungshilfe als zusätzliche Kategorie zu den Aufwendungen für mildtäti- 
ge, sirchliche und religiöse wie z. B. die Abzugsfähigkeit für wissen- 
schaftliche und staatspolitische Zwecke als Sonderausgaben steuerlich 
abzugsfähig zu machen? 

Welche Möglichkeit sieht die Bundesregierung, die Abzussfähigkeit 
für das Hilfswerk Misereor im Rahmen von i 10b Abs. 1 EStG über den 
bisherigen Prozentsatz von 5 v. H. des Gesamtbetrags der Einkünfte hin- 
aus quantitativ zu erweitern? 

Wie die Bundesregierung bereits auf eine ent- 
sprechende parlamentarische Anfrage vom Mai des 
vergangenen Jahres mitgeteilt hat (Plenarprotokoll 
8/93 vom 1. Juni 1978 Anlage 63), ist die Förderung 
der Entwicklungshilfe schon seit langem durch all- 
gemeine Verwaltungsvorschrift der Bundesregie- 
rung mit Zustimmung des Bundesrates als beson- 
ders förderungswürdiger und damit spendenwürdi- 
ger gemeinnütziger Zweck im Sinne des § 10 b 
Abs. 1 des Einkommensteuergesetzes und des § 9 
Nr. 3 a des Körperschaftsteuergesetzes anerkannt 
(vgl. Nr. 22 der Anlage 7 zu den Einkommensteuer- 
Richtlinien bzw. der Anlage 3 zu den Lohnsteuer- 
Richtlinien). 

Die Höhe des Abzugsatzes richtet sich nach dem 
mit der Spende geförderten Zweck. Mit dem Gebot 
steuerlicher Gleichbehandlung wäre nicht zu ver- 
einbaren, Spenden zur Förderung ein und desselben 
Zwecks je nach der Person des Spendenempfängers 
in unterschiedlicher Höhe steuerlich zu begünsti- 
gen. 


Anlage 85 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Dr. Böhme auf die Schrift- 
lichen Fragen des Abgeordneten Dr. Häfele (CDU/ 
CSU) (Drucksache 8/3310 Fragen B 64 und 65): 

Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß die bisherigen Verwal- 
tungsmaßnahmen zugunsten der JBerufskraftfahrei^ nicht ausreichen, 
diese vor ungerechtferti^en steuerlichen Nachteilen hinsichtlich der 
ihnen tatsächlich entst^enden Verpflegungsmehraufwendungen zu 
bewahren? 

Ist die Bundesregierung bereit die bisher getroffene Regelung zu er- 
weitern und dabei den Vorschlag der Bundesverbände des deutschen 
Güterkraftverkehrs in Frankfurt zu berücksichtigen, und wann wird 
dies gegebenenfalls geschehen? 

Die Bundesregierung geht mit den obersten Fi- 
nanzbehörden der Länder davon aus, daß die in der 
Verwaltungsanweisung vom 29. Juni 1979 festge- 
setzten Pauschbeträge für Verpflegungsmehrauf- 
wendungen bestimmter Berufskraftfahrer dem 
durchschnittlichen Mehraufwand der von der Rege- 
lung insgesamt erfaßten Arbeitnehmer entspricht 
und daß deshalb steuerliche Nachteile nicht entste- 
hen. Gegenüber der Rechtsprechung des Bundesfi- 
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(A) nanzhofs stellt diese Verwaltungsanweisung eine 
wesentliche Verbesserung für die betroffenen Ar- 
beitnehmer dar. 

Die Bundesregierung sieht keine Veranlassung, 
die erst vor knapp einem halben Jahr in eingehen- 
den Beratungen mit den obersten Finanzbehörden 
der Länder einvemehmlich festgesetzten Pauschbe- 
träge anzuheben. 

Der mir vorliegende Vorschlag der Bundesver- 
bände des deutschen Güterkraftverkehrs zielt dar- 
auf ab, die Pauschbeträge für Berufskraftfahrer auf 
die bei weitem günstigste tarifliche Spesenregelung 
im Güterfernverkehr anzuheben. Eine derartige 
Maßnahme wäre vom Vereinfachungszweck der 
Verwaltungsanweisung nicht gedeckt, weil sie in 
vielen Fällen eine nichtzulässige Freibetragswir- 
kung entfalten würde. 

Anlage 86 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs von Schoeler auf die 
Schriftlichen Fragen des Abgeordneten Becker 
(Nienberge) (SPD) (Drucksache 8/3310 Fragen B 66 
und 67): 

In welcher Form ist sichersestellt, daß die bisherige einwandfreie und 
anerkannte Bearbeitung und Verwaltung durch die Lastenausgleid^- 
bank von der Geschäftsstelle der Stiftung fortgeführt wird, nachdem 
den Kreditinstituten in der Bundesrepublik Deutschland mitgeteilt wor- 
den ist, daß die Bearbeitung von Darlehnsanträgen der Heis^ehrerstif- 
tung ab 1. September 1979 und die Darlehnsverwaltung ab 1. Januar 
1980 von der Lastenausgleichsbank auf die Geschäftsst^e der Heim- 
kehrerstiftung übergehen? 

Wie hoch werden die voraussichtlichen Einsparungen oder Mehrauf- 
f Bl Wendungen bei den Verwaltungskosten nach Übernahme der Tätigkei- 

' * ten dur<m die Geschäftsstelle im Verhältnis zu den Verwaltungskosten 

der Lastenausgleichsbank sein? 

1. Bei der Durchführung des Abschnitts III des 
Kriegsgefangenenentschädigungsgesetzes (KgfEG) 
haben die Heimkehrerstiftung und die Lastenaus- 
gleichsbank bisher gleichermaßen anerkannte und 
einwandfreie Leistungen erbracht. 

Die Übernahme der Bearbeitung und Verwaltung 
der von der Heimkehrerstiftung gemäß § 46 Abs. 2 
KgfEG zu gewährenden Darlehen durch die Heim- 
kehrerstiftung geht zurück auf Überlegungen des 
Stiftungsvorstandes und auf Erörterungen des Stif- 
tungsrates, denen die Feststellungen des Bundes- 
rechnungshofes zum Verhältnis von Leistungen und 
Verwaltungsaufwand bei der Heimkehrerstiftung 
und bei der Stiftung für ehemalige politische Häft- 
linge zugrunde liegen. 

Während im Bereich der Stiftung für ehemalige 
politische Häftlinge die von der Lastenausgleichs- 
bank wahrgenommenen Aufgaben bereits im Jahre 
1975 auf eine Geschäftsstelle der Stiftung übertra- 
gen wurden, hat der Stiftungsvorstand der Heim- 
kehrerstiftung diese Maßnahme in eine Prüfung 
über Verwaltungsvereinfachungen nach Über- 
nahme der von der Heimkehrerstiftung auf Grund 
des 7. KgfEÄndG wahrzunehmenden Aufgaben ein- 
bezogen. 

Die hierüber zwischen den Vorständen der La- 
stenausgleichsbank und der Heimkehrerstiftung ge- 
führten Gespräche führten zu vollem Einvernehmen 
darüber, daß die Bearbeitung von Darlehensanträ- 
gen gemäß § 46 Abs. 2 KgfEG und die Verwaltung 


dieser Darlehen auf die Heimkehrerstiftung überge- (C) 
hen und der Geschäftsbesorgungsvertrag zwischen 
beiden Einrichtungen zum 31. Dezember 1979 been- 
det werden soll. Lastenausgleichsbank und Heim- 
kehrerstiftung haben dies in einem gemeinsamen 
Schreiben den Kreditinstituten mitgeteilt und dabei 
die Hoffnung zum Ausdruck gebracht daß dadurch 
die bisherige einwandfreie und anerkannte Bearbei- 
tung und Verwaltung dieser Darlehen fortgesetzt 
werden kann. 

Die personellen und organisatorischen Maßnah- 
men sind für die Bearbeitung der Darlehensanträge 
getroffen und werden für die Übernahme der Darle- 
hensverwaltung durch die Heimkehrerstiftung vor- 
bereitet. 

Nach alledem ist es nicht zu erwarten, daß hierbei 
Schwierigkeiten auftreten oder die Bearbeitung der 
Darlehensanträge und die Verwaltung der Darlehen 
weniger sichergestellt ist, als es bisher der Fall 
war. 

2. Durch diese Maßnahmen werden Mehraufwen- 
dungen an den gesamten Verwaltungskosten für die 
Bearbeitung und Verwaltung der gemäß § 46 Ab- 
satz 2 KgfEG von der Stiftung gewährten Darlehen 
nicht entstehen. Vielmehr ist zu erwarten, daß die 
Übernahme dieser Aufgaben durch die Stiftung in 
gleicher Weise zu einer spürbaren Verminderung 
der gesamten Verwaltungskosten führt, wie dies 
auch im Bereich der Stiftung für ehemalige politi- 
sche Häftlinge durch die Übertragung der bis dahin 
von der Lastenausgleichsbank wahrgenommenen 
Aufgaben auf die Geschäftsstelle der Stiftung der 
Fall war. 

Der dadurch bedingte Nachtrags- Wirtschaftsplan 
für 1979 und der Wirtschaftsplan 1980 der Heimkeh- 
rerstiftung werden gegenwärtig vom Stiftungsvor- 
stand und von der Geschäftsstelle vorbereitet und 
dem Stiftungsrat am 4. Dezember 1979 zur Beschluß- 
fassung zugeleitet. Erst dann läßt sich absehen, wie 
hoch die durch diese Verwaltungsvereinfachung zu 
erzielenden Einsparungen sein werden. 


Anlage 87 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Grüner auf die Schriftliche 
Frage des Abgeordneten Stockleben (SPD) (Druck- 
sache 8/3310 Frage B 68): 

Wie bewertet die Bundesregierung die Möglichkeit eine Verbrau- 
cheraufklärungZ-beratung über rationelle Energieeinsparungen im 
häuslichen Bereich durch die Verbraucherzentralen mit Unterstützung 
der zuständigen Bundesministerien durchführen zu lassen? 

Die Bundesregierung fördert seit Herbst 1978 die 
unabhängige Beratung privater Verbraucher über 
Möglichkeiten der Energieeinsparung aus Kapi- 
tel 09 02 Titel 685 32 des Einzelplans 09 — Bundes- 
ministerium für Wirtschaft — . Diese Energiebera- 
tung wird in Zusammenarbeit zwischen der Arbeits- 
gemeinschaft der Verbraucher sowie den Verbrau- 
cherzentralen der Länder und deren Beratungsstel- 
len durchgeführt. Die bisherigen Schwerpunkte der 
Beratung liegen insbesondere im Bereich der bauli- 
chen Maßnahmen (Heizungsanlagen, Wärmedäm- 
mung durch Fenster, Türen sowie der Wände). Die 
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(A) Beratung erstreckt sich auch auf Fragen im Zusam- 
menhang mit alternativen Energiequellen sowie die 
Erläuterung der staatlichen Fördermaßnahmen. 

Eine Beurteilung der Auswirkungen der Energie- 
beratung und ihres Einflusses auf die Verhaltens- 
weisen der Energieverbraucher ist im Hinblick auf 
die erst einjährige Laufzeit dieses Projekts noch 
nicht möglich. Die bisher vorliegenden Erfahrungen 
mit der Energieberatung sind jedoch insgesamt posi- 
tiv. Das Interesse der Verbraucher an der Energie- 
beratung steigt ständig. Eine weitere Verstärkung 
der Energieberatung sowie ein Ausbau des Bera- 
tungsstellennetzes werden angestrebt. 


Anlage 88 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Grüner auf die Schriftliche 
Frage des Abgeordneten Amrehn (CDU/CSU) 
(Drucksache 8/3310 Frage B 69): 

Weshalb glaubt die Bundesre^enmg bei ihren Maßnahmen zur Ein- 
sparung von Enerme in Mehrfamilienmiet- und -eigentumshäusem statt 
eines Appells an Vernunft und Selbsteinschränkung des mündigen Bür- 
gers mit gesetzlichem Zwang vergehen und in bestehende Verträge so- 
wie gnmdbuchlich gesicherte Rechte eingreifen zu müssen, während sie 
in anderen Bereichen das Prinzip der Freiwilligkeit hochhält und mit 
Recht nicht an bindende Vorschriften zur Eindämmung des Verbrauchs 
beispielsweise im Autoverkehr denkt? 

Die Gebäudeheizung ist für die Energieeinspa- 
rung in mehrfacher Hinsicht von außergewöhnli- 
cher Bedeutung. Mehr als 40 % des End-Energiever- 
(B) brauchs der Bundesrepublik gehen in die Gebäude- 
heizung. Nach übereinstimmender Auffassung der 
Fachleute besteht in diesem Bereich auch das größte 
Einsparpotential bei rationellerem Verhalten der 
Verbraucher. 

Neben diesen wichtigen quantitativen Gesichts- 
punkten unterscheidet sich der Gebäudebereich 
aber auch insoweit von anderen Energieverbrauchs- 
sektoren, weil, jedenfalls bei Mietwohnungen, der 
Kostenträger der Heizkosten — der Mieter — und 
der Kostenträger für energiesparende Investitionen 
— der Vermieter — verschiedene Personen mit un- 
terschiedlichen Interessen sind. Da der Hauseigen- 
tümer im Mietwohnungsbau von den steigenden 
Heizkosten nicht betroffen ist, können auch die nor- 
malen Marktgesetze hier nicht wirken. Der Preisme- 
chanismus als Regulativ für energiesparendes Ver- 
halten wirkt höchstens auf das reine Verbrauchsver- 
halten der Mieter. Er übt aber gerade keine Anreize 
für energiesparende Investitionen beim Eigentümer 
aus. 

Auf Grund dieser Besonderheiten bei der Gebäu- 
deheizung kann die Energieeinsparpolitik in diesem 
Bereich nicht allein auf das vernünftige Verhalten 
des Verbrauchers vertrauen. Die bestehenden Ge- 
setze und Verordnungen stellen aber sicher, daß nur 
solche Anforderungen gestellt werden, die wirt- 
schaftlich vertretbar sind (§ 5 Energieeinsparungs- 
gesetz). Dieser Grundsatz der Wirtschaftlichkeit als 
Voraussetzung für staatliche Eingriffe gilt in ver- 
stärkter Form auch für den von der Bundesregie- 
rung vorgelegten Entwurf eines 1. Gesetzes zur Än- 
derung des Energieeinsparungsgesetzes. 


Anlage 89 (Q 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Grüner auf die Schriftli- 
chen Fragen des Abgeordneten Reuschenbach 
(SPD) (Drucksache 8/3310 Fragen B 70 und 71): 

Auf welchem Weg will die Bundesregierung erreichen, daß Gemein- 
den und Städte Energieversor^ngspläne aufstellen, und welche rechtli- 
chen Grundlagen st^en für diese Planungen zur Verfügung bzw. sollen 
geschaffen werden? 

Nach welchen Kriterien und mit welchen Zielen sollen solche Versor- 
gungspläne auf gestellt werden? 

Zu Frage B 70: 

Soweit die Versorgungsunternehmen im Quer- 
verbund arbeiten — das ist für etwa 75% der Fern- 
wärmeunternehmen der Fall — wird der Ausbau 
von Gas, Fernwärme und Elektrospeicherheizung 
bereits seit langem abgestimmt. Die Notwendigkeit, 
auch darüber hinaus umfassende Versorgungskon- 
zepte für den örtlichen Ausbau der leitungsgebun- 
denen Energieträger zu entwickeln, ist von Städten, 
Gemeinden und Versorgungsuntemehmen erkannt. 

Der Verband kommunaler Unternehmen hat kürz- 
lich 10 Grundsätze für örtliche Versorgungskon- 
zepte erarbeitet, nach denen sich Kommunen und 
Unternehmen in Selbstbindung künftig richten wol- 
len. 

Die Einführung und Durchsetzung von Versor- 
gungskonzepten ist kein rechtliches Problem. Dies 
haben die kommunalen Spitzenverbände und die 
große Mehrheit der zuständigen Landesressorts 
jetzt in einer Anhörung der Bundesregierung bestä- 
tigt. Rechtliche Instrumentarien zur Durchsetzung 
von Versorgungskonzepten — in beinahe allen Bun- (I^) 
desländern bestehen rechtliche Möglichkeiten, ei- 
nen Anschluß- und Benutzungszwang z. B. für Fern- 
wärme unter dem Gesichtspunkt des Umweltschut- 
zes einzuführen — sind in der Vergangenheit dem- 
entsprechend lediglich in ganz geringem Umfange 
in Anspruch genommen worden. Um den Gemein- 
den die in der praktischen Durchführung häufig 
schwierige Aufgabe der Erstellung von Versor- 
gungskonzepten zu erleichtern, werden von den 
Bundesressorts verschiedene Forschungsvorhaben 
durchgeführt, die den Gemeinden Handlungsanlei- 
tung und Entscheidungshilfen geben sollen und die 
auch die Erstellung konkreter einzelner Versor- 
gungskonzepte umfassen. Im übrigen sind in diesem 
Zusammenhang auch die umfangreichen finanziel- 
len Hilfen zur Einführung der Fernwärme von er- 
heblicher Bedeutung. 

Zu Frage B 71: 

Bei der Erstellung von Versorgungskonzepten 
sind eine ganze Reihe von Gesichtspunkten zu be- 
rücksichtigen. Dazu gehören die langfristigen ener- 
giepolitischen Zielsetzungen der rationellen Ener- 
gieverwendung und der Zurückdrängung des 
Mineralölanteils ebenso wie die konkreten örtli- 
chen Gegebenheiten, die bereits vorhandenen Lei- 
tungssysteme, örtliche Energieversorgungsmöglich- 
keiten und ihre Kosten, auch unter längerfristiger 
Betrachtung, Gesamtentwicklungsplanungen der 
Gemeinde, insbesondere auch Bau- und Siedlungs- 
planungen sowie Verbraucherinteressen. Der Bun- 
desminister für Forschung und Technologie bereitet 
eine Parameterstudie vor, die im einzelnen analysie- 
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(A) ren soll, welche Schritte die Gemeinden zur Erstel- 
lung eines Versorgungskonzeptes vornehmen müs- 
sen und die ein Entscheidungsmodell für Städte und 
Gemeinden aufbaut. Damit soll den örtlichen Instan- 
zen eine Handlungsanleitung für die Entscheidung 
gegeben werden, welche Art leitungsgebundener 
Energie angesichts der lokalen Besonderheiten 
wirtschaftlich durchführbar erscheint, z. B. der Auf- 
bau einer Fernwärmeversorgung. 


Anlage 90 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Grüner auf die Schriftli- 
chen Fragen des Abgeordneten Lenders (SPD) 
(Drucksache 8/3310 Fragen B 72 und 73): 

Welche Gründe waren maßgeblich dafür, der Stadt Adenau die Ein- 
stufung als C-Schwerpunkt in den Gemeinschaftsaufcaben von Bund 
und Ländern zur Verbesserung der regionalen Wirtsoiaftsstruktur zu 
entziehen, und wer hat die Streichung beantragt? 

Wie ist der Erfolg der Förderungsmaßnahmen, insbesondere bei noch 
nicht abgeschlossenen Vorhaben zu bewerten? 

Zu Frage B 72: 

Das Land Rheinland-Pfalz hat in seiner Anmel- 
dung zum 9. Rahmenplan der Gemeinschaftsaufgabe 
„Verbesserung der regionalen Wirtschaftsstruktur" 
den Antrag gestellt, die Schwerpunktorte Idar- 
Oberstein und Bitburg mit einer Förderpräferenz 
von 20% der Investitionskosten auszustatten. Im 
Austausch gegen diese Präferenzauf Stufungen 
wurde vom Land der Wegfall der Schwerpunktorte 
Zell und Adenau angeboten. Ohne entsprechende 
(B) Austauschangebote hat der Planungsausschuß für 
regionale Wirtschaftsstruktur bisher keiner Präfe- 
renzerhöhung einzelner Schwerpunktorte zuge- 
stimmt. Der Antrag des Landes Rheinland-Pfalz 
steht somit in Einklang mit den Grundsatzbeschlüs- 
sen des Planungsausschusses. 

Da eine Reduzierung der Gesamtzahl von Schwer- 
punktorten grundsätzlich zu begrüßen ist, sieht die 
Bundesregierung keinen Anlaß, gegen den Antrag 
des Landes Rheinland-Pfalz, über den bei der Verab- 
schiedung des 9. Rahmenplans am 12. Dezember 
1979 entschieden wird, zu stimmen. Im übrigen ist 
darauf hinzuweisen, daß Adenau Fremdenverkehrs- 
gebiet der Gemeinschaftsaufgabe bleibt und somit 
Investitionen gewerblicher Fremdenverkehrsbetrie- 
be nach wie vor gefördert werden können. Auch die 
Erweiterung ansässiger Industriebetriebe kann wei- 
ter begünstigt werden. 

Zu Frage B 73: 

Selbst wenn Adenau ab 1980 als Schwerpunktort 
entfällt, sind noch nicht abgeschlossene Ansied- 
lungsvorhaben davon nicht betroffen, soweit ent- 
sprechende Förderanträge vor dem 1. Januar 1980 
positiv entschieden worden sind. 


Anlage 91 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Gallus auf die Schriftliche 
Frage des Abgeordneten Conradi (SPD) (Drucksa- 
che 8/3310 Frage B 74): 


Ist die Bundesregierung bereit. Normen für die Käfighaltung von (C) 
Hühnern aufzustellen, die durch freiwillige Verpflichtung und freiwil- 
lige Kontrolle der Hülmerhalter angewendet und in der Werbung die- 
ser Betriebe entsprechend herausgestellt werden könnten? 

Richtlinien für eine freiwillige Selbstkontrolle der 
Geflügelhalter müssen vom Berufsstand selbst auf- 
gestellt werden. Sie entziehen sich schon von der 
Natur der Sache her einer Normierung durch die 
Bundesregierung. 

Eine Behörde könnte etwaige Richtlinien für die 
Käfighaltung von Hühnern nur zum Zweck der 
Durchführung des Tierschutzgesetzes festsetzen. In- 
haltlich müßten sich diese Richtlinien folglich im 
Rahmen des Tierschutzgesetzes bewegen. Sie könn- 
ten daher nur Mindestanforderungen enthalten. 
Weitergehende Bestimmungen wären unzulässig. 

Die Einhaltung derartiger, staatlich festgesetzter 
Richtlinien wäre somit für Werbezwecke kaum ver- 
wendbar, da damit lediglich einer gesetzlichen Ver- 
pflichtung nachgekommen wird. 


Anlage 92 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Gallus auf die Schriftlichen 
Fragen des Abgeordneten Kirschner (SPD) (Druck- 
sache 8/3310 Fragen B 75 und 76): 

Welche Gründe veranlassen die Bundesregierung, im jährlichen 
Agrarbericht immer nur das Durchschnittseinkommen einer Familien- 
arbeitskraft sowie das Durchschnittseinkommen im oberen und unteren 
Viertel der Vollerwerbsbetriebe auszuweisen und nicht die gleichen Be- 
red^ungen für jedes der vier Viertel zu veröffentlichen, und ist die 
Bundesregierung bereit, im Interesse einer besseren Transparenz der (D) 
agrarstrukturellen Zusammenhänge dies ab dem nächsten A^arbericht 
zu berücksichtigen? 

"VN^e vielen landwirtschaftlichen Erwerbspersonen kann das derzeit in 
der Bundesrepublik Deutschland erwirtschaftete Reineinkommen das 
adäquate bzw. paritätische E ink ommen sichern, und welcher Teil des 
landwirtschaftlichen Reineinkommens entfällt auf die aus Teilzeit- und 
Freizeitstunden theoretisch errechneten Arbeitskräiteeinheiten? 

Zu Frage B 75: 

Die Darstellung der Einkommenstreuung in der 
Landwirtschaft nimmt im Agrarbericht der Bundes- 
regierung einen breiten Raum ein. Neben den Er- 
gebnissen für die jeweils oberen und unteren Viertel 
der Vollerwerbsbetriebe, die Sie erwähnen, werden 
die Gesamteinkommen der Betriebe für sämtliche 
Fünftel den entsprechenden Haushaltseinkommen 
anderer Einkommensgruppen gegenübergestellt 
(Agrarbericht 1979, Übersicht 15). Außerdem werden 
im Materialband sehr differenzierte Streuungs- und 
Schichtungsanalysen veröffentlicht, die für die 
Landwirtschaft eine wesentlich detailliertere Ein- 
kommenstransparenz herstellen, als sie für andere 
Wirtschaftsbereiche vorliegt. Es wird hierzu auf die 
Tabellen 28 ff. und die Seiten 165 ff. im Materialband 
des Agrarberichtes 1979 verwiesen. Besonders hin- 
zuweisen ist auf die Tabelle 31, in der die Voller- 
werbsbetriebe nach 16 Einkommensklassen ge- 
schichtet sind. 

Diese differenzierteren Darstellungen ermögli- 
chen wesentlich aussagefähigere Einblicke in die 
sehr unterschiedlichen Einkommensverhältnisse 
der landwirtschaftlichen Betriebe als die zusätzliche 
Darstellung der beiden mittleren Viertel der Voller- 
werbsbetriebe. Im Durchschnitt entsprechen die 
Einkommen dieser beiden Gruppen etwa dem Ge- 



14556’ 


Deutscher Bundestag — 8. Wahlperiode — 184. Sitzung. Bonn, Freitag, den 9. November 1979 


(A) Samtdurchschnitt, so daß ein gesonderter Nachweis 
nach Auffassung der Bundesregierung wie auch des 
Beirates zur Feststellung der Ertragslage nach § 3 
des Landwirtschaftsgesetzes ineffizient wäre. Im 
Veröffentlichungsprogramm der Testbetriebsergeb- 
nisse ist deshalb eine entsprechende Ausweitung 
nicht vorgesehen. 

Zu Frage B 76: 

Der Wirtschaftsbereich Landwirtschaft umfaßte 
1978 nach vorläufigen Angaben ca. 1,47 Millionen 
Erwerbstätige, wobei als erwerbstätig jede Person 
gilt, die, unabhängig von der zeitlichen Dauer, eine 
Erwerbstätigkeit ausübt. 

Informationen über die Verteilung der Erwerbstä- 
tigen auf die einzelnen Betriebsformen und Be- 
triebsgrößenklassen in der Landwirtschaft liegen 
nicht vor. Auch mit Hilfe anderer Statistiken kön- 
nen die Erwerbstätigen nur unvollständig in Voll- 
und Teilbeschäftigte aufgeteilt werden. Angaben 
über den Anteil des durch Teilzeit- oder Freizeitar- 
beit erwirtschafteten Reineinkommens sowie über 
die Zahl der landwirtschaftlichen Erwerbstätigen, 
denen das in der Bundesrepublik Deutschland er- 
wirtschaftete Reineinkommen ein paritätisches Ein- 
kommen sichert, sind somit nicht möglich. Auf die in 
einer solchen Globalbetrachtung enthaltene Proble- 
matik weist die Bundesregierung im Zusammen- 
hang mit der Veröffentlichung der Bruttowertschöp- 
fung je Erwerbstätigen als Kennzahl für die 
Arbeitsproduktivität in der Landwirtschaft im 
jährlichen Agrarbericht hin (vgl. Bundestagsdruck- 
® Sache 8/2531, Tab. 23, Seite 35). 

Die Frage des paritätischen landwirtschaftlichen 
Einkommens stellt sich — vor allem unter Berück- 
sichtigung des Landwirtschaftsgesetzes (LwG) — 
vorrangig für die Vollerwerbsbetriebe. Die im 
Agrarbericht vorgenommene Vergleichsrechnung 
nach § 4 LwG zeigt, daß die Arbeitskräfte in den grö- 
ßeren Vollerwerbsbetrieben mit 50000 DM StBE 
und mehr im Durchschnitt paritätische Einkommen 
erreichen. Zusätzliche Auszählungen der Testbe- 
triebe haben ergeben, daß insgesamt der Anteil der 
landwirtschaftlichen Vollerwerbsbetriebe, der zu- 
mindest ein paritätisches Einkommen erreicht, je 
nach Wirtschaftsjahr etwa zwischen 25% und 40% 
schwankt. In den Zu- und Nebenerwerbsbetrieben 
ist in der Regel der landwirtschaftliche Bereich der 
wichtigeren außerbetrieblichen Erwerbstätigkeit 
untergeordnet und nicht auf maximale ökonomi- 
sche Effizienz ausgerichtet. Eine Vergleichsrech- 
nung für diese Betriebe wird deshalb, dem Landwirt- 
schaftsgesetz folgend, nicht durchgeführt 


Anlage 93 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Gallus auf die Schriftliche 
Frage des Abgeordneten Stutzer (CDU/CSU) 
(Drucksache 8/3310 Frage B 79): 

Hat sich Bundesminister Ertl ün Hinblick auf die zunehmende Bedeu- 
tung des Tierschutzes auf internationaler Ebene bei seinem letzten Be- 
such in Spanien gegen den in diesem Land praktizierten Stierkampf aus- 
gesprochen, so wie es Mitglieder anderer Remerungen bereits getan ha- 
ben, und wenn ja, welches Ergebnis hatten mese Gesprftche? 


Die von Bundesminister Ertl in Spanien geführten (C) 
politischen Gespräche betrafen Fragen von gemein- 
samem Interesse im Zusammenhang mit dem Bei- 
tritt Spaniens zur EG. Stierkämpfe waren nicht Ge- 
sprächsgegenstand. 


Anlage 94 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Buschfort auf die Schriftli- 
che Frage des Abgeordneten Vogelsang (SPD) 
(Drucksache 8/3310 Frage B 80): 

Ist die Bundesregierung bereit, das Modellvorhaben .Verbesserung 
der Schwangerenvorsorge und Nachbetreuung von Neugeborenen" in 
Bremen durch vergleichende Modellvorhaben in Regionen mit beson- 
ders hohen Säuglingssterbeziffem wissenschaftlich zu erhärten, damit 
auf der Basis umfassender Daten möglichst bald die vergleichsweise 
hohe Sterblichkeit von Kindern im ersten Lebensjahr in der Bundesre- 
publik Deutschland auf diesem, wie Beispiele aus Nachbarländern zei- 
gea erfolgversprechenden Weg gemindert werden kann? 

Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß ge- 
zielten Bemühungen um eine weitere Senkung der 
Säuglingssterblichkeit hohe Priorität zukommt. In 
der Bundesrepublik Deutschland sind die Säuglings- 
sterbeziffem trotz unbestreitbarer Erfolge in den 
letzten Jahren immer noch deutlich höher als in ver- 
gleichbaren europäischen Nachbarstaaten. Aber 
auch die Müttersterbeziffera liegen in diesen Län- 
dern deutlich unter denen der Bundesrepublik. Er- 
fahmngsgemäß entwickeln sich mit einem Absin- 
ken der Sterbeziffern auch die frühkindlichen 
Krankheits- und Behindertenziffern günstig. Des- 
halb besteht nach Auffassung der Bundesregiemng 
die gesundheitspolitische Aufgabe darin, die Ver- 
sorgung von Mutter und Kind so zu verbessern, daß 
mehr Kinder gesund überleben. 

Zahlreiche Untersuchungen im Auftrag der Bun- 
desregiemng haben ergeben, daß eine enge Bezie- 
hung zwischen der Höhe der Säuglingssterblichkeit 
und frühkindlichen Entwicklungsstömngen einer- 
seits und der Beteiligung an den Schwangerschafts- 
vorsorgeuntersuchungen und den Kinderfrüherken- 
nungsuntersuchungen andererseits besteht. Euro- 
päische Nachbarländer mit niedrigen Säuglings- 
und Müttersterbeziffera haben durch eine viel stär- 
kere Einbeziehung von Hebammen in die Schwan- 
gerschaftsbetreuung und in die Nachbetreuimg von 
Mutter und Kind nach der Geburt eine fast lücken- 
lose Beteiligung an mehr als 10 Vorsorgeuntersu- 
chungen erreichen können. Durch das Modellvorha- 
ben in Bremen wird erstmals untersucht werden, 
wie weit eine enge Kooperation zwischen Ärzten 
und Hebammen auch in der Bundesrepublik mög- 
lich ist und dadurch eine europäischen Nachbarlän- 
dern entsprechende Steigemng der Inanspmch- 
nahme von Vorsorgeuntersuchungen in der 
Schwangerschaft und von Kinderfrüherkennungs- 
untersuchungen erreicht werden kann. 

Die Bundesregiemng hält es für notwendig, wei- 
tere Modellvorhaben zur wissenschaftlichen Absi- 
chemng der Effektivität der zusätzlichen Betreu- 
ungsmaßnahmen für Mutter und Kind in unter- 
schiedlichen Modellregionen (z. B. Großstadt, ländli- 
che Region) durchzuführen. Voraussetzungen sind 
allerdings die Mitarbeit speziell fortgebildeter He- 
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(A) bammen und evtl. Kinderkrankenschwestern, Ko- 
operationsbereitschaft der Ärzte und Entbindungs- 
kliniken der jeweiligen Region und die Bereitschaft 
der Bundesländer zu finanzieller Mitbeteiligung. 
Mit dem Lande Nordrhein-Westfalen sind entspre- 
chene Gespräche aufgenommen worden. 


Anlage 95 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Buschfort auf die Schriftli- 
che Frage des Abgeordneten Müntefering (SPD) 
(Drucksache 8/3310 Frage B 81): 

Ist die Bundesregienmg der Auffassung, daß sich Frauen wegen der 
geltenden Bestinunungen der Arbeitszeitordnung nicht als Stukkateu- 
rin ausbilden lassen können (siehe Bericht der .^einischen Post" vom 
11. Oktober 1979), und wenn ja, was spricht gegen eine Änderung der 
Arbeitszeitordnung zugunsten des Rechts der Frauen, auch diesen Be- 
ruf wählen zu können? 

Die Bundesregierung ist ebenfalls der Auffassung, 
daß sich Frauen wegen der geltenden Bestimmun- 
gen der Arbeitszeitordnung und der Ausführungs- 
verordnung zur Arbeitszeitordnung nicht als Stuk- 
kateurinnen ausbilden lassen können. Sie hat eine 
Überprüfung dieser und anderer aus dem Jahr 1938 
stammender Bestimmungen eingeleitet und hofft, 
dem Deutschen Bundestag eine den heutigen Ver- 
hältnissen angepaßte Änderung in nächster Zeit 
Vorschlägen zu können. 


Anlage 96 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Buschfort auf die Schriftli- 
chen Fragen des Abgeordneten Dr. Schwencke 
(Nienburg) (SPD) (Drucksache 8/3310 Fragen B 82 
und 83): 

Kann die von den Betroffenen durchweg begrüßte Absicht der Bun- 
desregierung, durch ein Gesetz über die Sozialversicherung der selb- 
ständigen Künstler und Publizisten (Künstlersozialversichenmgsgesetz) 
deren bislang nicht zureichende soziale Sicherung zu regeln, kleine Ga- 
lerien, Buchverlage und Musikproduzenten möglicherweise auf Grund 
der .Künstlersozialabgabe" in i^er Existenz gefährden? 

Ist schon die Überlegung angestellt worden, die JCünstlersozialabga- 
be“ gegebenenfalls erst ab einer bestimmten Jahresumsatzsumme — 
etwa 12 000 DM — in Kraft treten zu lassen, und wenn ja, mit welchem 
Ergebnis? 

Die finanziellen Auswirkungen der im Entwurf 
des Künstler Sozialversicherungsgesetzes vorgese- 
henen Künstlersozialabgabe hängen weniger von 
der Größe als vielmehr von der Rentabilität und 
Marktstellung eines Unternehmens ab. Man wird 
annehmen können, daß sehr kleine Unternehmen in 
dieser Hinsicht im allgemeinen eine schwache Posi- 
tion haben und die Künstlersozialabgabe für sie eine 
fühlbare Belastung bedeuten dürfte. 

Zu Ihrer zweiten Frage bemerke ich folgendes: 

Die Bundesregierung prüft, ob sehr kleine Unter- 
nehmen — z. B. durch die Einführung von Freigren- 
zen — von der Künstlersozialabgabe entlastet wer- 
den sollten. Dabei sind Rechtsfragen wie etwa die 
der Gleichbehandlung, aber auch die finanziellen 
Auswirkungen — insbesondere hinsichtlich der 
Mehrbelastung der anderen Vermarkter — zu be- 
rücksichtigen. Die Überlegungen dürften noch 
einige Zeit in Anspruch nehmen. 


Anlage 97 (C) 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Buschfort auf die Schriftli- 
che Frage des Abgeordneten KroU-Schlüter (CDU/ 
CSU) (Drucksache 8/3310 Frage B 84): 

Ist die Bundeeregieniiig bereit, den zostindigen Jleij|iimMchu0' mit 

der Frage der Festsetzung von Nfindestaibeltsbe^ngungen für Angehö- 
rige der sogenannten Jugendreligionen zu befassen? 

Die Bundesregierung ist bereit, dafür zu sorgen, 
daß Verstöße von sogenannten Jugendsekten gegen 
das geltende Recht mit den gegenwärtigen Möglich- 
keiten unserer Rechtsordnung geahndet werden. 

Das hat die Bundesregierung bereits in ihrer Ant- 
wort vom 27. April 1^79 auf die Kleine Anfrage der 
Fraktionen der SPD und FDP in der Bundestags- 
Drucksache 8/2790 dargelegt. Die Antwort enthält 
jedoch auch die Feststellung der Bundesregierung, 
daß die Möglichkeiten begrenzt sind, den sogenann- 
ten Jugendsekten mit rechtlichen Schritten zu be- 
gegnen. 

Diese Feststellung dürfte besonders für die Frage 
Bedeutung haben, ob das Gesetz über die Festset- 
zung von Mindestarbeitsbedingungen vom 11. Ja- 
nuar 1952 auf Personen angewendet werden kann, 
die für Jugendsekten tätig werden (die Anwendung 
auf Angehörige solcher Sekten schlechthin dürfte 
ohnehin nicht in Betracht kommen). Das Gesetz 
über die Festsetzung von Mindestarbeitsbedingun- 
gen bietet Gestaltungsmöglichkeiten nur dort, wo 
Arbeitsverhältnisse vorliegen. Es bestehen jedoch 
erhebliche Zweifel, ob die in Betracht kommenden 
Personen für ihre Sekte auf Grund eines Arbeitsver- (D) 
hältnisses tätig werden: Ein Arbeitsverhältnis liegt 
nicht vor, wenn sich die Pflicht zur Arbeitsleistimg 
allein auf die Zugehörigkeit zu einem Verein grün- 
det (die sogenannten Jugendsekten sind durchweg 
als rechtsfähige oder nicht rechtsfähige Vereine or- 
ganisiert). Davon abgesehen wird es angesichts der 
bestehenden Religions- und Weltanschauungsfrei- 
heit schwer zu widerlegen sein, wenn behauptet 
wird, daß die Beschäftigung nicht erwerbswirt- 
schaftlich, sondern allein religiös motiviert sei. 
Auch dieser Gesichtspunkt steht der Annahme ei- 
nes Arbeitsverhältnisses entgegen. Da sich das Le- 
ben der sogenannten Jugendsekten leider weitge- 
hend unter Ausschluß der Öffentlichkeit vollzieht, 
müssen auch Zweifel angemeldet werden, ob staatli- 
che Maßnahmen wie die Festsetzung von Entgelten 
und anderen materiellen Arbeitsbedingungen über- 
haupt in der Praxis zur Geltung gebracht werden 
könnten. 


Anlage 98 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Buschfort auf die Schriftli- 
che Frage des Abgeordneten Stutzer (CDU/CSU) 
(Drucksache 8/3310 Frage B 85): 

Sind Meldungen zutreffend, nach denen der Parlamentarische Staats- 
sekretär Buschfort die Uzenzfußballspieler bei Bundesligavereinen auf- 
gefordert hat, trotz juristischer Schwierigkeiten Betriebsräte zu wählen, 
um sich so gegen eine Behinderung der Beruflichen Mobilität durch zu 
hohe Ablösesummen zur Wehr setzen zu können, wenn ja, inwieweit 
sieht die Bundesregierung einen Zusammenhemg zwischen der Forde- 
rung nach einem Betriebsrat und niedrigeren Ablösesummen? 
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(A) Am 15. August 1979 habe ich auf die Bedeutung 
der Betriebsräte auch für Lizenzfußbailspieler der 
Bundesliga hingewiesen und es gleichzeitig bedau- 
ert, daß die Lizenzspieler und die anderen Arbeit- 
nehmer der Bundesligavereine bisher noch keine 
Betriebsräte gewählt haben. Wenn ich das auch 
nicht ausdrücklich gesagt habe, mag das als Auffor- 
derung zur Wahl von Betriebsräten verstanden wer- 
den. 

Nicht die Rede war dabei aber von juristischen 
Schwierigkeiten, denen Betriebsratswahlen in die- 
sem Bereich begegnen könnten. Solche sehe ich 
auch nicht. Lizenzfußballspieler sind Arbeitnehmer. 
Die Einrichtung der Vereine zur Erfüllung ihres 
Vereinszwecks steilen Betriebe im Sinne des Be- 
triebsverfassungsgesetzes dar. Da die Vereine in der 
Regel mindestens fünf ständig wahlberechtigte und 
drei wählbare Arbeitnehmer beschäftigen, können 
nach dem Gesetz Betriebsräte gewählt werden. 

Die Erschwerung des Vereinswechseis durch 
hohe Ablösesummen kann gegen die Freiheit der 
Berufswahl und der Berufsausübung verstoßen. Die- 
ses Grundrecht umfaßt u. a. das Recht, den gewähl- 
ten Arbeitsplatz aufzugeben oder zu wechseln. Es 
wird verletzt, wenn durch eine hohe Ablösesumme 
der von einem Lizenzfußballspieler angestrebte 
Vereinswechsel zu sehr erschwert oder gar unmög- 
lich gemacht wird. Nach den Arbeitsverträgen der 
Lizenzfußballspieler in Verbindung mit dem Lizenz- 
spielerstatut des DFB ist selbst ein Spieler, der sein 
Arbeitsverhältnis zu seinem bisherigen Verein ge- 
kündigt hat, am Abschluß eines Arbeitsvertrages 

(B) mit einem anderen Verein gehindert, wenn die vom 
bisherigen Verein festgesetzte Ablösesumme nicht 
gezahlt wird. Eine solche Knebelung von Arbeitneh- 
mern erscheint rechtsunwirkscim. Dies ist auch die 
Auffassung des LAG Berlin von 21. Juni 1979, das 
aus diesen Gesichtspunkten einen Bundesligaverein 
verurteilt hat, einen Spieler ohne Ablösesumme 
freizugeben und damit den Vereinswechsel zu er- 
möglichen. Gegen dieses Urteil ist allerdings Revi- 
sion eingelegt worden, so daß wir zunächst eine ab- 
schließende Entscheidung des Bundesarbeitsge- 
richts abzuwarten haben. 

Soweit heute ein Vereinswechsel durch eine 
überhöhte Ablösesumme zu sehr erschwert wird, ist 
hinzuweisen auf das im Betriebsverfassungsgesetz 
verankerte Beschwerderecht des Arbeitnehmers so- 
wie das Recht des Betriebsrats, über die Behandlung 
der Betriebsangehörigen nach den Grundsätzen von 
Recht und Billigkeit zu wachen. Außerdem besteht 
für Arbeitgeber und Betriebsrat die Verpflichtung, 
die freie Entfaltung der Persönlichkeit der Arbeit- 
nehmer zu schützen und zu fördern. Die Festsetzung 
einer überhöhten Ablösesumme kann dagegen ver- 
stoßen, Für den Betriebsrat bestehen also durchaus 
rechtliche Möglichkeiten, zu hohen Ablösesummen 
entgegenzuwirken. 

Anlage 99 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Buschfort auf die Schriftli- 
che Frage des Abgeordneten Würtz (SPD) (Druck- 
sache 8/3310 Frage B 86): 


Welche konkreten Maßnahmen hat die Bundesregierung ergriffen 
bzw. gedenkt sie zu ergreifen, um den sogenannten «Menschenhandel“ * 
durch Verleiherfirmen im Baugewerbe endgültig zu imterbinden, und 
wird die Bundesregierung bei der Abwägung der Rechtsinteressen den 
Schutz des einzelnen Arbeitnehmers vor Ausbeutung höher bewerten 
als das eigennützige Wirtschaftsinteresse weniger? 

Die Bundesregierung betrachtet mit Sorge Mel- 
dungen über Durchbrechungen des sozialen Schut- 
zes von Arbeitnehmern im Baugewerbe durch ille- 
gale Verleihunternehmen. Nach der Aufhebung des 
bis dahin bestehenden allgemeinen Verbots der Ar- 
beitnehmerüberlassung durch die Entscheidung des 
Bundesverfassungsgerichts vom 4. April 1967 hat 
das auf eine Initiative der Bundesregierung zurück- 
gehende Arbeitnehmerüberlassungsgesetz die Zu- 
lässigkeit der Arbeitnehmerüberlassung an die Be- 
achtung zahlreicher Schutzvorschriften zugunsten 
der Leiharbeitnehmer geknüpft. Verleiher bedürfen 
einer Erlaubnis der Bundesanstalt für Arbeit und 
unterliegen deren ständigen Kontrollen. Ihre Zuver- 
lässigkeit und die Beachtung der arbeitsrechtlichen, 
steuerrechtlichen und sozialversicherungsrechtli- 
chen Pflichten haben sie nachzuweisen. 

Illegaler Verleih ist mit einer Geldbuße bis zu 
30 000 DM bedroht. Bei höheren Gewinnen aus der 
illegalen Tätigkeit kann dieser Betrag überschritten 
werden. Überläßt der illegale Verleiher nichtdeut- 
sche Arbeitnehmer ohne die erforderliche Arbeits- 
erlaubnis, wird er seit der Verschärfung der Straf- 
drohungen durch das Gesetz zur Änderung des 
Arbeitsförderungsgesetzes und des Arbeitnehmer- 
überlassungsgesetzes vom 25. Juni 1975 mit Frei- 
heitsstrafe bis zu fünf Jahren bestraft. 

Nach ausdrücklicher gesetzlicher Vorschrift wird (D) 
bei illegalem Verleih ein Arbeitsverhältnis zwi- 
schen dem illegal verliehenen Leiharbeitnehmer 
und dem Entleiher fingiert. Damit erhält der illegal 
verliehene Leiharbeitnehmer einen vollen Lohnan- 
spruch gegen den Entleiher, der auch für die Abfüh- 
rung der Sozialversicherungsbeiträge für ihn haf- 
tet. 

Die Bundesanstalt für Arbeit, der die Durchfüh- 
rung des Arbeitnehmerüberlassungsgesetzes über- 
tragen ist, legt im Zusammenwirken mit den Straf- 
verfolgungsbehörden, den Finanzbehörden und den 
Sozialversicherungsträgem ihr besonderes Augen- 
merk auf die Bekämpfung illegaler Arbeitnehmer- 
überlassung, insbesondere im Baubereich. Die Bun- 
desregierung hat veranlaßt, daß sowohl in den Richt- 
linien für das Straf- und Bußgeldverfahren, also auch 
in der Anordnung über Mitteilungen für Strafsa- 
chen die Strafverfolgungsbehörden auf die Wichtig- 
keit der Verfolgung illegaler Arbeitnehmerüberlas- 
sung ausdrücklich hingewiesen werden. 

Die Bundesregierung wird im Rahmen ihres Vier- 
ten Berichts über die Erfahrungen bei der Anwen- 
dung des Arbeitnehmerüberlassungsgesetzes prü- 
fen, ob eine Änderung der geltenden gesetzlichen 
Bestimmungen erforderlich ist und weitere zusätzli- 
che Maßnahmen ergriffen werden müssen. Der Be- 
richt ist dem Deutschen Bundestag zum 30. Juni 
1980 vorzulegen. Stellungnahmen der Bundesländer, 
der Sozialversicherungsträger, der Arbeitnehmer- 
und Arbeitgeberorganisationen, der Bundesanstalt 
für Arbeit und der Ressorts für diesen Bericht sind 
für Februar 1980 erbeten. 



Deutscher Bundestag — 8. Wahlperiode — 184, Sitzung. Bonn, Freitag, den 9. November 1979 


14559’ 


(A) Anlage 100 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Buschfort auf die Schriftli- 
chen Fragen des Abgeordneten Dr. Steger (SPD) 
(Drucksache 8/3310 Fragen B 87 und 88): 

wie wurde vom Bundeskanzleramt das Gutachten der Kommission 

für wirtschaftlichen und sozialen Wandel ausgewertet und welche Kon- 
sequenzen wurden daraus gezogen? 

Wie wurde vom Bundesarbeitsminister das Gutachten der Kommis- 
sion für wirtschaftlichen und sozialen Wandel ausgewertet xmd welche 
Konsequenzen wurden daraus gezogen? 

Die Bundesregierung hat zu allen Kapiteln des 
Gutachtens der Kommission für wirtschaftlichen 
und sozialen Wandel abgestimmte Stellungnahmen 
erarbeitet. Auf der Grundlage dieser Stellungnah- 
men wird sie sich — wie bereits in der Antwort vom 
25. Juli 1977 auf die Kleine Anfrage der Abgeordne- 
ten Hasinger, Breidbach und Genossen (Bundestags- 
Drucksache 8/777) ausgeführt — zu bestimmten 
Komplexen des Kommissionsberichts, wenn erfor- 
derlich, von Fall zu Fall äußern. 

Der umfangreiche, vielseitige Bericht der Kom- 
mission (der sehr viele Minderheits- und Mehrheits- 
voten zu gleichen Fragen enthält) mit den 140 Ein- 
zelgutachten und den abgestimmten Stellungnah- 
men liegt allen Ressorts für die konzeptionelle Ar- 
beit vor. Wegen der außerordentlichen Fülle des 
Materials dürfte es schwierig sein, im Einzelfall dar- 
zulegen, in welcher Form und in welchem Ausmaß 
die von der Kommission erarbeiteten Erkenntnisse 
ihren Niederschlag in konkreten Vorhaben gefun- 
den haben. 


Anlage 101 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Buschfort auf die Schriftli- 
che Frage des Abgeordneten Pohlmann (CDU/CSU) 
(Drucksache 8/3310 Frage B 89): 

Kann die Bundesregierung Auskunft darüber geben, wie viele nicht- 
versicherungspflichtige Selbständige in der gesetzlichen Rentenversi- 
cherung freiwillig versichert sind? 

Nach dem Mikrozensus des Statistischen Bundes- 
amtes vom April 1978 beträgt die Zahl der erwerbs- 
tätigen Selbständigen insgesamt 2 291 000. Von den 
nicht pflichtversicherten Selbständigen haben in 
den letzten zwölf Monaten 302 000 Selbständige 
freiwillige Beiträge zur gesetzlichen Rentenversi- 
cherung entrichtet 


Anlage 102 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Dr. von Bülow auf die 
Schriftlichen Fragen des Abgeordneten Dr. Zump- 
fort (FDP) (Drucksache 8/3310 Fragen B 90, 91, 92 
und 93): 

Auf welcher Grundlage ist das Sperrgebiet, das von der Bundeswehr - 
in der Meldorfer Bucht zur Waffenerprobung in Anspruch genommen 
wird, um die Wamgebiete II und III erweitert worden, und welche Be- 
hörden des Bundes, des Landes und der Gemeinden waren an dem Ver- 
fahren zur Erweitenmg beteiligt? 


Inwieweit sind die Vertreter der Schiffahrt der Fischerei, des Frem- (C) 
denverkehrsverbands und der Umweltverbände mit in die Beratung ein- 
bezogen, und wie sind die Vorschriften, insbesondere des Larmschutz- 
gesetzes als auch des Wasserhaushaltsgesetzes sowie anderer in Frage 
kommender Gesetze, gewahrt worden? 

Ist es überhaupt z. B. auch bei Ebbe, möglich, in der Meldorfer Bucht 
ein Clear-RaMe-Verfahren durchzxiführen, und wie ist zu erklären, daß 
beim ersten Cwingaschießen Clear-RsnM g^eben wurde, obwohl sich 
offensichtlich noch ein Boot innerhalb aer Gefahrenzone befand? 

Ist Mpiant aus den Warn^bieten II und m Sperrnbiete zu machen, 
sobald sich herausstellt daß das Qear-Range-Verfahren nicht stßndig 

erfüllt werden kann? 

1. Ein Sperrgebiet ist für Zwecke der Bundeswehr 
in der Meldorfer Bucht nicht ausgewiesen. Dies ist 
auch in Zukunft nicht beabsichtigt. 

Durch Schiffahrtspolizeiverordnung vom 11. März 
1974 wurde ein Warngebiet festgelegt. In diesem 
Gebiet ist der Aufenthalt von Fahrzeugen verboten, 
wenn bestimmte Sichtzeichen gesetzt werden. 

Es ist vorgesehen, für den Erprobungsplatz einen 
landseitigen Schutzbereich nach dem Schutzbe- 
reichgesetz anzuordnen. 

2. Nach dem Schutzbereichgesetz ist vor der An- 
ordnung eines Schutzbereiches die Landesregie- 
rung zu hören, die nach Anhörung der betroffenen 
Gebietskörperschaften unter angemessener Berück- 
sichtigung der Erfordernisse der Raumordnung, ins- 
besondere der Interessen des Städtebaus, des Natur- 
schutzes, der Landschaftspflege sowie der landwirt- 
schaftlichen und wirtschaftlichen Interessen Stel- 
lung nimmt Diese Stellungnahme hat das Land mit 
positivem Ergebnis abgegeben. Es ist also davon aus- 
zugehen, daß die von Ihnen genannten Belange be- 
rücksichtigt wurden. 

3. Die Erfahrungen in der Meldorfer Bucht und 
auch an anderen Stellen im Küstenbereich haben ^ ^ 
gezeigt, daß das Schießen im Clear-range-Verfahren 
möglich ist. In der Meldorfer Bucht wird der über- 
schossene Bereich durch ein Radarsystem, mehrere 
Sicherungsboote und einen Hubschrauber über- 
wacht. 

Es bestehen nach den bisherigen Ermittlungen 
begründete Zweifel, daß sich während des Erpro- 
bungsschießens am 26. September 1979 ein Schiff in 
diesem Bereich aufgehalten hat 

4. Es ist nicht vorgesehen, in der Meldorfer Bucht 
im Interesse der Bundeswehr Sperrgebiete festzule- 
gen. 


Anlage 103 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Dr. von Bülow auf die 
Schriftlichen Fragen des Abgeordneten Handlos 
(CDU/CSU) (Drucksache 8/3310 Fragen B 94 und 
95): 

Sind nach Ansicht der Bundesregierung die Konsultationen zwischen 
den militärischen Hauptquartieren der europäischen Mitglieder des 
NATO-Bündnisses intensiv genug, um Übereinstimmung ül^r gemein- 
scune Spezifikationen für müitärische Ausrüstimg sowie über die Pla- 
nung zukünftiger Bewaffnungssysteme erzielen zu können, was zur Or- 
ganisation einer gemeinsamen Rüstungsproduktion auf europäischer 
Basis führen könnte? 

Wie beurteilt die Bimdesre^erung in dieser Hinsicht die Arbeitser- 
gebnisse von FINABEL, der Unabhängigen Europäischen Programm- 
gruppe und des Ständigen Rüstungsausschusses? 

1. Ständige Konsultationen zur Rüstungskoopera- 
tion finden einerseits in NATO-Gremien statt, ande- 
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(A) rerseits innerhalb des Kreises der europäischen 
Mitglieder, sowohl auf politischer Ebene als auch in 
den Bereichen der Rüstung und der Streitkräfte. 

Die Arbeit in den einzelnen Organisationen wie 
Konferenz der Nationalen Rüstungsdirektoren, Un- 
abhängige Europäische Programmgruppe, FINA- 
BEL, EUROGROUP, WEU erfolgt in zahlreichen 
Gremien und Untergruppen. Darüber hinaus beste- 
hen ständige Kontakte im bi- und multilateralen 
Rahmen, z. B. auf der Ebene der Führungsstäbe. 

Die Bemühungen dieser Gremien richten sich zu 
einem wesentlichen Teil auf Erarbeitung gemeinsa- 
mer militärischer Konzeptionen und Harmonisie- 
rung taktischer Forderungen. Diese finden jedoch 
ihre Grenzen dort, wo unterschiedliche Aufgaben 
der nationalen Streitkräfte auch unterschiedliche 
Ausrüstung erfordern. 

Parallel zu den Bestrebungen, inhaltliche Über- 
einstimmung in Zielen und Programmen zu errei- 
chen, werden sowohl im NATO-Rahmen als auch im 
Kreis der europäischen Mitglieder Verbesserungen 
in den Verfahren für gemeinsame Forderung, Ent- 
wicklung, Beschaffung und Nutzung von Wehrmate- 
rial erarbeitet, die sich auch positiv auf eine gemein- 
same Rüstungsproduktion auswirken werden. Die 
Vielfalt der Gremien und der darin repräsentierten 
Ebenen bietet intensive und flexible Möglichkeiten, 
den sehr unterschiedlichen Problembereichen ge- 
recht zu werden. 

Zugleich werden jedoch durch organisatorische 
und personelle Verknüpfungen sowie Information 
ßj und Austausch der Arbeitsergebnisse Divergenzen 
und Doppelarbeit weitgehend vermieden. Die deut- 
sche Haltung wird häufig durch dieselben fachlich 
kompetenten Sprecher in mehreren Gremien ver- 
treten, wodurch die Kontinuität gewahrt bleibt. 

Nach Auffassung der Bundesregierung reichen 
die bestehenden Kontakte und Initiativen aus, um 
innerhalb des gegebenen Spielraumes für Rüstungs- 
kooperation weitere Fortschritte zu erzielen. 

2. Der Zusammenschluß europäischer NATO-Mit- 
glieder in eigenen Organisationen ermöglicht die 
intensive, den komplexen europäischen Verhältnis- 
sen gerecht werdende Erörterung von Rüstungsfra- 
gen. 

Militärische Konzeptionen und Taktische Forde- 
rungen werden in FINABEL nur für die Landstreit- 
kräfte, in der EUROGROUP für Land- und Luftstreit- 
kräfte erarbeitet bzw. harmonisiert In der Unabhän- 
gigen Europäischen Programmgruppe werden vor- 
wiegend Verfahrensfragen und Grundsätze für die 
Entwicklung und Beschaffung von Waffensystemen 
erarbeitet, Probleme der Rüstungswirtsch^t erör- 
tert, sowie Projektvorschläge auf Zusammenarbeits- 
möglichkeiten innerhalb Europas geprüft Der Stän- 
dige Rüstungsausschuß der Westeuropäischen 
Union hat in erster Linie untersuchende und bewer- 
tende Funktion. 

Die Arbeitsergebnisse dieser Gremien werden 
nicht nur untereinander ausgetauscht, sondern häu- 
fig auch von den entsprechenden Ausschüssen der 
Konferenz der Nationalen Rüstungsdirektoren als 
NATO-Dokumente übernommen. 


Da die europäische Integration noch nicht weit (C) 
genug fortgeschritten ist, um eine supranationale 
Rüstungsorganisation zu schaffen, sind die Konsul- 
tationen in den verschiedenen Gremien ein geeig- 
netes Mittel, die Interessen der europäischen 
NATO-Mitglieder aufeinander abzustimmen, ihre 
Rüstungszusammenarbeit zu fördern und ihnen 
mehr Gewicht im transatlantischen Dialog zu verlei- 
hen. Dies kommt zugleich dem Prozeß der Abstim- 
mung und Entscheidungsfindung im Rahmen des 
gesamten Bündnisses zugute. 


Anlage 104 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Dr. von Bülow auf die 
Schriftliche Frage des Abgeordneten Dr.-Ing. Ol- 
denstadt (CDU/CSU) (Drucksache 8/3310 Frage 
B96): 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß eine stationäre Behandlung von 
erkrankten Soldaten grundsätzlich nur noch in Bundeswehrkraj^en- 
häusem erfolgen darf, und stimmt die Bundesregierung der Auffassung 
zu, daß es bei größeren Entfernungen zwischen Famiuenwohnort und 
Bundeswehrkrankenhaus sinnvoll wäre, wenn bei gleichen medizini- 
schen Betreuungsmöglichkeiten auf Antrag die Einweisung von Fami- 
lienvätern in ein zivUes, wohnortnahes Krankenhaus erf<Mgt um auf 
diese Weise die positive psychologische Wirkung einer Behandlung in 
Heimatnähe mit einer Verringerung der finanziellen Belastimg zu ver- 
binden, die der F ami lie durch Besuchsreisen entsteht? 

Der Soldat hat Anspruch auf Heilfürsorge, die in 
Form unentgeltlicher truppenärztlicher Versorgung 
gewährt wird. Seine Untersuchung und Behandlung 
hat grundsätzlich in Sanitätseinrichtungen der Bun- (D) 
deswehr zu erfolgen. Dafür sind folgende Argu- 
mente maßgeblich: Mit der Zugehörigkeit zum 
NATO-Bündnis hat die Bundesrepublik auch die 
Verpflichtung übernommen, bereits im Frieden die 
Präsenz eines bestimmten Truppenkontingents mit 
einem integrierten Sanitätsdienst zu garantieren. 
Hierzu ist es erforderlich, daß das Sanitätspersonal 
durch Aus-, Fort- und Weiterbildung ständig in 
Übung gehalten wird, was nur in den bundeswehrei- 
genen Sanitätseinrichtungen erfolgen kann. Im Rah- 
men des militärischen Dienstes werden hier Erfah- 
rungen vermittelt, die vorausgesetzt werden, wenn 
man die Aufgaben wahrnehmen will, die die mo- 
derne Wehrmedizin mit sich bringt. 

Darüber hinaus sind im Interesse einer gleichmä- 
ßigen und guten Auslastung bundeswehreigener Sa- 
nitätseinrichtungen sowie einer sparsamen Ver- 
wendung von Haushaltsmitteln des Bundes die ein- 
weisenden Sanitätsoffiziere angewiesen worden, vor 
Aufnahme eines Soldaten in eine zivile Krankenan- 
stalt die Behandlung in einem Bundeswehrkranken- 
haus zu erwägen. 

In Notfällen jedoch, insbesondere nach Unfällen, 
werden selbstverständlich die nächstgelegenen 
Krankenhäuser in Anspruch genommen. Einweisun- 
gen in zivile Krankenhäuser sind auch immer dann 
erforderlich, wenn z. B. spezielle Untersuchungs- 
und Behandlungseinrichtungen benötigt werden, 
die in Bundeswehrkrankenhäusern fehlen, wenn die 
Anfrage nach freien Betten in Bundeswehrkranken- 
häusem negativ oder mit einer Terminzusage beant- 
wortet wird, die der Behandlungsbedürftigkeit des 
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(A) Krankheitsfalles nicht mehr angemessen ist, oder 
wenn der Transport in ein Bundeswehrkrankenhaus 
wegen des Gesundheitszustandes des Soldaten 
nicht zu verantworten ist. 

Aus Fürsorgegründen hat der Truppenarzt die 
Möglichkeit, alle Soldaten, insbesondere verheira- 
tete Berufs- und Zeitsoldaten, heimatnah in zivile 
Krankenhäuser einzuweisen, wenn ein langdauern- 
der stationärer Aufenthalt (mindestens 4 Wochen) 
voraussehbar ist. Die entsprechenden Bestimmun- 
gen sind seit 1962 in Kraft und in den Fachdienstli- 
chen Anweisungen des Inspekteurs des Sanitäts- 
und Gesundheitswesens der Bundeswehr veröffent- 
licht worden. 


Anlage 105 


Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Dr. von Bülow auf die 
Schriftliche Frage des Abgeordneten Biehle (CDU/ 
CSU) (Druchsache 8/3310 Frage B 97): 

Trifft es zu, daß bei der Bundeswehr für 1980 Benzineinsparungen bis 
zu 20 V. H. gegenüber den bisherigen Zuweisungen vorgesehen sind, 
und — falls ja — geht die BundesreÄerung davon aus, dä die Ausbil- 
dungsziele bei den motorisierten und gepanzerten Verbänden trotzdem 
erreicht werden können? 


Es trifft nicht zu, daß bei der Bundeswehr für 1980 
Betriebsstoff einsparungen bis zu 20% gegenüber 
den bisherigen Zuweisungen vorgesehen sind, we- 
der für Benzin noch für andere Kraft- oder Schmier- 
P) Stoffe. 

Angestrebt wird dagegen, auch bei der Bundes- 
wehr 1980 eine mengenmäßige Einsparung an Be- 
triebsstoffen in Höhe von 5% zu erreichen. Diese 
Zielsetzung wird jedoch unter der Prämisse verfolgt, 
daß die Einsatzbereitschaft der Streitkräfte nicht ge- 
fährdet werden darf. Die beabsichtigten Sparmaß- 
nahmen werden deshalb die Bundeswehr nicht hin- 
dern, die im Rahmen der Bündnisverpflichtungen 
geforderten Ausbildungsziele zu erreichen. 

Die Bundesregierung bemüht sich zur Zeit im 
Rahmen der Haushaltsverhandlungen, den Ansatz 
für Betriebsstoffe um 175 Millionen DM zu erhö- 
hen. 


Anlage 106 


Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Dr. von Bülow auf die 
Schriftliche Frage des Abgeordneten Möhiing 
(SPD) (Drucksache 8/3310 Frage B 98): 

Ist der Bundesregienmg bekannt, daß der Bundeswehrbereich des 
Femmeldesektors B in Dannenberg einen längeren, parteipolitisch ge- 
färbten Brief (versehen mit angefügter Empfehlung eines sehr namhaf- 
ten Landespolitikers) des Rings Gastlich Demokratischer Studenten 
(RCDS) erhalten hat, in welchem davon die Rede ist, daß ,3ozialisten an 
den Hochschulen unsere Freiheit angreifen“, imd was gedenkt die Bun- 
desregierung zu tun, parteipolitisch-polemischen Einfl^ dieser Art von 
unseren Soldaten der Bundeswehr femzuhalten, um sie nicht innerhalb 
der Kasernen harter Parteienkonfrontation auszusetzen? 


Die Bestimmungen des § 15 Soldatengesetz bieten 
hinreichend Gewähr dafür, daß unzulässige politi- 
sche Einflußnahmen, insbesondere parteipolitische 


Werbung, von den Soldaten im Dienst und während (C) 
der Freizeit in dienstlichen Unterkünften und Anla- 
gen ferngehalten werden. 

Auch bei Berücksichtigung des Falles, der Ihrer 
Anfrage zugrunde lag, ergibt sich hier keine andere 
Beurteilung. 

Das der „Firma" Femmeldesektor B in Dannen- 
berg, einer Fernmeldeeinheit der Luftwaffe, zuge- 
sandte Schreiben des RCDS-Freundes- und Förde- 
rerkreises e.V. wirbt zwar eindeutig für die politi- 
schen Ziele und Anschauungen des Rings Christ- 
lich-Demokratischer Studenten. Ob diese Wer- 
beschrift, die zur gleichen Zeit mehreren Betrieben 
und Schulen am Ort und im Kreis zuging, gezielt 
oder versehentlich auch an die Soldaten des Fern- 
meldesektors B gerichtet war, kann aber schon da- 
hingestellt bleiben, denn der verantwortliche Ein- 
heitsführer hat pflichtgemäß den Inhalt dieses 
Schreibens und den beigefügten Spendenaufruf 
nicht an seine Soldaten weitergegeben. 

Die Bundesregierung hat daher keinen Anlaß, 
dem Schreiben des RCDS-Freundes- und Förderer- 
kreises besondere Beachtung zu schenken oder gar 
weitergehende Maßnahmen zu erwägen, um partei- 
politische Einflußnahmen von den Soldaten fernzu- 
halten. 


Anlage 107 


Antwort 


des Pari. Staatssekretärs Dr. von Bülow auf die 
Schriftlichen Fragen des Abgeordneten Dreyer 
(CDU/CSU) (Drucksache 8/3310 Fragen B 99, 100 
und 101): 


Wie groß ist der Wahrheitsgehalt von Veröffentlichungen 
Schrift: .Bundeswehr aktuell“? 


in der Zeit- 


Zu welchem Termin fand die Einweihung einer neuen Brücke über 
die Otter, über die unter der Überschrift; .Großes Reinemachen“ in .Bun- 
deswehr aktuell“, Nr. 15/174, vom 11. September 1979, berichtet wurde, 
statt? 


Wer hat die Einladungen zur Einweihung an meinen Kollegen Dr. 
Schwenk und den Bürgermeister der Gemeinde Farven-Byhusen, Klaus 
Tietjen, dem von dieser Einweihung nichts bekannt ist, ausgespro- 
chen? 


(D) 


1. „Bundeswehr aktuell” erhält Informationen von 
Dienststellen, von Soldaten und zivilen Angehöri- 
gen der Bundeswehr. Diese Informationen werden, 
wenn es erforderlich scheint, vor Veröffentlichung 
auf ihren Wahrheitsgehalt sorgfältig geprüft. 

2. Eine Einweihung in feierlicher oder festlicher 
Form hat es nicht gegeben. „Eingeweiht" hätte in 
dem von Ihnen angegebenen Beitrag in Anfüh- 
rungszeichen stehen sollen, dann wäre bei Ihnen der 
falsche Eindruck nicht entstanden; denn die „Ein- 
weihung" bestand aus einem Schluck Bier auf 
Kosten der Gemeinde Farven-Byhusen. 

3. Da es eine Einweihung nicht gegeben hat, wur- 
den Einladungen nicht verschickt. Die Anwesenheit 
Ihres Kollegen Dr. Schwenk und des Bürgermeisters 
der Gemeinde Farven-Byhusen ist wie folgt zu er- 
klären: 

Der Kollege Dr. Schwenk hielt sich auf eigene Ini- 
tiative am 31. August im Übungsgebiet auf, um sich 
über die Verfahren bei der Erstattung von Manöver- 
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(A) Schäden zu informieren. Er sprach bei der Schadens- 
zentrale Ahlstedt vor und wurde dabei von dem Lei- 
ter der Abteilung Verwaltung der 7. Panzergrena- 
dierdivision, RDIR Rüther, auf den Brückenbau über 
die Otter aufmerksam gemacht Er nahm die Gele- 
genheit wahr, um die Arbeiten an der Brücke zu be- 
obachten und Gespräche mit Soldaten zu führen. 

Bürgermeister Klaus Tietjen, der in unmittelbarer 
Nähe der Brücke auf seiner Weide arbeitete, hatte 
die Fertigstellung der Brücke bemerkt und spendete 
den Soldaten, die die Brücke gebaut hatten, auf Ge- 
meindekosten ein Bier. 

Bei der so „eingeweihten" Brücke handelt es sich 
um eine Behelfsbrücke aus Holz von ca. 2,9 m Breite 
und 5 m Länge. Sie dient hauptsächlich zum Vieh- 
trieb auf den von der Otter getrennten Weideflä- 
chen. Die alte Brücke war durch Bundeswehrfahr- 
zeuge bei einer Geländeübung beschädigt worden. 


Anlage 108 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Dr. von Bülow auf die 
Schriftlichen Fragen des Abgeordneten Weiskirch 
(Olpe) (CDU/CSU) (Drucksache 8/3310 Fragen B 102, 
103 und 104): 

Ist der Bundesregierung bekannt daß die Regierungen von Italien 
und Großbritannien im RaLmen der NATO-Standardisierung beabsich* 
tigen, die für das MRCA »Tornado" entwickelten Bombenschlösser (so- 
genannte MACE-Schlösser) durch „PRATZEN-Schlösser“ zu ersetzen, 
und wie bewertet die Bundesregierung diese Bemühungen um Standar- 
disierung und welche Haltung wird sie hier einnehmen? 

Beinhalten die in den vorliegenden Unterlagen zum Einzelplan 14 des 
Bundeshaushalts 1980 ausgeworfenen Kosten sämtliche durch diese 
Umrüstung verursachten Kosten, so z. B. Ehipliziening von Waffen, Zer- 
tifizienings- und Flugerprobungskosten? 

Seit wann besteht die Forderung der NATO zur Standardisierung die- 
ser Bombenschlösser, und wie begründet die Bundesregienmg dann die 
Fortführung der Entwicklung der »MACE"-Schlösser über den jetzigen 
Zeitpunkt hinaus? 

Nicht Großbritannien und Italien, sondern die 
Bundesrepublik Deutschland und Italien beabsichti- 
gen, die „MACE'-Bombenschlösser (Minimum Area 
Crutchless Ejector Release Unit) durch „Pratzen- 
schlösser" zu ersetzen. 

Die Absicht der Bundesrepublik war und ist nach 
wie vor eine standardisierte Waffenaufhängung. 

Die Entwicklung der pratzenlosen Waffenaufhän- 
gung (MACE) wurde deshalb 1972 gemeinsam mit 
Großbritannien und Italien eingeleitet. 

Für die Bundesrepublik Deutschland kam es da- 
bei primär darauf an, auch amerikanische Waffen in 
die Standardisierung mit einzubeziehen, da die In- 
teroperabilitätsforderungen der NATO eine Abstüt- 
zung vorwiegend auf amerikanische Waffen vorse- 
hen. Dieser Grundsatz wurde 1977 durch eine Inter- 
operabilitätsvereinbarung auf NATO-Ebene ver- 
bindlich festgeschrieben. 

Der „MACF'-Standardisierungsversuch ist inner- 
halb der NATO, vorwiegend aus technischen Grün- 
den, gescheitert. Die amerikanische Luftwaffe wird 
auch in Zukunft — selbst für neue, moderne Waffen 
— daher an einer Pratzenaufhängung festhalten. 


Nach Abschluß der Entwicklung 1978 durchge- (Q 
führte Truppenversuche ließen darüber hinaus klar 
erkennen, daß „MACE" zwar technisch noch reali- 
sierbar, wegen zu hoher Toleranzforderungen in der 
Aufhängung jedoch nicht truppenverwendbar ist. 

Aus diesen Gründen war ein Abweichen von 
„MACE" zwingend geboten. 

Deutsche Bemühungen, Großbritannien und Ita- 
lien für eine gemeinsame „Pratzenschloßlösung" zu 
gewinnen, führten nur zu einem Teilerfolg. Italien 
hat sich den deutschen Vorstellungen voll ange- 
schlossen. 

Die Interoperabilitätsforderungen der NATO 
werden durch die Pratzenschloßlösung voll erfüllt. 
Sowohl amerikanische Waffen als auch die für den 
Einsatz in Frage kommenden britischen Waffen 
können mit deutschen Flugzeugen eingesetzt wer- 
den. 

Die „MACE'-Schloßentwicklung war weitgehend 
abgeschlossen. Eine Fortführung der Entwicklung 
ist nicht beabsichtigt. 

Die im Einzelplan 14 des Entwurfs des Bundes- 
haushalts 1980 auf geführten Kosten beinhalten aus 
heutiger Sicht sämtliche durch die Umrüstung ent- 
stehenden Kosten, d. h. einschließlich Flugerpro- 
bung und Flugzulassung. 


Anlage 109 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Dr. von Bülow auf die 
Schriftliche Frage des Abgeordneten Voigt (Sontho- 
fen) (CDU/CSU) (Drucksache 8/3310 Frage B 105): 

Welche Gründe führt die Bundesregierung dafür an, daß im Jahr 1979 
ein Rückgang der Anzahl von Offizieren zu verzeichnen ist und die 
Truppe nunmehr aufgefordert wenden mußte, verstärkt durch Werbe- 
maßnahmen eine höhere Anzahl von Offiziersbewerbem zu verpflich- 
ten, um das drohende Defizit ausgleichen zu können? 

Im Jahre 1979 nahm die Anzahl der Bewerbungen 
für eine Einstellung als ungedienter Offizieranwär- 
ter bzw. eine Übernahme als Bewerber aus der 
Truppe ab. Der Rückgang betrug 23 % gegenüber 
dem Jahre 1978. 

Die Ursachen für den Bewerberrückgang liegen 
wahrscheinlich in der Verringerung der Zahl der 
männlichen Abiturienten (1979: 18% weniger als 
1978) sowie einer Abnahme des Numerus clausus an 
öffentlichen Hochschulen. Gesicherte Erkenntnisse 
über die Gründe des Bewerberrückganges liegen 
dem Bundesministerium der Verteidigung nicht 
vor. 

Auf Grund der rückläufigen Bewerberlage wurde 
die Werbung in der Truppe verstärkt. Dabei wurden 
besonders die im Dienst befindlichen Abiturienten 
angesprochen. 

Der Ergänzungsbedarf an Offizieranwärtern des 
Truppendienstes konnte 1979 insgesamt gedeckt 
werden. Schwierigkeiten gab es lediglich beim flie- 
genden Personal der Luftwaffe. 

Der Ergänzungsbedarf im Jahre 1979 betrug 1 800 
Offizieranwärter; es lagen 7 000 Bewerbungen vor. 
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(A) Anlage 110 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Zander auf die Schriftliche 
Frage des Abgeordneten Würtz (SPD) (Drucksache 
8/3310 Frage B 106): 

Sind dem Bundesministerium für Jugend, Familie und Gesundheit 

Untersuchungen über den Cadmiumgehalt in Wiesenchampignons be- 
kannt bzw. hat es durch das Bundesgesimdheitsamt entsprechende Un- 
tersuchungen durchfüJ^en lassen, und wenn ja, trifft es in diesem Zu- 
sammenhang zu, daß die durch die Weltgesundheitsbehörde (WHO) 
festgelegte Obergrenze der Unschädlichkeit mehrfach überschritten 
wurde? 

Die Bundesregierung fördert seit Jahren Untersu- 
chungen über den Gehalt der Lebensmittel an be- 
stimmten Umweltkontaminanten, insbesondere an 
Schwermetallen wie Cadmium sowie über die ge- 
sundheitliche Bedeutung der Aufnahme von Cad- 
mium durch Lebensmittel. Darüber hinaus hat das 
Bundesministerium für Jugend, Familie und Ge- 
sundheit das Bundesgesundheitsamt (BGA) beauf- 
tragt, Untersuchungen über die Abschätzung der ge- 
sundheitlichen Relevanz durch den Verzehr von 
kontaminierten Speisepilzen durchzuführen, zu de- 
nen auch bestimmte wildwachsende Pilze, wie Wie- 
sen-Champignons, gehören. Bei der Abschätzung 
der gesundheitlichen Relevanz des Verzehrs von 
Speisepilzen wurde vom BGA die von FAO/WHO 
festgelegte, duldbare wöchentliche Aufnahme von 
Cadmium zugrunde gelegt Diese Untersuchungen 
haben u. a. zu nachstehenden Ergebnissen geführt: 

Rein rechnerisch läßt sich ermitteln, daß die von 
der FAO/WHO festgesetzte, duldbare wöchentliche 
Aufnahme über alle Lebensmittel von 0,53 mg Cad- 
mium — bezogen auf das Durchschnittsgewicht des 
Bundesbürgers von 70 kg — allein durch den Ver- 
zehr von 670 g wildwachsender Pilze pro Woche er- 
reicht werden kann, während mit dem alleinigen 
Verzehr von Kulturchampignons dieser Effekt erst 
bei einem Verzehr von 1 1,25 kg pro Woche erzielt 
wäre. 

Nach Mitteilungen aus der Zentralstelle für Pilz- 
forschung und Pilzverwertung sind 90 % der ver- 
markteten Pilze Kulturchampignons. 

Um zu verhindern, daß die von FAO/WHO ange- 
gebene duldbare Aufnahmemenge von Cadmium 
durch Pilzverzehr überschritten wird, hat das BGA 
bereits im Jahre 1978 im Bundesgesundheitsblatt 21, 
Nr. 13, 1978 die nachstehenden Empfehlungen zur 
Verzehrseinschränkung gegeben, die darüber hin- 
aus der Tagespresse mitgeteilt wurden: 

1. Bei einem regelmäßigen Pilzverzehr sollten pro 
erwachsener Person und Woche nicht mehr als 200 
bis 250 g Wildpilze (wöchentlich ein bis zwei Pilz- 
mahlzeiten) verzehrt werden. Gegen einen gele- 
gentlichen Verzehr auch größerer Mengen ist nichts 
einzuwenden. Kinder sollten entsprechend ihrem 
Körpergewicht weniger essen. 

2. Nachfolgend aufgeführte Pilzarten haben häu- 
fig besonders hohe Cadmiumgehalte; diese Pilze 
sollten nicht oder zumindest nicht wiederholt ge- 
gessen werden: Dünnfleischiger Anisegerling (Aga- 
ricus silvicola). Schiefknolliger Anisegerling (A ab- 
ruptibulbus), Schafegerling (S. eirvensis) sowie die 
beiden Riesenchampignonarten A augustus und A 
perrasus. 


3. Bei regelmäßigem Pilzverzehr sollten weitere (Q 
belastete Lebensmittel, insbesondere Nieren und 
Fisch, möglichst nicht verzehrt werden. 

4. Bei der Zubereitung aller Speisepilze sollten die 
Lamellen bzw. die Röhrenschicht sowie nach Mög- 
lichkeit die Huthaut entfernt werden, da in diesen 
Geweben die höchsten Schwermetallkonzentratio- 
nen gefunden werden. 

Ergänzend dazu ist darauf hinzuweisen, daß der in 
der Regel besonders häufige und beliebte Wiesen- 
champignons (A campester) zu der Untergattung 
Rubescentes gehört, bei der eine ausgeprägte Nei- 
gung zur Cadmiumakkumulation nicht beobachtet 
wird. 

Darüber hinaus hat das Bundesministerium für 
Jugend, Familie und Gesundheit mit Schreiben vom 
19. Oktober 1979 in einem Rundschreiben an die 
Obersten Landesgesundheitsbehörden und Ober- 
sten Landesveterinärbehörden die vom BGA im 
Bundesgesundheitsblatt 22, 1979, Nr. 15 S. 282 — 283 
bekanntgemachten Richtwerte 79 für Blei, Cad- 
mium und Quecksilber in und auf Lebensmitteln 
übersandt. In der Veröffentlichung des BGA sind 
auch Höchstwerte für Cadmium in und auf Frucht- 
gemüse festgesetzt, dem die Speisepilze zuzurech- 
nen sind. 


Anlage 111 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Zander auf die Schriftli- 
chen Fragen des Abgeordneten Bindig (SPD) 
(Drucksache 8/3310 Fragen B 107 und 108): 

Kann die Bundesregierung zahlenmäßige Angaben machen über das 
derzeitige Ausmaß an Jugendalkoholismus in Baden- Württemberg im 
Vergleich zum übrigen Bundesgebiet und im Vergleich zum Zeitraum 
vor fünf Jahren? 

We beurteilt die Bundesregierung die Tatsache, daß von Jugendli- 
chen in Gaststätten alkoholhaltige Getränke wie Bier bevorzug konsu- 
miert werden, anstelle der in Gaststätten teureren aber alkoholfreien 
Getränke, und welche Haltimg nimmt die Bundesregierung angesichts 
dieser Situation ein, gegenüber der zum Teil von der Gastronomie auf- 
gestellten Forderung, eine Verbilligung alkoholfreier Getränke an die 
Voraussetzung zu Imüjpfen, daß gastronomische Betriebe, zum Aus- 
gleich, künftig nur mit dem halben Mefarwertsteuersatz belastet werden 
sollen? 

Zu Frage B 107: 

Der Bundesregierung liegen keine Zahlenanga- 
ben vor, aus denen sich ein Vergleich der Bundes- 
länder hinsichtlich der Gefährdung Jugendlicher 
durch den Mißbrauch alkoholischer Getränke ent- 
nehmen ließe. 

In Baden- Württemberg wurde 1978 eine Reprä- 
sentativerhebung durchgeführt, die auch den Kom- 
plex der Alkoholgefährdung einbezogen hat. 

Die Studie ist noch nicht abschließend ausgewer- 
tet. Eine früher in Baden-Württemberg durchge- 
führte Studie zur Suchtmittelgefährdung hatte dage- 
gen den Akoholmißbrauch nicht einbezogen. 

Da für 1978 aus anderen Bundesländern keine 
Studien vorliegen, die einen Vergleich hinsichtlich 
der Akoholgefährdung junger Menschen zulassen, 
ist eine regionale Bewertung der Ergebnisse aus Ba- 
den-Württemberg nicht möglich. 
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(A) Nach Vorliegen der Ergebnisse aus Baden-Würt- 
temberg kann geprüft werden, ob ein direkter Ver- 
gleich mit der im Auftrag des Bundesministeriums 
für Jugend, Familie und Gesundheit bereits 1977 
durchgeführte Repräsentativstudie zur Alkoholge- 
fährdung sinnvoll ist Keinesfalls steht aber zu er- 
warten, daß ein derartiger Vergleich regionale Un- 
terschiede aufdecken kann. 

Mit den Drogenbeauftragten der Bundesländer 
wurde abgesprochen, daß versucht werden soll, 
1980/81 eine einheitlich für das Bundesgebiet ange- 
legte Studie durchzuführen, die dann auch repräsen- 
tativ die Situation in einzelnen Bundesländern aus- 
weisen kann. Dazu wird voraussichtlich noch 1979 
aus Mitteln des Bundesministeriums für Jugend, Fa- 
milie und Gesundheit eine methodische Vorstudie 
durchgeführt werden. 

Zu Frage B 108: 

Die Frage beantworte ich im Einvernehmen mit 
dem Bundesminister der Finanzen wie folgt: 

Nach § 3 des Gesetzes zum Schutze der Jugend in 
der Öffentlichkeit ist die gewerbliche Abgabe von 
Branntwein und überwiegend branntweinhaltigen 
Genußinitteln an Kinder und Jugendliche über- 
haupt nicht zulässig, während andere alkoholische 
Getränke zum eigenen Genuß an Kinder nicht und 
an Jugendliche unter 16 Jahren nur bei Begleitung 
durch Erziehungsberechtigte abgegeben werden 
dürfen. 

Wie die Bundesregierung erst kürzlich auf eine 
diesbezügliche Anfrage erklärt hat, registriert sie 
die nicht seltene Praxis, nichtalkoholische Getränke 
teurer abzugeben als alkoholische und damit einen 
entsprechenden Anreiz auf junge Menschen auszu- 
üben, mit Sorge. Da Eingriffe des Gesetzgebers in 
das Preisgefüge auf der Grundlage des geltenden 
Rechts in diesem Bereich jedoch nicht in Betracht 
kommen, hat Frau Bundesminister Huber schon 
mehrmals Appelle an das Gaststättengewerbe und 
die Getränkeindustrie gerichtet, neben der strikten 
Einhaltung der eingangs erwähnten gesetzlichen 
Vorschriften auch bei der Preisgestaltung für Ge- 
tränke die Belange des Jugend- und Gesundheits- 
schutzes zu berücksichtigen. 

Der Forderung eines Teils des Gaststättengewer- 
bes, als Ausgleich für eine Verbilligung alkohol- 
freier Getränke die Gaststättenumsätze dem ermä- 
ßigten Mehrwertsteuersatz zu unterwerfen, kann 
die Bundesregierung nicht zustimmen. Es könnte 
keineswegs sichergestellt werden, daß alle oder 
auch nur Teil der Gaststättenbetriebe eine Steuer- 
vergütung zum Anlaß nehmen würde, auf Dauer die 
Preise für nichtalkoholische Getränke spürbar zu 
senken. Außerdem hätte die Einführung des ermä- 
ßigten Steuersatzes für Gaststättenumsätze Steuer- 
mindereinnahmen von 1,4 Mrd. DM jährlich zur Fol- 
ge. Abgesehen von steuerpolitischen Bedenken — 
andere Dienstleistungsbereiche würden sich auf 
diese Steuervergünstigungen berufen — wäre ein 
Steuerausfall in dieser Größenordnung haushalts- 
mäßig nicht vertretbar. Schließlich ist darauf hinzu- 
weisen, daß die höheren Preise für alkoholfreie Ge- 
tränke nicht steuerlich bedingt sind. 


Anlage 112 (C) 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Zander auf die Schriftli- 
chen Fragen des Abgeordneten Dr. Hammans 
(CDU/CSU) (Drucksache 8/3310 Fragen B 109 und 
110 ): 

Trifft es zu, dafi bei den drei bisher von dem Bundesministerium für 
Jugend, Familie und Gesundheit in Zusammenarbeit mit den WHO 
Regional Office für Eastem Mediterranean abgehaltenen Seminaren 
zum Thema J’harmaceutical Inspection* (Themen u. a.; GMP gemäß Pro- 
duktion von Arzneimitteln, Kontrolle der Arzneimittelsysteme, Zulas- 
simg von Arzneimitteln u. a.) Vertreter von Firmen, die überwiegend 
und ausschließlich OTC-Produkte hersteilen, nicht geladen waren, und 
wenn ja, gedenkt die Bundesregienmg dies zu ändern? 

Worin liegen gegebenenfalls die Gründe für die Nichtberücksichti- 
gung dieser Firmen, und teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 
bei ständiger Nichtberücksichtigung dieser Firmen bei ausländischen 
Seminarteilnehmern der Eindruck entstehen kann, daß diese Firmen 
nicht dem zu demonstrierenden Standard entsprechen? 

Im Rahmen der in Zusammenarbeit mit dem 
Regionalbüro der Weltgesundheitsorganisation 
„östliches Mittelmeer" durchgeführten Fortbil- 
dungsveranstaltung für pharmazeutische Überwa- 
chungsbeamte wurde die Durchführung der phar- 
mazeutischen Inspektion an Apotheken, Großhan- 
delsfirmen sowie kleinen, mittelgroßen und großen 
Arzneimittelherstellem vorgeführt Dabei wurden 
auch Firmen, die ausschließlich bzw. überwiegend 
rezeptfrei Arzneimittel herstellen, berücksichtigt. 

Die Auswahl der besichtigten Betriebe wurde in 
Abstimmung mit den jeweiligen Bezirksregierungen 
vorgenpmmen, wobei auch die Eignung des Be- 
triebes zur Demonstration der jeweiligen Fragestel- 
lung und die Entfernung zum Tagungsort eine Rolle 
spielten. 


Anlage 113 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs von Schoeler auf die 
Schriftlichen Fragen des Abgeordneten Dr. Lang- 
guth (CDU/CSU) (Drucksache 8/3310 Fragen Bill 
und 112): 

Hält es die Bundesrejnenmg für vereinbar mit ihrer Informations- 
pflicht geeenüber dem Parlament, daß der vollständige Text der Ant- 
wort auf me Große Anfrage der CDU/CSU-Bundestagsfraktion zu den 
Gnmdproblemen der Bevölkerungspolitik in der Bundesrepublik 
Deuts^and bereits vor der Sitzung des Bundeskabinetts am 24. Okto- 
ber 1979, in der sie beschlossen wurde, an ausgewählte Journalisten ver- 
teilt wurde, die Zuleitung an den Deutschen Bundestag aber erst am 
26. Oktober 1979 erfolgte imd eine Bitte der CDU/CSU-Bundestagsfrak- 
tion am 25. Oktober 1979 auf Aushändigung eines Ezemplares der Ant- 
wort abschlägig beschieden wiirde? 

Wie beurteilt die Bundesregierung in diesem Zusammenhang die 
Ausführungen des Regierungssprechers Klaus Bölling, der in Kenntnis 
der vorhedben Information der F^sse in der Bundespressekonferenz 
am 24. Okti^r 1979 nach der Kabinettssitzung sinngemäß erklärt hat, 
die Achtung vor dem Parlament hindere die Bundesregierungdaran, die 
Antwort vor der Zuleitung an den Deutschen Bimdestag der Öffentlich- 
keit zugänglich zu machen? 

Die Bundesregierung vertritt — wie auch vom Re- 
gierungssprecher in der Bundespressekonferenz am 
24. Oktober 1979 zum Ausdruck gebracht — die Auf- 
fassung, daß vom Bundeskabinett beschlossene Ant- 
worten auf Anfragen aus dem Deutschen Bundestag 
erst dem Parlament zugeleitet werden müssen, be- 
vor eine umfassende Information der Öffentlichkeit 
erfolgen kann. Um dem berechtigten Interesse der 
Öffentlichkeit zu genügen, soll sich eine vorausge- 
hende Information — wie ebenfalls vom Regie- 
rungssprecher ausgeführt — auf den Tenor dieser 
Antwort beschränken. 
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(A) Anlage 114 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Zander auf die Schriftliche 
Frage des Abgeordneten Dr. Hennig (CDU/CSU) 
(Drucksache 8/3310 Frage B 113): 

Wie gliedern sich seit dem 21. Juni 1976 die Zahlen der Schwanger- 
schaftsabbrüche nach den einzelnen Indikationen und jährlich auf? 


Die auf die einzelnen Indikationen entfallenden 
Schwangerschaftsabbrüche in den Jahren 1976 bis 
30. Juni 1979 enthält die folgende Übersicht: 



absolut 

in % 

med, psych.eugen. 

eth. 

Not- 

lage 

1976 

13044 

37,8 

10,8 

5,2 

0,2 

44,9 

1977 

54309 

29,0 

7,7 

4,3 

0,1 

57,7 

1978 

73500 

23,0 

5,0 

4,0 

0,1 

67,0 

1. Vj. 1979 

20898 

21,0 

3,0 

3,0 

0,1 

72,0 

2. V). 1979 

20975 

21,0 

4,0 

4,0 

0.2 

70,0 


Aus den statistischen Angaben kann nicht auf 
eine tatsächliche Zunahme der Schwangerschafts- 
abbrüche geschlossen werden. Vielmehr ist seit dem 
Inkrafttreten der Reform erstmals eine umfassende 
statistische Erhebung möglich, die vor allem eine 
Verlagerung vom illegalen in den legalen Bereich 
sichtbar macht. Der Anstieg der Zahl von 1976 bis 
heute ist darauf zurückzuführen, daß die Meldebe- 
teiligung der Ärzte in letzter Zeit immer besser ge- 
worden ist und die Abbrüche im Ausland deutlich 
(B) geringer geworden sind. 


Anlage 115 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Mahne auf die Schriftliche 
Frage des Abgeordneten Dr. Jobst (CDU/CSU) 
(Drucksache 8/3310 Frage B 114): 

Hat die Bundesregierung Informationen, daß die CSSR in den näch- 
sten Jahren den Bau der Autobahn von Prag zur deutschen Grenze nach 
Waidhaus plant, und wird sie in diesem Fall für die umgehende Herstel- 
lung des Anschlusses auf der deutschen Seite durch den Bau der Auto- 
bahn von Amberg-Pfreimd- Waidhaus Sorge tragen? 

Der Bundesregierung ist bekannt, daß die tsche- 
choslowakische Regierung in den sechziger Jahren 
ein Programm für den Autobahnbau — insgesamt 
1 700 km — gebilligt hat In diesem Programm ist 
auch eine Neubaustrecke der D 5 von Pilsen zur 
deutschen Grenze nach Waidhaus enthalten. Zur 
Zeit gibt es jedoch keine Information über einen be- 
vorstehenden Baubeginn dieses Abschnittes. 

Der deutsche Abschnitt der A 6 zwischen Pfreimd 
und Waidhaus wird im Rahmen der Fortschreibung 
des Bedarfsplanes für die Bundesfernstraßen für die 
neue Stufe II (weitere Planungen) vorgeschlagen, 
der Abschnitt zwischen Amberg und Pfreimd soll 
die neue Stufe I (vordringlich angestrebte Maßnah- 
men) erhalten. Selbstverständlich werden Planung 
und Finanzierung der deutschen Maßnahmen den 
Ausbauabsichten auf dem Gebiet der CSSR ange- 
paßt. 


Anlage 116 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Mahne auf die Schriftli- 
chen Fragen des Abgeordneten Schwarz (CDU/ 
CSU) (Drucksache 8/3310 Fragen B 115 und 116): 

Ist der Bundesregienins bekannt, ob die Landesregierung von Nord- 
rhein-Westfalen für den Ausbau der B 8 bis zur Landesgrenze Rhein- 
land-Pfalz Planvorstellungen hat? 

Ist der Bundesverkehrsminister der Meinung, daß dem Ausbau der 
B 8 von der rechtsrheinischen Autobahn zur L^desgrenze Rheinland- 
Pfalz erhöhte Bedeutung zukommt, um den Raum Altenkirchen besser 
über die B 8 an die rechtsrheinische Autobahn anzuschließen? 

Der geplante Ausbau der B 8 zwischen der Lan- 
desgrenze Rheinland-Pfalz und der rechtsrheini- 
schen Autobahn A 3 wird im Entwurf des überarbei- 
teten Bedarfsplanes einvernehmlich mit dem Land 
Nordrhein-Westfalen in der vorrangigen Stufe I aus- 
gewiesen. Die Strecke soll abschnittsweise bis 1984 
verbessert werden. 


Anlage 117 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Mahne auf die Schriftliche 
Frage des Abgeordneten Dreyer (CDU/CSU) 
(Drucksache 8/3310 Frage B 117); 

Darf davon ausgegangen werden, daß die Bedienung durch die Deut- 
sche Bundesbahn in Niedersachsen auf den Stichstrecken Beckdorf- 
Hollenbeck, Bremervörde — Bevern und Geestenseth-Bremerhaven/ 
WulsdoH erhalten bleibt? 

Das Bundeskabinett hat am 14. Juni 1978 be- 
schlossen, daß Stillegungsverfahren nur noch dort 
eingeleitet werden, wo dies aus städtebaulichen 
oder straßenbautechnischen Gründen oder wegen 
anstehender Investitionen unbedingt notwendig ist. 
Für die von Ihnen genannten Streckenabschnitte 
sind solche Maßnahmen nicht bekannt. 


Anlage 118 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Mahne auf die Schriftli- 
chen Fragen des Abgeordneten Ibrügger (SPD) 
(Drucksache 8/3310 Fragen B 118 und 119): 

Welche Erkenntnisse liegen der Bundesregierung über Umfang und 
Auswirkungen von Unfällen vor, die durch {uatzende Reifen seit 1970 
verursacht worden sind? 

Treffen Mutmaßungen in der Öffentlichkeit zu, daß möglicherweise 
wegen nicht ausreichender gesetzlicher Vorschriften oder Verordnun- 
gen über die Mindestgüte von Reifen der auf dem Markt angebotene 
niedrigste Qualitätsstandard den im Fährbetrieb zu erwartenden Bela- 
stungen nur mangelhaft entspricht? 

Zu Frage B 118: 

Die amtliche Unfallstatistik enthält keine Anga- 
ben darüber, ob geplatzte Reifen Unfallursache wa- 
ren. 

Der Deutsche Kraftfahrzeug-Uberwachungs-Ver- 
ein e. V. führt auf der Grundlage der von seinen 
Sachverständigen erstellten Unfallgutachten u. a. 
eine Statistik über unfallursächliche PKW-Reifen- 
schäden. Danach ergibt sich folgendes Bild: 
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Jahr 

1976 

1977 

1978 

untersuchte unfallursäch- 

121 

96 

106 

liche Schadensfälle 





Schadensursache 
Halterversäumnisse 
Herstellungsfehler 
Montagefehler 
nicht feststellbar 


Zu Frage B 119: 

Nach § 36 der Straflenverkehrs-Zulassungs-Ord- 
nung (StVZO) müssen Maße und Bauart der Reifen 
den Betriebsbedingungen, besonders der Belastung 
und Geschwindigkeit, entsprechen. 

Es ist kein konkreter Fall bekannt, wonach auf 
dem Markt angebotene Reifen des niedrigsten Qua- 
litätsstandards den im Fährbetrieb zu erwartenden 
Belastungen nur mangelhaft entsprechen. 


Anlage 119 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Mahne auf die Schriftliche 
Frage des Abgeordneten Dr. Jens (SPD) (Drucksa- 
che 8/3310 Frage B 120): 

Unterstützt die Bundes^ieruns grundsätzlic h eine gewisse Konkur- 
renz für die Technischen Cberwaoiungsvereine (TOV). und wird sie ei- 
ner spürbaren Erhöhung der Gebühren für Kfz-Prüfungen ihre Zustim- 
mung geben? 

Eine „Konkurrenz" zur Technischen Prüfstelle der 
Technischen Überwachungs- Vereine ( 1 Ü V) pder der 
Technischen Überwachungsämter (TÖA) im Bereich 
der periodischen technischen Kraftfahrzeug-Über- 
wachung gibt es bereits heute, denn die Straßenver- 
kehrs-Zulassungs-Ordnung (vgl. Nr. 4 Anl. VIII 
StVZO) läßt außer der Regelform der Untersuchung 
durch die Technische Prüfstelle auch einige Sonder- 
formen zu, und zwar: 

— amtlich anerkannte Betriebe zur Untersuchung 
der eigenen Fahrzeuge (sogenannte Eigenüber- 
wacher) 

— amtlich anerkannte Werkstätten zur Untersu- 
chung von Neufahrzeugen (z. B. bei Pkw bis 
3 Jahre nach Erstzulassung) 

— amtlich anerkannte Überwachungsorganisatio- 
nen grundsätzlich zur Untersuchung aller Fahr- 
zeuge, wenn der betreffende Halter auf Grund ei- 
nes entsprechenden Vertrages mit der Überwa- 
chungsorganisation seine Fahrzeuge dort in ver- 
kürzten Fristen untersuchen läßt (vgl. Nr. 4.2 An- 
lage VIII StVZO). 

Die Inanspruchnahme einer dieser Sonderformen 
befreit den Halter von der Vorführung bei der Tech- 
nischen Prüfstelle. 

Der Bundesminister für Verkehr prüft zur Zeit mit 
den zuständigen obersten Landesbehörden, ob auf 
dem Gebiet der Uberwachungsorganisationen 
(Nr. 4.2 Anl. VIII StVZO) eine weitere Öffnung 
durch Zulassung neuer Organisationen erfolgen 
soll. 


Desgleichen wird zur Zeit mit den zuständigen (C) 
obersten Landesbehörden geprüft, ob und in wel- 
chem Ausmaß eine Erhöhung der TUV-Gebühren 
notwendig werden kann. 


Anlage 120 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Mahne auf die Schriftliche 
Frage des Abgeordneten Biehle (CDU/CSU) (Druck- 
sache 8/3310 Frage B 121): 

Wurde die durch den Parlamentarischen Staatssekretär beim Bundes- 
minister für Verkehr und für das Post- und Femmeldewesen in Aussicht 
gestellte Besetzung von 19 Gerätemechaniker- und 10 Gleisbauerausbil- 
dungsstellen bei der Bundesbahndiiektion Nürnberg zum SchulscUuB 
1979 vorgenommen (Antwort vom 18. Oktober 1978 auf meine Anfrage 
— Dnick^che 8/2186, Teil B, Nr. 88), oder führten die angekündigten 
Verhandlungen zwischen der Hauptverwaltung der Deutschen Bundes- 
bahn und dem Hauptpersonalrat zu einem anderen Ez^ebnis? 

Bei der Bundesbahndirektion (BD) Nürnberg sind 
zum Schulschluß 1979 nachstehend auf geführte 
Ausbildungsplätze in Ausbildungsberufen nach dem 
Berufsbildungsgesetz (BBiG) besetzt worden: 



Eigen- 

bedarf 

über 

Eigen- 

bedarf 

Maschinenschlosser 

15 

113 

Elektroanlageninstallateur 

5 

77 

Kfz-Mechaniker 

0 

9 

Dreher 

0 

3 

Nachrichtengeräte- 

mechaniker 

28 

0 

Gleisbauer 

15 

0 

Kaufmann im Eisenbahn- 
und Straßenverkehr 

0 

80 

zus. 

63 

282 


Mit der Besetzung dieser Ausbildungsplätze wird 
auch bei der BD Nürnberg die gesamte Ausbil- 
dungskapazität voll genutzt. 


Anlage 121 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Mahne auf die Schriftli- 
chen Fragen des Abgeordneten Haar (SPD) (Druck- 
sache 8/3310 Fragen B 122 und 123): 

Beabsichtigt die Bundesregierung, auch in Zukunft an ihrer restrikti- 
ven Kontingentspolitik im grenzüberschreitenden Straßengüterverkehr 
festzuhalten? 

Wie gedenkt die Bundesregierung auf die Forderung Großbritanniens 
nach einer Verdopplung der Genehmigungszahl und den Wunsch der 
niederländischen Regierung nach einer kräftigen Aufstcxhung ihres 
Kontingents zu reagieren? 

Zu Frage B 122: 

Ja. 

Zu Frage B 123: 

Seit dem EG-Beitritt Großbritanniens hat der 
deutsch-britische Außenhandel außerordentlich 


52,9 % 

48,5 % 

38,7 % 

15,7 % 

10,7 % 

12,3 % 

6,6 % 

4,9 % 

3,7 % 

24,8 % 

35,9 % 

45,3 % 
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(A) stark zugenommen, während die Kontingentserhö- 
hungen für den Straßengüterverkehr in dieser Zeit 
vergleichsweise gering ausgefallen sind. Dies hatte 
zur Folge, daß das Kontingent für Großbritannien — 
bezogen auf das Außenhandelsvolumen — deutlich 
kleiner wurde als die Kontingente anderer Lander. 
Hierin liegt auch ein Grund für die unverhältnismä- 
ßig große Beteiligung von Transportunternehmern 
aus Drittstaaten am deutsch-britischen Straßengü- 
terverkehr. Zur Anpassung an diese Entwicklung 
hat sich die Bundesregierung bereit erklärt, das 
deutsch-britische Genehmigungskontingent einma- 
lig stärker als sonst üblich aufzustocken. 

Zu einer kräftigen Erhöhung des deutsch-nieder- 
ländischen Kontingents besteht nach Auffassung 
der Bundesregierung demgegenüber keine Veran- 
lassung. 


Anlage 122 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Mahne auf die Schriftliche 
Frage des Abgeordneten Dr. Homhues (CDU/CSU) 
(Drucksache 8/3310 Frage B 124): 

Ist eine Mitfinanzierung durch die Deutsche Bundesbahn im Zusam- 
menhang mit dem Ausbau der L 89 in der Gemeinde Hasbergen (Kreis 
Osnabrück) bezüglich der voraussichtlich geplanten drei Brückenbau- 
werke über die Bundesbahnstrecke Bremen/Wanne-Eickel vorgesehen, 
gegebenenfalls zu welchem Zeitpunkt wäre dies möglich? 

Die derzeit von der Straßenbauverwaltung durch- 
(B) geführten Planungen sehen den Ersatz der Bahn- 
übergänge im Zuge der L 89 und der K 305 durch 
zwei Straßenüberführungen und eine Eisenbahn- 
überführung über einen Fußweg vor. Die Gesamtko- 
sten betragen nach Angaben der Deutschen Bundes- 
bahn etwa 12 Millionen DM. 

Die Deutsche Bundesbahn wird sich an den kreu- 
zungsbedingten Kosten entsprechend den Bestim- 
mungen der §§ 3, 13 Eisenbahnkreuzungsgesetz mit 
einem Drittel beteiligen. Die entsprechenden Mittel 
wird die Deutsche Bundesbahn unmittelbar nach Er- 
füllung aller rechtlichen Voraussetzungen (Planfest- 
stellung, Vereinbarung) bereitstellen. Das gleiche 
gilt für den Bundesanteil. 

Nach Schätzung der Deutschen Bundesbahn ist 
voraussichtlich ein Baubeginn im Jahre 1982 mög- 
lich. 


Anlage 123 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Mahne auf die Schriftli- 
chen Fragen der Abgeordneten Frau Benedix-Eng- 
1er (CDU/CSU) (Drucksache 8/3310 Fragen B 125 
und 126): 

Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß es sich bei der Harz-Ei- 
senbahn um eine verhältnismäßig bedeutende Nebenstrecke handelt 
die gleichzeitig in einem Fremdenverkehrsschwerpunkt und im Zonen- 
randgebiet lie^ und Clausthal-Zellerfeld als technische Universitats- 
und Bundeswehrgamisonstadt verkehrsmäßig anbindet? 

Wird unter Berücksichtigung der Vorranggesichtspunkte Enerme- 
sparsamkeit und UmweltfreundÜchkeit der Rü^bau der 1975 stillgeleg- 
ten eingleisigen, normalspurigen Nebenbahnstrecke Goslar — Langels- 
heim — Altenau (Oberharz) eingestellt? 


Zu Frage B 125: (C) 

Nein. Der Betrieb der Strecke ist mit Billigung des 
Bundeskabinetts am 30. Mai 1976 eingestellt wor- 
den, nachdem von der Deutschen Bundesbahn nach- 
gewiesen wurde, daß die Strecke kaum noch in An- 
spruch genommen wird. Ein Großteil der ehemcdi- 
gen Strecke ist zwischenzeitlich von der Deutschen 
Bundesbahn an die Gesamtgemeinde Oberharz ver- 
kauft worden. 

Zu Frage B 126: 

Nein. Ich verweise in diesem Zusammenhang auf 
die Antwort auf Ihre Frage zur Fragestunde am 
4./5. Oktober 1978 (Drucksache 8/2147, Frage 67). 


Anlage 124 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Mahne auf die Schriftliche 
Frage der Abgeordneten Frau Dr. Lepsius (SPD) 
(Drucksache 8/3310 Frage B 127): 

Sind Eilzüge als Voraussetzung für die unentgeltliche Beförderung 
von Schwerbehinderten dann dem öBentlichen Personenverkehr 
gleichzustellen, wenn die Entfernung von 50 Kilometer nicht überschrit- 
ten wird und wie im Fall der Strecke Rastatt — Offenburg von der Deut- 
schen Bundesbahn keine Personenzüge vorgehalten werden, und wenn 
nein, was gilt als öffentlicher Personenverkehr nach dem Gesetz über 
die unentgeltliche Beförderung Schwerbehinderter? 

Es war der erklärte Wille des Gesetzgebers, vom 
Schienenverkehr der Deutschen Bundesbahn (DB) 
neben dem S-Bahn-Verkehr und dem Verkehr in 
Verbünden nur die unentgeltliche Benutzung der (D) 
Nahverkehrszüge zuzulassen, also derjenigen Züge, 
deren verkehrspolitische Aufgabe es ist, den Nah- 
verkehr zu bedienen. Die Eilzüge der DB sind 
schnellfahrende Reisezüge des Fern- und Regional- 
verkehrs. Sie haben die Aufgabe, Verbindungen 
über mittlere und weitere Entfernungen zu über- 
brücken und sind keine Nahverkehrsmittel wie Bus- 
se, S-Bahnen oder Nahverkehrszüge. 

Motiv des Gesetzgebers für diese Regelung war 
es, auch denjenigen Schwerbehinderten die Frei- 
fahrt im Nahverkehr zu ermöglichen, in deren 
Wohnbereich außer dem Schienenverkehr der 
Deutschen Bundesbahn sonstige Nahverkehrsmittel 
nicht existieren. Dabei ging der Gesetzgeber davon 
aus, daß in solchen Gebieten in ausreichendem 
Maße Nahverkehrszüge verkehren. 

Auf der genannten Strecke Rastatt-Offenburg ste- 
hen im übrigen zwischen Karlsruhe über Rastatt 
nach Baden-Baden werktäglich elf Nahverkehrszug- 
verbindungen und zwischen Baden-Baden und Of- 
fenburg täglich 13 Busverbindungen zur unentgeltli- 
chen Benutzung zur Verfügung. 


Anlage 125 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Mahne auf die Schriftliche 
Frage des Abgeordneten Horstmeier (CDU/CSU) 
(Drucksache 8/3310 Frage B 128): 
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Ist der Bundesre^enmo bekannt, daß nach Inkrafttreten des Gesetzes 
über die freie Fahrt für Behinderte bei der Benutzung der Deutschen 
Bundesbahn in der Praxis Erschwernisse dadurch auf treten, daß die vom 
Gesetz Begünstigten nur Personenzüge, nicht aber Eil- und D-Züge un- 
entgeltlich benutzen können, und ist me Bundesregierung bereit und in 
der Lage, das Benutzungsrecht des berechtigten Personenkreises bis zu 
der im Gesetz vorgesehenen Entfernung durch eine entsprechende Ver- 
ordnung aiif E- und D-Züge auszudehnen, da gerade in den l&ndlichen 
Bereichen nur wenige Personenzüge verkehren und dadurch die Nut- 
zungsmöglichkeit sehr eingeschränkt ist? 

Es war der erklärte Wille des Gesetzgebers, vom 
Schienenverkehr der Deutschen Bundesbahn (DB) 
neben dem S-Bahn-Verkehr und dem Verkehr in 
Verkehrsverbünden nur die unentgeltliche Benut- 
zung der Nahverkehrszüge zuzulassen, also derjeni- 
gen Züge, deren verkehrspolitische Aufgabe es ist, 
den Nahverkehr zu bedienen. 

Motiv des Gesetzgebers für diese Regelung war 
es, auch denjenigen Schwerbehinderten die Frei- 
fahrt im Nahverkehr zu ermöglichen, in deren 
Wohnbereich außer dem Schienenverkehr der DB 
sonstige Nahverkehrsmittel nicht existieren. Dabei 
ging der Gesetzgeber davon aus, daß in solchen Ge- 
bieten in ausreichendem Maße Nahverkehrszüge 
verkehren. 

Der Bundesverkehrsminister läßt zur Zeit durch 
die DB prüfen, ob diese Ausgangslage für die gesetz- 
liche Regelung zutrifft oder ob es Gebiete gibt, die 
im Nahbereich weder mit Nahverkehrszügen noch 
mit anderen Nahverkehrsmitteln, sondern aus- 
schließlich mit Eilzügen bedient werden. In diesem 
Falle wird er die notwendigen Maßnahmen ergrei- 
fen. 


Anlage 126 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Mahne auf die Schriftli- 
chen Fragen des Abgeordneten Dr. Stercken (CDU/ 
CSU) (Drucksache 8/3310 Fragen B 129 und 130): 

Hält die Bundesrecienmg den am 23. Oktober 1979 von der belgi- 
schen Regierung verabschiedeten Gesetzentwurf, der Sonderstrafen mr 
ausländische Verkehrssünder, d. h. Insbesondere deutsche Verkehrs- 
teilnehmer in Belgien, vorsieht mit der Politik der Europäischen Ge- 
meinschaft für vereinbar, dem Straßenverkehr in den Mitgliedstaaten 
der Gemeinschaft gleichen rechtlichen und technischen Bedingungen 
zu unterwerfen? 

Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um die deutschen Besucher 
der Gemeinschaftsländer vor weiteren Belastungen wie Autobahnge- 
bühren auf öffentlichen Straßen und Sonderstrafen zu bewahren, denen 
die Besucher aus den Ländern der Gemeinschaft in der Bundesrepublik 
Deutschland nicht ausgesetzt sind? 

Der Bundesregierung ist nicht bekannt, daß die 
belgische Regierung beabsichtigt. Sonderstrafen für 
ausländische Verkehrssünder einzuführen. Sie hat 
jedoch Kenntnis davon, daß die belgische Regierung 
einen Gesetzentwurf verabschiedet hat, der sich mit 
der Frage der Ahndung von durch Ausländern be- 
gangenen Verkehrsverstößen befaßt. 

Der Gesetzentwurf, der noch die parlamentari- 
schen Gremien durchlaufen muß, liegt der Bundes- 
regierung zwar nicht vor. Nach den ihr bekannten 
Informationen soll der Gesetzentwurf die rechtliche 
Möglichkeit schaffen, Bußgeld für Verkehrsverstöße 
von Ausländern an Ort und Stelle erheben zu kön- 
nen. Soweit dieser mit der Zahlung des Bußgeldes 


einverstanden ist, ist die Angelegenheit erledigt. Ist (C) 
der Betroffene nicht bereit, das Bußgeld zu zahlen, 
muß er eine Kaution in Höhe des Bußgeldes leisten. 
Uber die Berechtigung der Bußgeldfestsetzung dem 
Grunde und der Höhe nach müßte anschließend in 
einem Verfahren entschieden werden, dessen Aus- 
gang dann zugleich das Schicksal der Kaution be- 
stimmt. 

Dieser Ablauf würde im wesentlichen dem Ver- 
fahren, das in der Bundesrepublik Deutschland ge- 
genüber durchreisenden Ausländern angewendet 
wird, entsprechen. Gemäß § 132 der Strafprozeßord- 
nung in Verbindung mit § 46 Abs. 1 des Ordnungs- 
widrigkeitengesetzes kann, um die Durchführung 
eines Bußgeldverfahrens sicherzustellen, ebenfalls 
eine Sicherheitsleistung in Höhe der zu erwarten- 
den Geldbuße und den Verfahrenskosten gegen den 
Ausländer, der in der Bundesrepublik eine mit Buß- 
geld bedrohte Verkehrsordnungswidrigkeit began- 
gen hat, angeordnet werden; bei Gefahr im Verzug, 
die bei durchreisenden Ausländern in der Regel zu 
bejahen sein dürfte, auch durch Polizeibeamte an 
Ort und Stelle. 

Nach dem gegenwärtigen Informationsstand sieht 
die Bundesregierung derzeit keine Veranlassung, im 
Hinblick auf den belgischen Gesetzentwurf tätig zu 
werden. Sie wird aber gleichwohl die Angelegenheit 
weiterverfolgen. 

Die Fragen im Zusammenhang mit der Belastung 
der Verkehrsnutzer mit Autobahngebühren und 
ähnlichen Abgaben lassen sich europäisch nur im 
Rahmen einer umfassenden Einigung über die Anla- 
stung der Wegekosten regeln; im augenblicklichen (^) 
Stadium der EG-Arbeiten steht es den Mitgliedstaa- 
ten noch frei, über diese Fragen selbst zu entschei- 
den. Dennoch hat Minister Gscheidle mit einem 
Schreiben vom 15. August 1979 gegenüber seinem 
belgischen Amtskollegen — wie zuvor bereits sei- 
nem österreichischen Kollegen — eindringlich die 
Gefahren einseitiger Maßnahmen aufgezeigt und 
auf die Dringlichkeit europäischer Lösungen ganz 
besonders im Infrastrukturbereich hingewiesen. Die 
deutsche Delegation wird im Rahmen der gemein- 
schaftlichen Konsultation über die belgischen Maß- 
nahmen erneut ihre Bedenken zum Ausdruck brin- 
gen. 


Anlage 127 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Mahne auf die Schriftliche 
Frage des Abgeordneten Dr. Hennig (CDU/CSU) 
(Drucksache 8/3310 Frage B 131): 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Auswirkungen der Änderung 
der Verwaltungsvorschriften zur Straßenverkehrs-Ordnung ab 1. Ja- 
nuar 1980 auf den Radsport, und ist sie wirklich der Meinung, daß Diet- 
rich Thiuau und andere Spitzensportler bei Trainingsfahrten in Zukunft 
von Polizeistreifen angehalten werden sollten, weil an ihren Rennrä- 
dern Licht Rücklicht Schutzblech, Pedalrückstrahler und Klingel feh- 
len? 
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(A) Die am 1. Januar in Kraft tretende Änderung der 
Allgemeinen Verwaltungsvorschrift zur Straßenver- 
kehrs-Ordnung (Vwv-StVO) hat nach Auffassung der 
Bundesregierung keine über die bisher bereits gel- 
tenden Regelungen hinausgehenden Auswirkimgen 
auf den Radsport 

Die Vwv-StVO befaßt sich im Hinblick auf den 
Radsport nur mit der Frage der Erlaubnis radsportli- 
cher Veranstaltungen. In Nummer 1.2. zu § 29 Abs. 2 
bestimmt sie, daß — wie schon bisher — Radrennen 
erlaubnispflichtig sind. Diese Vorschriften sind prä- 
zisiert, aber in ihrem sachlichen Inhalt nicht geän- 
dert worden. 

Die Fragä, wie Rennräder ausgerüstet sein müs- 
sen, ergibt sich dagegen aus den Vorschriften der 
StVZO, hinsichtlich der Beleuchtung aus § 67 
StVZO. Danach bedürfen Rennräder nur für die Zeit 
des Rennens selbst nicht der in dieser Vorschrift ge- 
forderten Beleuchtungseinrichtungen (§ 67 Abs. 8 
StVZO). Für Trainingsfahrten tritt diese Befreiung 
nicht generell ein, sie wäre nur über eine Ausnah- 
megenehmigung im Einzelfall gemäß § 70 Abs. 1 
Nr. 2 StVZO möglich. 

In diese bestehende Rechtslage wird durch die 
Änderung der Vwv-StVO nicht eingegriffen. 

Außerdem kann festgestellt werden, daß Dietrich 
Thurau und andere Spitzensportler auch bei der be- 
stehenden Rechtslage hinreichende Trainingsmög- 
lichkeiten hatten, die ihnen große internationale 
Erfolge ermöglichten. 

(B) 


Anlage 128 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Mahne auf die Schriftli- 
chen Fragen des Abgeordneten Hölscher (FDP) 
(Drucksache 8/3310 Fragen B 132 und 133): 

Wie beurteilt die Bundesregierung die angebliche Absicht der Deut- 
schen Bundesbahn, auf eine S-Bahnhaltestelle am Neckarstadion m 

Stuttgart zu verzichten, weil eine ausreichende Anzahl von Pkw-Park- 
plätzen zur Verfügung stehen sollen? 

Wie sieht die Bundesregierung eine solche Maßnahme im Zusam- 
menhang mit städteplanerischen und energiepolitischen Bemühungen, 
den öffentlichen Personenverkehr auszubauen, um u. a. durch attraktive 
schienengebundene Verkehrssysteme den Autofahrer zu veranlassen, 
auf öffenUiche Nahverkehrsmittel umzusteigen? 

Zu Frage B 132: 

Der Bundesregierung ist nicht bekannt, daß die 
Deutsche Bundesbahn den Ausbau einer S-Bahnhal- 
testelle Neckarstadion ablehnt Sie fordert jedoch — 
gemeinsam mit dem Verkehrs- und Tarifverbtmd 
Stuttgart — zu Recht, daß bei einem Bau der zusätz- 
lichen Haltestelle die Anzahl der Parkplätze auf den 
bisherigen Umfang begrenzt wird. 

Zu Frage B 133: 

Die Bundesregierung unterstützt den Bau von zu- 
sätzlichen S-Bahnhaltestellen an Verkehrsschwer- 
punkten. Sie erwartet jedoch aus wirtschaftlichen 
Gründen, daß auch entsprechende flankierende 
Maßnahmen getroffen werden. 


Anlage 129 (C) 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Mahne auf die Schriftli- 
chen Fragen des Abgeordneten Schmidt (Kempten) 
(FDP) (Drucksache 8/3310 Fragen B 134 und 135): 

Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß bei der Durchführung 
des Gesetzes zur kostenlosen Beförderung von Schwerbehinderten im 
Personennahverkehr seitens der zuständigen Deutschen Bundesbahn 
die Begriffe .begünstigte Züge" und .SO-km-Grenze“ großzügig und we- 
nig bürokratisch gehandhabt werden sollten, um sowohl gewisse Über- 
schreitungen der 50-km-Grenze nicht als Härte auftreten zu lassen als 
auch — insbesondere in Bereichen ohne direkte Nahverkehrsmöglich- 
keiten — die im Rahmen der 50-km-Zone haltenden Durchgangszüge in 
die Möglichkeiten des Gesetzes einzubeziehen? 

Ist die Bundesregierung notfalls bereit, auf den Verwaltungsrat der 
Deutschen Bundesbahn dahin gehend einzuwirken, dciß er die bereits 
jetzt auftretenden bürokratischen Hemmnisse in aller Kürze abbaut? 

Zu Frage B 134: 

Das Problem der „50-km-Grenze" wird in absehba- 
rer Zeit, spätestens mit Inkrafttreten der Ausweis- 
verordnung, durch ein allseits zufriedenstellendes 
Verfahren gelöst sein. Bis dahin hat die Deutsche 
Bundesbahn ihre Mitarbeiter angewiesen, großzügig 
zu verfahren. 

Es war der erklärte Wille des Gesetzgebers, vom 
Schienenverkehr der Deutschen Bundesbahn neben 
dem S-Bahn-Verkehr und dem Verkehr im Verbün- 
den nur die unentgeltliche Benutzung der Nahver- 
kehrszüge zuzulassen. 

Motiv des Gesetzgebers für diese Regelung war 
es, auch denjenigen Schwerbehinderten die Frei- 
fahrt im Nahverkehr zu ermöglichen, in deren 
Wohnbereich außer dem Schienenverkehr der 
Deutschen Bundesbahn sonstige Nahverkehrsmittel (U) 
nicht existieren. Dabei ging der Gesetzgeber davon 
aus, daß in solchen Gebieten in ausreichendem 
Maße Nahverkehrszüge verkehren. 

Der Bundesminister für Verkehr läßt z. Z. durch 
die Deutsche Bundesbahn prüfen, ob diese Aus- 
gangslage für die gesetzliche Regelung zutrifft oder 
ob es Gebiete gibt, die im Nahbereich weder mit 
Nahverkehrszügen noch mit anderen Nahverkehrs- 
mitteln, sondern ausschließlich mit Eilzügen be- 
dient werden. In diesem Fall wird die Bundesregie- 
rung die notwendigen Maßnahmen ergreifen. 

Zu Frage B 135: 

Die Bundesregierung ist bereit, zur Beseitigung 
bürokratischer Hemmnisse beizutragen. Sie ist aber 
andererseits auch verpflichtet, darauf zu achten, daß 
der Deutschen Bundesbahn durch eine Ausweitung 
der gesetzlichen Regelungen keine Einnahmenmin- 
derungen bzw. Kostenmehrungen entstehen, für die 
sie keinen Ausgleich erhält. 


Anlage 130 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Mahne auf die Schriftliche 
Frage des Abgeordneten Dr. Friedmann (CDU/ 
CSU) (Drucksache 8/3310 Frage B 136): 
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Trifft es zii, da£ die Freifahrtm^lichkeiten von Schwerbehinderten 
bei der Deutschen Bundesbahn auf Nahverkehrszüge beschränkt sind, 
so daß Schwerbehinderte im ländlichen Raum, wo ^um noch Nahver- 
kehrszüge verkehren, letztlich von der Vergünstigung ausgeschlossen 
sind, und was gedenkt die Bundesregierung dagegen zu tun? 

Es war der erklärte Wille des Gesetzgebers, vom 
Schienenverkehr der Deutschen Bundesbahn neben 
dem S-Bahn-Verkehr und dem Verkehr in Ver- 
kehrsverbünden nur die unentgeltliche Benutzung 
der Nahverkehrszüge zuzulassen, also derjenigen 
Züge, deren verkehrspolitische Aufgabe es ist, den 
Nahverkehr zu bedienen. 

Motiv des Gesetzgebers für diese Regelung war 
es, auch denjenigen Schwerbehinderten die Frei- 
fahrt im Nahverkehr zu ermöglichen, in deren 
Wohnbereich außer dem Schienenverkehr der 
Deutschen Bundesbahn sonstige Nahverkehrsmittel 
nicht existieren. Dabei ging der Gesetzgeber davon 
aus, daß in solchen Gebieten in ausreichendem 
Maße Nahverkehrszüge verkehren. 

Der Bundesverkehrsminister läßt zur Zeit durch 
die Deutsche Bundesbahn prüfen, ob diese Aus- 
gangslage für die gesetzliche Regelung zutrifft oder 
ob es Gebiete gibt, die im Nahbereich weder mit 
Nahverkehrszügen noch mit anderen Nahverkehrs- 
mitteln, sondern ausschließlich mit Eilzügen be- 
dient werden. In diesem Falle wird er die notwen- 
digen Maßnahmen ergreifen. 


(B) 

Anlage 131 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Mahne auf die Schriftli- 
chen Fragen des Abgeordneten Milz (CDU/CSU) 
(Drucksache 8/3310 Fragen B 137 und 138): 

Welche Veränderungen werden sich beim Bau von Bundesfemstra- 
ßen im Bergischen Raum in Nordrhein- Westfalen bezüglich der Fort- 
schreibung des Bedarfsplanes für den Bundesfemstraßenbau im Rah- 
men des zweiten 5-Jahres-Plans ergeben? 

Welche Vorschläge bzw. Prioritäteniiste hat das Land Nordrhein- 
Westfalen dem Bundesverkehrsminister zu den einzelnen Straßenbau- 
projekten im Bergischen Raum in Nordrhein- Westfalen für die Fort- 
schreibung des Bedarfsplans für den Bundesfemstraßenbau imterbrei- 
tet? 

Zu Frage B 137: 

Im Rahmen des zweiten 5-Jahres-Planes (2. FJP, 
1976 — 1980) werden sich aus der Fortschreibung des 
Bedarfsplanes für die Bundesfernstraßen keine Än- 
derungen ergeben, da der angepaßte Bedarfsplan 
erst nach Auslaufen des 2. FJP (ab 1981) gelten 
wird. 

Zu Frage B 138: 

In Zusammenarbeit mit den Ländern wurde ein 
Entwurf für den neuen Bedarfsplan erarbeitet, der 
die Vorschläge der Länder weitgehend berücksich- 
tigt. 

Für den bergischen Raum weist dieser Entwurf ei- 
nige Änderungen gegenüber dem gültigen Bedarfs- 
plan auf, deren wichtigste im Folgenden unter An- 
gabe des Landesvorschlages aufgeführt sind: 



Maßnahme 

Vorschlag 
des Landes 
NRW 

Darstellung 
im Entwurf 
für den 
neuen Be- 
darfsplan 

A 1 

Burscheid-Kamen 
(Gstreifiger Ausbau) 

Stufe I 

Stufe I 

A31 

Bottroi)-Lande sgrenze 
NW/RP 

entfällt 

kein Be- 
darf 

A43 

Köln-Wuppertal 

entfällt 

kein Be- 
darf 

A54 

Langen! eld-W erdohl 

entfällt 

kein Be- 
darf 

B56 

Siegburg-Much (Aus- 
bau) 

Stufe I 

Stufe I 

B229 

Remscheid-Lüden- 

scheid 

Stufe I 

Stufe I 

B229 

Lüdenscheid-W erdohl 
(Ersatz für entfallende 
A54) 

Stufe II 

Stufe II 

B 256n 

Wermelskirchen-Gum- 

mersbach 

2. Fahr- 
bahn 
entfällt 

2streifige 

Bundes- 

straße 

Stufe I 


Die vorgenannten Änderungen gelten vorbehaltlich 
der Zustimmung des Parlaments zum Entwurf für den 
fortgeschriebenen Bedarfsplan. 


Anlage 132 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Mahne auf die Schriftliche 
Frage des Abgeordneten Seefeld (SPD) (Drucksache 
8/3310 Frage B 139): 

Teilt die Bundesregierung Feststellungen des Lufthansa- Vorstands- 
mitgliedes Utter, daß der Flugbetrieb durch schlecht organisierte oder 
mangelhaft auseerüstete Flugsicherungsdienststellen anderer europäi- 
scher Länder behindert wird, und wenn ja, um welche Länder handelt es 
sich dabei und wie kann eine Änderung des bestehenden Zustandes er- 
reicht werden? 

Die Statistiken der Luftraumnutzungszentrale der 
Bundesanstalt für Flugsicherung bestätigen, daß es 
— vor allem in den Sommermonaten — zu erhebli- 
chen Problemen bei der Abwicklung der Flugver- 
kehrsflüsse in Richtung Südeuropa (Spanien/Portu- 
gal, Italien, Jugoslawien/Griechenland, Ungarn) 
kommt. 

Zur Überwindung dieser Probleme hat die Bun- 
desregierung vorgeschlagen, im Rahmen der Orga- 
nisation EUROCONTROL ein internationales 
System der Planung und Steuerung der Flugver- 
kehrsflüsse in Europa zu schaffen. Die Bundesregie- 
rung verspricht sich von diesem System über die Be- 
wältigung der Flugverkehrsflußprobleme hinaus die 
Schaffung einer Basis für eine erfolgversprechende 
europäische Zusammenarbeit bei der weiteren Pla- 
nung und Systementwicklung auf dem Gebiet der 
Flugsicherung. Diese Zusammenarbeit ist notwen- 
dig, um die Systemengpässe in Europa wirksam zu 
überwinden. 
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(A) Der deutsche Vorschlag wird in den kommenden 
Wochen und Monaten im- Rahmen der Organisation 
EUROCONTROL, der Europäischen Zivilluftfahrt- 
Konferenz (ECAC) und der Internationalen Zivilluft- 
fahrt-Organisation (ICAO) ausführlich diskutiert 
werden. 


Anlage 133 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Mahne auf die Schriftli- 
chen Fragen des Abgeordneten Feilermaier (SPD) 
(Drucksache 8/3310 Fragen B 140 und 141): 

Hat die Biindesremenins bei ihrer Entscheidung, das Autobahnkreu- 
zungsbauwerk A 7/A 8 in der Gemarkung Elchingen, entgegen den Vor- 
schlägen der Bayerischen Obersten Baubehörde und aller örtlichen 
Kommunaltehörden, Autobahnkreuz Ulm“ zu benennen, die Tatsache 
berücksichtigt, daß das Kreuzungsbauwerk nahezu im Landkreis Neu- 
Ulm liegt? 

Ist die Bundesregierung bereit, ihre Entscheidung unter diesem Ge- 
sichtspunkt zu überprüfen, und das Kreuzungsbauwerk unter Verwen- 
dung eines ebenfalls allgemein bekannten Ortsnamens dann .Neu-Ul- 
mer Kreuz“ zu benennen, nachdem es bereits die Autobahnausfahrten 
Ulm-West und Ulm-Ost gibt? 

Die Frage der Bezeichnung des Autobahnkreuzes 
A 7/A 8 ist vom Bundesminister für Verkehr sehr 
eingehend geprüft worden. Die Mehrzahl aller maß- 
geblichen Argumente und Gesichtspunkte sprach 
für die Bezeichnung .Autobahnkreuz Ulm". 

Das Autobahnkreuz liegt im Großraum Ulm. Es ist 
sowohl von der Kernstadt Ulm als auch von Neu- 
Ulm ca. 15 km entfernt. Bei der Gegenüberstellung 
der Entscheidungsgründe war der Bekanntheitsgrad 
(ß) von Ulm von besonderem Gewicht. Er erleichtert 
auch Ausländern die großräumige Orientierung im 
Autobahnnetz. Hierbei verbindet der Verkehrsteil- 
nehmer mit dem Namen „Ulm" vorwiegend die Vor- 
stellung der Region Ulm. Würde man das Autobahn- 
kreuz mit „Neu-Ulm" benennen, so wäre damit für 
die Verkehrsteilnehmer die unzutreffende Vorstel- 
lung verbunden, daß das Autobahnkreuz sehr nahe 
bei Neu-Ulm gelegen sei. Als Bezeichnung der Re- 
gion eignet sich „Neu-Ulm" sicherlich nicht. 

Bei dieser Sachlage sieht die Bundesregierung 
keinen Anlaß, ihre Entscheidung zu ändern. Im übri- 
gen sind die Beschilderungsarbeiten wegen des be- 
vorstehenden Termins der Verkehrsfreigabe bereits 
weit fortgeschritten. 


Anlage 134 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Mahne auf die Schriftli- 
chen Fragen des Abgeordneten Pelter (SPD) (Druck- 
sache 8/3310 Fragen B 142 und 143): 

Wann ist nunmehr mit dem Ausbau der B 255 zu rechnen, nachdem 
entschieden ist, daß die A48 (Westerwald- Autobahn) nicht gebaut 
wird? 

Wie ist der Stand der Planungen zur Umgehung der Stadt Nastätten 
im Zuge der B 274, und wann ist voraussichtlich mit dem Baubeginn zu 
rechnen? 

Zu Frage B 142: 

Der Bundesminister für Verkehr wird dem Deut- 
schen Bundestag vorschlagen, den Neubau der A 48 
(Westerwald- Autobahn) nicht in den künftigen Be- 


darfsplan aufzunehmen und statt dessen als Ersatz- (C) 
maßnahme aus dem Raum Montabaur — Mogendorf 
bis Langenhahn eine zweistreifige Bundesstraße zu 
bauen. Die Trassenführung bleibt weiteren Untersu- 
chungen Vorbehalten. 

Über den Zeitpunkt der Baudurchführung können 
noch keine Angaben gemacht werden. 

Zu Frage B 143: 

Die Planung für die Südumgehung Nastätten im 
Zuge der B 274 ist mit dem Bundesminister für Ver- 
kehr abgestimmt. Zur Zeit wird das Planfeststel- 
lungsverfahren durchgeführt. Die Maßnahme ist im 
Straßenbauplan enthalten. Mit den Bauarbeiten 
wird begonnen, sobald die Planfeststellung be- 
standskräftig ist. 


Anlage 135 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Mahne auf die Schriftliche 
Frage des Abgeordneten Dr. Wamke (CDU/CSU) 
(Drucksache 8/3310 Frage B 144): 

Welche Gründe haben die Bundesremening veranlaßt eine Zusam- 
menlegung der Omnibusdienste von Balm und Post bei der Deutschen 
Bundesbahn anstelle der Zusammenfassung in einer gemeinsamen öf- 
fentlich-rechtlichen Betriebseinrichtung von Bahn und Post ins Auge zu 
fassen? 

Im Rahmen der 1970 gebildeten „Omnibusver- 
kehrsgemeinschaft Bahn-Post" sind bereits die Ver- 
waltungsstellen beider Sondervermögen auf Bun- 
des- und Bezirksebene zusammengelegt worden. 
Diese Einrichtungen dienten zwar schnellerer ge- 
genseitiger Information, der Abstimmung des Ver- 
kehrsangebots, der Anerkennung von Fahrauswei- 
sen u. ä.; eine nennenswerte Aufwandsminderung 
trat dadurch jedoch nicht ein, weil Betriebsgestal- 
tung und -durchführung Sache der getrennt geführ- 
ten Sondervermögen mit voneinander unabhängi- 
gen Unternehmensorganen und zentraler Leitungs- 
kompetenz blieb und nach den gesetzlichen Vor- 
schriften auch bleiben mußte. 

Im übrigen hat die Bundesregierung bisher weder 
die Bildung eines neuen Bus-Sondervermögens des 
Bundes mit öffentlich-rechtlichen Betriebseinrich- 
tungen noch eine Zusammenlegung der Bundesbus- 
dienste bei der Deutschen Bundesbahn ins Auge ge- 
faßt. Vielmehr hat sie sich für die Bildung einer Bus- 
Unternehmensgruppe mit handelsrechtlichen 
Regionalgesellschaften entschieden und dieses Mo- 
dell in vier größeren Gebieten seit 1976 erfolgreich 
durchgeführt. Allerdings prüfen Deutsche Bundes- 
bahn und Deutsche Bundespost im Auftrag des Bun- 
desministers für Verkehr einen Beschluß der 
Arbeitsgruppe Verkehr der SPD-Bundestagsfrak- 
tion, in dem eine Zusammenlegung bei der Deut- 
schen Bundesbahn empfohlen wird. 

In diese Prüfung, die noch nicht abgeschlossen ist, 
wird auch einzubeziehen sein, daß die Regionalver- 
kehrsgesellschaften in Kiel, Hannover, Köln und 
München bei erheblicher Ausdehnung ihres Ange- 
bots im Linienverkehr 1977 und 1978 über 9 Millio- 
nen DM als Überschuß an die Gesellschafter Bahn 
und Post abgeführt haben. 
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(A) Anlage 136 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Mahne auf die Schriftliche 
Frage des Abgeordneten Dr. Kunz (Weiden) (CDU/ 
CSU) (Drucksache 8/3310 Frage B 145): 

Welche Überlegungen hat die Deutsche Bundesbahn für den Raum 
Weiden angestellt und wie sind die möglichen Auswirkimgen auf die 
dort vorhandenen Arbeitsplätze? 

Für den Weidener Raum bestehen bei der Deut- 
schen Bundesbahn (DB) außer der Ihnen bereits be- 
kannten Auflösung der Verkehrskontrolle (VK) 
keine weiteren Überlegungen, die auf Veränderun- 
gen in der Organisationsstruktur des Weidener 
Raumes abzielen. Unbeschadet dessen ist die DB be- 
müht, ihre Leistungsfähigkeit durch Rationalisie- 
rungen, Organisationsstraffungen und Konzentra- 
tion zu verbessern und dadurch wirkungsvoll zu ei- 
ner längerfristigen Stabilisierung des Unterneh- 
mens beizutragen. 

Die VK Weiden soll nach vorbereitenden Gesprä- 
chen mit der Personalvertretung 1980 aufgelöst wer- 
den. Die dadurch frei werdenden 13 Mitarbeiter 
werden voraussichtlich bei einer der Dienststellen 
in Weiden weiterbeschäftigt 


Anlage 137 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Mahne auf die Schriftli- 
^ ^ eben Fragen des Abgeordneten Dr. Jenninger 
(CDU/CSU) (Drucksache 8/3310 Fragen B 146 und 
147): 

Treffen Presseberichte zu, nach denen die Bundesregierung aus Ratio- 
nalisierungsgründen. weil der Postbetrieb auf die Herstellung und den 
Vertrieb von Markenblocks heute nicht mehr eineestellt sei, mit dem 
Erscheinen des Weihnachtsblocks 1978 die Ausgm>e neuer Blocks bis 
auf weiteres eingestellt hat? 

Wenn ja, wieso hat die Bundesregierung dann zum „Tag der Brief- 
marke 1979“ am 1 1. Oktober 1979 zum ersten Mal einen IQeinbogen her- 
ausgegeben, der in Größe und Form einem Block entspricht? 

Zu Frage B 146: 

Bei der Herstellung von Wertzeichenblockausga- 
ben mit Postwertzeichen, die zum Freimachen von 
Standardbriefsendungen benutzt werden können, 
müssen künftig aus postbetrieblichen Gründen be- 
stimmte Format-Vorgaben eingehalten werden: 

Für die automatische Briefverteilung ist für die 
Freimachung in der rechten oberen Ecke eine fläche 
von 40 mm Breite und mindestens 74 mm Länge vor- 
gesehen. In der Lesezone, die nach unten an die 
Freimachungszone anschließt, dürfen sich rechts 
neben der Aufschrift und in einem Abstand von 
mindestens 2 cm oberhalb und links der Aufschrift 
keine anderen Angaben befinden. Werden diese 
Vorgaben nicht eingehalten, ist die für Standard- 
briefsendungen vorgesehene maschinelle Bearbei- 
tung nicht mehr möglich. 

Postwertzeichen für die Freimachung von Stan- 
dardbriefsendungen, die größer sind als die Freima- 
chungszone, wie z. B. die Blockausgaben, behindern 
die maschinelle Bearbeitung. Um dies zu vermeiden, 
müßte man zur Freimachung solcher Sendungen die 
Wertzeichen aus den Blöcken herauslösen. Leider 


werden jedoch — aus philatelistischem Interesse — (C) 
die Blöcke erfahrungsgemäß ungeteilt auf die Sen- 
dungen geklebt. Deshalb sollen keine Blöcke mit 
Postwertzeichen mehr ausgegeben werden, die sich 
zum Freimachen von Standardbriefsendungen eig- 
nen. 

Ungeteilte Blöcke können demnach ohne Beein- 
trächtigung des Postbetriebs nur zur Freimachung 
von ausreichend großen Briefsendungen verwendet 
werden, die nicht für eine maschinelle Bearbeitung 
vorgesehen sind. Ob für diese Zwecke noch Wert- 
zeichenblöcke herausgegeben werden sollen, muß 
noch geprüft werden. 

Zu Frage B 147: 

Die bis 1978 erschienenen Blockausgaben 

— hatten Formate zwischen 6,0 x 10,0 cm und 
10,5 X 14,8 cm, 

— enthielten eine Marke bzw. bis zu 8 verschiedene 
Marken, 

— wurden nur als Block verkauft. 

Der Kleinbogen „Tag der Briefmarke 1979" 

— hat das Format 9,6 x 20,6 cm 

— enthält 10 gleiche Marken 

— enthält Marken, die auch einzeln verkauft wer- 
den. 

Er weicht also in jeder Hinsicht von den früheren 
Blockausgaben ab. 


(D) 


Anlage 138 


Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Mahne auf die Schriftliche 
Frage des Abgeordneten Dr. Hennig (CDU/CSU) 
(Drucksache 8/3310 Frage B 148): 

Können die Einwohner der Städte Versmold und Borgholzhausen da- 
mit rechnen, zumindest tarifmäßig den übrigen Städten und Gemeinden 
insofern gleichgestellt zu werden, als sie zum Tarif des Nahdienstes mit 
ihrer Kreisverwaltung werden telefonieren können, oder was sonst te- 
deutet die Aussage der Bundesregierung „Unbeschadet dessen wird die 
Deutsche Bundespost zum Nutzen der Runden weiterhin bemüht sein, 
auch nach Einführung des Nahdienstes die Tarifgestaltung der fort- 
schreitenden technisden Entwicklung anzupassen.“ (Deutscher Bun- 
destag, Protokoll vom 14. September 1979, S. 13597 A) konkret? 

Die Städte Versmold und Borgholzhausen sind in- 
sofern den übrigen Städten und Gemeinden gleich- 
gestellt, als nach Einführung des neuen Tarifsystems 
jeder Bürger seine Gemeindeverwaltung zum Nah- 
tarif erreichen kann. Eine weitergehende Zielset- 
zung ist von der Deutschen Bundespost nicht formu- 
liert worden. Anträgen, auch die zugehörige Kreis- 
stadt in den Nahtarif einzubeziehen, konnte wegen 
der notwendigen Einheitlichkeit der Tarifstruktur 
im Bundesgebiet nicht gefolgt werden. 

Das schließt jedoch nicht aus, daß die Deutsche 
Bundespost im Rahmen der wirtschaftlichen Mög- 
lichkeiten wie in der Vergangenheit auch künftig 
die Tarifgestaltung der fortschreitenden technologi- 
schen Entwicklung anpaßt. So ist geplant, die Ver- 
kehrsbeziehungen z. B. zwischen Versmold bzw. 
Borgholzhausen und Gütersloh zeitgleich mit der 
Einführung des Nahtarifs um ein Drittel zu verbilli- 
gen. 
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(A) Anlage 139 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Mahne auf die Schriftli- 
chen Fragen des Abgeordneten Dr. Wittmann 
(München) (CDU/CSU) (Drucksache 8/3310 Fragen 
B 149 und 150): 

In welcher Auflage, mit welchen Kosten xmd mit welcher Kostendek- 
kung wird die Zeitschrift „telepost“ herausgegeben? 

Für welchen Bezieherkreis wird die Zeitschrift „telepost" herausgege- 
ben? 

Zu Frage B 149: 

Die „telepost“, früher „Christi von der Post“, wird 
bereits seit 1961 als Mitarbeiterzeitschrift in einer 
Auflage von rund 500 000 Exemplaren monatlich 
herausgegeben. Die Kosten hierfür betrugen im 
Rechnungsjahr 1978 rund 1,8 Millionen DM. Das 
Heft 10/79 der „telepost” wurde im Umfang erwei- 
tert, inhaltlich überwiegend auf die Kunden der 
Deutschen Bundespost abgestellt und in einer Ge- 
samtauflage von 1 Million Stück als Null-Nummer 
einer eventuellen Kundenzeitschrift herausge- 
bracht. Die Kosten für diese Ausgabe betrugen rund 
588 000 DM. Sie werden aus Mitteln für die Öffent- 
lichkeitsarbeit der Deutschen Bundespost bezahlt. 


Zu Frage B 150: 

500 000 Exemplare der neuen „telepost“ wurden 
wie bisher an die Postangehörigen, 500 000 Stück an 
Postkunden und Meinungsbildner verteilt. Ob in 
dieser oder anderer Form künftig jährlich zwei bis 
(B) drei mal eine Post-Illustrierte für Kunden herausge- 
geben wird, hängt vom Ergebnis einer z. Z. noch lau- 
fenden demoskopischen Umfrage ab. 


Anlage 140 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Mahne auf die Schriftliche 
Frage des Abgeordneten Dr. Wamke (CDU/CSU) 
(Drucksache 8/3310 Frage B 151): 

Hält es die Bundesregierung für rechtlich und politisch einwandfrei, 
fraktionsinteme Meinungsbildungen zur Grundlage von Verwaltungs- 
anordnungen — wie mit Verfügung 123 — 3 B 2631 — 2 des Bundespost- 
ministers vom 14. August 1979 geschehen — zu machen? 

Die Bundesregierung ist durch fraktionsinterne 
Meinungsbildungen rechtlich nicht gebunden. Sie 
hält es jedoch politisch für geboten, die Meinung der 
sie tragenden Fraktionen zu berücksichtigen. 

Mit beidem hat die erwähnte Verwaltungsanord- 
nung unmittelbar nichts zu tun. 

Der Bundesminister für Verkehr muß der Bundes- 
regierung einen Bericht über den Stand der Neuord- 
nung der Omnibusdienste des Bundes vorlegen. Um 
dabei allen politisch relevanten Gesichtspunkten 
gerecht zu werden, wozu selbstverständlich auch die 
Vorstellungen der Koalitionsfraktionen gehören, 
müssen Daten gesammelt werden. Diesem Zweck 
dient die in der Frage erwähnte Verfügung des Bun- 
despostministeriums an die Oberpostdirektionen. 


Anlage 141 (C) 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Dr. Sperling auf die Schrift- 
liche Frage des Abgeordneten Straßmeir (CDU/ 
CSU) (Drucksache 8/3310 Frage B 152): 

es die Bundesregieruiig in Kauf nehmen. daB als Folge der teils 
schon verordneten und .teils geplanten Einführung von Hemingsmeß- 
methoden durch Verdunstungsgeräte nach bisherigen Erfahrungen die 
einen Bewohner einen Teil i&er Räume ganz oder teilweise oder zeit- 
weise unbeheizt lassen und sich für eine Mindesterwärmung auf die 
Heizung der Nachbarn verlassen, die dafür um so mehr Energie ver- 
brauchen und Kosten aufwenden müssen, oder im Wettbewerb der 
Mietparteien um möglichst geringe Rechnxmgen durch Unterkühlung 
Feucntigkeit entsteht das Rohrsystem leidet und Schäden an der Bau- 
substanz eintreten können, die in keinem Verhältnis zur erwartenden 
Energieeinsparung und den Folgekosten stehen? 

Die Bundesregierung hat nicht vorgeschrieben, 
daß der Wärmeverbrauch mit Geräten eines be- 
stimmten Systems erfaßt werden muß. Sie hat auch 
nicht die Absicht, dies in Zukunft vorzuschreiben. 

Der sogenannte „Wärmediebstahl“ und die be- 
haupteten Bauschäden sind für die Bundesregierung 
keine gewichtigen Argumente, weil sie nur unter 
extremen Voraussetzungen oder bei Baumängeln 
von Bedeutung werden können. Ihre Bedeutung 
steht in keinem Verhältnis zu den Energieeinspa- 
rungen, die durch die Abrechnung der Heizkosten 
auf der Grundlage des erfaßten Wärmeverbrauches 
erwartet werden können. 

Im übrigen sind der „Wärmediebstahl“ und et- 
waige Bauschäden Erscheinungen, die auch bei 
Wohnungen mit Öfen oder Etagenheizung auftreten 
können und daher nicht den zentralen Heizungsan- 
lagen, geschweige denn der Erfassung des Wärme- 
verbrauches in diesen Anlagen angelastet werden (D) 
dürfen. 

Anlage 142 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Dr. Sperling auf die Schrift- 
lichen Fragen des Abgeordneten Müller (Berlin) 
(CDU/CSU) (Drucksache 8/3310 Fragen B 153 
und 154): 

Warum übergeht die Bundesregierung bei ihren Maßnahmen zum 
Zwangseinbau von Heizwärmemessem die dagegen vorgebrachten Ein- 
wendungen des Deutschen Mieterbunds und von Verbänden sowohl ge- 
meinnütziger Wohnungsbaugesellschaften und -genossenschaften als 
auch privater Hausbesitzer, nachdem sich Untemelunungen nach jahre- 
langer Erprobung wegen ihrer schlechten Erfahrungen bereits wieder 
zum Ausbau der Geräte entschlossen haben? 

Hat die Bundesregierung bei ihren Maßnahmen zum Einbau von 
Thermostaten und Heizwärmemessem berücksichtigt, daß für die Inve- 
stition der Geräte und später für ihre Kontrolle in Verbindung mit dem 
umständlichen Ablese- und Kostenverteilungsverfahren ein beträchtli- 
cher neuer sachlicher und personeller Verwaltungsaufwand entsteht, 
dessen Mehrkosten die Mieten und die Wohngelder außer Verhältnis 
zum wirklichen Nutzen erhöhen? 

Zu Frage B 153: 

Die Bundesregierung hat sich eingehend mit den 
Einwendungen befaßt, die gegen die Erfassung des 
Wärmeverbrauches in Wohnungen vorgetragen 
werden. 

Vor die Frage gestellt, geringfügige Ungenauig- 
keiten bei der Erfassung des Wärmeverbrauches in 
Kauf zu nehmen oder auf eine wesentliche Einspa- 
rung von Heizenergie zu verzichten, hat die Bundes- 
regierung der Einsparung von Heizenergie den Vor- 
rang gegeben. 
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(A) Zu Frage B 154: 

Die Bundesregierung hat die Wirtschaftlichkeit 
der auf dem Markt eingeführten Geräte zur Erfas- 
sung des Wärmeverbrauchs untersuchen lassen. Als 
Ergebnis kann festgestellt werden, daß alle Geräte 
wirtschaftlich sind, aber Unterschiede im Verhältnis 
von Nutzen zu Kosten bestehen. Das günstigste Ver- 
hältnis ist bei den Heizkostenverteilern nach dem 
Verdunstungsprinzip zu erwarten. 

Es kann jedoch nicht ausgeschlossen werden, daß 
einzelne Mieter in Zukunft mehr als bisher bezahlen 
müssen, weil sie durch den erfaßten Wärmever- 
brauch mit höheren Kostenanteilen belastet wer- 
den. 


Anlage 143 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Dr. Sperling auf die Schrift- 
liche Frage des Abgeordneten Kittelmann (CDU/ 
CSU) (Drucksache 8/3310 Frage B 155): 

Bedenkt die Bundesreraerung bei ihren erlassenen oder geplanten 
Verordnunoen über die Abrechnung von Heizkosten, daß «m der Süd- 
seite eines Gebäudes 20 Grad und an der nördlichen Hofseite zur selben 
Zeit und bei gleicher Wärmeabgabe der Heizkörper nur 14 Grad herr- 
schen können, und ob es nicht in hohem Maße unsozial ist, den ohnehin 
weniger begünstigen Bewohnern der Nord-, Wetter-, Hof- und Wind- 
seiten auch noch höhere Heizkosten aufzubürden, wenn auch sie eine 
Temperatur von 20 Grad haben wollen? 

Die Bundesregierung hat bisher eine Verordnung 
(B) zur Änderung der II. Berechnungsverordnung und 
der Neubaumietenverordnung 1970 vom 22. Juni 
1979 erlassen. Sie ist auf preisgebundene Wohnun- 
gen, insbesondere Sozialwohnungen anzuwenden. 

Durch die Verordnung werden die Vermieter ver- 
pflichtet, Geräte zur Erfassung des Wärmever- 
brauchs in den Wohnungen zu installieren und über 
die Heizkosten unter Berücksichtigung des erfaßten 
Verbrauches abzurechnen. Die Heizkosten sind je- 
doch nicht nur nach dem erfaßten Verbrauch umzu- 
legen. Mindestens 40 v. H. und höchstens 60 v. H. der 
Heizkosten werden nach einem festen Maßstab, in 
der Regel nach der Wohnfläche der beheizten 
Räume umgelegt. 

Der nach einem festen Maßstab aufzuteilende 
Teil der Heizkosten soll die sogenannten festen 
Kosten und den Teil der Brennstoffkosten decken, 
der durch Bereitschaftsverluste im Kessel und durch 
Verluste im Rohrnetz entsteht. Er dient darüber hin- 
aus auch zum Ausgleich der angesprochenen lage- 
bedingten Vor- und Nachteile der einzelnen Woh- 
nungen. 

Die Vor- und Nachteile der einzelnen Wohnun- 
gen hängen von vielen Faktoren ab und lassen sich 
deshalb nicht mit starren Regeln berücksichtigen. 
Aus diesem Grunde ist in der Verordnung ein Spiel- 
raum zwischen 40v.H. und 60v.H. eingeräumt. 
Sollte die obere Grenze des Rahmens im Einzelfall 
nicht zum Ausgleich ausreichen, liegt dies mit größ- 
ter Wahrscheinlichkeit an den auf diese Weise 
deutlich werdenden Mängeln des Hauses. Sie soll- 
ten dringend beseitigt werden. 


Anlage 144 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Dr. Sperling auf die Schrift- 
liche Frage des Abgeordneten Straßmeir (CDU/ 
CSU) (Drucksache 873310 Frage B 156): 

Welche Folgerungen cedenkt die Bundesregierung daraus zu ziehen, 
daß auf der Grundlage älteren oder des von ihr gesetzten Bundesrechts 
Vermieter sogenannter Altbauten, deren Mieter dem Einbau von Wär- 
memeßgeräten widersprochen haten, Anträge auf behördliche Geneh- 
migimg oei einer Stadtverwaltung mit der Begründung einer vorteilhaf- 
ten Verbesserung bewilligt erhalten und bei einer anderen Verwaltung 
gleiche Anträge mit dem Hinweis abgelehnt werden, daß weder eine 
Verbesserung eintritt noch eine nachhaltige Energieeinsparung zu er- 
warten ist da sie lediglich die verbrauchte Enerke messen, aber den 
Energieverbrauch nicht reduzieren? 

Die angesprochene Problematik kann sich nur in 
Berlin ergeben; denn die rechtliche Grundlage der 
Entscheidungen der Stadtverwaltung ist die Altbau- 
mietenverordnung Berlin. 

Die Bundesregierung hat nicht die Möglichkeit, 
auf eine einheitliche Handhabung dieser Verord- 
nung in der Verwaltung hinzuwirken. Sie hat jedoch 
die Absicht, auch für die Altbauwohnungen in Ber- 
lin vorzuschreiben, daß der Wärmeverbrauch zu er- 
fassen und der Abrechnung der Heizkosten zu- 
grunde zu legen ist, sobald sie die gesetzliche Er- 
mächtigung erhalten hat. Die gesetzliche Ermächti- 
gung soll durch eine Änderung des Energieeinspa- 
rungsgesetzes herbeigeführt werden. Der Entwurf 
des Gesetzes ist eingebracht. 


Anlage 145 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Dr. Sperling auf die Schrift- 
lichen Fragen des Abgeordneten Amrehn (CDU/ 
CSU) (Drucksache 8/3310 Fragen B 157 und 158): 

In welcher Weise gedenkt die Bundesregierung bei ihren gesetzli- 
chen Maßnahmen zur Einsparung von Energie in Mehrfamiliennäusem 
der Tatsache zu begegnen, daß \^rdunstungsmesser nicht geeicht wer- 
den können, nach Angaben der Hersteller von vornherein Meßfehler 
bis zu 10 V. H. aufweisen und nicht den tatsächlichen Wärmeverbrauch 
für einen Gesamtraum messen, sondern hinter Gardinen oder Schutzgit- 
tern den dort eintretenden Wärmestau messen und so ein scheinbar ge- 
rechteres System zu noch OTÖßeren Ungerechtigkeiten als eine Kosten- 
verteilung nach Wohnflächen führt? 

Hat die Bundesregierung bei ihren gesetzlichen Maßnahmen zur Ein- 
sparung von Energie in Mehrfamilienhäusern auch die Tatsache be- 
rücksichtigt daß Verdunstungsmesser auf Grund des Wärmestaus den 
Verbrauch zu hoch anzeigen, oder selbst dann, wenn die Heizung nicht 
in Betrieb ist Verbrauch anzeigen, weil die vom Warmwasserrohr er- 
wärmte Wand oder Sonneneinstrahlung im Obergeschoß Mehrflüssig- 
keit verdunsten läßt und es auch somit zu größeren Ungerechtigkeiten 
kommen kann? 

Zu Fragen B 157 und 158: 

Die angesprochenen Heizkostenverteiler nach 
dem Verdunstungsprinzip sind zwar keine Meßge- 
räte für Wärme. Aber sie eröffnen eine einfache und 
preiswerte Möglichkeit, die Heizkosten unter Be- 
rücksichtigung des individuellen Verbrauches zu 
verteilen. 

Durch diese Verteilung wird deutlich, daß es sich 
lohnt, sparsam zu heizen. Das ist eine wesentliche 
Voraussetzung für die erforderliche Einsparung von 
Heizenergie. 

Die systemimmanenten Probleme der Heiz- 
kostenverteiler sind aus zahlreichen Untersuchun- 
gen bekannt. Sie können im Rahmen einer Antwort 
auf eine schriftliche Anfrage nicht im einzelnen ab- 
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(A) gehandelt werden. Als Ergebnis ist herauszustellen: 
Die Fehler halten sich in tolerablen Grenzen. 

Die mittlere Abweichung der Verteiler in einer 
Wohnung kann bis zu ± 6v.H. betragen. Sie kann 
sich im ungünstigsten Fall mit ± 3,6 v. H. auf die Ab- 
rechnung der Heizkosten auswirken, weil nur maxi- 
mal 60 v.H, der gesamten Heizkosten nach der An- 
zeige des Verbrauchs umgelegt werden dürfen. 

Allerdings erhöhen Heizkörperverkleidungen 
und geschlossene Vorhänge vor Heizkörpern die 
Anzeige. Dies kann unter dem tragenden Gesichts- 
punkt der Energieeinsparung in Kauf genommen 
werden, weil die Verkleidungen tmd Vorhänge die 
Abstrahlung der Wärme in den Raum verhindern 
und damit den Wärmeverbrauch nicht unwesentlich 
erhöhen. Die Verbraucher werden von den Fachfir- 
men auf die erhöhte Anzeige hingewiesen. 


Anlage 146 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Dr. Sperling auf die Schrift- 
lichen Fragen des Abgeordneten Dr* Laufs (CDU/ 
CSU) (Drucksache 8/3310 Fragen B 159 und 160): 

Was hat die Bundesregierung unternommen, um zur Durchführung 
des Enermeeinsparungsgesetzes vom 30. Juni 1979 ein einfaches und in 
den Bundesländern einheitliches Bewilligungsverfahren für die Zulage 
einzuführen, wie es angekündigt, aber nicht verwirklicht worden ist? 

Wieviel Richtlinien und Erlasse des Bundes sind zur Durchführung 
des Energieeinsparungsgesetzes vom 30. Juni 1979 bisher ergangen? 

Wegen des Sachzusammenhanges möchte ich die 
Fragen zusammen beantworten. 

Das Energieeinsparungsprogramm nach dem Mo- 
dernisierungs- und Energieeinsparungsgesetz 
(i. d. F. vom 12. Juli 1978) wird von den Ländern in 
eigener Zuständigkeit durchgeführt Auf das Bewil- 
ligungsverfahren hat die Bundesregierung keine un- 
mittelbaren Einwirkungsmöglichkeiten; es gibt des- 
halb keine Richtlinien oder Erlasse des Bundes zur 
Durchführung des Modernisierungs- und Energie- 
einsparungsgesetzes. 

Im Zuge der Verhandlungen über die ergänzende 
Verwaltungsvereinbarung zwischen, Bund und Län- 
dern zum Modernisierungs- und Energieeinspa- 
rungsgesetz hat sich der Bundesbauminister bemüht, 
die Länder zu möglichst einheitlichem Vorgehen bei 
der Bewilligung der Förderungsmittel zu bewegen. 
Wichtigstes Ergebnis dieser Bemühungen ist, daß 
alle Länder einen einheitlichen Mindestkatalog mit 
förderbaren Maßnahmen in ihre Richtlinien auf ge- 
nommen haben. 


Anlage 147 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Mahne auf die Schriftli- 
chen Fragen des Abgeordneten Dr* Friedmann 
(CDU/CSU) (Drucksache 8/3310 Fragen B 161, 162 
und 163): 

Gibt es eine Absprache bzw. eine stille Diüdimc zwischen deutschen 
und französischen Instanzen dahin gehend, daß die französische Seite 


auf den Bau einer Staustufe bei Neuburgweier verzichten würde, wenn (Q) 
die deutsche Seite akzeptiert daß die französische Kali-Industrie ihre '' ^ 
salzhaltigen Abwässer weiterhin gegenüber dem Kaiserstuhl in den 
Rhein leiten darf? 

Beabsichtig die Bundesregierung, dem Lahd Baden-Württemberg 
von der Durcnführung eines Planfeststellungsverfahrens in Verbindung 
mit dem offensichtlich nicht mehr für notwendig gehaltenen Neubau ei- 
ner Staiistide Neuburgweier abzuxaten, nachdem sie (vgL Fragestunde 
vom Gw August 1979) soldies HanfeststeHungsverfahren aus techni- 
schen Gründen nicht mehr für notwendig hSh? 

Welchen Umfang wmden die Polderflächen in Verbindung mit einer 
etwaigen Staustufe Neuburgweier im Raum Rastatt haben und um wie- 
viel werden diese größer oder kleiner sein, je nachdem, ob die Staustufe 
gebaut wird oder nicht? 

Zu Frage B 161: 

Es gibt keine solche Absprache oder stille Dul- 
dung zwischen der deutschen und französischen 
Verwaltung. 

Zu Frage B 162: 

Die Durchführung von Planfeststellungsverfahren 
für den Ausbau von Bundeswasserstraßen ist nach 
dem Bundeswasserstraßengesetz Aufgabe des Bun- 
des. Da in der Geschiebezugabe eine bessere Alter- 
native zur Staustufe gefunden ist, sollte nach Auffas- 
sung der Bundesregierung auf den Bau der Staustufe 
Au-Neuburg und folglich auf das entsprechende 
Planfeststellungsverfahren verzichtet werden. Der 
Verzicht gehört daher zu Vorschlägen, die der fran- 
zösischen Seite unterbreitet wurden. 

Zu Frage B 163: 

Im Raum Rastatt würden beim Bau einer Stau- 
stufe Au-Neuburg Retentionspolder mit einem 
Rückhaltevolumen von rd. 41 Millionen m^ geschaf- 
fen werden. Bei Verzicht auf die Staustufe Au-Neu- (D) 
bürg verringert sich das insgesamt erforderliche 
Poldervolumen um etwa 10 Millionen m^. Das Land 
Baden-Württemberg prüft zur Zeit, ob für die restli- 
chen 31 Millionen m^ oberhalb im Bereich der stau- 
geregelten Rheinstrecke Poldervolumen'T3ereitge- 
stellt werden können. 


Anlage 148 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Dr. Sperling auf die Schrift- 
liche Frage des Abgeordneten Dr. Jahn (Münster) 
(CDU/CSU) (Drucksache 8/3310 Frage B 164): 

Ist der Bundesre^enmg bekannt daß gerade Hobl^äume und Spiel- 
räume, die durch Nemassung des § 42 Absatz 4 Ziffer 3 der Zweiten 
Bereclmungsverordnung gefördert werden sollten, nach den Bauord- 
nungen einzelner Länder (z. B. Nordrhein- Westfalen, Bayern, Hessen, 
Rheinland-Pfalz) durchaus zulässig sein können mit der Konsequenz, 
daß es in diesen Ländern entgegen der Intention des Verordnungsge- 
bers doch zu einer hälftigen A^echnung der Wohnfläche dieser Räume 
kommen kann, und ist die Bundesregierung bereit dieser Gefahr bei der 
erforderlichen Neufassimg der Verwaltungsanordnung über die Aner- 
kennung steuerbegünstigter Wohnungen und über die Grundsteuerver- 
günstigung nach dem 11. Wohnungsbaugesetz Rechnung zu tragen? 

Hobby- und Spielräume sind Räume, die nach dem 
Sprachgebrauch der Bauordnungen zum nicht nur 
vorübergehenden Aufenthalt von Menschen be- 
stimmt sind oder nach Lage und Größe als Aufent- 
haltsrämne benutzt werden können. Sie müßten den 
Anforderungen des materiellen Bauordnungsrechts 
für Aufenthaltsräume genügen. Genügen sie diesen 
Anforderungen nicht, gehört ihre Grundfläche nach 
§ 42 Absatz 4 Ziffer 3 der Zweiten Berechnungsver- 
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(A) Ordnung nicht zur Wohnfläche, und zwar auch dann 
nicht, wenn ihre Nutzung vom Bauordnungsamt ge- 
stattet worden ist. 

Die Anrechnung der Grundfläche kann sich nur 
auf die objektiven Kriterien des Bauordnungsrech- 
tes für zulässige Räume, nicht auf die Ermessensent- 
scheidung der Bauordnungsämter gründen, zumal 
diese Entscheidungen zum Zeitpunkt der Bewilli- 
gung der öffentlichen Mittel oder bei der Anerken- 
nung als steuerbegünstigt nicht immer vorliegen 
werden. 

Dessenungeachtet hat die Bundesregierung die 
Absicht, bei der Neufassung der Verwaltungsanord- 
nung eine Interpretationshilfe zu geben. 


Anlage 149 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Dr. Kreutzmann auf die 
Schriftliche Frage des Abgeordneten Lintner (CDU/ 
CSU) (Drucksache 8/3310 Frage B 165): 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß vor kurzem am DDR-Grenz- 
übergang Eisfeld eine Frau und ihre beiden Kinder aus der Bundesrepu- 
blik Deutschland wegen zweier präparierter Vögel und einer alten Ta- 
schenuhr 12 Stunden lang festgehalten worden sind und der Ehemann 
wesen angeblicher nicht vollständiger Ausfüllung einer Zollerklärung 
now 150W) DM Geldstrafe zahlen mußte, und stellt dieser Vorfall für 
die Bundesregierung einen Anlaß dar, von den DDR-Behörden zu ver- 
langen, solche Praktiken einzustellen und künftig keine derart überhöh- 
ten Geldstrafen mehr zu verlangen? 

Der Bundesregierung ist vor ca. einem Monat 
durch einen Bericht der Grenzpolizeistelle Rotten- 
bach ein Fall bekanntgeworden, der mit dem von Ih- 
nen geschilderten Sachverhalt identisch sein könn- 
te. 

Bisher konnte der Angelegenheit mangels einer 
entsprechenden Bitte sowie näherer Informationen 
durch die Betroffenen nicht weiter nachgegangen 
werden. 

Ich bin gern bereit, dem Fall nachzugehen, wenn 
die Betroffenen dies wünschen. Voraussetzung wäre 
aber, daß mir die Unterlagen zugänglich gemacht 
werden, damit eine Prüfung in bezug auf eine et- 
waige Intervention gegenüber den DDR-Stellen 
möglich ist. 


Anlage 150 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Dr. Kreutzmann auf die 
Schriftliche Frage des Abgeordneten Dr. Hupka 
(CDU/CSU) (Drucksache 8/3310 Frage B 166): 

Welche Filme sind nach der jüngsten Ausmusterung im Gesamtdeut- 
schen Institut zu den Themen 17. Juni 1953, 13. August 1961, Erziehung 
der Jugend zu Haß, Berliner Blockade, Emst Reuter als »zeitgerecht“ ab- 
rufbar? 

Filme, die die BfgA zur Verfügung stellt, sind ei- 
nes von mehreren Hilfsmitteln für die politische Bil- 
dungsarbeit. 

Der Filmkatalog des Gesamtdeutschen Instituts 
— eine Vorschlagsliste der umfassend verwertbaren 
und aktuellen Filme — enthält zu folgenden von Ih- 


nen genannten Themen 17. Juni 1953, 13. August (Q 
1961, Berliner Blockade, Emst Reuter die Filme: 

„Berlin 1945—1970" 

„20 Jahre DDR" 

„Gedenktag" 

„Praxis der Berlin-Regelung" 

Die verschiedenen Themenbereiche, insbeson- 
dere das Bildungs- und Erziehungssystem der DDR 
und seine Zielsetzungen, werden vor allem in vom 
BMB geförderten oder von der BfgA selbst veran- 
stalteten Seminaren dargestellt und in Publikatio- 
nen, die vom Ministerium herausgegeben oder als 
Verlagswerke angekauft wurden. 

Weitere Filme zu den angefragten Themenkrei- 
sen, die jedoch kein zeitgerechtes Bild der angespro- 
chenen Thematik mehr geben, werden als Archiv- 
filme im Gesamtdeutschen Institut aufbewahrt und 
können weiterhin entliehen werden, sofern die Li- 
zenzen nicht abgelaufen und die Kopien noch tech- 
nisch einwandfrei sind. Veraltete Filme sind jedoch 
in den meisten Fällen nur als Ergänzung aktueller 
Darstellungen — als historisches Zeitbild — sinn- 
voll. 


Anlage 151 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Dr, Kreutzmann auf die 
Schriftliche Frage des Abgeordneten Gobrecht 
(SPD) (Drucksache 8/3310 Frage B 167): 

Hat die Bundesregierung die begründete Hoffnung, daß ein in näch- 
ster Zeit eventuell stattfindendes Gespräch zwischen Bundeskanzler 
Schmidt und SED-Sekretär Honecker eine für die Verbesserung und Er- 
leichterung des Reiseverkehrs in die DDR „erfolgversprechende" Situa- 
tion im Sinne der Antwort auf meine Frage vom 21. April 1978 (Drucksa- 
che 8/1728, Nr.A80) schafft und treffen Berichte im „Hamburger 
Abendblatt“ vom 15. Oktober 1979 zu, wonach die Bundesregierung für 
ein derartiges Gespräch bereits ein Verhandlungspaket geschnürt hat 
das u. a. eine Einbeziehung Hamburgs in den „deinen Grenzverkehr" 
von Ost nach West vorsieht? 

Nach Informationen, die der Bundesregierung zu- 
gegangen sind, soll die DDR beabsichtigen, in Kürze 
die Reiseberechtigung für die Teilnahme am grenz- 
nahen Verkehr mit der DDR auf alle Bewohner der 
Landkreise Hannover, Holzminden, Main-Kinzig- 
Kreis, Marburg-Biedenkopf und Soltau-Fallingbo- 
stel auszudehnen. 


Anlage 152 

Antwort 

des Staatsministers Frau Dr. Hamm-Brücher auf die 
Schriftliche Frage des Abgeordneten Dr, Wittmann 
(München) (CDU/CSU) (Drucksache 8/3310 Frage 
B 168): 

Hat die Bundesregierung Anhaltspunkte, daß der Vatikan bei der Ein- 
teilung der Diözesen in Deutschland eine Anpassimg an die derzeitige 
innerdeutsche Grenze vomimmt? 

Ihre Frage beantworte ich mit nein. 
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(A) Anlage 153 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Stahl auf die Schriftlichen 
Fragen des Abgeordneten Dr. Riesenhuber (CDU/ 
CSU) (Drucksache 8/3310 Frage B 169 und 170): 

Hat die Bundesregierung an das Institut für Energie- und Umweltfor- 
schung, Heidelberg, außer einem Forschungsauftrag über ca. 850000 
DM zur Ubeiprüfung von radioaktiven Emissionen Mi Kernkraftwer- 
ken, weitere Forschungsvorhaben vergeben bzw. beabsichtigt sie, dies 
zukünftig zu txin? 

Hält die Bundesregierung die Vergabe des genannten Auftrags für 
sachgerecht und vertrauenE^affend, angesichts der Tatsache, daß dem 
leitenden Mitarbeiter des Instituts, DipL-Biologen Dieter Teufel, wäh- 
rend der Verhandlungen über das Kernkraftwerk Leibstadt (Schweiz) 
von Frau Prof. Dr. Fritz-Niggli — einer international anerkannten Ex- 
pertin vom Strahlenbiolomschen Institut der Universität Zürich — be- 
scheinigt worden ist daß die Expertise des Herrn Teufel .keine wissen- 
schaftliche Arbeit darstelle, sondern ein subjektives Elaborat offen- 
kundlich mit der Idee, Laien zu verunsichern und mit pseudowissen- 
schaftlichen Darstellungen falsche Vorstellungen zu erwecken*, und 
daß ,4iese Art des VorgÄens nur als wissenschmtliche Kriminalität be- 
zeichnet werden könne, die bislang nicht bekannt war*? 

Die Bundesregierung hat über den in Ihrer An- 
frage erwähnten Forschungsauftrag hinaus keine 
weiteren Aufträge an das Institut für Energie- und 
Umweltforschung Heidelberg vergeben. Es ist zur 
Zeit auch keine weitere Auftragsvergabe vorgese- 
hen. 

Bei der Vergabe von Forschungsaufträgen achtet 
die Bundesregierung darauf, daß die technischen 
und wissenschaftlichen Voraussetzungen für die 
sachgerechte Durchführung gegeben sind und somit 
ein erfolgreicher Abschluß des Auftrages erwartet 
werden kann. In dem hier vorliegenden Fall wurden 
diese Voraussetzungen vom Projektträger GRS (Ge- 
sellschaft für Reaktorsicherheit GmbH) geprüft. Al- 
lerdings wurde hierbei die wissenschaftliche Quali- 

(B) fikation jedes einzelnen Mitarbeiters des Instituts 
ebensowenig wie in vergleichbaren anderen Fällen 
untersucht. 

Die GRS hat die sicherheitstechnische Relevanz 
des Forschungsthemas bescheinigt und die Durch- 
führung der beantragten Arbeiten empfohlen. 

Das dreijährige Vorhaben wird vom Projektträger 
während der gesamten Laufzeit wissenschaftlich be- 
gleitet und die Forschungsergebnisse ebenso kri- 
tisch hinsichtlich ihrer wissenschaftlichen Aussage 
geprüft, wie dies auch in anderen Fällen üblich ist. 

Anlage 154 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Stahl auf die Schriftliche 
Frage des Abgeordneten Dr. Kunz (Weiden) (CDU/ 
CSU) (Drucksache 8/3310 Frage B 171): 

Welche Ve^suchs^e^lkto^en und Prototypen natriumgekühlter 
,3chneller Brüter“ sind der Bundesregierung bekannt, wie lange und mit 
welchem Ergebnis funktionieren oder funktionierten sie? 


Folgende mit Natrium gekühlte Schnellbrutreak- 
toren sind in Betrieb bzw. im Bau bzw. geplant: 



Anlage 

Land 

Leistung 

(MWel) 

Betriebs- 

beginn 


EBR 1/ 

EBR II 

USA 

0,2/20 

1951/1965 


DER 

GB 

15 

1962 bis 
1978 

Versuchs- 

reaktoren 

Rapsodie 

(Fort) 

F 

(40 th) 

1967 


BR-5/ 

BOR 60 

UdSSR 

(5th)/20 

1960/1969 



Anlage 

Land 

Leistung 

(MWel) 

Betriebs- 

beginn 


KNK 1/ 

D 

20 

1973/1977 


KNK II 
JOYO 

JAP 

(100 th) 

1977 


FFTF 

USA 

(400 th) 

1979 


BN 350 

UdSSR 

150’) 

1973 


Ph6nix 

F 

233 

1974 


PFR 

GB 

254 

1974 

Leistungs- 

BN600 

UdSSR 

600 

1979 

reaktoren 

SNR 300 

D 

295 

1983 


Super 

Ph6nix 

F 

1200 

1983 


CRBR 

USA 

350 

(offen) 


Monju 

JAP 

300 

1986 


BN 1600 

UdSSR 

1600 

(?) 


*) zuzüglich Trinkwassergewinnung durch Meer- 
wasserentsalzung 

Der Betrieb dieser Anlagen hat gezeigt, daß Schnell- 
brüterkraftwerke dieser Leistungsgröße sicher und zu- 
verlässig gebaut imd betrieben werden können. 

Anlage 155 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Brück auf die Schriftliche 
Frage des Abgeordneten Niegel (CDU/CSU) (Druck- 
sache 8/3310 Frage B 172): 

Welche finanziellen Hilfen hat die Bundesrepublik Deutschland für 
die Republik Türkei seit Bestehen der Bundesregierung geleistet? 

Die Republik Türkei hat seit 1958 von der Bundes- 
republik Deutschland folgende finanzielle Hilfen er- 
halten: 

a) An öffentlicher Finanzhilfe 3,143 Mrd. DM ein- 
schließlich der multilateralen Hilfsaktion 1979 in 
Höhe von 380 Millionen DM; davon entfielen 1 752,3 
Millionen DM auf projektbezogene Kredite, 1 053,9 
Millionen DM auf Warenkredite und 357 Millionen 
DM auf Stabilisierungskredite (1958 und 1960). 

b) Aus dem Kreditsonderfonds zur Reintegration 
von türkischen Arbeitnehmern wurden bisher 7,5 
Millionen DM bereitgestellt; außerdem werden wei- 
tere 3,5 Millionen DM bis Ende 1979 geleistet. 

c) Im Bereich der Technischen Zusammenarbeit 
im weiteren Sinne einschließlich sonstiger Zuwen- 
dungen betragen die Leistungen 341,4 Millionen 
DM (Stichtag: 31. 7. 1979). 

d) Die Verteidigungshilfe (seit 2. 4. 1964) umfaßt 
ein Volumen von 800 Millionen DM. Darüber hinaus 
wurde unentgeltliche Materialhilfe (aus Überschuß- 
beständen der Bundeswehr) in nicht zu beziffernder 
Höhe geleistet. 

e) Der Beitrag der Bundesrepublik Deutschland zu 
den Sonderdarlehen der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft an die Republik Türkei (1. Finanzpro- 
tokoll vom 12. September 1963; 2. Finanzprotokoll 
vom 23. November 1970) beläuft sich auf Gesamtzu- 
sagen in Höhe von insgesamt 472,6 Millionen DM 
(Auszahlung bis 31. Dezember 1978 389,6 Millionen 
DM). 

f) Das Umschuldungsvolumen zur Erleichterung 
der türkischen Zahlungsbilanz beläuft sich seit 1963 
auf insgesamt 1,426 Mrd. DM. 




